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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A. in Civilſachen. 
1; 


Richtiger Knebelungsvertrag. Anfechtung franduloſer 
Veränßerungen der offenen Handelsgeſellſchaft durch 
den Privatglünbiger eines Geſellſchafters. 


Die Klrin. hat ſich gemäß § 771 ZPO. gegen Pfän⸗ 
dungen des Bekl. gewendet mit der Behauptung, daß ſie 
die gepfändeten Gegenſtände von der Firma Gebr. L., einer 
Kolonialwarenhandlung in St., zu Eigentum erworben 
habe. Früher war der Vater der Klrin., W. L., Alleinin⸗ 
haber dieſer Firma; ſpäter wurde ſie eine offene Handels⸗ 
geſellſchaft, als deren Teilhaber ſeit Januar 1915 zwei 
Brüder der Klrin., R. L. und E. L., im Handelsregiſter 
eingetragen find. Der Bekl. hatte im November und De- 
zember 1914 gegen R. L. und gegen O. St., den Buchhal⸗ 
ter der Firma Gebr. L., mehrere rechtskräftig gewordene 
Vollſtreckungstitel wegen fälliger Wechſelforderungen erwirkt. 
Mit dieſen Titeln ließ er in den Geſchäftsräumen der Firma 
Gebr. L. am 5. und 24. Februar 1915 Geſchäftseinrichtungs⸗ 
gegenſtände, am 10. März 1915 Warenvorräte pfänden und 
am 20. März 1915 ſämtliche gepfändeten Gegenſtände nach⸗ 
pfänden. Die Klrin. hat beantragt, alle Pfändungen für 
unzuläſſig zu erklären; ſie hat behauptet, daß ſie die Ge⸗ 
ſchäftseinrichtung durch Vertrag vom 26. Februar 1914 und 
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die am 15. März 1915 gepfändeten Waren durch Vertrag 
vom 24 Februar 1915 von der Firma Gebr, L. zur Siche⸗ 
rung der in den Verträgen bezeichneten Darlehensforderun⸗ 
gen übereignet erhalten habe. Der Bekl. hat dagegen gel⸗ 
tend gemacht, daß die Uebereignungen an die Klrin., durch 
welche zuſammen mit anderen Kreditmaßnahmen der Firma 
Gebr. L. deren wirtſchaftliche Exiſtenz vernichtet worden ſei, 
als gegen die guten Sitten verſtoßend nichtig ſeien. Auch 
hat er am 17. Mai 1915 die beiden Verträge auf Grund 
von $ 3 Ziff. 1 bis 3 AnfGeſ. angefochten. Das Landge⸗ 
richt hat die Klage abgewieſen. Die Berufung der Klrin. 
iſt zurückgewieſen worden aus folgenden 
Gründen: 

In dem Vertrag vom 26. Februar 1914 hat die da⸗ 
malige Firma Gebr. L. der Klrin. zur Sicherung einer Dar: 
lehensforderung von 10 000 M. ihre jeweiligen Geſchäfts⸗ 
ausſtände (ihre ſämtlichen Außenſtände laufend) abgetreten 
und ihre geſamte Geſchäftseinrichtung zu Eigentum übertragen. 
Zur Anfechtung der Uebereignung auf Grund des AnfGeſ. 
iſt der Bekl. nicht berechtigt, weil er gegen W. L., der als 
damaliger Alleininhaber der Firma die Veräußerung aus 
feinem Vermögen vorgenommen hat, keinen Vollſtreckungs⸗ 
titel, ja nicht einmal eine Forderung beſitzt (AnfGeſ. § 2). 
Es fragt ſich ſonach, ob die Uebereignung gegen die guten 
Sitten verſtößt. Allerdings kann vorliegend die vom RG. 
Jur W. 1915 S. 30 herangezogene Vorſchrift des § 826 
BGB. nicht zur Anwendung kommen, da der Bekl., wie 
ſchon geſagt, nicht zu den Gläubigern des W. L. gehört und 
daher durch die Veräußerung nicht geſchädigt iſt. Allein 
wenn eine Sicherungsübereignung in ſittenwidriger Weiſe 
vorgenommen wird, ſo iſt es gerade das dingliche Geſchäft, 
dem der Verſtoß gegen die guten Sitten anhaftet und das 
gem. § 138 Abf. 1 BGB. von der Nichtigkeit betroffen 
wird. Trifft dies hier zu, ſo iſt die Klrin. nicht Eigen⸗ 
tümerin der Geſchäftseinrichtung geworden und dies kann 


ihr der Bekl. entgegenhalten, obwohl er ſelbſt weder Voll⸗ 
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ſtreckungstitel noch Forderung gegen den Veräußerer hat 
und durch die Veräußerung nicht benachteiligt iſt. Mit 
Recht hat das Landgericht die Nichtigkeit der Uebereig⸗ 
nung angenommen. Die Firma Gebr. L. hatte ſchon im 
Jahre 1913 wegen Zahlungsſchwierigkeiten von ihrem 
Buchhalter St. M. 26 000 aufgenommen. Zur Sicherheit 
übertrug ſie ihm am 26. Februar ihr ganzes gegenwärtiges 
und zukünftiges Warenlager zu Eigentum. Am gleichen 
Tage wurden der Klrin., welche gleichfalls größere Be⸗ 
träge hergegeben hatte, die gegenwärtigen und künftigen 
Geſchäftsausſtände der Firma abgetreten und deren ganze 
Geſchäftseinrichtung übereignet. Außerdem wurde ihr im 
Mai 1914 auf einem Grundſtück des Firmeninhabers eine 
Hypothek über M. 60 000 eingetragen, ſo daß nunmehr 
deſſen ganzer Grundbeſitz teils bis nahe an die Schätzungs⸗ 
grenze, teils weit darüber hinaus belaſtet war. Dazu kommt, 
daß im April 1914 W. L. die Geſchäftsräume der Firma 
an ſeinem Sohn R. L. und den Buchhalter St. vermie⸗ 
tet und auch ſo ſeinen Gläubigern den Zugriff auf das Ge⸗ 
ſchäfsvermögen unmöglich gemacht hatte. Die geſchilderten 
Maßnahmen hatten zur Folge, daß bei dem Vergleichsvor⸗ 
ſchlag vom Mai 1914 den ungeſicherten Gläubigern mit zu⸗ 
ſammen M. 69 000 (darunter Warengläubiger mit M. 64000) 
nur etwa M. 43 000 geboten werden konnten und auch 
dies nur, weil St. das Warenlager bis zum Betrag von 
M. 18 000 freizugeben und die Klrin. mit ihrer Hypothek 
hinter eine den Gläubigern an der Schätzungsgrenze einzu⸗ 
räumende Hypothek von M. 25 000 zurückzutreten ſich bereit 
erklärten. Daraus erhellt, daß W. L. in der Zeit von Fe⸗ 
bruar bis Mai 1914 ſein ganzes damals vorhandenes 
Vermögen, Geſchäfts⸗ wie Privatvermögen, und ſeinen ge⸗ 
ſamten künftigen Erwerb an Waren und Ausſtänden dem 
Zugriff ſeiner Gläubiger entrückt und dadurch bewirkt hat, 
daß ſeine Firma, obwohl nach außen hin der Anſchein eines 
normalen Betriebs aufrecht erhalten wurde, der wirtſchaft⸗ 
lichen Unabhängigkeit und der Kreditwürdigkeit völlig ent⸗ 
1* 
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kleidet und ſo zu einer Gefahr für den redlichen Verkehr 
gemacht wurde, die für den Fall, daß ſeine Sanierungsver⸗ 
ſuche ſcheiterten, zur Schädigung eines großen Teils ſeiner 
Gläubiger, namentlich der im Vertrauen auf den unverän⸗ 
derten Fortbeſtand des Geſchäfts neu hinzutretenden führen 
mußte. Daß W. L. einen genauen Einblick in dieſe Wir⸗ 
kungen ſeines Vorgehens gehabt hat, iſt nicht zu bezweifeln. 
Seine Machenſchaften fallen gerade in die Zeit, wo die 
Gläubiger anfingen, gerichtlich gegen ihn vorzugehen. Dies, 
ſowie die planmäßige Durchführung der verſchiedenen Maß⸗ 
nahmen weiſt ſogar darauf hin, daß er, wenn auch in der 
Hoffnung, ſich dadurch halten und zu einem Abkommen mit 
den Gläubigern gelangen zu können, von vornherein in der 
Abſicht gehandelt hat, ſein ganzes gegenwärtiges und zukünf⸗ 
tiges Vermögen vor dem Zugreifen der Gläubiger ſicherzu⸗ 
ſtellen. Wenn nun auch die Klrin. bei Abſchluß des Ver⸗ 
trags vom 26. Februar 1914 nicht gewußt haben ſollte, daß 
zugleich dem Buchhalter St. das geſamte gegenwärtige und 
zukünftige Warenlager verſchrieben wurde, ſo hat ſie doch 
allein ſchon aus der Tatſache, daß die Firma, um ſie, die 
Tochter des Firmeninhabers, für ein Darlehen von M. 
10 000 ſicherzuſtellen, auf Einrichtung und Ausſtände des 
Geſchäfts zurückgreifen mußte, die äußerſt bedrängte Ver⸗ 
mögenslage ihres Vaters erſehen. Zugleich hat ſie daraus 
entnommen, daß ihr Vater nicht davor zurückſchrecke, Beſtand⸗ 
teile des Geſchäftsvermögens, zu deren Veräußerung man 
nur im äußerſten Notfalle zu greifen pflegt, zur Siche⸗ 
rung ihm nahe ſtehender Perſonen zu verwenden und ſo 
den übrigen Gläubigern zu entziehen. Bei dieſer Sachlage 
iſt anzunehmen, daß ſie, wenn nicht gewußt, ſo doch als 
möglich in Rechnung genommen hat, daß ihr Vater auch 
ſein übriges Vermögen zur Sicherung ihm nahe ſtehender 
Geldgeber verwendet habe oder demnächſt verwenden werde 
und dadurch derjenige Zuſtand geſchaffen werde, der durch 
die Machenſchaften des W. L. tatſächlich herbeigeführt wor⸗ 
den iſt. Mag nun auch die Uebereignung an die Klrin. für 


A. in Civilſachen. 5 


ſich allein betrachtet nicht unter den $ 138 Abſ. 1 BGB. 
fallen, ſo erſcheint ſie doch im Zuſammenhang mit den 
gleichzeitigen und nachfolgenden Maßnahmen des W. L. als 
Glied in der Kette von Schiebungen, durch welche die Firma 
Gebr. L. zu einer wirtſchaftlichen Scheinexiſtenz herabge⸗ 
drückt und zu einer Gefahr für den redlichen Geſchäftsver⸗ 
kehr geworden iſt, als gegen die guten Sitten verſtoßend 
und daher als nichtig. Dabei kann der Klrin. zugegeben 
werden, daß ſie in erſter Linie gehofft hat, ihrem Vater 
wieder aufzuhelfen, und daß die von der Firma aufgenom⸗ 
menen Gelder zur Befriedigung von Gläubigern verwendet⸗ 
worden ſind. Auch kommt es nicht darauf an, ob die Klrin. 
das Darlehen von M. 10 000 gegen die Sicherungsübereig⸗ 
nung oder deren Zuſage oder unabhängig davon hergegeben 
hat. Da die Klrin. an der Geſchäftseinrichtung Eigentum 
nicht erworben hat, iſt ihre darauf geſtützte Klage vom 
Landgericht mit Recht abgewieſen worden. 

Was den Vertrag vom 24. Februar 1915 anlangt, der 
von der Klein. nicht mehr mit dem früheren Inhaber der 
Firma, ſondern mit der inzwiſchen gegründeten offenen 
Handelsgeſellfchaft geſchloſſen iſt, ſo ſollten nach Inhalt des 
Vertrags die damals übereigneten Warenvorräte dem O. St. 
gehört haben und mit deſſen Einverſtändnis veräußert wor⸗ 
den ſein. Nach dem neuerlichen Vorbringen der Klrin. ſoll 
dagegen ein Teil der gepfändeten Waren (Mandeln, Seife 
und Cognak), weil erſt nach Uebernahme des Geſchäfts 
durch die offene Handelsgeſellſchaft angeſchafft, Eigentum 
dieſer letzteren geweſen ſein, während der andere Teil, noch 
unter W. L. angeſchafft, zufolge Vertrags vom 26. Februar 
1914 im Eigentum des O. St. geſtanden haben ſoll. Da 
indes die Uebereignung an St. aus den gleichen Gründen, 
wie der Vertrag mit der Klrin. vom 26. Februar 1914, 
gegen die guten Sitten verſtößt und nichtig iſt, ſo hat St. 
das Eigentum an den Waren nicht erworben und konnte 
durch ſein Einverſtändnis mit der Uebereignung an die Klrin. 
dieſer das Eigentum nicht verſchaffen. Ob die noch unter 
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W. L. angeſchafften Waren in deſſen Eigentum verblieben 
ſind oder mit der Uebernahme des Geſchäfts durch die offene 
Handelsgeſellſchaſt auf dieſe übertragen wurden, läßt ſich, 
da über die Geſchäftsübernahme nichts Näheres bekannt iſt, 
nicht mit Sicherheit entſcheiden, kann aber auf ſich beruhen. 
Trifft erſteres zu, ſo iſt die Klrin. nicht Eigentümerin ge⸗ 
worden und aus dieſem Grund ihre Klage unbegründet. 
W. L. hat der Uebereignung an die Klrin. nicht zugeſtimmt. 
Die veräußernde offene Handelsgeſellſchaft hat die Klrin. 
ausweislich des Vertrags nicht für die Eigentümerin ge⸗ 
halten und, wenn ſie es getan hätte, ſtünde ihrem Eigen⸗ 
tumserwerbe die Vorſchrift des 8 933 BGB. entgegen. 
Allerdings hätte die Klrin. nach Maßgabe des § 366 Abſ. 
1 HGB. i. V. mit § 934 BGB. Eigentümerin werden 
können, wenn ſie ſich hinſichtlich des Eigentums des O. St. 
und damit der Veräußerungsbefugnis der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft in gutem Glauben befunden hätte. Allein das 
muß verneint werden, da ſie am 24. Februar 1915 die von 
ihrem Vater vorgenommenen Schiebungen und deren Wir— 
kungen vollſtändig überſah und daher anzunehmen iſt, daß 
ſie das Geſchäft mit der offenen Handelsgeſellſchaft im 
Zweifel über die Gültigkeit der Uebereignung an St. und 
auf die Gefahr hin abgeſchloſſen hat, daß jene zur Veräußerung 
nicht befugt ſei. Sind dagegen die zunächſt dem W. L. ver⸗ 
bliebenen Waren ſpäter auf die offene Handelsgeſellſchaft 
übergegangen, ſo greift hinſichtlich ihrer die gleiche Beurtei- 
lung Platz, wie bei den von der Geſellſchaft ſelber ange— 
ſchafften. Dafür, daß auch die Warenvorräte der offenen 
Handelsgeſellſchaft, die ja die Verbindlichkeiten ihres Ge⸗ 
ſchäftsvorgängers nicht übernommen hat, ins Eigentum des 
St. kommen ſollten, liegt ein Anhalt nicht vor. Es ſteht 
alſo hier eine Veräußerung aus dem Vermögen der offenen 
Handelsgeſellſchaft ſelbſt in Frage. Geht man nun zugun⸗ 
ſten der Klrin. davon aus, daß ihr durch den Vertrag vom 
24. Februar 1915 die Warenvorräte auch für den Fall, daß 
ſie der Veräußererin ſelbſt gehören würden, übereignet 
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werden ſollten und daß diesfalls den Erforderniſſen des 8 
930 BGB. durch ſtillſchweigende Uebereinkunft genügt iſt, 
ſo iſt die Klrin. Eigentümerin der betr. Waren geworden. 
Dafür, daß auch die Veräußerung aus dem Vermögen der 
offenen Handelsgeſellſchaft wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten nichtig ſei, iſt nichts beigebracht. Dagegen greift hier 
die vom Bekl. geltend gemachte Anfechtung auf Grund von 
8 3 Ziff. 2 des AnfGel. durch. Die Uebereignung an die 
Klrin. iſt ein im letzten Jahr vor der Anfechtung geſchloſ⸗ 
ſener entgeltlicher Vertrag zwiſchen der offenen Handelsge⸗ 
ſellſchaft und der Schweſter ihrer Teilhaber, der jedenfalls 
zum weit überwiegenden Teil nicht die Erfüllung einer be⸗ 
ſtehenden Verbindlichkeit, ſondern die Gewährung einer Si⸗ 
cherheit zum Gegenſtand hatte, auf welche die Klrin. keinen 
Anſpruch beſaß. Aus dem Umſtand, daß die Geſellſchaft in 
der kurzen Zeit ihres Beſtehens M. 8250 aufgenommen 
und dafür Warenvorräte übereignet hat und daß bei ihr 
nur Gegenſtände gepfändet werden konnten, die der Klrin. 
übereignet waren, iſt zu entnehmen daß die Mittel der Ge⸗ 
ſellſchaft knapp ſind und zur Befriedigung ihrer Gläubiger 
nicht ausreichen, ſo daß in der Veräußerung der Warenvor⸗ 
räte an die Klrin. eine Benachteiligung der Gläubiger er⸗ 
blickt werden muß. Ein Verſuch darzutun, daß ſie von der 
Benachteiligungsabſicht der Geſellſchafter keine Kenntnis ge⸗ 
habt habe, tft von der Klrin. nicht unternommen worden. 
Nun iſt allerdings der Bekl. nicht Geſellſchaftsgläubiger und 
hat keinen Vollſtreckungstitel gegen die Geſellſchaft, ſondern 
er iſt bloßer Privatgläubiger der beiden Geſellſchafter und 
beſitzt nur gegen den einen, den R. L., Vollſtreckungstitel. 
Allein da die offene Handelsgeſellſchaft keine juriſtiſche Per⸗ 
ſon iſt, ihr Vermögen vielmehr den Geſellſchaftern, wenn 
auch zur geſamten Hand, gehört, und da ferner durch 
Veräußerungen von Geſellſchaftsvermögen auch die Privat⸗ 
gläubiger der Geſellſchafter inſofern benachteiligt werden, als 
dadurch die ihrem Zugriff zugänglichen Anſprüche der Ge⸗ 
ſellſchafter auf Gewinn und Auseinanderſetzungsguthaben 


8 Entſcheidungen des Oberlandesgerich ts. 


geſchmälert werden, ſo muß auch den im Beſitz von Voll⸗ 
ſtreckungstiteln befindlichen Privatgläubigern das Recht zu⸗ 
geſtanden werden, fraudulöſe Veräußerungen aus dem ihnen 
nur mittelbar zugänglichen Vermögen der offenen Handelge⸗ 
ſellſchaft durch Anfechtung unwirkſam zu machen, jedenfalls 
dann, wenn ſie, wie hier der Bekl., die Zwangsvollſtreckung 
in das Privatvermögen ihres Schuldners vergeblich verſucht 
haben. Die gegenteilige Anſicht würde zu dem unhaltbaren 
Ergebnis führen, daß Geſellſchafter, die ihr Vermögen im 
weſentlichen in die offene Handelsgeſellſchaft eingebracht 
haben, ihre Privatgläubiger durch Verſchleuderung des Ge— 
ſellſchaftsvermögens ſchädigen könnten, ohne daß dieſe die 
Möglichkeit hätten, dagegen im Wege der Anfechtung aufzu⸗ 
treten. Daß der Bekl. nicht die Anſprüche ſeines Schuld⸗ 
ners gegen die Geſellſchaft hat pfänden laſſen, ſondern auf 
Gegenſtände im Gewahrſam der Geſellſchaft gegriffen hat, 
die er als bloßer Privatgläubiger eines Geſellſchafters auch 
ohne die Veräußerung an die Klrin. zu ſeiner Befriedigung 
nicht hätte in Anſpruch nehmen dürfen, liegt auf anderem 
Gebiet und berührt die Frage nicht, ob er der Klrin. gegen⸗ 
über zur Anfechtung der Uebereignung berechtigt iſt und die 
Anfechtbarkeit ihres Erwerbs der von ihr erhobenen Wider⸗ 
ſpruchsklage mit Erfolg entgegenhalten kann. Da der Rechts⸗ 
erwerb der Klrin. anfechtbar und fie infolge der erfolgrei⸗ 
chen Anfechtung verpflichtet iſt, das Erworbene in das Ber: 
mögen der offenen Handelgeſellſchaft zurückzugewähren, jo 
kann fie den Pfändungen des Bekl. nicht mehr unter Beru⸗ 
fung auf ihr Eigentum an den gepfändeten Gegenſtänden 
entgegentreten. 

Wenn die Klrin. nunmehr auch ihren mittelbaren Be— 
ſitz an den gepfändeten Sachen heranziehen will, ſo iſt dem 
entgegenzuhalten, daß, ſoweit ſie den Beſitzerwerb auf die 
offene Handelsgefellſchaft zurückführt, die Anfechtung auch 
gegenüber der Einräumung des mittelbaren Beſitzes an ſie 
durchgreift, wogegen inſoweit, als die Eigentumsübertragungen 
an die Klrin. ungültig ſind, ſie gar nicht Beſitzerin geworden 
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iſt, weil von der Ungültigkeit zugleich das den Beſitz vermit⸗ 
telnde Rechtsverhältnis betroffen wurde. 
Urteil des J. Zivilſenats vom 17. Dezember 1915 i. S. 
L. W. g. K. B. U. Nr. 453/1915. 


2. 
Umfang der Vollmacht bei Kechtsgeſchüften mit Britten. 


Schmiedmeiſter M. kaufte als Bevollmächtigter des 
Bekl. für dieſen von den Klägern Pappelſtämme um 28 M. 
für den cbm mit Rinde gemeſſen. Der Beklagte beſtritt, 
daß die Kaufsabſchlüſſe gegen ihn wirkſam ſeien, und machte 
geltend: er habe dem M. bei der Bevollmächtigung verboten, 
mehr als 28 M. für den cbm ohne Rinde an ſauber ge⸗ 
ringelten Stämmen gemeſſen zu bewilligen; auch ſei es 
ſonſt allgemein üblich, daß die Pappeln ohne Rinde gemeſſen 
werden. Die Kläger drangen mit ihrer Klage auf Abnahme 
der gekauften Pappelſtämme und auf Bezahlung des Kauf⸗ 
preiſes durch, in der Berufungsinſtanz aus folgenden 

Gründen: 

Es iſt unbeſtritten, daß der Bekl. den Schmiedmeiſter M. 
bevollmächtigt hat, in ſeinem, des Bekl., Namen die Pap⸗ 
pelſtämme der Kl. zu kaufen und daß M. die Stämme zum 
Preis von 28 M. für den cbm mit Rinde gemeſſen 
gekauft hat. Selbſt wenn zugunſten des Bekl. unterſtellt 
wird, er habe bei Erteilung der Vollmacht dem M. erklärt, 
letzterer dürfe keinen höheren Preis als 28 M. für den ebm 
ohne Rinde gemeſſen bewilligen, iſt der Anſpruch der Klr. auf 
Bezahlung eines Preiſes von 28 M. für den ebm mit Rinde 
gemeſſen begründet. Beſondere Beſchränkungen der Voll⸗ 
macht kommen Dritten gegenüber nur in Betracht, wenn die 
letzteren ſie kannten oder kennen mußten. Der Dritte darf, 
ſolange keine — eine andere Auffaſſung nahelegenden — 
Verdachts gründe vorliegen, an nehmen, daß die Vollmacht den 
gewöhnlichen und verkehrsüblichen Umfang habe. Der Ge⸗ 
ſetzgeber ſpricht dies allerdings ausdrücklich nur bezüglich 
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des Handelsrechts (für den Handlungsbevollmächtigten, den 
Schiffer, den Korreſpondentreeder) aus; aber der Grundge⸗ 
danke dieſer Beſtimmungen entſpricht dem neueren Recht und 
Treu und Glauben). Der Dritte iſt alſo dem Bevollmäch⸗ 
tigten gegenüber nicht zu einem beſonderen Mißtrauen 
verpflichtet und braucht Unredlichkeiten des Bevollmächtigten 
ohne Verdachtsgründe nicht zu argwöhnen. Wenn keine 
Verdachtsgründe vorliegen, die den Dritten zur Erkundigung 
bei dem Vollmachtgeber auffordern mußten, ſo hat im Ver⸗ 
hältnis zu Dritten der Vollmachtgeber die Folgen zu tragen, 
wenn ſein Bevollmächtigter die erhaltene Vollmacht über⸗ 
ſchreitet?). Im vorliegenden Fall hatten die Klr. keinerlei 
Anlaß zu einem Mißtrauen, M. überſchreite ſeine Vollmacht, 
wenn er einen Preis von 28 M. für den ebm mit Rinde 
gemeſſen bewillige. Es mag ſein, daß bei Holzverkäufen 
ſtaatlicher Forſtverwaltungen regelmäßig ohne Rinde gemeſſen 
verkauft wird; bei Verkäufen Privater wird, wie aus den 
Angaben des vom Bekl. ſelbſt benannten Zeugen F. hervor⸗ 
geht, teils mit, teils ohne Rinde gemeſſen verkauft. Es 
ergibt ſich ferner aus dem Zeugnis des F., daß der Preis 
von 28 M. für den ebm mit Rinde gemeſſen für die Stämme 
der Klr. keineswegs hoch war. Die Klr. durften unter die⸗ 
ſen Umſtänden, ohne ſich dem Vorwurf leichtſinniger Ver⸗ 
trauensſeligkeit auszuſetzen, annehmen, M. ſei auf Grund der 
ihm ſeitens des Bekl. erteilten Vollmacht berechtigt, das 
Holz zum Preis von 28 M. für den ebm mit Rinde ge- 
meſſen zu kaufen. Der Bekl. muß daher die von M. zu 
dieſem Preis mit den Klrn. abgeſchloſſenen Käufe gegen ſich 
gelten laſſen. 

Urteil der II. Zivilſenats vom 13. April 1916 i. S. 

Merz g. Reuter u. Gen. U. 509/1915. 


1) Dernburg, Bürgerl. Recht III. Aufl. 1. Bd. § 164 IV. 
2) Vgl. Thöl, Handelsrecht Bd. 1 8 65. 


A. in Civilfachen. 11 


3. 


Mie hat die „Lieferung“ verkaufter Waren beim Platz⸗ 
kauf zu erfolgen? 


Die Klin., die am ſelben Ort wie Bekl. ihre gewerbliche 
Niederlaſſung hat, hat von der Bekl. Schuhwaren gekauft 
und mit der Klage u. a. „Lieferung“ im Sinn der Ueber⸗ 
ſendung verlangt. 

Hierüber iſt in den 

Gründen 
des Berufungsurteils geſagt: 

Haben Käufer und Verkäufer ihren Sitz an verſchie⸗ 
denen Orten, handelt es ſich alſo um einen ſog. Diſtanz⸗ 
kauf, ſo wird es allerdings nach einem feſtſtehenden, all⸗ 
gemeinen anerkannten Handelsbrauch im Zweifel als eine — 
den Erfüllungsort im Sinne des $ 269 BGB. übrigens un⸗ 
berührt laſſende — Nebenverpflichtung des Verkäufers an⸗ 
geſehen, dem Käufer die Ware an ſeinen Wohnort zu über⸗ 
ſenden, wobei übrigens eine Verpflichtung des Verkäufers, 
dem Käufer die Ware in ſeine Wohn- oder Geſchäftsräume 
bringen zu laſſen, nicht angenommen, es vielmehr für aus⸗ 
reichend erachtet wird, wenn er dem Käufer die Möglichkeit 
verſchafft, die Ware auf der Bahnſtation ſeines Wohnorts 
oder bei einem an dieſem Ort wohnenden Spediteur oder 
Geſchäftsfreund des Verkäufers abzunehmen). 

Bei einem Platzkauf, wie er hier in Frage ſteht, alſo 
bei einem Kauf, wo Käufer und Verkäufer am gleichen Ort 
ihren Wohnſitz haben, kann eine Ueberſendungspflicht des 
Verkäufers aus dem Geſetz, insbeſondere aus $ 447 BGB. 
nicht abgeleitet werden (fo wenig, wie beim Diſtanzkauf) ). 
Es kommt alſo hier darauf an, ob die Ueberſendung im 
Einzelfall beſonders vereinbart wurde oder ob der Verkäu⸗ 


1) Vgl. Staub, Exkurs zu § 382 HGB. Anm. 28. 
2) Vgl. Staub a. a. O. 
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fer zur Ueberſendung nach Handelsbrauch, insbeſondere 
etwa nach einem örtlichen oder nach einem für den betref⸗ 
fenden Handelszweig maßgebenden Handelsbrauch verpflichtet 
iſt. In beiden Beziehungen hat die Klrin. nicht einmal eine 
Behauptung aufgeſtellt (während umgekehrt die Bekl. be⸗ 
hauptet hat, es ſei Abnahme bei ihr vereinbart worden). 
Der Umſtand, daß im ſeitherigen Geſchäftsverkehr der Par⸗ 
teien die Waren nach dem eigenen Vorbringen der Klägerin 
bald überſandt, bald abgeholt wurden und daß nach dem 
Zeugnis des E. ſeit deſſen Anſtellung bei der Klin. d. h. 
ſeit 1. April 1914 die Klin. ftet3 die Waren bei der Bekl. 
abholen ließ (was außerdem durch die Ausſagen der Zeu⸗ 
gen B. und H. beſtätigt wird), ſpricht auch entſchieden ge⸗ 
gen einen die Bekl. zur Ueberſendung verpflichtenden Handels⸗ 
brauch. Die von der Klin. behauptete, von ihrem Zeugen E. 
aber in Abrede gezogene Erklärung, welche der Inhaber der 
bekl. Firma am 12. Februar 1915 gelegentlich der Zurück⸗ 
bringung der 100 Paar Schnürſchuhe dahin abgegeben ha⸗ 
ben ſoll: „er gebe jetzt überhaupt keine Schuhwaren mehr 
her“, hätte natürlich die vorher nicht beſtehende Ueberſen⸗ 
dungspflicht der Bekl. nicht zu begründen vermocht. Ob das 
von E. bezeugte Verlangen der Bekl., der kläg. Teilhaber 
St. ſolle die Waren perſönlich bei der Bekl. übernehmen, 
berechtigt war, iſt ebenſo unerheblich. 
Das Klagverlangen der Klin., es ſollen ihr die Waren 
„geliefert“ werden, welches zumal bei dem von der Bekl. ein⸗ 
genommenen gegenteiligen Standpunkt in erſter Linie dahin 
verſtanden werden mußte, daß ihr die Waren zugeſandt 
werden ſollen, war alſo nicht berechtigt. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 7. März 1916 i. S. Storz 
u. Henke gegen Martin U. 536/1915. 
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4. 


Bedeutung der Kriegsklauſel. — Berufung auf fie 
kein Rerſtaß gegen die guten Sitten. 


Die bekl. Firma F. H. hatte ſich dem Klr. E. R. durch 
Abſchlüſſe von 16. Oktober 1913, 18. Oktober 1913 und 
18. Mai 1914 zur Lieferung größerer Mengen Seſamöl ver⸗ 
pflichtet. Bei Kriegsausbruch im Auguſt 1914 war ein er⸗ 
heblicher Teil des Oels noch nicht abgerufen und geliefert. 
Dem nach Kriegsausbruch geſtellten Lieferungsbegehren des 
Klrs. kam die Bekl. nicht nach. Sie berief ſich auf die in 
alle Lieferungsverträge aufgenommene Klauſel: „Außerge⸗ 
wöhnliche Betriebsſtörungen in meiner Fabrik, wie Maſchi⸗ 
nenbruch, Waſſerkalamitäten, Feuersbrunſt, Arbeiterſtrike 
uſw., ferner außergewöhnliche Ereigniſſe, welche die Beſchaf⸗ 
fung von Rohmaterial hindern wie Krieg u. dgl., berechtigen 
mich, vom Vertrage, ſoweit derſelbe noch unerfüllt iſt, ohne 
Schadenserſatzpflicht zurückzutreten, wenn keine Vereinbarung 
zwiſchen Käufer und Verkäufer wegen nachträglicher Erfül⸗ 
lung des Vertrags zuſtande kommt.“ Mit Rundſchreiben 
vom 12. Auguſt 1914 teilte die Bekl. allen ihren Abnehmern 
mit, daß ſie entſprechend den von den größeren deutſchen 
Speiſeölfabriken gemeinſchaftlich infolge der Kriegsereigniſſe 
aufgeſtellten Grundſätzen ihren Lieferungsverpflichtungen nur 
gegen einen durch erhöhte Schiffsfrachten, Koſten und Ver⸗ 
ſicherungsprämien bedingten Preiszuſchlag auf die abgeſchloſ⸗ 
jenen Kontrakte, ferner nur gegen Vorausbezahlung unter Ab⸗ 
zug von 1% Skonto und nur, ſoweit es ihre Saatenvorräte 
geſtatten und unter Wahrung aller ihrer in den Lieferungs⸗ 
verträgen vorgeſehenen Rechte, nachkommen werde; wo 
eine Einigung zwiſchen Käufer und Verkäufer nicht zu er⸗ 
zielen ſei, könne der Verkäufer auf Grund der Kriegsklauſel 
vom Vertrag zurücktreten. Der Klr. einigte ſich mit der 
Bekl. nicht; die Bekl. trat von den Verkäufen an ihn zurück. 
Der Klr. nahm Deckungskäufe vor, beſtritt, daß der Fall 
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der Kriegsklauſel vorliege, bezeichnete die Berufung der Bekl. 
auf ſie als einen Verſtoß gegen die guten Sitten und be⸗ 
langte die Bekl. auf Schadenserſatz, wurde aber in beiden 
Inſtanzen mit der Klage abgewieſen, von dem Oberlandes⸗ 
gericht aus folgenden 

Gründen: 

Die Bekl. hat ihre Erfüllungsverweigerung mit Recht 
auf die in ſämtliche Beſtätigungsſchreiben aufgenommene, 
damit zum Vertragsbeſtandteil gewordene, als ſolcher auch 
nicht beſtrittene Kriegsklauſel geſtützt. Nach ihr iſt Voraus⸗ 
ſetzung des Rücktritts nicht der Ausbruch eines Kriegs über⸗ 
haupt (wie im Fall der RGE. J. W. 1915 S. 202), ſondern 
eines Kriegs, der die Beſchaffung von Rohmaterial hindert. 
Ueber die Bedeutung und Tragweite dieſer Einſchränkung 
herrſcht Streit. Der Kl. hält die Vorausſetzung nur für 
gegeben, wenn die Beſchaffung von Rohmaterial unmöglich 
gemacht ſei. Denn hindern ſei gleichbedeutend mit „Verhin⸗ 
dern.“ Die Bekl. erblickt ſchon in der Erſchwerung der Roh⸗ 
ſtoffbeſchaffung einen Grund zum Rücktritt nach dem Ver⸗ 
trag. Denn hindern bedeute nur „Behindern.“ Der Klr. 
behauptet nun, aus der Verſchiedenheit der Auffaſſung der 
Parteien über dieſes Wort ergebe ſich das Vorliegen eines 
Diſſenſes. Allein dieſer Einwand iſt unbegründet. Da der 
Klr. die von der Bekl. aufgeſtellte Bedingung ſtillſchweigend 
angenommen hat, die beiderſeitigen Erklärungen alſo den 
gleichen Inhalt haben, liegt Vertragsſchluß vor!). Es käme 
allenfalls nur Anfechtung wegen Irrtums in Betracht ?). Al⸗ 
lein die Vorausſetzungen der überdies nicht erklärten Anfechtung 
i. S. des $ 119 BGB. liegen nicht vor. 

Die Bedeutung der Kriegsklauſel ergibt ſich im Ein⸗ 
zelfall aus ihrer Faſſung, aus dem Zuſammenhang und aus 
den Umſtänden unter Beachtung von 88 133, 157 BGB. 

Die Wortauslegung allein führt zu keinem Ziel. Nach 


1) RG. Bd. 58 S. 236. 
2) Dernburg, Bürgerl. Recht Bd. IS 147 Anm. 1. 
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den Wörterbüchern von Adelung und Oertel iſt das Wort 
„Hindern“ gleichbedeutend mit „Verhindern“, nur daß letz⸗ 
teres intenſiver iſt. Dieſe Worte bedeuten „machen, daß 
eine Sache oder Perſon bleibt oder hinter ſich⸗, zurück⸗ 
bleibt, daß eine Veränderung nicht zur Wirklichkeit kommt, 
nicht erfolgt, daß die Ausführung einer Sache aufgehalten 
wird“. Auf den Streitfall übertragen ſoll alſo die Kriegs⸗ 
klauſel in Wirkſamkeit treten, wenn die Beſchaffung von Roh⸗ 
material aufgehalten iſt, hinter ſich bleibt, nicht erfolgt. 
Damit ſind aber die aus der Kriegsklauſel ſich ergebenden 
Fragen noch nicht gelöſt, insbeſondere iſt nach wie vor 
zweifelhaft, wann dieſes Hindernis der Beſchaffung von Roh⸗ 
material als eingetreten anzuſehen iſt, ob erſt, wenn über⸗ 
haupt keine Zufuhr mehr ſtattfindet, oder ſchon, wenn ſie 
nur noch teilweiſe oder unter erſchwerenden Umſtänden vor 
ſich geht. Die rein philologiſche Wortauslegung iſt auch 
um deswillen zu verwerfen, weil natürlich die Parteien 
ſelbſt ſich über die Tragweite des Worts „hindern“ über⸗ 
haupt keine weiteren Gedanken gemacht haben. Nur ſo viel 
iſt feſtzuhalten, was auch dem allgemeinen Sprachgebrauch 
entſpricht, daß „Hindern“ eine Abſchwächung des Begriffes 
verhindern bedeutet. 

Die Kriegsklauſeln haben, wie ſchon mehrfach ausgeſpro⸗ 
chen worden ift!), an ſich den Zweck, dem weitſchauend en 
Kaufmann für den Fall eines Krieges völlige Verfügungs⸗ 
freiheit vorzubehalten, nicht etwa bloß für die Fälle, in 
denen er ſubjektiv zur Leiſtung unvermögend iſt oder die 
Leiſtung ihm durch den Krieg erſchwert wird. Daß für dieſe 
Fälle die Klauſel wirkſam ſein ſoll, iſt in der Natur der 
Sache begründet; eine Beſchränkung auf dieſe Fälle würde 
aber zur Folge haben, daß für jeden einzelnen Fall das 
Unvermögen oder die Erſchwerung der Leiſtung nachge⸗ 
wieſen werden müßte, wodurch Anlaß zu Rechtsſtreitig⸗ 
keiten gegeben wäre. Es iſt alſo in der Regel nicht anzu⸗ 


1) JW. 15 S. 202, 741, 912. 
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nehmen, daß dieſe Beſchränkung bei der Vereinbarung der 
Kriegsklauſel gewollt iſt. 

Im Streitfall iſt Vorausſetzung des Eintritts der Kriegs⸗ 
klauſel der Ausbruch eines Kriegs, der die Beſchaffung von 
Rohmaterial hindert. Damit iſt einerſeits zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß der Krieg den im weſentlichen auf Import beru⸗ 
henden Geſchäfsbetrieb der Bekl. unmittelbar berühren muß, 
ander erſeits geht aber auch aus dieſer Faſſung hervor, daß 
die Kriegsklauſel ſchon dann wirkſam ſein ſoll, wenn die Zu⸗ 
fuhr behindert wird, alſo ohne Rückſicht darauf, ob die Er⸗ 

Ffüllung der nächſtliegenden Lieferungsverpflichtungen aus den 
vorhandenen Vorräten noch möglich wäre. Es iſt dieſe Be⸗ 
ſtimmung ſelbſtverſtändlich, wenn man den ganzen Betrieb 
einer derartigen, im weſentlichen nur ausländiſche Rohſtoffe 
verarbeitenden Fabrik ins Auge faßt. Es iſt bekannt, daß 
ſich ſolche Betriebe nicht im Umfang ihrer geſamten Liefe⸗ 
rungsverpflichtungen ſofort eindecken, vielmehr die Erfüllung 
ihrer Pflichten durch entſprechende Abſchlüſſe mit den Roh⸗ 
ſtoffproduzenten oder Rohſtoffhändlern ſichern, daß ſomit eine 
das ganze Jahr hindurch fortdauernde Zufuhr ſtattfindet. 
Dem entſprechend haben auch die Abnehmer ihre Beſtellun⸗ 
gen in der Regel nicht auf einmal, ſondern innerhalb be⸗ 
ſtimmter, längerer Zeiträume abzurufen; außerdem iſt den 
Fabrikanten regelmäßig vom Abruf ab noch eine gewiſſe Lie⸗ 
ferfriſt eingeräumt. — Zufuhr, Fabrikation und Abnahme 
greifen derart ineinander, daß einerſeits keine Rede davon 
ſein kann, daß einzelne Beſteller — von beſonderen hier nicht 
in Betracht kommenden Speziesbeſtellungen abgeſehen — auf 
beſtimmte Vorräte Anwartſchaft haben und daß auf der an⸗ 
dern Seite klar iſt, daß durch eine auch nur teilweiſe oder 
durch erhebliche Unterbindung oder auch nur Verzögerung 
der Zufuhr die rechtzeitige und ordnungsmäßige Befriedigung 
aller Abnehmer der Fabrik gefährdet wird. Es entſpricht 
daher nur der Art und Weiſe eines ſolchen Fabrikationsbe⸗ 
triebs, wenn ſich ein vorſichtiger und weitſchauender Fabri⸗ 
kant ſchon für den Fall völlige Verfügungsfreiheit vorbehält, 
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daß die Zufuhr der Rohſtoffe in einer Weiſe unterbrochen 
wird, daß der gewöhnliche, zur Erfüllung ſämtlicher Verpflich⸗ 
tungen erforderliche Fabrikationsbetrieb nicht mehr aufrecht 
erhalten werden kann, ohne Rückſicht darauf, ob er im Ein⸗ 
zelfall ſei es aus den vorhandenen Vorräten, ſei es aus den 
ſchon im Inland befindlichen oder ſonſt noch einlaufenden 
Rohſtoffen ſeinen Verpflichtungen nachkommen könnte, und 
ohne Rückſicht darauf, ob die einzelnen Lieferungen ſchon 
abgerufen ſind oder erſt in längerer oder kürzerer Friſt zum 
Abruf kommen. Die Berechtigung dieſer Vorſichtsmaßregel 
ergibt ſich aus der Erwägung, daß jeder Fabrikant ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ein großes Intereſſe daran hat, ſeinen Betrieb mög⸗ 
lichſt lange wenn auch mit beſchränkten Mitteln aufrecht zu 
erhalten und daß er daher mit ſolcher Klauſel ſich dieſe Möglich: 
keit erhalten und verhüten will, gleich zu Beginn des Kriegs alle 
ſeine verfügbaren Vorräte zu erſchöpfen. Es iſt daher un⸗ 
erheblich, ob die Bekl. zur Zeit ihres Rundſchreibens vom 
12. Aug. 1914 noch ſo viele Vorräte hatte, um alle damals 
fälligen Lieferungsverpflichtungen zu erfüllen. Vorausſetzung 
iſt nur, daß durch den Krieg die Hinderung der Rohſtoffzu⸗ 
fuhr in dem angegebenen Umfang eingetreten war. Dieſer 
Fall iſt aber zweifellos mit dem Eintritt Englands in den 
Krieg eingetreten geweſen. Mag es auch den Oelfabrikan⸗ 
ten im Anfang des Kriegs noch möglich geweſen ſein, 
auf Umwegen genügende Saatmengen hereinzubekommen, 
im allgemeinen war und iſt die Zufuhr von Rohſtoff ge⸗ 
hindert, wie es der Klr. in erſter Inſtanz auch nicht be⸗ 
ſtritten hat. Zu einer Verteilung der vorhandenen Vor⸗ 
räte unter ihre Abnehmer im Verhältnis der Größe der 
Abſchlüſſe beſtand für die Bekl. nach den allein maßge⸗ 
benden Verträgen eine Verpflichtung nicht. Die Bekl. hat 
ſonach mit Recht durch ihr Rundſchreiben vom 12. Auguſt 
ihren Abnehmern, darunter auch dem Klr., den Rücktritt 
von den Abſchlüſſen auf Grund der Kriegsklauſel erklärt, 
falls nicht eine neue Einigung zwiſchen Käufer und Verkäufer 
zu erzielen ſei. Zugleich hat ſie ihren Kunden angeboten, 
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daß ſie auf die abgeſchloſſenen Verträge gegen Vorauszah⸗ 
lung und gegen einen Preiszuſchlag noch liefern wolle. In 
dieſem Vorgehen kann ein Verſtoß gegen Treu und Glauben 
im Verkehr und gegen die guten Sitten ($ 138 BGB.) 
nicht erblickt werden. Zunächſt hat die Bekl. damit nur von 
dem für den Kriegsfall vertragsmäßig ausbedungenen Recht 
Gebrauch gemacht. Allerdings könnte ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten insbeſondere dann vorliegen, wenn die Bekl. 
die Klauſel zu unreellen Preistreibereien benützt hätte. Da⸗ 
von kann hier keine Rede ſein. Der Klr. hat ſelbſt nicht 
ernſtlich beſtreiten können, daß es der Bekl. infolge des Kriegs⸗ 
ausbruchs nicht möglich war, allen ihren Abſchlüſſen in 
vollem Umfang gerecht zu werden. Ferner liegt auf der 
Hand, daß bei Lieferungen, die zu einem großen Teil nicht 
mehr aus den vorhandenen, ſondern aus erſt während des 
Kriegs zu beſchaffenden Beſtänden zu machen ſind, die alten 
Preiſe nicht ohne Schaden für den Lieferanten eingehalten 
werden können, zumal da die Geſchäftsſpeſen (Frachten, 
Löhne uſw.) allgemein geſtiegen ſind. Daß ein Kaufmann 
oder Händler trotz des Kriegs mit dem gleichen Gewinn wie 
früher zu den gleichen Preiſen weiterliefern konnte, müßte 
ihm nachgewieſen werden“). Dabei würde aber nicht genü⸗ 
gen, wenn bewieſen würde, daß eine andere Firma derfel- 
ben Branche noch längere Zeit die alten Preiſe gewährt 
hat; denn das kann durch beſondere Verhältniſſe bedingt 
ſein, die bei der in Frage ſtehenden Firma nicht zutreffen. 
Normalerweiſe handelt ein Kaufmann reell und wirtſchaft⸗ 
lich, wenn er die Ware, deren Lieferung er zur Friedenszeit 
zu billigem Preis verſprochen hat, nach Kriegsausbruch 
unter Berufung auf die bedungene Kriegsklauſel nicht mehr, 
wie bedungen, liefert und nur noch zu dem durch den Krieg 
veranlaßten höheren Preiſe anbietet. In dieſer Richtung 
hat aber der Klr. ausreichend beſtimmte, für eine ſittenwi⸗ 
drige Preistreiberei der Bekl. ſprechende Tatſachen nicht zu 
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behaupten vermocht. Der Klr. leitet ſeine Annahme ſitten⸗ 
widrigen Verhaltens der Bekl. teilweiſe auch von der unrich⸗ 
tigen Auffaſſung ab, daß die Kriegsklauſel nur dann und 
inſoweit habe wirkſam werden dürfen, als die Bekl. durch 
den Krieg geſchädigt und außerſtand geſetzt worden ſei, 
die bedungenen Lieferungen zu erfüllen. Der Klr. will da⸗ 
mit zu Unrecht die Abſchlüſſe zwiſchen den Parteien ſo be⸗ 
handelt wiſſen, wie wenn keine Kriegsklauſel bedungen ge⸗ 
weſen wäre. Vollauf gerechtfertigt war das Verlangen der 
Bekl. nach Vorausbezahlung gegen 1% Skonto während der 
Kriegszeit. Denn ſeit Kriegsausbruch wurde allgemein im 
Handel und Verkehr auf Barzahlung gedrungen. Die Bell. 
hat überhaupt nur die gemeinſchaftlich von den größeren 
deutſchen Speiſeölfabriken aufgeſtellten Grundſätze angewandt. 
Ob die Bekl. das dem Klr. zugedachte Oel ſpäter vorteil⸗ 
hafter an Dritte verkauft hat, iſt angeſichts der Weigerung 
des Klrs., auf Grund der neu geſchaffenen Sachlage neue 
und offenſichtlich nicht unbillige Lieferungsbedingungen mit 
der Bekl. abzuſchließen, unerheblich. 

Da hienach der Rücktritt der Bekl. von den mit dem 
Klr. abgeſchloſſenen Lieferungsverträgen durch die Kriegs⸗ 
klauſel gerechtfertigt war, konnte dahin geſtellt bleiben, ob 
die Bekl. auch wegen Zahlungsverzugs des Klrs. zum Rück⸗ 
tritt berechtigt war. 

Mangels einer Lieferpflicht der Bekl. hat der Klr. 
keinen Schadenerſatzanſpruch wegen Nichterfüllung. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 16. März 1916 i. S. 

R. g. H. U. Nr. 302/1915. 


2 * 
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5. 


Kriegsklanſel: 1. Begriff der Betriebsſtöürung. — 2. 
Was find unvorhergeſehene Urſachen höherer Gewalt? 
— 3. Wann verfößt die Berufung auf die Kriegs⸗ 
klanfel gegen Treu und Glauben im Berkehr? — 4. 
Aflicht des Rerkünfers zu verhültnismüßiger Bertei- 
lung ſeiner Borräte unter die bisherigen Befeller. 


Durch Abſchlüſſe vom 2. und 30. Januar ſowie 4. Fe⸗ 
bruar 1915 verpflichtete ſich die Bekl. gegenüber der Klrin. 
zur Lieferung beſtimmter Mengen filtrierten Leinöls. Nach⸗ 
dem fie für 14221 M. 55 Pf. Leinöl geliefert hatte, ver⸗ 
weigerte ſie weitere Lieferung unter Berufung auf die be⸗ 
dungene Kriegsklauſel und unter der Behauptung: infolge 
des am 9. Februar 1915 von der italieniſchen Regierung 
für Leinſaaten erlaſſenen Ausfuhrverbots habe ſie im Fe⸗ 
bruar 1915 eine für ſie in Italien lagernde Menge von 
300 Tonnen Leinſaat nicht mehr geliefert bekommen. Die 
Bekl. bezahlte den Kaufpreis von 14 221 M. 55 Pf. für 
das gelieferte Leinöl nicht, ſondern machte aufrechnungsweiſe 
einen Schadenserſatzanſpruch von 14 127 M. wegen Nicht⸗ 
lieferung des Reſts des beſtellten Oels durch die Klrin. und 
eine weitere Gegenforderung von 94 M. 55 Pf. als ihr zu⸗ 
kommenden Kaſſenſkonto geltend. Daher klagte die Klrin. 
auf Bezahlung des Preiſes des gelieferten Oels. 

Das Landgericht hat die Bekl. unter Verwerfung ihrer 
Einwendungen nach dem Klagantrag zur Bezahlung von 
14221 M. 55 Pf. verurteilt. Auf die Berufung der Bekl. 
iſt der von ihr an die Klrin. zu bezahlende Betrag auf 
12 788 M. 39 Pf. ermäßigt worden aus folgenden 

Gründen: 

Der von der Bekl. aufrechnungsweiſe geltend gemachte 
Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung iſt an ſich 
begründet, da ſich die Klrin. in dem Schreiben vom 15. 
März 1915 ernſtlich und beſtimmt geweigert hat, zu erfüllen, 


A. in Civilſachen. 21 


und da ſie die Bekl. hier ſelbſt auf den Weg des Deckungs⸗ 
kaufs verwieſen hat. Demgegenüber hat die Klrin. darzu⸗ 
tun, daß dieſe Erfüllungsweigerung mit Recht erfolgt iſt. 
Vorausſetzung hiefür iſt nach den zwiſchen den Parteien ab⸗ 
geſchloſſenen Verträgen, daß es ſich bei der Klrin. um eine 
Betriebsſtörung durch Feuer oder Maſchinenbruch oder ſon⸗ 
ſtige unvorhergeſehene Urſachen höherer Gewalt, wie Krieg, 
Arbeitseinſtellung uſw. gehandelt hat. 

Eine Betriebsſtörung lag hier vor; denn wie ſich aus 
den Ausſagen der Angeſtellten der Klrin. ergibt, war die 
Klrin. zufolge des Ausbleibens der erwarteten 300 Tonnen 
Leinſaat, die in Genua liegen blieben, genötigt, ihren Be⸗ 
trieb, ſoweit er die Herſtellung von Leinöl betraf, im Früh⸗ 
jahr 1915 überhaupt gänzlich einzuſtellen. Dies war eine 
empfindliche Störung des Fabrikbetriebs der Klrin. Die 
Bekl. iſt der Anſicht, daß eine Betriebsſtörung, die lediglich 
zufolge der Verteuerung des Rohmaterials eintritt, nicht als 
eine Betriebsſtörung im Sinn des Vertrags angeſehen wer⸗ 
den könne. Dem kann aber nicht beigetreten werden. Wickelt 
ſich zufolge der Schwierigkeit der Beſchaffung des Roh⸗ 
materials — ſei es auch wegen übermäßig hoher Preiſe — 
der Betrieb nicht ſo ab, wie in regelmäßigen Zeiten, ſo liegt 
eine Betriebsſtörung vor; ganz beſonders iſt dies der Fall, 
wenn, wie dies hier zutrifft, eine beträchtliche Menge von 
Rohmaterial ausbleibt und — wie noch auszuführen — ſon⸗ 
ſtiges Rohmaterial nur ſchwer zu beſchaffen war. Warum 
unter den Betriebsſtörungen, von denen die Verträge ſprechen, 
nur ſolche techniſcher Art gemeint ſein ſollten, iſt nicht abzu⸗ 
ſehen. Der Fall, daß der Krieg zufolge ſeiner unmittelbaren 
Einwirkung den techniſchen Betrieb ſtört oder lahmlegt, etwa, 
weil die betreffende Fabrik im Operationsgebiet liegt, iſt 
ſicherlich weitaus ſeltener, als der Fall, daß die mittelbaren 
Folgen des Kriegs, Schwierigkeit der Beſchaffung der Roh⸗ 
ſtoffe, Arbeitermangel, Schwierigkeiten in der Verſendung 
und im Abſatz u. a., den Betrieb ſtören; es iſt aber nicht 
anzunehmen, daß bei einer derartigen Kriegsklauſel, wie ſie 
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hier beigefügt iſt, die Parteien nur die ſelteneren, nicht aber 
auch die weitaus häufigeren Fälle, alſo die mittelbaren Ein⸗ 
wirkungen, haben treffen wollen. Die einſchränkende Aus⸗ 
legung der Bekl. iſt daher abzulehnen. 

Die Bekl. beſtreitet ſodann, daß es ſich bei dem Ausfuhr⸗ 
verbot aus Italien um eine unvorhergeſehene Urſache höherer 
Gewalt gehandelt habe, ja daß die Kriegsklauſel bei einem 
Abſchluß während des Kriegs überhaupt Anwendung finden 
könne. Letzterer Einwand iſt ſchon deshalb hinfällig, weil 
ſich die Klrin. in erſter Linie nicht auf den Krieg, ſondern 
auf das Ausfuhrverbot ſtützt; dieſes iſt aber zweifellos eine 
Urſache höherer Gewalt, wie fie die mehrerwähnte Klauſel 
neben Krieg und Arbeitseinſtellung im Auge hat. Es iſt 
aber auch dem Landgericht darin beizutreten, daß dieſes Ver⸗ 
bot eine unvorhergeſehene Urſache höherer Gewalt war. Bei 
der Frage, ob es ſich um eine ſolche Urſache gehandelt habe, 
kommt es auf die beteiligten Kreiſe, alſo hier die Oelfabri⸗ 
kanten, an. Und es genügt nicht, wenn etwa da und dort 
in dieſen Kreiſen Befürchtungen wegen eines ſolchen Verbots 
oder wegen des etwaigen Eingreifens Italiens in den Krieg 
geherrſcht haben ſollten, vielmehr handelt es ſich darum, ob 
ſich das Verbot vorherſehen, d. h. als mit Wahrfcheinlich- 
keit eintreffend annehmen ließ. Dies iſt aber zu verneinen. 
Daß das Verbot in dieſen Kreiſen nicht vorhergeſehen wurde, 
ergibt ſich mit Sicherheit daraus, daß zur Zeit der Erlaſſ⸗ 
ung des Verbots große Mengen Oelſaaten, die nach Deutſch⸗ 
land geſandt werden ſollten, in Italien lagerten und wohl 
zumeiſt bezahlt waren. So hatte die Klrin. Leinſaaten im 
Wert von etwa 100 000 Frs. in Genua. Sie hatte auch ſonſt 
noch große Mengen Oelfrüchte dort, die ſie mit 862000 Lire 
verſichern ließ. Und es waren bei der Deutſchen Austauſch⸗ 
ſtelle in Rom 400 000 Doppelzentner Oelſaaten angemeldet, 
die nach Deutſchland geſandt werden ſollten. Dieſe Menge 
(400 000 Tonnen) hätte bei einem Wert von nur 37 Frs. 
für 100 Kilo einen Geſamtwert von etwa 14 800 000 Frs. 
- gehabt. Hätten die in Betracht kommenden Kreiſe das 
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Erd 


Ausfuhrverbot vorausgehen, jo hätten fie ſicherlich damals 
nicht ſolche Mengen Oelſaaten durch Italien gehen laſſen. 
Was die Berufungsbegründung demgegenüber ausführt, iſt nicht 
ſtichhaltig. Es mögen — wie erwähnt — Befürchtungen 
wegen eines ſolchen Ausfuhrverbots beſtanden haben, die ſich 
an das zweifelhafte Verhalten Italiens und die Möglichkeit 
eines kriegeriſchen Eingreifens dieſes Staats geknüpft haben; 
aber von einer Vorherſehbarkeit im Sinn des Vertrags kann 
nicht geſprochen werden. 

Die in den Verträgen enthaltene Kriegsklauſel trifft alſo 
zu, es lag bei der Klrin. eine Betriebsſtörung vor, die auf 
eine unvorhergeſehene Urſache höherer Gewalt zurückzuführen 
war. 

Damit war nach dem Vertrage an ſich das Recht der 
Bekl., die Verträge aufzuheben, gegeben und es wäre uner⸗ 
heblich, ob die Klrin. ſonſt woher Oelſaaten zur Fortführung 
ihres Betriebs oder fertiges Leinöl hätte bekommen können. 
Denn es iſt bei einer derartigen Kriegsklauſel nicht mehr 
auf die Unmöglichkeit der Lieferung abzuſtellen, vielmehr 
werden ſolche Kriegsklauſeln gerade deshalb vereinbart, um 
der betreffenden Vertragspartei den häufig ſehr ſchwierigen 
Beweis der Unmöglichkeit zu erſparen ). 

Jedoch iſt hier die Einſchränkung zu machen, daß ſich 
die betr. Vertragspartei nach §88 1383, 157, 242 BGB. als⸗ 
dann nicht auf die Kriegsklaufel berufen kann, wenn ihr die 
Erfüllung trotz des Kriegs oder des anderen in Betracht 
komenden Ereigniſſes leicht und ohne erhebliche Opfer mög⸗ 
lich wäre. Es muß verlangt werden, daß es ſich um ein 
Ereignis handelt, das auf den betr. Betrieb erheblich ſtörend 
einwirkt ?). Andernfalls würde die Berufung der betr. Ver⸗ 
tragspartei auf die Kriegsklauſel gegen Treu und Glauben 
verſtoßen und wäre nicht im Sinn des Vertrags. Hätte alſo 
die Klrin. hier noch erhebliche Vorräte an fertigem Leinöl 
und die Ausführungen bei Sörgel, Kriegsrechtſprechung 1914/15 S. öff. 

3) Vgl. RG. JW. 1916, 257“. 
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gehabt, ſo wäre ſie trotz der Betriebsſtörung, die ihr das 
Ausfuhrverbot gebracht hat, doch zur Lieferung verpflichtet 
geweſen, und ebenſo wäre ſie verpflichtet geweſen, Vorräte 
an Leinſaat, die ſie ſich leicht und ohne erhebliche Opfer 
hätte verſchaffen können, anzukaufen, um damit ihren Betrieb 
aufrechtzuerhalten. 

Dies war aber nicht der Fall. Nach dem Zeugnis des 
Angeſtellten der Klrin., H., hatte ſie zur Zeit der Abſchlüſſe 
über die 200 und 300 Tonnen Leinſaat keine Vorräte an 
Leinöl mehr und keine Vorräte oder Abſchlüſſe an Leinſaat. 
Sie war vielmehr auf dieſe 500 Tonnen angewieſen. Was 
aber die Möglichkeit betrifft, ſich Leinſaat zu beſchaffen, um 
dadurch den Betrieb aufrechtzuerhalten, ſo war ſie, ſelbſt 
wenn man nach den Aeußerungen der Handelskammer M. 
die Möglichkeit des Erwerbs von Leinſaat annehmen will, doch 
nach Treu und Glauben nicht verpflichtet, hievon Gebrauch 
zu machen. Denn ſie hätte dies nur tun können, wenn ſie 
erhebliche Opfer gebracht hätte, die ihr nicht zugemutet wer⸗ 
den konnten. Sie hätte für 100 Kilo 49 62 M. anlegen 
müſſen, während ſie die von ihr gekauften Leinſaaten nach 
der übereinſtimmenden Annahme der Parteien auf etwa 39 M. 
für 100 Kilo zu ſtehen gekommen wären. Sie hätte alſo für eine 
Ware, für die ſie an ſich etwa 39 M. aufzuwenden gehabt 
hätte, jedenfalls 10 M. für 100 Kilo mehr, vermutlich aber 
erheblich mehr bezahlen müſſen; nach dem Verhältnis zwiſchen 
der Ausbeute aus der Leinſaat und der Menge der benö— 
tigten Saat hätte ſie für die der Bekl. noch ſchuldigen 230 
Faß Oel (39 100 Kilogramm) 3,3 mal mehr Leinſaat, d. h. 
etwa 130 000 Kilogramm Leinſaat gebraucht; ſie hätte alſo 
bei einem Mehraufwand von nur 10 M. für 100 Kilogramm 
ſchon 13 000 M. mehr aufwenden müſſen. Wahrſcheinlich 
wäre aber nach den Preiſen, wie ſie nach dem 10. Februar 
1915 galten, ihr Mehraufwand etwa das Doppelte hievon 
geweſen. Und wenn ſie ſich, wie die Bekl. eventuell verlangt, 
in Leinöl ſelbſt gedeckt hätte, ſo hätte ſie hiefür etwa den 
Betrag von 14 000 M. aufwenden müſſen, den die Bekl. 
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nachher bei ihrem Deckungskauf anlegen mußte. Eine der⸗ 
artige erhebliche Mehrbelaſtung war der Klrin. nicht zuzu⸗ 
muten. Mit ſolchen Opfern brauchte ſie ihren Betrieb nicht 
aufrechtzuerhalten, bzw. nicht zu liefern. Das war von 
ihr nach Treu und Glauben nicht zu verlangen, vielmehr 
ſollte gerade für ſolche Fälle die Kriegsklauſel ihre Bedeutung 
haben. Es wäre hier Sache der Bekl. geweſen, wenn ſie 
ſich gegen ſolche Verluſte ſichern wollte, im Verhältnis zu 
ihren Abnehmern die gleiche Kriegsklauſel zu vereinbaren, 
wie dies z. B. in dem Fall JW. 1916, 2574 dadurch geſche⸗ 
hen iſt, daß ſich der betr. Verkäufer für Fälle höherer Ge⸗ 
walt bei „Verkäufer und Verkäufers Lieferanten“ freizeichnete. 

Wenn die Bekl. die Klrin. ſodann noch darauf verweiſt, 
ſie hätte die Ware eventuell auf norddeutſchen Märkten, in 
Hamburg, Neuß uſw. bekommen können, ſo trifft hier das⸗ 
ſelbe zu; auch hier waren die Preiſe ſo, daß eine Eindeckung 
der Klein. nicht zuzumuten war. 

Danach iſt die Erfüllungsweigerung der Klrin. nach den 
abgeſchloſſenen Verträgen begründet geweſen. Dagegen iſt 
die weitere Behauptung der Bekl. gerechtfertigt, daß die 
Klrin. ihr nach den Verhältniſſen ihres Betriebs noch mehr 
Leinöl hätte liefern können als die 270 Faß, die fie tat⸗ 
ſächlich geliefert hat. 

In dieſer Richtung behauptet die Bekl. einmal, die 
Klrin. habe der Firma Sch. in Pforzheim, der ſie im März 
1915 noch 10 Faß geliefert hat, nichts mehr liefern dürfen, 
da dieſer Abſchluß ſpäter als derjenige mit der Bekl. gemacht 
worden ſei. Letzteres iſt zwar richtig, die hieraus gezogene 
Folgerung iſt jedoch nicht zutreffend. Wie ſich aus dem Zeug⸗ 
nis des Angeſtellten H. ergibt, hat die Klrin. den Abſchluß 
mit Sch. noch vor dem Eingang der Nachricht von dem 
Ausfuhrverbot gemacht. Dieſer Abſchluß lag daher zur Aus⸗ 
führung vor, als das Ausfuhrverbot die weitere Ausführung 
der Abſchlüſſe unmöglich machte. Die Klrin. hatte alſo da⸗ 
mals einerſeits mehrere Abſchlüſſe zu erfüllen, andererſeits 
konnte ſie nach Maßgabe ihrer Vorräte dieſen Abſchlüſſen 
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nicht mehr voll gerecht werden. Sie mußte ſomit die Menge 
Leinöl, die ſich aus ihren Vorräten ergab, unter die Ab⸗ 
nehmer verhältnismäßig teilen. Dies verlangte die Rückſicht 
auf Treu und Glauben im Verkehr !). Die Klrin. hatte da⸗ 
mals (nach Eingang der Nachricht vom Ausfuhrverbot) noch 
folgende Abſchlüſſe zu erfüllen: bei der Bekl. noch 450 Faß, 
bei Pl. in Offenburg 4 Faß, bei Sch. in Pforzheim 10 Faß, 
zuſammen 464 Faß. Sie hat der Bekl. 220 Faß geliefert, 
den Firmen Pl. und Sch. aber den vollen Betrag mit 4 und 
10 Faß, ſo daß ſie damals noch einen Vorrat von 234 Faß 
hatte. Dieſe hätte ſie gleichmäßig verteilen müſſen; ſie hätte 
nicht die Firmen Pl. und Sch. voll befriedigen dürfen. Mit 
Rückſicht hierauf hätte die Bekl. ſomit noch mehr als 220 
Faß zu beanſpruchen gehabt. 

Sodann behauptet die Bekl., die Klrin. hätte ihr auch 
die 17 Faß liefern müſſen, die ſich aus den von ihr noch ver⸗ 
arbeiteten 200 Tonnen Saat weiter ergeben haben, als ur⸗ 
ſprünglich berechnet worden war; außerdem weitere 15 Faß, 
die die Klrin. nach der Behauptung der Bekl. in ihrem ei⸗ 
genen Betrieb verbraucht haben ſoll. Dieſes letztere Ver⸗ 
langen iſt nicht gerechtfertigt. Die Klrin. braucht Leinöl im 
eigenen Betrieb zum Anſtreichen der zum Verſand benötigten 
Fäſſer. Dieſe Mengen Oel kommen daher auch den Abneh⸗ 
mern der Klrin. zugute und die letzteren können nicht ver⸗ 
langen, daß auch dieſes Oel ihnen geliefert wird. Der Zeuge 
H. hat nun bezeugt, daß die Klrin. den Reſt über die obigen 
17 Faß im eigenen Betrieb gebraucht habe; es konnte des⸗ 
halb die Bekl. die Lieferung dieſes Oels nicht verlangen. 

Anders verhält es ſich dagegen mit den 17 Faß, die 
aus den 200 Tonnen Saat noch weiter gewonnen wurden. 
Dieſe hätten, da hinſichtlich ihrer der Einwand der Unmög⸗ 
lichkeit der Lieferung nicht zutraf, an ſich auch den Abneh⸗ 
mern der Klrin. verhältnismäßig zukommen müfjen. Inſo⸗ 
weit hat daher die Klrin. objektiv grundlos die Lieferung 


1) Vgl. RG. 84, 125 ff. 
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verweigert und inſoweit iſt deshalb der Anſpruch der Bekl. 
auf Schadenerſatz wegen Nichtlieferung dem Grunde nach 
gerechtfertigt. Zwar wußte die Klrin. — nach ihrer Be⸗ 
hauptung — zur Zeit ihrer Weigerung nicht, daß ſie auch dieſe 
Menge noch aus der ihr zu Gebot ſtehenden Menge Lein⸗ 
ſaat erzielen könne; aber dadurch wird ihre Weigerung nicht 
gerechtfertigt. Es war ihre Sache, die Menge, die ſich er- 
geben würde, richtig zu ſchätzen. Wenn ſie falſch ſchätzte 
und wenn ſich aus dieſer falſchen Schätzung ein Schaden 
ergab, ſo hat dieſen die Klrin., nicht die Bekl. zu tragen. 
Letztere durfte ſich — entſprechend der Mitteilung der 
Klrin. — decken und darf den Unterſchied zwiſchen den von 
ihr bezahlten Preiſen und dem, was ſie bei Lieferung durch 
die Klrin. aufzuwenden gehabt hätte, erſetzt verlangen. Daß 
die Bekl. die ihr nachträglich von der Klrin. angebotenen 
5—10 Faß abgelehnt hat, ſteht nicht im Wege; denn der 
Bekl. konnte die Annahme dieſer Menge nicht mehr zuge⸗ 
mutet werden, nachdem ſie ſich bereits gedeckt hatte. Auch 
die weitere Einwendung der Klrin. iſt unzutreffend, daß ſie 
dieſe Menge der Bekl. nicht zu überſenden gehabt hätte, weil 
der Transport zu teuer geworden wäre. Da die Lieferung 
ab Heilbronn zu erfolgen gehabt hätte, ſo wäre die Mehr⸗ 
fracht, die hier erwachſen wäre, Sache der Bekl. geweſen, 
und wenn der Bekl. auch bis dahin nur Sendungen von 
50 Faß und mehr gemacht worden wären, ſo war es doch 
ſelbſtverſtändlich, daß die Bekl. unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden, wo ein erheblicher Schaden für ſie in Frage kam, 
auch kleinere Sendungen angenommen hätte. 

Nach dem Ausgeführten hätte die Klrin. ihren hier in 
Betracht kommenden Abnehmern nicht nur 234 Faß, ſondern 
auch die erwähnten 17 Faß, alſo zuſammen 251 Faß zur 
Verfügung zu ſtellen gehabt, ſo daß auf die Bekl. derjenige 
Teil dieſer 251 Faß entfallen wäre, der dem Verhältnis der 
damals rückſtändigen Geſamtmenge von 464 Faß (450 Faß 
Bekl., 4 Faß Pl., 10 Faß Sch.) zu der noch von der Bekl. 
zu beanſpruchenden Menge entſprach, d. h. es wäre auf die 
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Bekl. noch die Menge von 243,42 Faß = 243 Faß und 
71 Kilo entfallen (464: 450 = 251: x). Da die Klrin. 
der Bekl. nur noch 220 Faß geliefert hat, ſo kann die letztere 
für 23 Faß (23 mal 170 Kilo) = 3910 Kilo und 71 Kilo, 
d. h. für zuſammen 3981 Kilo Schadenerſatz verlangen. 
Dieſe Menge hätte fie zu dem Preis von 93 M. für 100 Kilo 
zu beanſpruchen gehabt, und dazu wäre nach der von der 
Klein. nicht beanſtandeten Angabe der Bekl. noch der Betrag 
von 1 M. für 100 Kilo Mehrfracht gekommen, ſo daß die 
Bekl. 94 M. für 100 Kilo aufzuwenden gehabt hätte. Da 
die Bekl. ſich mit 130 M. für 100 Kilo eingedeckt hat, ſo⸗ 
nach um 36 M. für 100 Kilo mehr bezahlen mußte, ſo iſt 
die Klein. verpflichtet, der Bekl. 39,81 mal 36 M. = 
1433 M. 16 Pf. zu erſetzen. Dieſer Betrag geht an der 
Klagforderung ab. Daß die Bekl. auch bei teilweiſer Zahlung 
und bei teilweiſe begründeter Aufrechnung Kaſſenſkonto be⸗ 
anſpruchen könne, hat ſie nicht geltend gemacht. Danach iſt 
die Bekl. zur Zahlung von 12 788 M. 39 Pf. zu verurteilen, 
während die Mehrforderung der Klrin. abzuweiſen iſt. 
Urteil des II. Zivilſenats vom 4. Mai 1916 i. S. A. 
g. H. U. Nr. 48 1916. 


6. 


Wann hat der Bermieter den Bananfwand des Mie⸗ 
ters zu erſetzen? 


Der Klr. hatte mit Vertrag vom 26. Dezember 1908 
ſein Anweſen in H. an die Kaufleute F. und B. um den 
monatlich zum Voraus zahlbaren Jahresmietzins von 6000 M. 
auf die Dauer von fünf Jahren vermietet. Die Bekl. war 
an Stelle der Mieter in den Vertrag eingetreten. Nach 
Ablauf der Mietzeit wurde das Mietverhältnis zunächſt auf 
unbeſtimmte Zeit fortgeſetzt. Im Sommer 1913 nahm 
die Bekl. mit Genehmigung des Klrs. eine Reihe baulicher 
Veränderungen in dem Mietanweſen vor; zu dem Aufwand 
von angeblich 6885 M. gab ihr der Klr. abredegemäß einen 
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Zuſchuß von 500 M. durch Verrechnung mit dem Mietzins 
für den Monat Oktober 1913. Am 26. Mai 1914 kündigte 
der Kl. das Mietverhältnis auf 31. Auguſt 1914, nachdem 
mehrfache Verhandlungen über den Abſchluß eines neuen 
weitfriſtigen Mietvertrags ergebnislos verlaufen waren. Die 
Bekl. bezahlte den Mietzins für den Monat Auguſt 1914 
nicht, weshalb der Klr. auf Bezahlung von 500 M. klagte. 
Die Bekl. ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß der Klr. ihr 
den ganzen Bauaufwand erſetzen müſſe, und machte ihre 
Gegegenforderung teils aufrechnungsweiſe, teils widerklagend 
geltend. Sie brachte vor: der Klr. habe es ihr durch die 
unerwartete Kündigung unmöglich gemacht, den Aufwand 
auszunützen, den ſie im Vertrauen auf die vom Klr. ſchon 
zugeſagte weitfriſtige Fortſetzung des Mietverhältniſſes ge⸗ 
macht habe; dadurch ſei ſie in ihrem Vermögen geſchädigt. 
Eventuell müſſe ihr der Klr. den Betrag, um den er infolge 
der baulichen Veränderungen bereichert ſei, erſetzen. 

Die Bekl. iſt mit ihrem Erſatzanſpruch in beiden In⸗ 
ſtanzen unterlegen, in der Berufungsinſtanz aus folgenden 
Gründen: 

Da die Bekl. die Verwendungen auf die dem Klr. ge⸗ 
hörige Mietſache nach ihrer eigenen Darſtellung nur in 
ihrem Intereſſe gemacht hat, nicht aber, weil ſie zur Erhal⸗ 
tung der Mietſache notwendig waren, und da ſie bei der 
Verwendung zweifellos auch nicht die Abſicht gehabt hat, 
über den ihr vom Klr. zugeſagten Zuſchuß hinaus weiteren 
Erſatz ihrer Unkoſten zu verlangen, kommt eine Erſatzpflicht 
des Klrs. weder auf Grund des § 547 Abſ. 1 BGB. noch 
auf Grund der Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag in Frage. Bei der Beſchaffenheit der von der Bell. 
gemachten baulichen Veränderungen kommt das dem Mieter 
in § 547 BGB. eingeräumte Wegnahmerecht gleichfalls 
nicht in Betracht. Die Bekl. ſtützt denn auch ihren Erſatz⸗ 
anſpruch nicht auf das Mietvertragsverhältnis oder auf Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag, ſondern auf unerlaubte Hand⸗ 
lung und ungerechtfertigte Bereicherung. 
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1. Die unerlaubte Handlung erblickt die Bekl. darin, 
daß der Klr. von Anfang an nicht die Abſicht gehabt habe, 
den bisherigen langfriſtigen Mietvertrag zu erneuern, die 
Bekl. aber dadurch, daß er ſich immer wieder auf Unter: 
handlungen mit ihr eingelaſſen und ſich dabei mit Erneu⸗ 
erung des Vertrags auch einverſtanden erklärt, die Bekl. zu⸗ 
dem aufgefordert habe, mit dem Bau zu beginnen, in den 
Irrtum verſetzt habe, der Klr. werde den langfriſtigen Miet⸗ 
vertrag erneuern, und durch dieſe Irreführung veranlaßt 
habe, die koſtſpieligen Veränderungen, durch welche der Wert 
des Hauſes des Klrs. erheblich geſteigert worden ſei, im 
weſentlichen auf eigene Rechnung auszuführen, was ſie ſicher⸗ 
lich nicht getan hätte, wenn fie die Abſichten des Klrs. ge- 
kannt und mit Erneuerung des Mietvertrags nicht gerechnet 
hätte. Damit iſt in ſchlüſſiger Weiſe ein den Klr. nach 
§ 826 BGB. zum Schadenserſatz verpflichtender Verſtoß gegen 
die guten Sitten behauptet. Die Weigerung des Klrs., die 
mit der Bekl. getroffenen mündlichen Verhandlungen durch 
Unterzeichnung des ſchriftlichen Mietvertrags zu einem rechts⸗ 
gültigen Abſchluß zu bringen, iſt allerdings an ſich als ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten nicht anzuſehen: denn ein 
nicht formgerecht geſchloſſener Vertrag beſteht nicht zu Recht 
und verpflichtet zu nichts. Daran ändert auch der Umſtand 
nichts, daß die Bekl. Aufwendungen gemacht hat, die beim 
Nichtzuſtandekommen des Vertrags nutzlos für ſie waren, 
und daß der Klr. das gewußt hat. Selbſt wenn der zurück⸗ 
tretende Vertragsteil beſtimmte, die Aufwendungen verur⸗ 
ſachende Maßnahmen als Vorausſetzung für einen Vertrags- 
ſchluß gefordert hat, kann in der Weigerung, die bisherigen 
Vereinbarungen zu einem rechtsverbindlichen Abſchluß zu 
bringen, noch kein nach allgemeiner Anſchauung Sitte und 
Anſtand verletzendes Verhalten gefunden werden. Denn der 
andere Teil mußte damit rechnen, daß es zu einem Vertrags⸗ 
ſchluſſe nicht kommen werde und daß ſomit die Aufwendungen 
auf feine Gefahr gehen werden!). Das Unſittliche ergibt 

1) Zu vgl. Leipz. Zeitſchr. IV S. 80 ff. 
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ſich erſt aus der abſichtlichen Irreführung der Bekl. durch 
den Klr. und der dadurch bewirkten Schädigung der Bell. 
An ſich iſt nun, wer ſich in Verhandlungen über den Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrags einläßt, ohne die Abſicht zu haben, 
einen Vertrag abzuſchließen, nicht verpflichtet, ſeinem Ver⸗ 
tragsgegner ſeine Abſicht kundzugeben. Argliſtiges Verhal⸗ 
ten liegt vielmehr nur vor, wenn eine Pflicht zum Nicht⸗ 
verſchweigen beſtanden hat. Dieſe wird nicht nur durch Ver⸗ 
trag und Geſetz, ſondern auch durch Verkehrsſitte und die 
Rückſicht auf Treu und Glauben begründet 1). Es widerſpricht 
zweifellos Treu und Glauben im Verkehr, wenn jemand 
ohne die Abſicht, einen Vertrag zu ſchließen, ſich vertrags⸗ 
geneigt zeigt und dadurch bewußt den Gegner zu Aufwen⸗ 
dungen veranlaßt, die ohne den Vertrag nutzlos für dieſen, 
für ihn ſelbſt aber vorteilhaft ſind, und die der Gegner nicht 
gemacht hätte, wenn er die wahre Abſicht des andern ge— 
kannt hätte. Es liegt ferner auf der Hand, daß die Bekl. 
die Aufwendungen von mehreren 1000 M. nur gemacht hat, 
weil ſie beſtimmt damit gerechnet hat, ſie werde noch auf 
Jahre hinaus auf dem Anweſen des Klrs. ihre Wirtſchaft 
und ihren Weinhandel in nunmehr vergrößertem Umfang 
betreiben und dadurch aus ihrem Aufwand Nutzen ziehen 
können. Es kann auch nicht zweifelhaft ſein, daß ſie in 
dieſer Erwartung durch das Verhalten des Klrs. beſtätigt 
worden iſt. Das ergibt ſich nicht bloß aus der Natur der 
Sache, ſondern auch aus der Tatſache, daß der Klr. einen 
Zuſchuß verſprochen und geleiſtet hat. Daraus durfte und 
mußte die Bekl. ohne weiteres entnehmen, daß auch der Klr. 
davon ausgieng, daß die durch den Umbau ſeines Anweſens 
bewirkte Verbeſſerung jedenfalls für längere Zeit im Weſent⸗ 
lichen der Bekl. zu Gute kommen werde. Andernfalls hätte 
es doch keinen Sinn gehabt, die Leiſtungen des in dieſem 
Fall alleinintereſſierten Klrs. auf einen Zuſchuß zu be⸗ 
ſchränken. Das Landgericht meint allerdings, der Klr. habe 


1) Staudinger IV zu § 123 BGB. 


32 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


durch ſein Verhalten deutlich gezeigt, daß er Bedenken trage, 
durch Unterzeichnung des Vertrags ſich zu binden, daß da⸗ 
her der Irrtum der Bekl., der Klr. werde die mündlich in 
unverbindlicher Weiſe gegebenen Zuſagen gelten laſſen, nicht 
vom Klr. verurſacht worden ſei. Allein dieſe Anſicht beruht 
auf einer Verkennung der tatſächlichen Verhältniſſe, wie ſie 
von der Bekl. unter Beweisantritt dargeſtellt ſind, wie ſie ſich 
aber auch ohne weiteres daraus ergeben, daß der Klr. ſelbſt 
einen Gegenentwurf mit fünfjähriger Mietzeit vorgelegt hat. 
Daraus geht hervor, daß der Klr. ſich grundſätzlich mit der 
Erneuerung eines langfriſtigen Mietvertrags einverſtanden 
gezeigt und nur bezüglich einzelner, weniger wichtiger Ver⸗ 
tragsbedingungen abweichende Forderungen aufgeſtellt hat. 
Wäre alſo der Klr. von Anfang an willens geweſen, 
einen langfriſtigen Mietvertrag nicht zu ſchließen, vielmehr 
der Bekl. nach Ausführung des Umbaus auf den nächſten 
geſetzlich zuläſſigen Termin zu kündigen, ſo hätte er die Bekl. 
zweifellos in argliſtiger Weiſe irregeführt und — zu ſeinem 
Vorteil — geſchädigt. Es fragt ſich ſonach nur, ob die Bekl. 
den ihr obliegenden Beweis mit den von ihr angebotenen 
Beweismitteln zu erbringen vermag. Dieſe Frage iſt zu ver⸗ 
neinen. Mag es auch auffallend ſein, daß der Klr. ohne er⸗ 
erſichtlichen Grund von den Verhandlungen zurückgetreten 
iſt und der Bekl. gekündigt hat, — wenn nicht gerade die 
Bekl. durch den Ankauf des Gaſthofs zur Krone den Anlaß 
dazu gegeben hat, — ſo iſt damit doch noch kein Beweis da⸗ 
für erbracht, daß der Klr. ſchon in dem Zeitpunkt zu der 
Kündigung entſchloſſen war, als er die Bekl. zur Vornahme 
des Umbaus veranlaßte. Da die Bekl. einen Beweis hiefür 
nicht angeboten hat, konnte ſie mit ihrer auf unerlaubte 
Handlung begründeten Klage keinen Erfolg haben. 

2. Der Anſpruch auf Werterſatz auf Grund ungerechtfer⸗ 
tigter Bereicherung ſetzt gemäß §S 812 BGB. voraus, daß 
der Klr. durch die Leiſtungen der Bekl. auf deren Koſten 
ohne rechtlichen Grund etwas erlangt hat, und gemäß 8 818 
BGB., daß der Klr. noch bereichert iſt. Der der Bekl. ob⸗ 
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liegende Beweis, daß der Klr. durch ihre Leiſtungen berei⸗ 
chert worden iſt, d. h. eine Verbeſſerung ſeiner Vermögens⸗ 
lage erfahren hat, konnte nicht als erbracht angeſehen 
werden. Die in I. Inſtanz vernommenen Sachverſtändi⸗ 
gen haben allerdings eine Wertſteigerung als Folge der 
baulichen Veränderungen feſtgeſtellt und dieſe auf 5000 M. 
geſchätzt, falls der durch den Umbau geſchaffene neue Be⸗ 
trieb mit dem Haus verbunden bleiben kann, und auf 
1500 M., falls wieder auf den urſprünglichen Betrieb zu⸗ 
rückgegangen werden muß, und die Bekl. hat Beweis da; 
für angetreten, daß ſowohl der Pächter des Klr. als auch 
dieſer ſelbſt die geſamten durch den Umbau geſchaffenen 
Räume benützt hat und noch heute benützt. Allein damit iſt 
eine in Geld ſchätzbare Mehrung des Vermögens des Klrs. 
noch nicht erwieſen. Die Steigerung des Werts einer be 
reis im Eigentum befindlichen Sache bedeutet eine Bereiche⸗ 
rung des Eigentümers nur, wenn ſie eine Ertragsſteigerung 
zur Folge hat, (— dann beſteht die Bereicherung im Mehr⸗ 
ertrag —), oder wenn die Sache dem Eigentümer feil iſt, 
(— dann beſteht die Bereicherung in dem Mehr des erziel⸗ 
ten oder zu erzielenden Kaufpreiſes, —) oder wenn es ſich 
bei den baulichen Veränderungen um Arbeiten handelt, welche 
der Eigentümer ſelbſt vornehmen wollte oder mußte, dann 
beſtände die Bereicherung in den vom Eigentümer erſparten 
Auslagen ). Allein in keiner dieſer Beziehungen hat die 
Bekl. einen ſchlüſſigen Beweis angetreten. Damit, daß der 
Klr. die größeren Räume in Benützung genommen hat, iſt 
noch nicht bewieſen, daß auch der Ertrag des Geſchäfts ge— 
ſtiegen iſt. Daß dem Klr. ſein Haus feil iſt, konnte die Bekl. 
gleichfalls nicht behaupten; dagegen ſpricht die Tatſache, daß 
der Klr. die Wirtſchaft und den Weinhandel in ſeinem Haus 
ſelbſt betreibt. Die Bekl. konnte endlich auch nicht behaupten, 
daß der Klr. auch nur einen Teil der von ihr ausgeführten 

1) Vgl. die aus der Natur der Sache ſich ergebenden Grundſätze des 
früheren gemeinen Rechts, Wind ſcheid, Pandektenrecht § 421 Note 4, 
insbeſondere cit. 1. 38 D. 6, 1. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVIII. 1. 3 
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Bauarbeiten ohnedies vorzunehmen entſchloſſen oder aus ir⸗ 
gend welchen Gründen gezwungen war. Die Bekl. konnte 
ſomit auch mit ihrer auf ungerechtfertigte Bereicherung ge⸗ 
ſtützten Klage keinen Erfolg haben. 
Urteil des II. Zivilſenats vom 6. April 1916 i. S. F. & 
Söhne g. L. Nr. 485/1915. 


7. 


Rückforderung einer zwecks Sanierung eines Unter- 
nehmens gegebenen Geldſumme, wenn die Sanierung 
nicht gelingt. 


Der Bekl. ſchuldete am 13. Oktober 1913 der Klin. auf 
den Uebernahmepreis für 10 Aktien noch den Reſt von 
3765,25 M. Der auf Zahlung dieſes Betrages nebſt Zin⸗ 
ſen gerichteten Klage gegenüber machte der Bekl. geltend, daß 
ihm gegen die Klin. eine Gegenforderung in Höhe von 6000 M. 
zuſtehe, die er gegen die eingeklagte Forderung aufrechnete, 
während er auf Zahlung des Reſtes Widerklage erhob. Die 
Gegenforderung begründete der Bekl. damit, daß er am 25. Juni 
1913 der Klin. 6000 M. gezahlt habe, die er zurückzufordern 
berechtigt ſei. 

Der Bekl. hat die 6000 M. bezahlt infolge einer laut 
Protokoll über die Sitzung des Aufſichtsrats der Klin. vom 
21. Mai 1913, der ſämtliche Mitglieder des Aufſichtsrats, 
darunter auch der Bekl., ſowie das einzige Vorſtandsmitglied 
der damals noch nicht in Liquidation befindlichen Klrin., 
P., beiwohnten, übernommenen Verpflichtung. Die Sitzung 
fand ſtatt infolge von Veruntreuungen des am 5. Mai 1913 
entlaſſenen Vorſtandsmitgliedes R. Das Protokoll enthält 
darüber folgendes. 

„1.) Durch die Unlauterkeit R.s drohen Verluſte. Zur 
Abwendung dieſes auf 150000 M. im Höchſtfalle geſchätzten 
Schadens verpflichten ſich die Aufſichtsratsmitglieder folgende 
Beträge einzuwerfen, wobei ſie jedoch ausdrücklich jede Ver⸗ 
antwortung ihrerſeits für die Verluſte ablehnen.“ Es werden 
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nun die Beträge aufgeführt, die jedes einzelne Aufſichtsratsmit⸗ 
glied bis zum 15. Juni 1913 zu zahlen habe. Unter dieſen Beträ⸗ 
gen von insgeſamt 90 000 M. iſt ein ſolcher von 6000 M. für 
den Bekl. angegeben. Der Bekl. iſt klagegemäß verurteilt und 
ſeine Widerklage abgewieſen worden. 

Aus den 


Gründen 
des Berufungsurteils: 


Nachdem der Bekl. auf die übrigen, früher von ihm zur 
Begründung feiner Gegenforderung geltend gemachten Rechts⸗ 
gründe ſelbſt nicht mehr zurückgekommen iſt, handelt es ſich 
jetzt noch um die Frage, ob der Rückforderungsanſpruch des 
Bekl. von 6000 M. gemäß § 812 Abſ 1 Satz 2 BGB. be⸗ 
gründet iſt, d. h. ob der mit der Leiſtung nach dem Inhalt 
des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg eingetreten iſt oder nicht, 
und hiebei ift wiederum namentlich die Frage, ob der be- 
zweckte Erfolg Inhalt des Rechtsgeſchäfts geworden iſt oder 
nicht. Der bezweckte Erfolg war die Abwendung des 
durch R. verurſachten Schadens oder auch die Sanie— 
rung der Klin. und das Berufungsgericht hat nun in erſter 
Linie zu prüfen, ob die Beitragleiſtung nach der rechtsge⸗ 
ſchäftlichen Willenserklärung der Parteien abhängig ſein ſollte 
von dem Eintritt dieſes Erfolges, namentlich auch in der 
Richtung, ob die in dem Protokoll vom 21. Mai 1913 ent⸗ 
haltene Schätzung des Schadens auf 150000 M. im Höchſt⸗ 
fall einen weſentlichen Beſtandteil des Rechtsgeſchäfts bilden 
ſollte. 

Dies iſt zu verneinen. 

Nach dem Protokoll vom 21. Mai 1913 war allerdings 
der ausgeſprochene Zweck der Beitragsleiſtung die Abwen⸗ 
dung des durch R. verurſachten Schadens. 

Inſoweit aber, als die Beitragleiſtung gewährt wurde, 
wurde dieſer Zweck auch erreicht, denn daß die Klin. dieſe 
Mittel etwa zu einem andern Zwecke verwendet hätte, ver⸗ 
mag der Bekl. ſelbſt nicht zu behaupten. Der durch R. im 
Geſellſchaftsvermögen verurſachte Schaden wurde eben um fo 

3 * 
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viel veringert, als von den Beitragleiſtenden bezahlt wurde. 

Inſoweit iſt alſo der bezweckte Erfolg eingetreten und 
es entfällt damit ohne weiteres die (allerdings bis zur Höhe 
der gezeichneten Beiträge wohl zu bejahende) Frage, ob der 
bezweckte Erfolg Inhalt des Rechtsgeſchäfts geworden iſt. 

Die Frage ſpitzt ſich vielmehr dahin zu, ob die Schät⸗ 
zung des Schadens auf 150 000 M. im Höchſtfall weſentli⸗ 
cher Beſtandteil des Rechtsgeſchäfts ſein ſollte. 

Dies iſt zu verneinen. 

(Dies wird näher ausgeführt und ſodann fortgefahren :) 

Wenn der Bekl. jetzt ausführt, der Betrag von ca. 
150 000 M. ſei um deswillen als weſentlicher Beſtandteil 
der Abmachung anzuſehen, weil der wirkliche Schaden die 
ganz un verhältnismäßig höhere Summe von 5—600 000 M. 
erreicht habe, ſo mag allerdings die Annahme begründet ſein, 
daß, wenn die Beitragleiſtenden am 21. Mai die wirkliche 
Höhe des Schadens hätten überſehen können, ſie ſich wohl 
auf die Beitragsleiſtung, trotzdem ſie mit einer Haftbarma⸗ 
chung wegen mangelhafter Erfüllung ihrer Pflichten als Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder rechnen mußten, nicht eingelaſſen ſondern 
wohl vorgezogen hätten, es auf eine Liquidation oder die 
Konkurseröffnung ankommen zu laſſen. Dies ändert aber 
nichts an der Tatſache, daß die Schätzung des Schadens auf 
150 000 M. nicht weſentlicher Beſtandteil des Rechtsgeſchäfts 
in dem Sinn war, daß wenn ſich der Schaden als höher 
herausſtellen ſollte, die Verpflichtung zu der Beitragsleiſtung 
hinfällig ſein ſollte. 

Aber auch die mittelbar bezweckte Sanierung der Klä⸗ 
gerin wurde nicht Inhalt des Rechtsgeſchäfts im Sinn des 
§S 812 BGB., ebenſowenig, wie fie vertragsmäßige Gegen⸗ 
leiſtung für die Beitragleiſtenden war. Dies folgt aus der 
Natur eines derartigen Sanierungsverſuchs. Bei einem der⸗ 
artigen Verſuch der Sanierung eines notleidenden Unterneh⸗ 
mens iſt es immer unſicher, ob der bezweckte Erfolg mit den 
hiezu zur Verfügung geſtellten Mitteln erreicht wird. Dieſer 
Unſicherheit müſſen und werden ſich die Nothelfenden bei 
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einer derartigen Hilfsaktion immer bewußt ſein. Im Be⸗ 
wußtſein dieſer Unſicherheit leiſten ſie ihre Beiträge, indem 
ſie ſich ſagen müſſen, daß ſie auf eine etwaige ſpätere Rück⸗ 
vergütung oder auch nur Verzinſung nur rechnen dürfen, wenn 
der Verſuch gelingt, während anderenfalls die geleiſteten Bei⸗ 
träge unwiederbringlich verloren ſind, daß alſo, wenn der 
bezweckte Erfolg nicht eintritt, das Geleiſtete regelmäßig gar 
nicht zurückerſtattet werden kann. Bei einer ſolchen Sach⸗ 
lage kann keine Rede davon ſein, daß der bezweckte Erfolg 
der Sanierung zum Inhalt des Rechtsgeſchäfts gemacht wird, 
vielmehr wird er ſtets nur der Beweggrund für die Leiſtun⸗ 
gen ſein. 

So verhält es ſich auch im vorliegenden Fall und da⸗ 
mit ſtimmen auch die Ausſagen der Zeugen P., C. und Graf. 
v. P. überein, daß die Beiträge „à fond perdu“ gezeichnet 
worden ſeien, was auch angeſichts des Umſtands, daß die 
Beitragleiſtenden zu beſorgen hatten, als Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder haftbar gemacht zu werden, durchaus verſtändlich iſt. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 19. Oktober 1915 i. S. 

Schinabeck gegen Südd. Volksbank U. 303/1915. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen worden. 


8. 


| Württ. Hachſchadengeſetz. 
Berückſichtigung der Betriebsgefahr der Straßenbahn 
nach § 254 BOB. 


Am 5. Dezember 1914 Abends gegen 6 Uhr ſtieß ein 
mit zwei Pferden beſpannter, von dem Fuhrmann Sch. ge⸗ 
lenkter Latrinenwagen des Klrs. auf der Fahrt von der 
Jäger⸗ in die Bahnhofſtraße in Stuttgart mit einem von der 
Prag kommenden Vorortswagen der bekl. Stuttgarter Stra⸗ 
ßenbahnen⸗AG. zuſammen. Hiebei ſtanden beide Pferde auf 
dem Straßenbahngeleiſe. Das eine wurde getötet, das an⸗ 
dere beſchädigt. Auf Grund des württ. Sachſchadengeſetzes 
vom 4. Juli 1903, Reg. Bl. S. 213, verlangte der Klr. 
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von der Bekl. Erſatz ſeines Schadens, da die Bekl. für die 
Betriebsgefahr hafte, ihr Wagenführer M. auch ohne Glocken⸗ 
zeichen und übermäßig ſchnell auf den Latrinenwagen zuge⸗ 
fahren ſei, ſo daß Sch. mit dem Wagen nicht mehr habe 
über die Geleiſe kommen können. Die Bekl. beſtritt die Er⸗ 
ſatzpflicht, weil die alleinige Schuld an dem Zuſammenſtoß 
den Fuhrmann Sch. treffe. 

Das Landgericht wies die Klage ab, weil der Unfall 
durch grobe Unachtſamkeit des Fuhrmanns verurſacht wor⸗ 
den ſei. Das Oberlandesgericht erklärte dagegen den Klag⸗ 
anſpruch zu / dem Grunde nach für gerechtfertigt aus fol⸗ 
genden 

Gründen. 

Die Schadenerſatzpflicht der Bekl. iſt begründet, wenn 
ſie nicht nachweiſen kann, daß der Schaden durch Verſchulden 
des Sch. entſtanden iſt. Mit Recht hat der Unterrichter 
dieſes Verſchulden feſtgeſtellt. Sch. konnte an der Einbiegung 
der Jägerſtraße in die Bahnhofſtraße dieſe auf 200 m über⸗ 
ſehen. Er wußte, daß dort die Straßenbahn verkehre und 
mußte ſich deshalb ſorgfältig umſehen, ob ein Wagen in der 
Nähe ſei, oder ob er die Geleiſe ohne Gefahr überqueren 
könne. Er durfte ſich nicht darauf verlaſſen, ob er Glocken⸗ 
zeichen höre, da er dieſe bei dem Lärm ſeines eigenen Wagens 


überhören konnte. Er mußte bei der herrſchenden Dunkel⸗ 


heit und dem leichten Nebel ſich auf ſeine Augen verlaſſen 
und konnte ſo bei der Aufmerkſamkeit, die ſein Beruf als 
Fuhrmann erforderte, die hellleuchtenden Lichter der Straßen⸗ 
bahn ſchon auf 200 m bemerken. Zu dieſer Aufmerkſamkeit 
war er noch durch die beſtehenden polizeilichen Vorſchriften, 
die er kennen mußte, beſonders verpflichtet, wornach ein 
Fuhrwerk ein Straßenbahngeleis, ſolange auf ihm der Be⸗ 
trieb ſtattfindet, nur überqueren darf, nachdem der Lenker 
des Fuhrwerks ſich davon überzeugt hat, daß das ohne 
Störung und Gefährdung des Straßenbahnbetriebs erfolgen 


kann. Das hat Sch. nicht getan, ſonſt hätte er ſehen müſſen, 
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daß der Vorortswagen ſchon jo nahe war, daß er das Ge⸗ 
leiſe nicht mehr überſchreiten durfte. 

Steht ſonach feſt, daß der Fuhrmann des Klrs. den Zu⸗ 
ſammenſtoß verſchuldet hat, ſo fragt es ſich, ob nicht ein 
Verſchulden oder ein Mitverurſachen der Bekl. hiebei mitge⸗ 
wirkt hat, fo daß nach $ 254 BGB., deſſen Anwendbarkeit 
auch für das württ. Sachſchadengeſetz keinem Bedenken un⸗ 
terliegt, eine billige Teilung des Schadens ſtattzufinden hat. 

Daß den Führer des Straßenbahnwagens irgend ein 
Verſchulden trifft, kann nicht nachgewieſen werden; daß er 
keine Glockenzeichen gegeben habe, kann nicht feſtgeſtellt wer⸗ 
den, ebenſo wenig, daß er mit übermäßiger Geſchwindigkeit 
gefahren iſt. Er durfte damit rechnen, daß das Geleiſe frei 
ſei und daß Sch. mit ſeinem Wagen warte, bis der Vororts⸗ 
wagen vorüber ſei. Deshalb brauchte er auch ſeine Geſchwin⸗ 
digkeit nicht zu mäßigen, weil er davon ausgehen durfte, 
daß der Wagenlenker ſeine Pflichten kenne und darnach richte. 
Auch läßt ſich nicht feſtſtellen, ob M. in dem Zeitpunkt, da 
er das Ueberqueren des Bahngeleiſes durch das Latrinenfuhr⸗ 
werk bemerken konnte, noch genügend Zeit gehabt hätte, ſo 
zu bremſen, daß der Zuſammenſtoß vermieden worden wäre. 
Daß die Bremſen des Vorortswagens nicht in Ordnung ge⸗ 
weſen ſeien, iſt lediglich eine Vermutung des Klrs., für die 
er keinen ſchlüſſigen Beweis angetreten hat. Denn wenn 
auch im Jahr 1915 allgemein eine Verſtärkung der Bremſen 
ſtattgefunden hat, ſo beweiſt das nicht, daß die Bremſe am 
Wagen des M. am 3. September 1914 nicht in Ordnung 
geweſen iſt. Dagegen iſt gegenüber dem von dem Beſchädig⸗ 
ten ſelbſt zu vertretenden Verſchulden des Sch. die Gefähr⸗ 
lichkeit des Betriebs der Bekl. im gegebenen Fall nicht außer 
Acht zu laſſen. Die allgemeine Gefährlichkeit des Straßen⸗ 
bahnbetriebes iſt im vorliegenden Fall dadurch weſentlich ge⸗ 
ſteigert worden, daß das Fuhrwerk des Klrs. ſchwer beweg⸗ 
lich geweſen iſt, die Strecke, auf der der Zuſammenſtoß ſich 
ereignete, ein Gefäll von 3% hat, die Vorortswagen mit 
erhöhter Geſchwindigkeit fahren, zur Stunde des Zuſammen⸗ 
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ſtoßes die Straßenbeleuchtung ungenügend geweſen iſt und 
leichter Nebel geherrſcht hat. 

Die durch all dieſe Umſtände weſentlich erhöhte Betriebs⸗ 
gefahr, die die Bekl. zu vertreten hat, iſt gegenüber dem 
allerdings groben Verſchulden des Sch. abzuwägen und da⸗ 
bei hat das Gericht eine Teilung des Schadens im Verhält⸗ 
nis von ½¼ zu / für ſachgemäß erachtet. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 17. März 1916 i. S. K. 

g. Stuttg. Straßenbahnen U. Nr. 587/1915. 


9. 


Unlauterer Wettbewerb durch Berfendung des Abdrucks 
eines ein Fabrikat eines Konkurrenten abfällig beur⸗ 
teilenden Schreibens eines Kunden an Intereſſenten? 


Die Parteien ſind Konkurrenten. Beide ſtellen Waſſer⸗ 
reinigungsapparate her und vertreiben ſie, die Klrin. unter 
der Bezeichnung „Selbſttätiger Waſſerreinigungsapparrat Sy⸗ 
ſtem Reiſſert⸗Dervaut“, die Bekl. unter dem Namen „Waſ— 
ſerreiniger Neckar mit Keſſelſchlammrückführung“. Seit Herbſt 
1914 hat die Bekl. an eine größere Anzahl von Firmen, bei 
denen ſie ein Intereſſe für ihre Apparate vorausſetzte, und 
zwar nicht bloß an ſolche, die einen Apparat der Klrin. be⸗ 
ſeſſen haben und von ihm nicht befriedigt waren, als Anlage 


. zu den Anpreifungen ihres Apparats den Abdruck eines ihr 


zugegangenen Schreibens folgenden Inhalts verſandt: 
„Peter Temming, Baumwollbleicherei Glückſtadt i / Hol⸗ 
ſtein den 18. Juli 1914. Firma Ph. M., G. m. b. H. Stuttgart. 
Unter Bezugnahme auf Ihr gefl. Schreiben vom 11. ert. be⸗ 
ſtätige ich Ihnen gerne, daß Sie vor ca. 6 Monaten einen 
hier aufgeſtellten Reiſſertſchen Waſſerreiniger nach Ihrem 
Syſtem „Neckar“ umgeändert haben. Infolge der Eigenart 
des Waſſers hatte ich mit dem erſtgenannten Waſſerreiniger 
abſolut keine Erfolge. Rohrausbeulungen an meinen beiden 
Balcockkeſſeln waren nichts Seltenes, ſo daß ſehr häufig Rohre 
ausgewechſelt werden mußten. Vor Fertigſtellung des Waſ⸗ 
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ſerreinigers „Neckar“ habe ich die unterſten Rohrleitungen meiner 
Keſſel ausgewechſelt, und ich kann Ihnen heute nach ca. 6 monat⸗ 
lichem Betriebe mitteilen, daß die Rohre noch metalliſch 
blank ſind. Ich möchte auch noch hervorheben, daß die Be⸗ 
dienung des Waſſerreinigers „Neckar“ ſehr einfach iſt und 
wenig Zeit im Vergleich zu andern Waſſerreinigern erfor⸗ 
dert. Alles in allem hat ſich der Umbau glänzend bewährt. 
Ich empfehle mich Ihnen und zeichne Hochachtungsvoll 
Peter Temming.“ 

Die Klägerin hat mit der Klage beantragt, zu erkennen, 
die Beklagte ſei ſchuldig, die Verbreitung des Temmingſchen 
Schreibens zu unterlaſſen. 

Die Klage iſt im Berufungsverfahren abgewieſen wor⸗ 
den aus folgenden 

Gründen: 

I. Die Klage ſtützt ſich ausſchließlich auf S 1 UWG. 
und ließe ſich wohl auch auf keine andere Beſtimmung die⸗ 
ſes Geſetzes ſtützen (für die Anwendung des § 3 würde es 
u. a. daran fehlen, daß die Mitteilung nicht für einen — 
unbeſtimmten — größeren Kreis von Perſonen beſtimmt war, 
die des § 14 würde daran ſcheitern, daß die verbreitete Tat⸗ 
ſache — die Aeußerung Temmings über den kläg. 
Waſſerreiniger — wahr iſt). 

II. Es fragt ſich alſo lediglich, ob darin ein Verſtoß der 
Bekl. gegen die guten Sitten zu finden iſt, daß ſie den Brief 
Temmings, ſo wie geſchehen, an Firmen verbreitet hat, bei 
denen ſie Intereſſe für Waſſerreinigungsapparate voraus⸗ 
ſetzte. Daß ſie das im geſchäftlichen Verkehr zu Zwecken des 
Wettbewerbs getan hat, iſt außer Zweifel. 

1. Das Schreiben Temmings iſt ſo gefaßt, daß Bekl. an⸗ 
nehmen durfte, es ſei zur Veröffentlichung beſtimmt. Ein 
Vertrauensbruch gegenüber Temming läge deshalb in der 
Mitteilung des Inhalts des Schreibens an Dritte ſelbſt dann 
nicht, wenn Temming ſich mit ſolcher Mitteilung nicht aus⸗ 
drücklich einverſtanden erklärt haben ſollte. 

2. Ein Verſtoß gegen die guten Sitten könnte nur etwa 
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mit der K. f. HS. darin gefunden werden, daß Bekl. die 
auf den Waſſerreiniger der Klrin. bezügliche Stelle des Tem⸗ 
mingſchen Schreibens Dritten mitgeteilt hat. Durfte Bekl. 
auch dieſe Stelle mitteilen, ſo iſt nicht zu beanſtanden, daß 
er den Namen des Briefſchreibers und Ort⸗ und Zeitdatum 
des Schreibens mitgeteilt hat: Veröffentlichung oder Mittei⸗ 
lung eines derartigen Schreibens ohne Nennung des Na⸗ 
mens des Schreibers und ohne Ort⸗ und Zeitdatum iſt 
ziemlich wertlos und andererſeits war durch Mitteilung der 
Perſon des Briefſchreibers den Intereſſenten die Möglichkeit 
gegeben, bei dieſem nähere Erkundigungen einzuziehen. 

3. In der Mitteilung der Aeußerung des Temming 
über den Waſſerreiniger der Klrin. läßt ſich ein Verſtoß ge⸗ 
gen die guten Sitten (des kaufmänniſchen Geſchäftsverkehrs), 
ein dem Anſtandsgefühl aller gerecht und billig denkenden 
Kaufleute oder Fabrikanten widerſprechendes Vorgehen nicht 
finden. Eine ſolche Mitteilung mag einem feinfühligen, vor— 
nehm denkenden Geſchäftsmann widerſtreben, aber zwiſchen 
dem, was ein derartiger Geſchäftsmann für zuläſſig anſieht, 
und dem, was gegen die guten Sitten verſtößt, liegt ein 
Zwiſchengebiet von Handlungen, die vom Standpunkt der 
geſchäftlichen Moral aus nicht gelobt und nicht verdammt 
werden können, und in dieſes Gebiet fällt die in Rede ſte⸗ 
hende Mitteilung. Es iſt zu beachten, daß das Urteil Tem⸗ 
mings über den Waſſerreiniger der Klrin. dieſen nicht all⸗ 
gemein als unbrauchbar oder minderwertig hinſtellt, ſondern 
nur die (angebliche) Tatſache hervorhebt, daß bei ihm zufolge 
der Eigenart des Waſſers dieſer Apparat ſich nicht, wohl 
aber der Bekl. bewährt habe — woraus der Schluß zu zie⸗ 
hen war, daß je nach der Beſchaffenheit des Waſſers ſich 
die Anwendung des Apparats der Klrin. — bei anderer Be— 
ſchaffenheit des Waſſers vielleicht die des Apparats der Bekl. — 
nicht empfehle. Es iſt weiter zu beachten, daß die Mittei⸗ 
lung nur an Intereſſenten für derartige Waſſerreinigungs— 
apparate erfolgt iſt, alſo an Leute, die den Wert derartiger 
Urteile im Zweifel nicht überſchätzen und vor der Entſchei⸗ 
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dung über das zu wählende Syſtem nähere Erkundigungen ein⸗ 
ziehen werden. Bekl. hatte auch, ſo viel erſichtlich, keinen 
Grund, an der Richtigkeit deſſen zu zweifeln, was Temming 
über ſeine Erfahrungen mit dem Apparat der Klrin. angab. 
Das Reichsgericht hat!) ausgeſprochen: in der unter Ver⸗ 
trauens bruch erfolgten Verbreitung eines lediglich 
zu dem Zweck, die Dienſte des Adreſſaten in Anſpruch zu 
nehmen, geſchriebenen Briefs könne je nach Lage der 
Sache ein Verſtoß gegen 81 UWE. liegen. Das mag ganz 
wohl ſein, im vorliegenden Fall iſt aber nach dem Ausge⸗ 
führten die Sachlage nicht ſo geſtaltet, daß ein ſolcher Ver⸗ 
ſtoß anzunehmen iſt. Wenn — wie die Gründe des angefoch⸗ 
tenen Urteils ſagen — der Handelsverkehr die Verbreitung ſol⸗ 
cher Briefe nicht zuläßt, ſo wäre damit, falls dies unter⸗ 
ſchiedslos gelten würde, nach dem oben Ausgeführten ein zu 
ſtrenger, dem des Geſetzes nicht entſprechender Standpunkt 
eingenommen; es kommt eben, wie das angeführte Urteil des 
Reichsgerichts angenommen hat, auf die Beſchaffenheit des 
einzelnen Falls an. Hätte Bekl. — ohne Mitteilung des 
Temmingſchen Briefs — Intereſſenten gegenüber behauptet: 
je nach der Eigenart des Waſſers bewähre ſich der Apparat 
der Klrin. nicht, dies ſei beiſpielsweiſe bei Temming der 
Fall geweſen, ſo könnte keine Rede davon ſein, daß eine der⸗ 
artige Mitteilung (die gemäß SS 3, 14 UWG. angreifbar fein 
kann) gegen die guten Sitten verſtieße. Wenn ſtatt deſſen 
ein Fabrikant eine ihm von einem Abnehmer (wie er an⸗ 
nehmen darf) zwecks Mitteilung an Dritte zur Verfügung 
geſtellte Aeußerung über deſſen Erfahrungen mit dem Appa⸗ 
rat eines Konkurrenten Intereſſenten zugänglich macht, ſo 
läßt ſich darin nicht ſchlechthin ein in dem Maß zu mißbil⸗ 
ligendes Vorgehen finden, daß es als gegen die guten Sit⸗ 
ten verſtoßend zu verzeichnen iſt. 

Urteil des III. ZS. vom 9. April 1915 i. S. Müller 

g. Reiſſert U. Nr. 349/1915. 


— 


1) Nach Recht 1911 Nr. 2995. 
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Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt unter Billigung der 
Gründe des Oberlandesgerichts zurückgewieſen worden. 


10. 
Mießbrauch zu antichretiſchem Zweck. 


B. F., Schuldner des Klrs., welch letzterm auf dem An⸗ 
weſen des F. eine Hypothek an vierter Stelle zuſteht, hat am 
16/19. Juli 1913 dem Bekl., für den an zweiter Stelle eine 
Hypothek im Betrag von 18000 M. eingetragen iſt, den Nieß⸗ 
brauch an dem betreffenden Grundſtück eingeräumt. Am 31. 
Oktober 1913 ſchloß Bekl. mit F. in einem Rechtsſtreit einen 
Vergleich, wonach Bekl. nicht verpflichtet ſein ſollte, weitere 
Zinſen als die der ihm vorgehenden Hypothek zu bezahlen. 
Nachdem Klr. „den dem F. angeblich gegen den Bekl. auf 
Grund des § 1047 BGB. zuſtehenden Anſpruch auf Zahlung 
der dem Klr. zuſtehenden Hypothekzinſen“ in Höhe von 
525 M. für ſich hatte pfänden und ſich zum Einzug hatte 
überweiſen laſſen, erhob er, geſtützt auf $ 1047 BGB., ge⸗ 
gen den Bekl. Klage auf Bezahlung der 525 M., wobei er 
den vom Bekl. geltend gemachten Verzicht des F. auf Zah⸗ 
lung der Zinſen der dem Bekl. nachſtehenden Hypotheken 
auf Grund des Gef. betr. Anfechtung von Rechtshandlungen 
außerhalb des Konkursverfahrens anfocht. 

Die Klage iſt im Berufungsverfahren abgewieſen wor⸗ 
den. In den den näheren Sachverhalt ergebenden 

Gründen 
des Berufungsurteils iſt geſagt: 

I. Der Pfändungsbeſchluß vom 3. Auguſt 1915, auf 
welchen der Klr. ſeine Klagberechtigung ſtützt, war an ſich, 
wenn man zunächſt davon ausgeht, daß zwiſchen F. und 
dem Bekl. eine von der Regel des § 1047 BGB. abwei⸗ 
chende Vereinbarung nicht getroffen worden ſei, wohl geeignet, 
dem Klr. die Klagberechtigung zu verſchaffen. F. hatte zu⸗ 
folge der. Beſtimmung des § 1047 gegen den Bekl. als 
Nießbraucher einen perſönlichen Anſpruch darauf, daß dieſer 


A. in Civilſachen. | 45 


im Verhältnis zu ihm die privatrechtlichen Laſten trage, 
welche zur Zeit der Beſtellung des Nießbrauchs auf dem 
F.ſchen Anweſen ruhten. Zu dieſen privatrechtlichen Laſten 
gehörten, wie aus dem Geſetz ſelbſt hervorgeht, insbeſondere 
die Zinſe der damals bereits auf dem Anweſen laſtenden 
Hypotheken, alſo auch die Zinſen aus der jetzt dem Klr. 
(damals aber allerdings noch einem andern Gläubiger) zu⸗ 
ſtehenden Hypothek. Freilich ging der Anſpruch des F. nicht 
gerade auf Zahlung der Zinſe, insbeſondere nicht auf Zah⸗ 
lung der Zinſe an ihn (den F.) ſelbſt, ſondern eben darauf, 
daß Bekl. ihn (den F.) — in irgend einer Weiſe — von 
ſeiner Zinspflicht befreie ). Der Anſpruch auf Befreiung von 
einer Schuld iſt nun grundſätzlich i. S. des 8 399 BGB. 
auf eine Leiſtung gerichtet, welche an einen andern, als den 
urſprünglichen Gläubiger (hier F.) nicht ohne Veränderung 
ihres Inhalts erfolgen kann?). Der Abtretung und nach 
8851 Abi. 1 ZPO. auch der Pfändung eines ſolchen An⸗ 
ſpruchs ſteht daher an ſich die Beſtimmung gerade jenes 
§ 399 1. Halbſatz entgegen. Indeſſen liegt hier inſofern 
ein Ausnahmefall vor, als die Pfändung gerade zugunſten 
desjenigen Hypothekengläubigers erfolgt iſt, welchem der 
Zinsanſpruch gegen F. zuſtand. Dieſer Gläubiger aber hatte 
darüber zu beſtimmen, ob er für ſeinen Anſpruch Zahlung for⸗ 
dern oder ſich in anderer Weiſe dafür abfinden laſſen wollte. 
In feiner Hand verwandelte ſich der F.ſche Anſpruch, wenn 
er ihn ſich abtreten oder zu ſeinen Gunſten pfänden ließ, in 
einen gewöhnlichen Zahlungsanſpruch. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt ſtand der Abtretung an ihn und der Pfändung für 
ihn die Beſtimmung des $ 399 nicht entgegen). 

II. Der Bekl. wendet nun aber gegen die Klage ein: 


1) Vgl. RG. 72 S. 102 ff., RGͤKomm. § 1047 Bem. 1. 

2) Vgl. RG. 80, 183. 

2) Vgl. die zuletzt erwähnte RGE., RGͤKomm. 8 399 Bem. 2, Entſch. 
des KG. in Rechtsſpr. 22 S. 387 und die hier erwähnte Entſch. des 
RG. Bd. 70 S. 263 oben (am Ende der Entſch. Nr. 67), Stein, 
ZPO. § 851 bei Note 21 und 22, § 857 nach N. 29. 


— 
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das Verhältnis zwiſchen ihm und F. ſei durch beſondere 
Vereinbarung abweichend von der Beſtimmung des § 1047 
BGB. geregelt worden und zufolge dieſer Regelung ſei er 
insbeſondere nicht verpflichtet geweſen, den F. auch von 
ſeiner Zinsſchuld gegenüber dem Bekl. zu befreien. 

Daß eine ſolche von der Beſtimmung des § 1 047 ab⸗ 
weichende Regelung zuläſſig und nicht eintragungsbedürftig 
iſt, hat ſchon das Landgericht richtig ausgeführt. Im üb⸗ 
rigen kann den Ausführungen des Landgerichts zu dieſem 
Punkt nicht beigetreten werden. 

1. Nicht zu beanſtanden iſt es an ſich, wenn das Land⸗ 
gericht im Verlauf ſeiner Ausführungen unter Hinweis auf 
die Schon oben angeführte Entſch. des RG. 1) unter anderem 
bemerkt: Der Nießbraucher habe (grundſätzlich) nach § 1047 
die Hypothekzinſe nicht nur ſoweit zu tragen, als die Miet- 
zinſe reichen, ſondern er müſſe darüber hinaus auch ſein 
eigenes Vermögen zur Deckung der von ihm nach dem Ge⸗ 
ſetz zu tragenden Laſten des Grundſtücks verwenden. Iſt 
aber der Nießbrauch — wie hier — gerade zu dem Zweck 
eingeräumt, einem Gläubiger zur Sicherung und Befriedi— 
gung ſeiner Forderung zu verhelfen, ſo liegt ſchon darin 
(ſofern man eine Nießbrauchbeſtellung zum angegebenen 
Zweck überhaupt für zuläſſig hält — worauf unten zurück⸗ 
zukommen ſein wird —) die ſtillſchweigende Vereinbarung, 
daß der Nießbraucher die Laſten nur aus den Einnahmen 
und ſoweit dieſe reichen, zu beſtreiten habe. Mindeſtens 
ſpricht in einem derartigen Fall die Vermutung dafür, daß 
die Vertragsſchließenden eine ſolche Beſchränkung der ge— 
jeglichen Wirkung der Nießbrauchbeſtellung gewollt haben). 

2. Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt es ſchon der Na⸗ 
tur der Sache nach keineswegs unwahrſcheinlich, daß F. 
und der Bekl. gelegentlich der Nießbrauchbeſtellung auch eine 
ausdrückliche Vereinbarung, wie ſie der Bekl. behauptet, ge⸗ 

) RG. Bd. 72 S. 100 ff. 


2) RGKomm. § 1047 Bem. 1 u. Goldmann in Gruchots 
Beiträgen Bd. 57 S. 631. 
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getroffen haben. Mit Unrecht ſucht das Landgericht aus 
dem Umſtand, daß die notarielle Urkunde vom 26. Juli 1913 
nichts von einer ſolchen Vereinbarung erwähnt, etwas ge⸗ 
gen den Bekl. abzuleiten. Dieſe Urkunde ſollte ihrem Inhalt 
nach lediglich dazu dienen, dem Grundbuchamt gegenüber 
die zur Eintragung des Nießbrauchs ins Grundbuch nach 
§ 19 GBO. vgl. 8 873 BGB. erforderliche dingliche Eini⸗ 
gung bzw. Eintragsbewilligung und zwar in der nach $ 873 
Abſ. 2 BGB. bezw. § 29 GBO. vorgeſchriebenen Form 
nachzuweiſen. Dieſer Zweckbeſtimmung der Urkunde entſprech⸗ 
end waren in ihr irgendwelche ſchuldrechtliche Abmachungen, 
welche zwiſchen den Beteiligten anläßlich der Einräumung 
des Nießbrauchs getroffen worden waren, nicht aufzunehmen. 
(Anders wäre es nur geweſen, wenn dieſen Abmachungen 
dingliche Wirkung — gegenüber jedem künftigen Eigentümer 
des Grundſtücks — hätte verliehen werden ſollen ). Hienach 
iſt es verfehlt, wenn das Landgericht auf die erteilte Urkunde 
(die Eintragungsbewilligung) vom 16. Juli 1913 den Grund⸗ 
ſatz zur Anwendung bringt, daß für die Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit einer über vertragliche Abmachungen aufge⸗ 
nommenen Urkunde die Vermutung ſtreite. 

3. Wäre nun nicht ſchon aus dem oben (zu Ziff. 1) 
hervorgehobenen, vom Klr. nicht beſtrittenen, übrigens auch 
aus den Zeugenausſagen des F. und des Sch. klar erhel— 
lenden Zweck, zu welchem im vorliegenden Fall die Nieß⸗ 
brauchbeſtellung erfolgt iſt, zu folgern, daß Bekl. (entſprech⸗ 
end dem oben Geſagten) eine Haftung für die Zinſen der 
ſeiner Hypothek nachgehenden Hypotheken entweder überhaupt 
nicht oder doch nur zu dem (vom Klr. nachzuweiſenden) Be⸗ 
trag übernommen habe, welcher ihm nach Deckung aller ſon⸗ 
ſtigen, auf dem F.ſchen Anweſen ruhenden, in § 1047 BGB. 
erwähnten Laſten von den Mietzinserträgen dieſes Anweſens 
übrigens bleibt, ſo würde ja allerdings den Bekl. die Be⸗ 
weislaſt dafür treffen, daß ihm von F. die Haftung für die 


1) Vgl. RGKomm. § 1030 Bem. 3. 
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Zinſe der ſeiner eigenen Hypothek nachſtehenden Hypotheken 
erlaſſen worden ſei. In dieſer Hinſicht beſteht aber ledig⸗ 
lich kein Grund, den beeidigten Ausſagen des Zeugen Sch. 
Mißtrauen entgegenzubringen, daß bei den (der Errichtung der 
notariellen Urkunde vorausgegangenen und deshalb im Pro: 
tokoll als Vorverhandlungen bezeichneten) Verhandlungen 
über die Beſtellung des Nießbrauchs zwiſchen dem Bekl. und 
F. ausdrücklich beſprochen worden ſei, Bekl. brauche für 
die Zinſen der Nachhypotheken nicht aufzukommen (wie nä⸗ 
her ausgeführt wird). 

4. Wäre in der mit dieſer Maßgabe erfolgten Nieß⸗ 
brauchbeſtellung ein nichtiges Rechtsgeſchäft gelegen geweſen, 
ſo müßte die von Anfang an vorhandene Nichtigkeit auch den 
Nießbrauch ſelbſt ergreifen und damit auch der jetzigen 
Klage den Boden entziehen. 

Fraglich wäre, ob auch eine auf Grund des Anf. Geſ. 
mit Erfolg durchgeführte Anfechtung denſelben Erfolg haben 
müßte, wie der Bekl. im landgerichtlichen Verfahren ausge⸗ 
führt hat und wie anſcheinend auch das Landgericht annimmt; 
denn es iſt zu berückſichtigen, daß die ſog. Gläubigeranfech⸗ 
tung (die hier allein in Betracht kommen kann und auch 
allein geltend gemacht iſt) nach § 1 vgl. 8 7 des Anf. Geſ. 
keine dingliche Wirkung hat). Indeſſen braucht auf dieſe 
Frage hier nicht näher eingegangen zu werden, weil ein 
Rechtsgeſchäft, wie es den bisherigen Ausführungen zufolge 
am 16. Juli 1913 zwiſchen F. und dem Bekl. abgeſchloſſen 
wurde, ohne den Hinzutritt beſonderer — hier nicht behaupte⸗ 
ter und nicht erwieſener — Umſtände weder als nichtig, noch 
als auf Grund des Anf. Geſ. anfechtbar angeſehen werden 
kann. 

Es handelt ſich um die Einräumung eines dinglichen 
Nießbrauchs an einen Hypothekengläubiger zu ſog. antichre⸗ 
tiſchen Zwecken d. h. mit der ſchuldrechtlichen (obligatoriſchen) 
Abrede, daß der Nießbraucher berechtigt und verpflichtet ſein 


1) Vgl. RG. 70 S. 113 ff. 
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ſolle, die Erträgniſſe des ihm in Nießbrauch gegebenen 
Grundſtücks jeweils in erſter Linie zur Deckung der Zinſe 
ſeiner eigenen und der vorgehenden Hypothek, in zweiter Linie, 
ſoweit ihm noch ein Ueberſchuß verbleibt, zur allmählichen 
Abtragung ſeiner Hypothekenforderung ſelbſt zu verwenden, 
nach erfolgter Tilgung der letzteren aber den Nießbrauch wie⸗ 
der aufzugeben. In dieſer Begrenzung wird ein derartiges 
Rechtsgeſchäft nach der in der Rechtslehre und Rechtsſprechung 
herrſchenden Anſicht als durchaus rechtsgültig und ſogar als 
einem Bedürfnis des Grundſtücksverkehrs entſprechend an⸗ 
geſehen ). Werden die oben bezeichneten Grenzen eingehalten 
(und daß dies nicht geſchehen ſei, iſt für den vorliegenden 
Fall nicht dargetan) ſo verſtößt das Rechtsgeſchäft (obwohl 
das BGB.) es abſichtlich abgelehnt hat, das ſog. antichre⸗ 
tiſche oder Nutzungspfandrecht als beſonders dingliches Rechts⸗ 
inſtitut in ſein Syſtem aufzunehmen) keineswegs gegen ein 
Verbotsgeſetz, es ſetzt ſich auch nicht mit den zwingenden 
Vorſchriften in Widerſpruch, welche das BGB. in den 
88 1030 ff. für den dinglichen Nießbrauch, insbeſondere in 
den SS 1059 und 1061 über deſſen Unveräußerlichkeit und 
Unvererblichkeit aufgeſtellt hat. Daß insbeſondere die Vor⸗ 
ſchrift des 8 1047 nicht zu dieſen zwingenden Beſtimmungen 
gehört, daß alſo der Eigentümer dem Nießbraucher nament⸗ 
lich die Tragung der Zinſe nachſtehender Hypotheken erlaſſen 
darf, iſt ſchon oben erwähnt. Aber auch ein Verſtoß gegen 
die guten Sitten iſt in einem ſolchen Rechtsgeſchäft nicht zu 
erblicken: das erhellt ſchon aus deſſen grundſätzlicher Aner⸗ 
kennung in der Rechtslehre und Rechtsſprechung. 


1) Vgl. die ſchon oben erwähnte Abhandlung (Vortrag) von Gol d⸗ 
mann in Gruchots Beiträgen Bd. 57 S. 617 ff. und die hiezu er⸗ 
folgten Aeußerungen namhafter Juriſten, wie ſie im Recht von 1913 
Sp. 91/92 erwähnt find; ferner: Staudinger, BGB. Bem. IV zu 
§ 1030 und Voruem. VIII vor $ 1113; RGKomm. Bem. 1 vor $ 1030; 
RG. 67 S. 379; JW. von 1911 S. 97 Nr. 23; ferner: die Entſch. des 
KG. in Rechtſpr. 6 S. 266 und Rechtſpr. 15 S. 367. 

2) Nach den Mot. Bd. 3 ©. 628/31. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. X XVIII. 1. 4 
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Bei richtiger Beurteilung der Wirkungen der Nießbrauch⸗ 
beſtellung liegt in einer ſolchen, zu antichretiſchen Zwecken 
erfolgenden Einräumung eines Nießbrauchs aber auch nichts, 
wodurch ſich die Gläubiger des Grundſtückseigentümers, ins⸗ 
beſondere die Inhaber nachſtehender Hypotheken im Sinn 
des Anfechtungsgeſetzes benachteiligt fühlen könnten (immer 
vorausgeſetzt, daß nicht beſondere Umſtände die Anfechtung 
begründen). 

Soweit nämlich die Nachhypotheken ſchon vor der Be⸗ 
ſtellung des Nießbrauchs beſtanden (wie es hinſichtlich der 
Hypothek des Klrs. feſtſtehendermaßen zutraf), geht das den 
Inhabern dieſer Hypotheken zuſtehende dingliche Recht, ins⸗ 
beſondere ihr Recht, aus den Mietserträgen des hypothekbe⸗ 
laſteten Grundſtücks (ſoweit dieſe reichen) nach Maßgabe der 
88 1123, 1124 BGB. Befriedigung zu ſuchen, den aus Nieß⸗ 
brauch abgeleiteten Rechten der Bekl. zufolge der Vorſchrif⸗ 
ten der SS 879 (880) BGB. unzweifelhaft vor!). 

Im übrigen aber war es das gute Recht des Bekl., ſich 
gegen Zugriffe ſonſtiger Gläubiger auf die Mietzinſe und 
insbeſondere auch gegen Zugriffe von ſpäter (nach Eintragung 
des Nießbrauchrechts) etwa noch zum Eintrag kommenden 
Hypothekengläubigern neben der in ſeiner Hypothek liegenden 
Sicherheit eine weitere Sicherheit durch Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs einräumen zu laſſen und dabei zugleich auch die all- 
mähliche Abtragung ſeiner Hypothekenforderung ſelbſt aus⸗ 
zubedingen. Der Grundſtückseigentümer F. handelte, indem 
er einem ſolchen Verlangen des Bekl. entſprach, — mindeſtens 
inſolange, als für ihn keine Beſchränkung ſeiner Verfügungs⸗ 
macht durch Konkurs oder Zwangsverwaltung in Frage kam 
— weder rechts- noch ſittenwidrig. Sein etwaiges Be⸗ 
wußtſein, daß die Einräumung des Nießbrauchs andern 
Gläubigern zum Nachteil gereichen könne oder gar zum Nach⸗ 
teil gereichen müſſe, begründete auch im Sinn des § 3 Ziff. 1 
des Anf. Geſ. noch nicht die Abſicht, dieſe Gläubiger zu be⸗ 


1) Vgl. NE. 81 S. 147 ff.; JW. v. 1914 S. 761 Nr. 7. 
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nachteiligen. Ein ſonſtiger Anfechtungsgrund i. S. des Anf.⸗ 
Gef. aber kommt überhaupt nicht in Betracht; insbeſondere 
liegt in der Ausbedingung bezw. Zuſage allmählicher Ab⸗ 
zahlung der Hypothekenforderung des Bekl. keine unentgelt⸗ 
liche Verfügung im Sinn des § 3 Ziff. 3 des Geſ. 
Urteil des III. Zivilſenats vom 18. April 1916 i. S. 
Rieger g. Pohlmayer. U. 74/1916. 


11. 


Anfechtbarkeit eines Erbvertrags eines Katers mit 

ſeiner Tochter erſter Ehe, wodurch die zweite Ehefrau 

und deren etwaige Kinder auf den Pflichtteil beſchränkt 
werden? 


Die bekl. Ehefrau iſt das einzige Kind erſter Ehe des 
am 5. Oktober 1914 zu Nürtingen im Alter von 69 Jahren 
verſtorbenen Schuhmachermeiſters Wilhelm M., die Klin. 
(geb. am 12. Mai 1902) das älteſte der 3 Kinder des M. 
aus der am 18. Juni 1901 geſchloſſenen zweiten Ehe mit 
ſeiner jetzigen — jetzt 44 Jahre alten — Witwe. Mit 
der Klage hat Klrin. den von M. mit der Bekl. am 17. Juni 
1901 notariell (formrichtig) abgeſchloſſenen Erbvertrag als 
gemäß §8 2078 und 138 BGB. nichtig angefochten. 

In dem angefochtenen Erbvertrag hat M. die Bekl. und 
im Fall ihres Vorabſterbens deren Abkömmlinge zu Allein⸗ 
erben eingeſetzt mit der Verpflichtung, falls er ſich wieder 
verheiraten ſollte, der ihn überlebenden Witwe und den aus 
der zweiten Ehe hervorgehenden Kindern einen nach der 
Dauer der zweiten Ehe abgeſtuften Geldbetrag (10 —- 20000 M.) 
als Vermächtnis zur Verteilung nach Kopfteilen zu bezahlen; 
falls die Vermächtnisnehmer durch dieſes Vermächtnis in 
ihren Pflichtteilsanſprüchen verletzt ſein ſollten, können ſie 
ſelbſtverſtändlich Ergänzung auf Höhe ihres Pflichtteils ver⸗ 
langen. 

Der Pflichtteil der Klrin. beträgt 11330 M. 96 Pf., ihr 

| 4% 
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geſetzlicher Erbteil — 3/16 des Nachlaſſes — würde alſo 
den doppelten Betrag ausmachen. 

Die Klage iſt abgewieſen worden. 

Aus den 

Gründen 
des Oberlandesgerichts (worin zunächſt die Anfechtung aus 
8 2078 BGB. als unhaltbar zurückgewieſen wird): 

Der Erbvertrag iſt aber auch nicht wegen Verſtoßes, 
gegen die guten Sitten ($ 138 BGB.) nichtig. 

Nach dem Erbvertrag ſollten die zweite Frau Ms und 
deſſen etwaige Kinder zweiter Ehe mindeſtens den Pflicht⸗ 
teil erhalten. Eine ſolche Beſchränkung auf den Pflichtteil 
iſt nach 8$ 2303 ff. BGB. allgemein zuläſſig und bedarf 
keiner beſonderen Begründung; aus dem Grund allein, weil 
eine letztwillige Verfügung eine derartige Beſchränkung ent⸗ 
hält, kann ſie daher der ſo Beſchränkte nicht anfechten oder 
das Gericht ſie für nichtig erklären. Unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden mag ſich eine letztwillige Verfügung zufolge einer 
derartigen Beſchränkung der nächſten Angehörigen als gegen 
die guten Sitten verſtoßend und daher nichtig darſtellen, etwa 
weil die Beweggründe, die den Erblaſſer nachweislich zu 
ſeiner Verfügung beſtimmt haben, verwerflich ſind oder das, 
was den auf den Pflichtteil Beſchränkten entzogen wird, eine An⸗ 
ſtoß erregende Verwendung finden ſoll (z. B. Einſetzung der 
Kinder einer Konkubine zu Erben unter Beſchränkung der ehe⸗ 
lichen Kinder auf den Pflichtteil). Aber die durch eine ſolche 
Beſchränkung der zweiten Ehefrau und der Kinder zweiter 
Ehe erfolgte Bevorzugung der Kinder erſter Ehe ſtellt ſich 
als ein Verſtoß gegen die guten Sitten, als ein nach Inhalt, 
Zweck und Beweggrund anſtößiges, das allgemeine Volks— 
bewußtſein oder das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht 
Denkenden verletzendes Rechtsgeſchäft nicht dar, mag es auch 
— wie Klin. behauptet — „beim Nachlaßgericht Abſcheu 
erregt“ haben, mindeſtens dann nicht, wenn — wie im vor⸗ 
liegenden Fall — den auf den Pflichtteil Beſchränkten noch 
ein für die einſchlägigen Verhältniſſe nicht unbeträchtliches 
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Vermögen zufällt. Eine letztwillige Verfügung verſtößt (für die 
Regel) nicht gegen die guten Sitten, wenn etwa Frau und 
Kinder auf den Pflichtteil beſchränkt und entferntere Ver⸗ 
wandte oder nahe Freunde oder milde Stiftungen eingeſetzt 
oder durch Vermächtniſſe die zu Erben eingeſetzten nächſten 
Angehörigen derart belaſtet werden, daß ſie tatſächlich nur 
die Hälfte des geſetzlichen Erbteils erhalten. Ebenſowenig 
aber läßt ſich eine Verfügung als nichtig anſehen, zufolge 
der — wie hier — die Tochter erſter Ehe unter Beſchrän⸗ 
kung der Witwe und der Kinder zweiter Ehe auf den Pflicht⸗ 
teil zur Alleinerbin eingeſetzt wird: der Erblaſſer mag hie⸗ 
bei von dem Gedanken geleitet worden ſein, es ſei angemeſſen, 
daß das, was er mit Hilfe ſeiner erſten Frau erworben, in 
der Hauptſache dem aus dieſer Ehe entſproſſenen Kind zu⸗ 
falle oder daß die Tochter zufolge der neuen (von ihr aus 
manchen Gründen vielleicht nicht gern geſehenen) Ehe nicht 
weſentlich weniger erhalte, als ſie bei deren Unterbleiben er⸗ 
halten hätte, und es ſei bei einer derartigen Anordnung für 
ſeine künftige Witwe und deren Kinder immer noch genügend 
geſorgt. Nach dem römiſchen und dem Württ. Recht (Ge⸗ 
neralreſkript vom 20. Juli 1683) war Vorſorge getroffen, 
daß die zweite Ehefrau (und deren beigebrachte Kinder) nicht 
mehr erhalten, als was ihnen geſetzlich gebührte, eine Be⸗ 
vorzugung der erſtehelichen Kinder aber gegenüber den etwa 
aus der zweiten Ehe entſpringenden iſt nirgends geſetzlich 
unterſagt oder mißbilligt. 

Auf die Teſtierfreiheit hat durch den Erbvertrag der 
Erblaſſer natürlich inſoweit verzichtet, als dieſer Vertrag 
bindende Beſtimmungen enthält (nicht z. B. auf Ausſetzung 
von Vermächtniſſen außer nach § IV. ſolchen von über 1000 M. 
an die Witwe). Das trifft aber bei jedem Erbvertrag zu 
und fällt nicht unter $ 2302 BGB., ſonſt wäre die Auf: 
nahme der 88 2274 — 2301 in das BGB. unverſtändlich. 
Daß ein Erbvertrag kein Entgeld für den Erblaſſer voraus⸗ 
ſetzt, ergibt das Geſetz: SS 1941 und 2298 BGB. und iſt 
allgemein anerkannt; auch Dernburg (auf den ſich Klrin. für 
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das Gegenteil berufen hat) jagt!) nur, der Erbvertrag könne 
unentgeltlich ſein. 

Unzuläſſig iſt die Eideszuſchiebung, wonach die Bell. 
beſchwören ſoll, es ſei ihr freier Wille, daß der väterliche 
Nachlaß anders als nach geſetzlicher Erbfolge verteilt werde. 
Den Willen, die ihr zufolge des Erbvertrags zuſtehenden 
Rechte geltend zu machen, beweiſt Bekl. dadurch, daß ſie den 
Prozeß führt; daß ihr Wille gemäß § 104 Ziff. 2 BGB. 
unfrei ſei, oder ſie unter Zwang handle, iſt nicht behauptet 
(ſondern nur: ſie handle unter dem Einfluß ihres Mannes 
— was rechtlich unerheblich wäre). Eine Eideszuſchiebung 
darüber, daß der Wille des Schwörenden frei ſei, iſt übri⸗ 
gens unter allen Umſtänden ſchon deshalb unzuläſſig, weil 
der Begriff des freien Willens ein ſehr umſtrittener iſt. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 18. April 1919 i. S. 

Müller g. Göppinger U. Nr. 62/1916. 


12. 


Sind Straßenkanalbeiträge und Hanskanalkoſten üf⸗ 
fentliche Laſten des Grundſtücks im Sinn von 8 10 
Abſ. 1 Jiff. 3 356.2 — Bereichernngsklage anch ohne 
Widerſpruch gegen den Teilungsplan. — Wann liegt 
Bereicherung eines Glänbigers vor? 


Die Stadtgemeinde St. hatte gegen den Bauwerkmei⸗ 
ſter H. als den Eigentümer der Häuſer 122 B und Ba des 
Kanonenwegs in St. einen Anſpruch auf Erſatz von 
993 M. 66 Pfg. Hauskanalkoſten und einen ſolchen auf 
Zahlung von 174 M. 90 Pfg. Straßenkanalbeitrag und 
hatte wegen dieſer Forderungen Zwangsverſteigerung in die 
bezeichneten Grundſtücke erwirkt. Nachdem der Bekl. D. B. 
die Stadtgemeinde am 17. März. 1913 befriedigt und ihre 
Anſprüche abgetreten erhalten hatte, wurde die Zwangsver⸗ 
ſteigerung inſoweit für erledigt erklärt. Dem Verfahren wa⸗ 


1) Erbrecht $ III. 
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ren inzwiſchen andere Gläubiger beigetreten; dasſelbe tat nun⸗ 


mehr der Bekl. wegen der Kanalkoſten nebſt Zinſen und Koſten. 


In der Folge wurden dem Klr. A. B. die Häuſer 122 B 
und Ba um 70000 M. zugeſchlagen. Nach dem ohne Wi⸗ 
derſpruch gebliebenen Teilungsplan wurden im Verteilungs⸗ 
termin vom 30. Juni 1913 aus der Teilungsmaſſe die An⸗ 
ſprüche des Bekl. für Hauskanalkoſten und Straßenkanal⸗ 
beitrag, einſchließlich Zinſen und Koſten zuſammen 1213 M. 
28 Pfg. unter den öffentlichen Laſten des Grundſtücks i. S. 
von $ 10 Abi. 1 Ziff. 3 ZVG. voll befriedigt, während der 
Klr. auf eine Hypothek nebſt Zinſen und Koſten mit 
8 465 M. 75 Pfg. noch 1 349 M. 07 Pfg. erhielt, dagegen 
mit dem Reſt als erſter durchfallender Gläubiger nicht mehr 
zum Zug kam. Mit der nun erhobenen Klage verlangte 
der Klr. von dem Bekl. wegen ungerechtfertigter Bereicherung 
Erſatz des bei der Verteilung auf ihn entfallenen Betrags 
von 1213 M. 28 Pfg. nebſt Verzugszins; denn die Haus⸗ 
kanalkoſten und der Staßenkanalbeitrag ſtellen keine öffent⸗ 


lichen Laſten des Grundſtücks i. S. des § 10 Abſ. 1 Ziff. 3 3VG. 


dar und hätten daher hinter ſeiner Hypothek angeſetzt werden 
ſollen; dann wäre der entſprechende Betrag dem Klr. als 
dem nächſtberechtigten Hypothekengläubiger zugefallen. Der 
Bekl. gab zur Erwägung, ob nicht der Anſpruch des Klrs. ſchon 
wegen der Unterlaſſung eines Widerſpruchs gegen den Teilungs⸗ 
plan ausgeſchloſſen ſei, machte geltend, daß ſeine Anſprüche mit 
Recht als öffentliche Laſten des Grundſtücks behandelt wor⸗ 


den ſeien, und behauptete weiter: jedenfalls ſei er nicht auf 


Koſten des Klrs. bereichert; denn auch er habe an den Häu⸗ 
fern 122 B und Ba und noch mehr an dem Haus 122 A, 
das gleichfalls dem Bauwerkmeiſter H. gehört hatte und 
vom Bekl. aus der Zwangsverſteigerung erworben worden 
war, Ausfälle erlitten, während der Klr. durch den Erwerb 
der auf mindeſtens 90 000 M. zu bewertenden Häuſer um 
blos 70 000 M. einen ſeinen Ausfall überſteigenden Vermö⸗ 
genszuwachs erhalten habe. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Auf die 


— 
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Berufung des Klrs. iſt aber dieſes Urteil abgeändert und der 
Bekl. nach dem Klagantrag verurteilt worden aus folgenden 
Gründen: 

Nach dem in $ 115 Abſ. 1 ZVG. angezogenen 8 878 
Abſ. 2 ZPO. iſt der Gläubiger, der dem Teilungsplan 
widerſprochen, aber die rechtzeitige Erhebung der Wider⸗ 
ſpruchsklage verabſäumt hat, nicht gehindert, ſein beſſeres 
Recht außerhalb des Verteilungsverfahrens mittels der Be⸗ 
reicherungsklage geltend zu machen. Nicht anders iſt ein 
Gläubiger zu behandeln, der gegen den Teilungsplan Wider⸗ 
ſpruch überhaupt nicht erhoben hat. Dies entſpricht der herr⸗ 
ſchenden Anſicht!). 

Anders dagegen liegt der Fall, wenn ein Gläubiger 
ein nach § 37 Ziff. 4 ZVG. der Anmeldung bedürftiges 
Recht nicht angemeldet oder, wenn dies erforderlich, nicht 
glaubhaft gemacht hat, was nach $ 110 3G. zur Folge 
hat, daß das Recht bei der Verteilung den übrigen Rechten 
nachſteht. Mit Rückſicht auf den Zweck dieſer Vorſchrift, 
den bietungsluſtigen Berechtigten eine zuverläſſige Richt⸗ 
ſchnur für die Bemeſſung ihrer Gebote zu geben, iſt in 
RG. 76, 379 angenommen, daß das Zurücktreten hier ein 
endgültiges, über das Verteilungs verfahren hinauswirkendes 
und daher eine ſpätere Bereicherungsklage ausſchließendes ſei. 
Ein ſolcher Fall liegt aber hier nicht vor und deshalb iſt der 
Klr. nicht gehindert, ſein beſſeres Recht dem Bekl. gegenüber 
auch jetzt noch zur Geltung zu bringen. 

Für die Entſcheidung kommt ſonach in erſter Linie in 
Betracht, ob die dem Bekl. von der Stadtgemeinde St. ab⸗ 
getretenen Anſprüche auf den Straßenkanalbeitrag und auf 
Erſatz der Hauskanalkoſten im Verteilungsverfahren mit 
Recht als öffentliche Laſten des Grundſtücks behandelt und 
an der bevorzugten Stelle des §S 10 Abi. 1 Ziff. 3 ZVG. 
angeſetzt und befriedigt worden ſind. Dabei iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß die Frage, ob eine Verbindlichkeit eine Laſt 

1) Gaupp⸗Stein, Komm. z. ZPO. 5 878 Wund die in Anm. 49 
zit. Entſcheidungen, insbeſondere RG. 58, 156; 64, 196. 
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des Grundſtücks darſtellt, nicht minder als die andere, ob 
ſie öffentlichrechtlicher Natur iſt, in Ermangelung reichs⸗ 
rechtlicher Vorſchriften nach Landesrecht zu beurteilen iſt. 
1. Was nun zunächſt die Straßenkanalbeiträge (Dohlen⸗ 
beiträge) anlangt, welche von der Stadtgemeinde St. nach 
dem $ 2 Ziff. 10 ihres Ortsbauſtatuts auf der geſetz⸗ 
lichen Grundlage von Art. 20 Abſ. 4 der BauO. vom 
28 Juli 1910 (alte BauO. Art. 11 Abſ. 3) erhoben wer⸗ 
den, ſo ging vor Erlaſſung der neuen BauO. die Anſicht 
der württ. Praxis dahin, daß es ſich hier in der Tat um 
öffentlichrechtliche Anſprüche handle, die ein Recht auf Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück gewähren, alſo um öffentliche 
Laſten des Grundſtücks ). So iſt namentlich in der Begrün⸗ 
dung zum Entw. der BauO. Art. 85 (Verh. der II. Kam⸗ 
mer 1907 Beil. Band 100 S. 211) geſagt: „Inſoweit die 
Verpflichtung der Grundeigentümer zur Leiſtung von Kanal⸗ 
beiträgen in Frage kommt, wird vom Entwurf kein neues 
Recht geſchaffen, ſondern nur ausdrücklich feſtgeſtellt, was 
nach der dem Art. 11 der BauO. von 1872 in der Praxis 
gegebenen Auslegung ſchon bisher als beſtehendes Recht 
gilt.“ Der Art. 85 des Entwurfs aber (a. a. O. S. 96) 
lautete in Abſ. 1: „Die durch ortsbauſtatutariſche Vorſchrift 
begründeten Verpflichtungen zur Leiſtung von Kanal- und 
Straßenbeiträgen (Art. 11 und 15 des Entw.) ruhen als 
öffentliche Laſten auf den Grundſtücken der Verpflichteten 
und gehen auf die Nachfolger im Eigentum über. Außer⸗ 
dem haftet jeder Eigentümer perſönlich für die während 
der Dauer ſeines Eigentums fällig gewordenen Leiſtungen.“ 
Schon der Entwurf der BauO. hatte die Eintragung 
dieſer Verpflichtungen im Baulaſtenbuch vorgeſehen, indem 
er in Art. 85 Abſ. 4 beſtimmte, daß zur Erſichtlichmachung 
der in Abſ. 1 bezeichneten Verpflichtungen in jeder Gemeinde 
ein Baulaſtenbuch zu führen ſei. Hiezu bemerkt die Begrün⸗ 
dung a. a. O. S. 213, die Bedeutung der Einträge beſchränke 


) Vgl. Boſchers Zeitſchr. 1878 S. 187; Entſch. des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofs in Württ J. 15, 371. 
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ſich, wie ſchon das Wort Erſichtlichmachung beſage, darauf, 
daß die Verpflichtungen aufgezeichnet und offenkundig ge⸗ 
macht werden. Das Geſetz ſelbſt nimmt aber hinſichtlich 
der Bedeutung der Einträge im Baulaſtenbuch einen ganz 
anderen Standpunkt ein, indem es in Art. 99 Abſ. 2 be⸗ 
ſtimmt: „In das Baulaſtenbuch ſind die nach Art. 20 und 24 
begründeten Verpflichtungen zur Leiſtung von Kanals, 
Straßen⸗ und Koſtenbeiträgen einzutragen. Beſteht eine 
ſolche Verpflichtung zu Recht, ſo hat ihr Eintrag die Wir⸗ 
kung, daß fie als öffentlichrechtliche Laſt auf dem Grund⸗ 
ſtück des Verpflichteten ruht und auf die Nachfolger im Ei⸗ 
gentum übergeht.“ Die Aenderung beruht auf einem Be⸗ 
ſchluß der Kommiſſion der II. Kammer, dem ſich die Kom⸗ 
miſſion der I. Kammer angeſchloſſen hat und nach welchem 
demnächſt das Geſetz verabſchiedet iſt!). Nach dem durch 
dieſe Verhandlungen beſtätigten Inhalt des Geſetzes ſind 
die Verpflichtungen zur Entrichtung von Kanal» wie von 
Staßenkoſtenbeiträgen zunächſt rein perſönliche Verpflichtungen 
des betreffenden Eigentümers und werden zu einer dinglichen 
Laſt des Grundſtücks erſt durch die Eintragung im Bau— 
laſtenbuch. Von dieſer Eintragung hängt daher auch ihr 
Rang bei der Zwangsverſteigerung ab, was durch die Be⸗ 
gründung zum Entwurf inſofern beſtätigt wird, als dort 
gejagt iſt, daß dafür ihre Eigenſchaft als Laſt des Grund⸗ 
ſtücks entſcheidend ſei. Nun iſt zwar vorliegend die Kanal⸗ 
beitragspflicht zunächſt eingetragen, hernach aber am 20. 
März 1913 wieder gelöſcht worden. Daß die — mutmaß⸗ 
lich mit der Zahlung des Bekl. am 17. März 1913 zuſam⸗ 
menhängende — Löſchung zu Unrecht geſchehen ſei, hat der 
Bekl. nicht geltend gemacht. Es muß daher davon ausge⸗ 
gangen werden, daß fie mit dem Willen des damaligen Be- 
rechtigten erfolgt iſt, und jedenfalls eine rechtmäßige Löſchung 
hat die Wirkung, daß die Verpflichtungen die Eigenſchaft 

1) Verh. der II. Kammer 1907/09 Beil. Bd. 102 S. 144 (Kom⸗ 


miſſionsbeſchluß) und S. 364 (Komm. Bericht); Verh. der I. Kammer 
1909/10 Beil. Bd. 25 S. 575. 
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einer Grundlaſt wieder verliert. Dies ergibt ſich aus dem 
Zweck, zu dem der Eintragung im Baulaſtenbuch konſtitutive 
Wirkung beigelegt worden iſt und der nach dem oben ange⸗ 
führten Kommiſſionsbericht der II. Kammer im Schutz ſowohl 
des Erwerbers als der Realgläubiger eines Grundſtücks be⸗ 
ſteht. Hienach hat die Verpflichtung zur Leiſtung des Kanal⸗ 
beitrags mindeſtens ſeit 20. März 1913 aufgehört, eine 
Laſt des Grundſtücks zu ſein, und durfte daher im Vertei⸗ 
lungsverfahren nicht mehr an der bevorzugten Stelle des 
810 Z. 3 3G. berückſichtigt werden. Es bedarf deshalb 
eines Eingehens auf die Frage nicht, ob eine öffentliche 
Laſt des Grundſtücks dieſen ihren Charakter nicht unter al⸗ 
len Umſtänden abſtreift, wenn der ihr entſprechende Anſpruch 
von dem zunächſt berechtigten Subjekt des öffentlichen Rechts 
an eine Privatperſon, insbeſondere an denjenigen, der den 
Anſpruch befriedigt hat, abgetreten wird. 

2. Die Koſten für die Erſtellung des Hauskanals ſind 
gleichfalls keine Laſt des Grundſtücks. Das Ortsbauſtatut 
für St. verpflichtet die Hausbeſitzer zur Benützung der öffent⸗ 
lichen Kanäle behufs Ableitung des Abwaſſers und verlangt 
von ihnen, daß ſie die Hauskanäle auf ihre Koſten durch 
das ſtädtiſche Tiefbauamt herſtellen laſſen ($ 2 Ziff. 7). Auch 
dieſe letztere Verpflichtung iſt ohne Zweifel eine öffentlich⸗ 
rechtliche. Aber wenn der Grundſtückseigentümer in Erfüllung 
dieſer Verpflichtung das Tiefbauamt mit der Herſtellung des 
Hauskanals betraut, jo entſteht ein Vertrags verhältnis das 
jedenfalls auf Seiten der Stadt die Erbringung einer pri⸗ 
vatwirtſchaftlichen Leiſtung zum Gegenſtand hat. Demgemäß 
hat der Senat in ſeiner Entſcheidung vom 3. Dezember 1915 
Aktenzeichen U. 422/1915), die Stadt für verpflichtet erklärt, 
die Herſtellung der Hauskanäle mit der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt zu bewirken und für ihre Erfüllungsgehilfen 
gemäß § 278 BGB. einzuftehen; vgl. hiezu Göz Verw.⸗ 
Rechtspfl. S. 128 und die dort Note 1 zitierte Entſcheidung 


1) Württ J. 27, 273. 
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des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts, nach welcher die 
Erſatzanſprüche der Gemeinde für die Hauskanalanſchlüſſe 
keinen öffentlichrechtlichen Charakter haben, ſondern privat⸗ 
rechtliche Anſprüche ſind. In der Entſcheidung dieſes Senats 
vom 20. März 1914 U. 31/1914), iſt die Frage nach der 
öffentlichrechtlichen Natur der Gegenleiſtung für die Her⸗ 
ſtellung der Hauskanäle dahingeſtellt geblieben. Auch jetzt 
liegt kein Anlaß vor, dieſe Frage für Württemberg zu ent⸗ 
ſcheiden. Denn die Gründe, die den Senat bei der eben ge⸗ 
nannten Entſcheidung beſtimmten, der Verpflichtung zum Er⸗ 
ſatz der Hauskanalkoſten die Eigenſchaft einer dinglichen Be⸗ 
laſtung des Grundſtücks abzuſprechen, beſtehen in vollem 
Umfang zu Recht. Da weder das Landgericht noch der 
Bekl. auch nur den Verſuch gemacht hat, die dort gegebene 
eingehende Begründung zu widerlegen, ſo genügt es, auf ſie 
zu verweiſen und daraus hervorzuheben, daß kein Grund 
vorliegt, einer Vergütung für eine privatwirtſchaftliche Leiſt⸗ 
ung, auch wenn dieſe dem Grundſtock als ſolchem zugute 
kommt, ohne beſondere geſetzliche oder ſtatutariſche Anord⸗ 
nung, an der es hier fehlt, den Charakter einer Laſt, d. i. 
einer Verpflichtung mit dinglicher Haftung des Grundſtücks, 
beizulegen. 

Demnach ſind die Anſprüche des Beklagten ſowohl we⸗ 
gen der Hauskanalkoſten als wegen des Dohlenbeitrags zu 
Unrecht unter den Anſprüchen des § 10 Ziff. 3 3G. zur 
Hebung gelangt und es iſt der Bekl. um die ihm dadurch 
zugefloſſenen Beträge, die andernfalls dem Klr. zuzuteilen 
geweſen wären, auf deſſen Koſten ungerechtfertigt bereichert. 
Daß der Klr. die Häuſer 122 B und B a unter dem wah⸗ 
ren Wert aus der Zwangsverſteigerung erworben und daß 
der Bekl., wie er behauptet, bei dieſer Zwangsverſteigerung 
und noch mehr bei derjenigen des Hauſes 122 A einen Aus⸗ 
fall an Rechten erlitten hat, hat mit der Frage, ob der Bekl. 
durch den Einzug von Beträgen, die dem beſſer berechtigten 


1) Württ J. 26, 273. 
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Klr. gebührten, auf deſſen Koſten ungerechtfertigt bereichert 

iſt, nichts zu tun und iſt insbeſondere nicht geeignet, auf 

Seiten des Bekl. die Tatſache der Bereicherung und auf Sei⸗ 

ten des Klrs. die entſprechende Vermögensverminderung aus⸗ 

zuſchließen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 7. April 1916 i. S. B. 
g. B. U. 21/1916. 


13. 


Nerſänmnisurteil gegen den Bekl. im Nach ver fahren 

des 8 600 Abf. 3 33. auch ohne Buftellung des An⸗ 

trags des Klägers auf Anfrechterhaltung des Horbe- 
haltsurteils. 


Das Landgericht erließ gegen den Bekl. am 2. Juni 
1915 ein Vorbehaltsurteil nach 8 599 ZPO. Der Bell. 
lud die Klrin. zur mündlichen Verhandlung im Nachverfahren, 
blieb aber im Verhandlungstermin vom 7. Oktober 1915 
aus. Daher beantragt die Klrin. im Termin: Durch Ver⸗ 
ſäumnisurteil das Vorbehaltsurteil mit der Maßgabe aufrecht 
zu erhalten, daß der Vorbehalt betreffend die Ausführung 
der Rechte des Bekl. wegfalle. 

Das Landgericht wies den Antrag auf Erlaſſung des 
Verſäumnisurteils durch Beſchluß zurück, weil die Klrin. den 
Antrag auf Aufrechterhaltung des Vorbehaltsurteils dem Bekl. 
nicht hatte vor dem Termin vom 7. Oktober 1915 zuſtellen 
laſſen. Der gegen dieſen Beſchluß gemäß SS 600 Abſ. 3336 
ZPO. erhobenen ſofortigen Beſchwerde hat das Oberlandes⸗ 
gericht ſtattgegeben aus folgenden 

Gründen: 

Nach § 600 Abi. 3 ZPO. finden, wenn eine Partei in 
dem Nachverfahren nicht erſcheint, die Vorſchriften über das 
Verſäumnisurteil entſprechende Anwendung, das heißt in ſo⸗ 
weit Anwendung, als nicht die Beſonderheit des Nachver⸗ 
fahrens die Anwendbarkeit ausſchließt. 

Beim Ausbleiben des Bekl. beſteht nach $ 331 ZPO. 
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die Verſäumnisfolge darin, daß das tatſächliche mündliche 
Vorbringen des Klrs. als zugeſtanden anzunehmen iſt. Um 
nun den ſäumigen Bekl. vor ſolchen Rechtsnachteilen zu ſchüt⸗ 
zen, mit denen er nach der Prozeßlage nicht zu rechnen braucht, 
beſtimmt $ 335 Ziff. 3 ZPO., das der nicht erſchienenen 
Partei, d. h. im Sinn dieſer Vorſchrift dem Bekl., das tat⸗ 
ſächliche mündliche Vorbringen und der zu ſtellende Antrag 
rechtzeitig mittels Schriftſatzes mitgeteilt werden muß und 
daß andernfalls der Antrag auf Erlaſſung des Verſäumnis⸗ 
urteils zurückzuweiſen iſt. Da nun aber das Gericht in Nach⸗ 
verfahren bezüglich der Schlüſſigkeit der erhobenen Klage an 
die Rechtsauffaſſung des Vorbehaltsurteils gebunden iſt!) 
und da es Sache des Bekl. iſt, diejenigen Tatſachen zu be⸗ 
haupten und zu beweiſen, welche feine in dem Vorbehalts— 
urteil ausgeſprochene Verurteilung als eine ungerechtfertigte 
erſcheinen laſſen, ſo kommt für die Stellung des kläg. An⸗ 
trags auf Aufrechterhaltung des Vorbehaltsurteil die vor⸗ 
gängige Mitteilung eines tatſächlichen Vorbringens des Klrs. 
an den Bekl. nach § 335 3 Ziff. ZPO. überhaupt nicht in Frage. 
Dies legt die Annahme nahe, daß es auch der vorgängigen 
Mitteilung des Antrags auf Aufrechterhaltung des Vorbe⸗ 
haltsurteils an den Bekl. behufs Erwirkung eines Verſäum⸗ 
nisurteils gegen ihn nicht bedarf. 

Dieſe Annahme wird dadurch beſtätigt, daß in einem 
Fall der vorliegenden Art nicht der Klr. die angreifende Par⸗ 
tei iſt, gegen deren Angriff ſich der Bekl. zu verteidigen hätte, 
ſondern daß der Bekl. der Angreifer iſt, der mit ſeinem An⸗ 
griff die Aufhebung des Vorbehaltsurteils erreichen will. 
Gegen ſeinen Angriff hat ſich der Klr. zu verteidigen, ähn⸗ 
lich wie derjenige, der ein Verſäumnisurteil gegen den Bekl. 
erwirkt hat, ſich gegenüber dem Einſpruch des Bekl., mit 
welchem der Bekl. die Aufhebung des Verſäumnisurteils er⸗ 
reichen will, zu verteidigen hat. Sowenig nun derjenige, 
der gegen den ausgebliebenen Einſpruch⸗Einleger ein Ver⸗ 


) Vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO. $ 600 Bem. VII. 
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ſäumnisurteil auf Verwerfung des Einſpruchs beantragt, zur 
Erwirkung dieſes Verſäumnisurteils dem Gegner zuvor ſeinen 
Antrag auf Verwerfung des Einſpruchs zuſtellen laſſen muß, 
ſowenig kann von demjenigen, der ein Vorbehaltsurteil er⸗ 
wirkt hat, verlangt werden, daß er den Antrag auf Aufrecht⸗ 
erhaltung desſelben dem ausgebliebenen Bekl. zuvor zuſtellen 
laſſen müſſe, wenn er den Antrag auf Verſäumnisurteil 
ſtellen wolle. Denn der oben angegebene Grund, der für 
die vorherige Mitteilung des Antrags an den Gegner maß⸗ 
gebend iſt, trifft für einen ſolchen Fall nicht zu. Der Bekl., 
gegen welchen ein Vorbehaltsurteil ergangen iſt, weiß viel⸗ 
mehr genau, daß es ſich in dem Nachverfahren nur um die 
Frage der Aufhebung oder Aufrechterhaltung des Vorbehalts⸗ 
urteils handelt, er muß daher von vornherein damit rechnen, 
daß der Klr. den Antrag auf Aufrechterhaltung des Vorbe⸗ 
haltsurteils ſtellen werde. Dieſer Antrag bedeutet ſachlich 
auch nichts anderes als eine Wiederholung des ſchon früher 
geſtellten und dem Bekl. bekannten Klagantrags, nach wel⸗ 
chem in dem Vorbehaltsurteil erkannt worden iſt. Der Bekl. 
wird durch die Stellung dieſes Antrags in keiner Weiſe über⸗ 
raſcht und es iſt daher auch nicht erforderlich, daß ihm der 
Klr. von der Stellung dieſes Antrags zuvor ſchriftliche Mit⸗ 
teilung macht. 

Nach dem Ausgeführten hat das Landgericht den Antrag 
der Klrin. auf Erlaſſung eines Verſäumnisurteils mit Unrecht 
zurückgewieſen, weshalb der angefochtene Beſchluß aufzuheben 
war. 

Beſchluß des I. Zivilſenats vom 22. Oktober 1915 i. S. 

G. g. H. W. 200/1915. 


14. 


Rfändung des Arbeitsverdienſtes ans einem fortlan⸗ 
| fenden Werkvertrag. 

Auf Antrag der Gläubigerin, Firma A. J., beſchloß 

das Amtsgericht B. am 1. April 1916 die Pfändung und 
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Ueberweiſung der dem Schuldner W. S., Sandſchöpfer in 
B., gegen H. S. daſelbſt aus Sandſchöpfvertrag zuſtehenden 
Forderung. Nachdem die Erinnerung des Schuldners hie⸗ 
gegen vom Amtsgericht am 11. April 1916 zurückgewieſen 
worden war, erhob der Schuldner ſofortige Beſchwerde. Das 
Landgericht hob am 25. April 1916 den Pfändungs⸗ und 
Ueberweiſungsbeſchluß auf und erklärte die vorgenommene 
Pfändung und Ueberweiſung für unzuläſſig. Hiegegen legte 
die Gläubigerin am 4. Mai 1916 weitere ſofortige Beſchwerde 
ein; der Drittſchuldner H. S. bezahlte aber am 6. Mai 1916 
dem W. S. den für die Zeit vom 4. März 1916 bis 6. Mai 
1916 aus dem Sandſchöpfvertrag geſchuldeten Betrag von 
562 M. Das Oberlandesgericht änderte am 8. Juni 1916 
den Beſchluß des Landgerichts ab. Es wies die Beſchwerde 
gegen den Beſchluß des Amtsgerichts vom 11. April 1916 
teilweiſe zurück und beſtätigte dieſen Beſchluß ſowie den 
Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchluß des Amtsgerichts 
vom 1. April 1916 mit der Maßgabe, daß bei der gepfände⸗ 
ten Forderung nur der den Betrag von 38 M. 46 Pf. für 
die Woche überſteigende Teil und zwar mit 6 M. in der 
Woche gepfändet und überwieſen ſein ſolle. 
Gründe. 

Es fragt ſich, ob die Beſchwerde nicht als erledigt zu 
betrachten iſt. Da ſich nämlich aus der Erklärung des Dritt⸗ 
ſchuldners H. S. vom 4./6. Mai d. Js. ergibt, daß dieſer 
am 6. Mai 1916 dem Schuldner W. S. an der gepfände⸗ 
ten Forderung aus Sandſchöpfvertrag den für die Zeit vom 
4. März bis 6. Mai 1916 geſchuldeten Betrag von 562 M. 
als Abſchlag bezahlt hat, womit der Betrag, der zur Zeit 
der Pfändung fällig war, ebenfalls bereinigt war, und da 
dieſe Zahlung des Drittſchuldners rechtsgültig erfolgt iſt, 
ſofern nach der Aufhebung des Pfändungsbeſchlußes durch 
die Zivilkammer am 25. April d. %8., die ſofort wirkſam 
wurde (vgl. 8 572 ZPO.), der Zahlung nichts mehr im Wege 
ſtand und ſofern die Gläubigerin, um die Zahlung zu ver⸗ 
hindern, eine einſtweilige Anordnung nach $ 572 Abſ. 2. 
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3 ZPO. hätte erwirken müſſen, jo wäre die Beſchwerde 
gegenſtandslos, wenn nur der am 1. April 1916 bereits ver⸗ 
fallene Teil des Anſpruchs des Drittſchuldners als gepfändet 
zu gelten hätte). Dies trifft aber nicht zu. Wenn auch 
im allgemeinen bei einer Forderungspfändung die Forde⸗ 
rung nur im Beſtand zur Zeit der Pfändung haftet, und 
wenn die Zuläſſigkeit der Pfändung zukünftiger Forderungen 
mindeſtens ſehr zweifelhaft iſt ), ſo iſt doch hier die Pfän⸗ 
dung der Forderung des Schuldners auch mit Wirkung auf 
die nach dem 1. April 1916 verfallenden Beträge als zuläſſig 
zu erachten. Es muß $ 832 ZPO. zur Anwendung gebracht 
werden, wonach ſich das Pfandrecht bei Pfändung einer Ge⸗ 
haltsforderung oder einer ähnlichen, in fortlaufenden Bezü⸗ 
gen beſtehenden Forderung auch auf die nach der Pfändung 
fälligen Beträge erſtreckt. Um eine ſolche Forderung handelt 
es ſich hier. Zwar hat der Schuldner mit dem Drittſchuld⸗ 
ner einen Werkvertrag abgeſchloſſen, wonach Erſterer ver⸗ 
pflichtet iſt, Sand aus der Murr für den Drittſchuldner im 
Akkord zu ſchöpfen und wobei der Schuldner nach Maßgabe 
der geſchöpften Menge Sand entlohnt wird. Allein es ſteht 
hiebei ein Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis in Frage, das die 
Arbeitskraft des Schuldners völlig in Anſpruch nimmt und 
wobei — vorbehältlich ſpäterer Abrechnung — wöchentliche 
Lohnzahlung ſtattfindet, ſo daß es ſich hiebei um ein Arbeits⸗ 
verhältnis handelt, bei dem die Sache gerade ſo liegt, wie 
wenn der Schuldner beim Drittſchuldner im Dienſt ſtünde 
und behufs Beſtreitung ſeines Lebensunterhalts einen fort⸗ 
laufenden Lohn beziehen würde. Eine derartige Forderung 
fällt aber unter $ 832 ZPO., der zutrifft, wenn es ſich um 
eine einheitliche Forderung mit ratenweiſe fälligen Beträgen 
handelt, die Aehnlichkeit mit einer Gehaltsforderung hat). 


1) Vgl. OLG. 15. 152 S. 

2) Vgl. Seu ff. Komm. zur ZPO. zu § 829 Ziff. 4 ba. 

3) Vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO. zu $ 829 Ziff. I 1 a. 

) Vgl. Seu ff. Komm. zur ZPO. zu § 832 Ziff. 2; Struckmann⸗ 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XX VIII. 1. 5 
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Danach hat aber der Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchluß 
vom 1. April 1916 auch die ſpäter fälligen Teile des An⸗ 
ſpruchs des Schuldners umfaßt, ſo daß die hier in Rede 
ſtehende Zwangsvollſtreckuug durch die Zahlung vom 6. Mai 
1916 nicht erledigt wurde. | 

Die Beſchwerde iſt hienach zuläſſig, fie ift aber auch 
teilweiſe begründet. Aus dem oben Erwähnten ergibt ſich, 
daß der Anſpruch des Schuldners gegen den Drittſchuldner 
unter das Lohnbeſchlagnahmegeſetz fällt. Es handelt ſich um 
ein ſtetiges Verhältnis perſönlicher und wirtſchaftlicher Ab⸗ 
hängigkeit, wie es das Lohnbeſchlagnahmegeſetz vorausſetzt ). 
Danach muß aber dem Schuldner der Betrag von 2000 M. 
jährlich freigelaſſen werden, vgl. § 4 Ziff. 4 des Lohnbe⸗ 
ſchlagnahmegeſetzes in der durch die Bekanntm. vom 17. Mai 
1915 RGBl. S. 285 vorgenommenen Abänderung. 

Bei der Frage, ob bzw. in welchem Umfang hienach 
der Pfändungsbeſchluß aufrechtzuerhalten iſt, iſt die ganze 
dem W. S. vom Drittſchuldner gewährte Vergütung zu be- 
rückſichtigen. Dieſer geſamte Betrag iſt die Vergütung im 
Sinn des § 3 Abſ. 1 des Lohnbeſchlagnahmegeſetzes. Es 
iſt nicht zutreffend, daß — wie die weitere Beſchwerde be- 
hauptet — der Teil des Lohns, der auf den oder die von 
W. S. beſchäftigten Taglöhner fällt, unbeſchränkt pfändbar 
ſei, weil er eine Auslage im Sinn von § 3 Abſ. 2 des Ge⸗ 
ſetzes darſtelle. Dieſe Beſtimmung kommt nur zur Anwendung, 


wenn die Vergütung zugleich mit dem Erſatz von Auslagen in 


ungetrennter Summe bedungen iſt; hier aber ſteht es dem W. S. 
frei, Taglöhner anzunehmen, oder die Arbeit allein oder mit 
Angehörigen zu verrichten; der Fall, daß ſchon von Anfang an 
vorhergeſehen worden wäre, es entſtehen Auslagen, deren 
Erſatz beſonders bedungen werden müßte, liegt nicht vor. 
Danach iſt zu erheben, wieviel Lohn W. S. im Jahr 
durchſchnittlich einnimmt, und dieſer Betrag, ſoweit er 
Koch zu § 823 Ziff. 2; Peterſen zu $ 832 Ziff. 1 und Gaupp⸗ 
Stein zu $ 832 Ziff. II, der hier Lohnforderungen ausdrücklich nennt. 
1) Vgl. Gaupp⸗Stein zu $ 850 ZPO. Ziff. II I b. 
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2000 M. überſteigt, iſt pfändbar. W. S. hat in der Zeit 
vom 4. März bis zum 6. Mai 1916 insgeſamt 562 M. 
eingenommen, ſonach unter Annahme von 53 Arbeitstagen 
10 M. 60 Pfg. für den Tag. Wird aber berüdfichtigt, 
daß der Schuldner in den Wintermonaten und bei ſchlechter 
Witterung nicht arbeiten kann, ſo können ſür das Jahr 
nicht mehr als 220 Arbeitstage angeſetzt werden, wonach 
ſich ein Jahresarbeitsverdienſt von 220 mal 10.60 = 2332 M. 
ergibt. Danach iſt der Betrag von 332 M. für das Jahr = 
rund 6 M. für die Woche pfändbar, während der Betrag 
von 2000: 52 = 38 M. 46 Pfg. in der Woche freigelaſſen 
werden muß. Unzutreffend iſt, daß der bei der Abrechnung 
ſich etwa ergebende Ueberſchuß unbeſchränkt pfändbar ſei; 
auch bei dieſem Reſt handelt es ſich um einen Teil der Ar⸗ 
beitsverdienſtforderung des Schuldners. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 8. Juni 1916 i. S. 
A. J. gegen W. S. W. Nr. 87/1916. 


15. 
Afandbarkeit von Leibgedingen. 


Auf Antrag des Darlehenskaſſenvereins Schn., e. G. m. 
u. H., der gegen die Bauerswitwe Marie H. in Schn. einen 
vollſtreckbaren Anſpruch von 3000 M. nebſt Zins aus Bürg⸗ 
ſchaft hatte, iſt wegen dieſes Anſpruchs durch Beſchluß der 
Zivilkammer des Landgerichts vom 31. Auguſt 1915 der 
dingliche Arreſt in das Vermögen der Schuldnerin Marie 
H. angeordnet und ſind bis zum Betrag von 3300 M. 
durch Beſchluß desſelben Gerichts von demſelben Tag fol⸗ 
gende Forderungen der Schuldnerin gegen ihren Sohn S. H. 
in Schn. aus einem Liegenſchaftsverkauf vom 19. Oktober 
1910 gepfändet worden: 1. der Anſpruch aus dem Nutzungs⸗ 
recht der Schuldnerin an dem Gemüſegarten Parz. N. 8 
vor dem Pfründhaus Nr. 21 in Schn., gewertet zu 80 M. 
jährlich; 2. ihr Leibgedingsanſpruch auf jährlich 2 Zentner 
Kernen, 2 Zentner Gerſte und 2 Zentner Kartoffeln, ſowie 

5 * 
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täglich 2 Liter ſüßer Milch, gewertet auf zuſammen 130 M. 
jährlich. Die gegen den Pfändungsbeſchluß von der Schuld⸗ 
nerin erhobene Erinnerung iſt durch Beſchluß der Zivilkam⸗ 
mer als unbegründet zurückgewieſen worden. Auch die da⸗ 
gegen eingelegte ſofortige Beſchwerde hatte keinen Erfolg aus 
nachſtehenden 

Gründen: 

Die Altenteilsforderungen der Schuldnerin ſind keine 
geſetzlichen Unterhaltsforderungen im Sinn von § 850 
Abſ. 1 Nr. 2 ZPO.; denn ſie werden kraft Vertrags ge⸗ 
ſchuldet; es genügt zur Anwendung von § 850 Abſ. 1 Nr. 2 
ZPO. nicht, daß fie wirtſchaftlich als Unterhaltsgewährung 
wirken ). Gepfändet iſt zuläſſigerweiſe ($ 832 ZPO.) das 
Bezugsrecht der Schuldnerin als Ganzes. 

Es iſt auch nicht etwa landesrechtlich auf Grund von Art. 96 
EGBGB. beſtimmt, daß das Bezugsrecht nicht übertragbar 
ſei, jo daß die Pfändung nach $ 851 ZPO. ausgeſchloſſen 
wäre. In Württemberg iſt nach Art. 10 des Geſetzes betr. 
den Leibgedingsvertrag vom 2. Dez. 1904, Reg. Bl. S. 401, 
nur die Vermietung oder die unentgeltliche Ueberlaſſung der 
vorbehaltenen Wohnung an dritte Perſonen dem Berechtig⸗ 
ten nicht geſtattet. Das perſönliche Wohnungsrecht der 
Schuldnerin iſt aber nicht gepfändet, ebenſowenig ein Anſpruch 
auf perſönliche Verköſtigung. 

Die gepfändeten fortlaufenden Einkünfte der Schuldnerin 
fallen ferner nicht unter $ 850 Nr. 3 ZPO. Denn die 
Schuldnerin bezieht ſie weder aus Stiftungen noch ſonſt 
auf Grund der Fürſorge oder Freigebigkeit eines Dritten; 
ſie bilden nach dem Inhalt des zwiſchen der Schuldnerin 
und ihrem Sohn Sebaſtian H. am 19. Oktober 1910 ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufvertrags einen Teil der vertragsmäßigen 
Gegenleiſtung des das Gut übernehmenden Sohnes an 
feine Mutter und beruhen daher auf entgeltlichem Erwerb 2). 

Unzuläſſig wäre mit Rückſicht auf § 847 Abſ. 2 ZPO. 
y Gaupp⸗Stein, ZPO. 10. Aufl. $ 851 III; 8 850 II. 2. 

2) Gaupp⸗Stein a. a. O. § 850 II. 3 bei und in Anm. 66. 


— — — — 
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die Pfändung, wenn und inſoweit die auf Grund des ge⸗ 
pfändeten Bezugsrecht zu leiſtenden Sachen nach 8 811 ZPO. 
der Pfändung nicht unterworfen wären !). Im vorliegenden 
Fall könnte nur § 811 Nr. 2 ZPO. in Frage kommen, 
wornach die für den Schuldner, ſeine Familie und ſein Ge⸗ 
finde auf 4 Wochen erforderlichen Nahrungs-, Feuerungs⸗ und 
Beleuchtungsmittel oder in Ermangelung ſolcher der zum 
Beſchaffen der Vorräte auf zwei Wochen beim Fehlen einer 
anderen Beſchaffungsmöglichkeit erforderliche Geldbetrag 
nicht pfändbar ſind. Das Landgericht hat aber mit Recht 
ausgeführt, daß die Lage der Schuldnerin keine ſolche iſt, 
wie fie in $ 811 Nr. 2 ZPO. verlangt wird. Die Schuld⸗ 
nerin hat freie Wohnung und freien Transport der von 
ihr zu beſchaffenden Brennmaterialien. Die Früchte des 
Gemüſegartens hat ſie auch nach den Ausführungen der 
Beſchwerdeſchrift bisher ſchon mindeſtens zu einem Teil nicht 
ſelbſt geerntet und verbraucht. Ihr Vermögen, beſtehend 
in einer Kaufpreisforderung an ihren Sohn Sebaſtian, betrug 
am 19. Oktober 1910 25 000 M., verzinslich zu 4% vom 
1. Januar 1911 an. Hievon hat die Schuldnerin laut Ur⸗ 
kunde vom 21. Mai 1915 11500 M. an ihre fünf dem 
geiſtlichen Stand angehörigen Kinder als Ausſtattung 
abgetreten mit der Bedingung, daß ihr die neuen Gläubiger, 
fobald fie in Not komme, auf Verlangen den Zins (4%) zu 
bezahlen haben. Was aus der weiteren Forderung von 
13 500 M. an ihren Sohn Sebaſtian geworden iſt, hat die 
Schuldnerin nicht dargelegt; wohl aber iſt in der Beſchwerde 
als möglich unterſtellt, daß die Schuldnerin außer dem Zins 
aus den an ihre Kinder abgetretenen Forderungen (von an⸗ 
geblich zuſammen nur 8000 M.) vielleicht noch irgendwel⸗ 
che andere Bezüge von geringem Betrag habe. Unter dieſen 
Umſtänden kann dahingeſtellt bleiben, ob die Aeußerung des 
Schultheißenamts Schn. vom 4. Oktober 1915 richtig iſt, 
daß die Schuldnerin zurzeit gegen 500 M. Jahreszinſen 
y Gaupp⸗Stein a. a. O. 8 851. III bei Anm. 15; 8 847. I 
bei Anm. 3. 
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einnehme; keinesfalls iſt dargetan, daß der Schuldnerin, die 
im Verfahren nach $ 766 ZPO. beweispflichtig ift!), nicht 
ein Geldbetrag verblieben ſei, der zur Beſchaffung der für 
die Schuldnerin auf zwei Wochen erforderlichen Nahrungs-, 
Feuerungs⸗ und Beleuchtungsmittel nötig war; vielmehr er⸗ 
gibt ſich aus den angeführten Zinseinkommensverhältniſſen 
der Schuldnerin das Gegenteil. 

Die in der Beſchwerdeſchrift angeführte Bundesratsver⸗ 
ordnung vom 17. Mai 1915, RGBl. S. 285, über die Ein⸗ 
ſchränkung oder Pfändbarkeit von Lohn⸗, Gehalts⸗ und 
ähnlichen Anſprüchen trifft auf die Schuldnerin weder un⸗ 
mittelbar noch mittelbar zu. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 11. November 1915 

i. S. Darlehenskaſſenverein Schn. g. M., H. W. 214/1915. 


16. 


Keine Keſchwerde wegen der Beſtimmung des Bwangs⸗ 
verſteigerungstermins. 


Der Verſteigerungskommiſſär beſtimmte nach Anhörung 
der Beteiligten den Verſteigerungstermin auf 24. Januar 1916. 
Der Hypothekengläubiger St. erhob hiegegen „Beſchwerde“ 
und beantragte Verlegung des Termins auf Ende März 1916. 
Das Amtsgericht nahm eine nach § 793 ZPO. zuläſſige 
ſofortige Beſchwerde an, gab ihr ſtatt und wies den Kom⸗ 
miſſär an, den Termin auf Ende März 1916 zu verlegen. 
Andere Gläubigerinnen legten hiegegen ſofortige Beſchwerde 
an das Landgericht ein; dieſes verwarf aber die Beſchwerde 
als unzuläſſig. Die darauf von denſelben Gläubigerinnen 
erhobene weitere ſofortige Beſchwerde wurde vom Oberlandes⸗ 
gericht zurückgewieſen aus folgenden 
Gründen: 
Die von den Gläubigerinnen gegen den Beſchluß des Land⸗ 
gerichts eingelegte weitere Beſchwerde iſt zwar, da durch den an⸗ 


n Gaupp⸗Stein a. a. O. 8 811. III bei Anm. 30 u. $ 766. 
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gefochtenen Beſchluß ihre erſte Beſchwerde ohne ſachliche Ent⸗ 
ſcheidung als unzuläffig verworfen worden iſt, gemäß § 568 
Abſ. 2 ZPO. ſtatthaft; ſie kann aber nicht für begründet erach⸗ 
tet werden. Gegen die Terminsbeſtimmung des Verſteigerungs⸗ 
kommiſſärs ſtand dem Hypothekengläubiger St. als Beteiligtem 
im Sinn des § 9 Nr. 1 Zw. V. G. gemäß § 13 Abſ. 2 EG ZwVG. 
vgl. mit § 97 Abſ. 1 ZwVG. zwar nicht die Beſchwerde 
des § 793 ZPO., wie feine Eingabe vom 9. Dezember 1915 
unrichtiger⸗, aber unſchädlicherweiſe bezeichnet war und wie 
ſie gleichfalls unrichtigerweiſe auch vom Amtsgericht auf⸗ 
gefaßt wurde, wohl aber die Anrufung der Entſcheidung 
des Amtsgerichts als Vollſtreckungsgerichts zu. Sachlich ſtellt 
daher der auf die Eingabe erlaſſene Beſchluß des Amtsge⸗ 
richts vom 23. Dezember 1915 eine ſolche Entſcheidung im 
Sinn des § 13 Abſ. 2 S. 1 Halbſ. 1 EG3Zw VG. dar. 
Maßgebend dafür, ob die von den Gläubigerinnen gegen dieſe 
Entſcheidung eingelegte Beſchwerde zuläſſig war, ift § 95 
ZwVG. Denn die Verweiſung auf die 8$ 96 bis 104 
ZwVG. in § 13. Abſ. 2 S. 1 Halbſ. 2 EGZw WVG. betrifft 
nur das Verfahren bei Anrufung der Entſcheidung des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts, und 8 13 Abſ. 2 S. 2 EG—3Zw VG. ver⸗ 
verleiht nicht eine Beſchwerde, ſondern erklärt nur, daß 
die Beſchwerde, ſoweit fie nach den Vorſchriften des ZwVG. 
zuläſſig ſei, ſich gegen die Entſcheidung des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts (kim Gegenſatz zu der des Kommiſſiärs) zu richten 
habe. Nach §S 95 ZwVG. aber iſt die Entſcheidung des 
Amtsgerichts der Beſchwerde entzogen. Denn durch dieſe 
Beſtimmung iſt die Beſchwerde gegen eine Entſcheidung im 
Zwangsverſteigerungsverfahren, die, wie die in Rede ſtehende, 
vor der Beſchlußfaſſung über den Zuſchlag erfolgt iſt, nur 
inſoweit für zuläſſig erklärt, als die Entſcheidung die An⸗ 
ordnung, Aufhebung, einſtweilige Einſtellung oder Fort⸗ 
ſetzung des Zwangsverſteigerungs verfahrens betrifft. Von 
dieſen Fällen trifft auf die Entſcheidung des Amtsgerichts, 
die ſich nur mit der Frage der Angemeſſenheit der Termins⸗ 
beſtimmung des Verſteigerungkommiſſärs zu befaſſen hatte 
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und befaßt, keiner zu. Die Beſchwerde der Gläubigerinnen 
gegen den Beſchluß des Amtsgerichts iſt daher vom Landge⸗ 
richt mit Recht als unzuläſſig verworfen worden. Dabei kann 
dahingeſtellt bleiben, ob ſie nicht auch deshalb unzuläſſig 
geweſen wäre, weil der Beſchluß des Amtsgerichts den 
Gläubigerinnen, wenn auch wiederum unrichtigerweiſe, 
überhaupt nicht zugeſtellt iſt. Hienach iſt die nunmehrige 
weitere Beſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 17. Februar 1916 
i. S. K. u. G. g. R. W. Nr. 24/1916. 


13 


B. in Strafſachen. 


1: 


In den Erforderniſſen der Berichtigungspflirht des 
Kedaktenrs, $ 11 Preßgeſ. 


Der Angeklagte, Redakteur des N. Talboten, war vom 
Schöffengericht von Anklage der Zuwiderhandlung gegen 88 11, 
19 Z. 3 PreßGeſ. (Berichtigungspflicht) freigeſprochen, aber 
es war angeordnet worden, daß er die an ihn von P. H. 
eingeſandte Berichtigung eines im N. Talboten erſchienenen, 
mit der Aufſchrift „an die Wähler“ und mit der Unterſchrift 
„mehrere Wähler“ verſehenen Wahlaufrufs gemäß Abſ. 2 
Satz 2 8 19 PreßGeſ. nachträglich aufzunehmen habe. In 
dem Wahlaufruf ſtand der Satz: in einer wichtigen Ent⸗ 
ſcheidung des Landgerichts N. heiße es wörtlich „es iſt nicht 
nur das Recht ſondern auch die Pflicht, die Wähler vor der 
gänzlich ungeeigneten Kandidatur des P. H. zu warnen“. 

Die gegen die angeführte Anordnung im ſchöffengericht⸗ 
lichen Urteil gerichtete Berufung des Angeklagten hatte die 
Strafkammer in dem nunmehr mit der Reviſion vom An⸗ 
geklagten angefochtenen Urteil verworfen. Die Reviſion hatte 
keinen Erfolg. 

Aus den 
ö Gründen: 

Die Reviſion vermißt in erſter Linie eine Feſtſtellung 
darüber, ob der Angeklagte an dem Wahlaufruf in Nr.... 
deſſen Berichtigung P. H. von ihm verlangt hatte, allein 
beteiligt oder mitbeteiligt oder überhaupt nicht beteiligt 
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geweſen iſt. Dieſe Feſtſtellung war jedoch nicht erforderlich. 
Es kommt nicht darauf an, ob der Angeklagte den Wahl⸗ 
aufruf, deſſen Berichtigung in Frage ſteht, ſelbſt verfaßt 
hat, oder ob ihn ein anderer verfaßt hat, auch nicht dar⸗ 
auf, ob in dieſem Fall der Angeklagte von dem Wahl⸗ 
aufruf vor deſſen Aufnahme in ſeine Zeitung Kennt⸗ 
nis genommen hat, es genügt vielmehr, daß der Angefl. 
diejenige Nummer ſeiner Zeitung, d. h. einer periodiſchen 
Druckſchrift, in der der genannte Wahlaufruf erſchienen iſt, 
als verantwortlicher Redakteur gezeichnet hat, und dies iſt 
von der Strafkammer ausdrücklich feſtgeſtellt. Eine Betei⸗ 
ligung erfordert 8 11 des Preßgeſetzes nur auf Seite des⸗ 
jenigen, der die Aufnahme einer Berichtigung einer in einer 
periodiſchen Druckſchrift mitgeteilten Tatſache von dem ver⸗ 
antwortlichen Redakteur verlangt. Zur Stellung des Be⸗ 
richtigungsverlangens iſt vorliegend P. H. angeſichts des 
oben erwähnten Satzes im Wahlaufruf mit Recht für legi⸗ 
timiert erklärt. | 

Die Reviſion macht geltend, daß der Inhalt der von 
P. H. dem Angekl. zugemuteten Berichtigung dem Geſetz 
nicht entſprochen habe und daß daher ihre Aufnahme in 
dem N. Talboten vom Angekl. mit Recht abgelehnt worden 
ſei; die Strafkammer habe rechtsirrig angenommen, die Be⸗ 
richtigung enthalte tatſächliche Angaben, während ſie nach 
Anſicht der Reviſion nur eine gutächtliche Aeuße⸗ 
rung der Staatsanwaltſchaft enthalte. Dieſe Rüge iſt nicht 
begründet. 

Die in Frage ſtehende Berichtigung hat folgende Be⸗ 
ſtandteile 1. die Feſtſtellung der Tatſache, daß der eben her⸗ 
vorgehobene Satz des Wahlaufrufs in der Nummer des N. 
Talboten enthalten iſt, 2. die Behauptung der Tatſache, daß 
die Staatsanwaltſchaft N. dem Antragſteller P. H. auf eine 
von ihm an das Landgericht N. gerichtete Anfrage eine 
Mitteilung gemacht hat, 3. der Inhalt dieſer Mitteilung, 
der dahin geht, daß die Strafkammer in ihrem in der Pri⸗ 
vatklageſache P. H. gegen K. H. erlaſſenen Urteil kein ab⸗ 
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fälliges. Werturteil über den Antragſteller P. H. abgegeben 
habe, daß vielmehr der Zuſammenhang der Urteilsgründe der 
Strafkammer ergebe, daß dieſe nur dem Angekl. das Recht 
und die Pflicht zugeſprochen habe, die Wählerſchaft vor dem 
Antragſteller als einem nach der Anſicht des Angekl. gänz⸗ 
lich ungeeigneten Kandidaten für die Gemeinderatswahl zu 
warnen und daß die Strafkammer aus dieſem Grund dem 
Angekl. den Schutz des § 193 StGB. zugeſprochen habe. 
Mit Recht hat die Strafkammer in dem angefochtenen 
Urteil angenommen, daß der Antragſteller P. H. dieſe ihm 
von der Staatsanwaltſchaft zuteil gewordene Auskunft da⸗ 


durch, daß er ſie in die von ihm dem Angekl. zur Veröffent⸗ 


lichung zugeſandte Berichtigung aufgenommen hat, zu ſeiner 
eigenen Erklärung machte. Die Strafkammer mußte daher 
prüfen, ob ſich auch dieſe Auskunft auf tatſächliche Angaben 
beſchränke. Sie hat dies ohne erſichtlichen Rechtsirrtum an⸗ 
genommen; denn in der Behauptung, daß ein Gericht kein 
Werturteil über eine gewiſſe Perſon abgegeben habe, liegt 
die Behauptung einer Tatſache, ebenſo iſt in der Angabe 
der Gründe eines gerichtlichen Urteils, mögen dieſelben auch 
nicht wörtlich, ſondern zuſammenfaſſend angegeben ſein, eine 
tatſächliche Angabe zu erblicken, nämlich die Behauptung der 
Tatſache, daß die Gründe des Urteils den angegebenen In⸗ 
halt haben. | 
Weiter ſucht die Reviſion geltend zu machen, daß die 
Gründe des in der Privatklageſache P. H. gegen K. H. er⸗ 
gangenen Strafkammerurteils in der Berichtigung nicht rich- 
tig wiedergegeben ſeien und daß dies noch mehr von den 
Gründen des Reviſionsurteils des Strafſenats gelte, durch 
das die Reviſion des damaligen Privatklägers P. H. gegen 


das Strafkammerurteil verworfen wurde; nach der Aus⸗ 


führung des Reviſionsklägers iſt, weil in dem Wahlaufruf 
der Inhalt der Gründe dieſes Urteils richtig angegeben ſei, 
für eine preßgeſetzliche Berichtigung kein Raum. Allein ab⸗ 
geſehen davon, daß der Wahlaufruf wie auch die verlangte 
Berichtigung desſelben nur Angaben über den Inhalt der 
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Gründe des Strafkammerurteils enthalten und ſich mit dem 
Reviſionsurteil des Oberlandesgerichts überhaupt nicht be⸗ 
faſſen, kommt es für die Frage, ob der Angekl. die Auf⸗ 
nahme der vom Antragſteller P. H. verlangten Berichtigung 
in ſeiner Zeitung mit Recht abgelehnt hat oder nicht, gar 
nicht darauf an, ob die Tatſachen, deren Berichtigung ver⸗ 
langt wird, wahr geweſen ſind. Der Angekl. als Redakteur 
hatte nicht darüber zu entſcheiden, ob der Inhalt der ihm 
angeſonnenen Berichtigung auf Wahrheit beruhte. Die in 
8 11 des Preßgeſetzes vorgeſchriebene Berichtigungspflicht iſt 
nur eine formelle; die Frage, ob eine Berichtigung aufzu⸗ 
nehmen iſt, muß von der materiellen Erwägung, ob die mit⸗ 
geteilten Tatſachen einer Berichtigung bedürfen, vollſtändig 
getrennt werden (RGSt. 24 S. 279). Hienach bedarf es 
keines Eingehens darauf, ob und inwiefern der Wahlaufruf 
eine unrichtige Inhaltsangabe der Gründe des Strafkammer⸗ 
urteils enthalten hat. 

Die Berichtigung, deren Aufnahme der Antragſteller P. H. 
verlangt, beſchränkt ſich nun aber nicht darauf, die Auskunft, 
welche die Staatsanwaltſchaft dem Antragſteller erteilt hat, 
anzuführen, ſondern enthält am Schluß noch folgenden Zu⸗ 
ſatz „hieraus geht hervor, daß der Aufruf das Urteil un⸗ 
richtig wiedergegeben hat“. Es erhebt ſich die Frage, ob 
hierin nicht eine über eine tatſächliche Angabe hinaus⸗ 
gehende Schlußfolgerung enthalten iſt, deren Bei⸗ 
fügung die ganze, im übrigen nicht zu beanſtandende Be⸗ 
richtigung zu einer dem $ 11 des Preßgeſetzes nicht ent⸗ 
ſprechenden macht. Dieſe Frage war indeſſen zu verneinen. 
Zwar enthält der angeführte Schlußſatz, äußerlich betrachtet, 
eine Schlußfolgerung des Antragſtellers aus der von ihm 
vorangeſtellten Auskunft der Staatsanwaltſchaft, in Wirk⸗ 
lichkeit iſt aber in dem Satz nur die tatſächliche Behauptung 
der Unrichtigkeit der Angaben des Wahlaufrufs über die 
Gründe des Strafkammerurteils vom Antragſteller unter 
Berufung auf die ihm hierüber erteilte Auskunft der Staats⸗ 
anwaltſchaft aufgeſtellt. Der vom Antragſteller gebrauchten 


B. in Strafſachen. 77 


Schlußfolgerung kommt daher nur ſtiliſtiſche Bedeutung zu, 
ſie vermag an der Eigenſchaft der in die Schlußfolgerung 
eingekleideten Angabe als einer tatſächlichen nichts zu ändern. 
Die Reviſion hat ſchließlich ſich noch darauf berufen, 
daß es dem Angeklagten in zweiter Linie auch auf die 
Koſten angekommen ſei. Hiermit will ſie offenbar dartun, 
daß die Weigerung des Angekl., die ihm angeſonnene Be⸗ 
richtigung in den N. Talboten aufzunehmen auch deshalb 
begründet geweſen ſei, weil der Antragſteller koſtenloſe Auf⸗ 
nahme verlangt habe, während er verpflichtet geweſen wäre, 
einen Teil der Koſten für die Einrückung der Berichtigung 
zu bezahlen. Nun hat aber die Strafkammer zwar feſtge⸗ 
ſtellt, daß die Berichtigung den Raum der zu berichtigenden 
Mitteilung überſchritten habe, allein ſie hat weiter ohne 
Rechtsirrtum ausgeführt, daß dieſer Umſtand den Angekl. 
nicht berechtigte, die Aufnahme der Berichtigung überhaupt 
abzulehnen, daß der Angekl. vielmehr nur berechtigt iſt, für 
den über den Raum des zu berichtigenden Teils des Wahl⸗ 
aufrufs hinausgehenden Inhalt der Berichtigung gemäß 
Abſ. 3 § 11 Preßgeſ. die üblichen Einrückungsgebühren vom 
Antragſteller zu verlangen. 
Urteil des Ferienſenats vom 21. Auguſt 1914 in der 
Straffache gegen den Buchdruckereibeſitzer und Redak⸗ 
teur K. H. in N. wegen Sumiperhandlung gegen da3 


Preßgeſetz. 
2. 


IR der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung auch ge⸗ 
genüber abgelehnten Anträgen auf Wiederanfnahme der 
Klage im Sinn § 210 Sto. zuläſſig? 


Die Frage iſt vom Strafſenat bejaht worden. Gegen 
die Beſchuldigte, die ſchon vor Jahren vom zuſtändigen Ge⸗ 
richt nach geführter Vorunterſuchung wegen Meineids außer 
Verfolgung geſetzt worden war, wurde wiederholt der Mein⸗ 
eidsbezicht in derſelben Sache erhoben, die Erhebung der 
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öffentlichen Klage aber von der Staatsanwaltſchaft abgelehnt, 
und die Beſchwerde hiegegen war durch Beſcheid der Staats⸗ 
anwaltſchaft beim Oberlandesgericht verworfen worden. Der 
Beſchwerdeführer ſtellte hiergegen den Antrag auf gerichtliche 
Entſcheidung gemäß $ 170 StPO., der zugelaſſen, jedoch als 
ſachlich unbegründet, weil kein genügender Anlaß zur Wie⸗ 
deraufnahme der Klage ſich ergebe, abgewieſen worden iſt. 
Aus den Gründen. 

Der Antrag iſt zuläſſig. Es handelt ſich zwar nicht um 
die erſtmalige Erhebung der öffentlichen Klage, ſondern um 
die Wiederaufnahme der Klage im Sinn des § 210 StPO., 
da die Beſchuldigte hinſichtlich derſelben Anſchuldigung durch 
nicht mehr anfechtbaren Beſchluß der Strafkammer des Land⸗ 
gerichts vom 16. Dezember 1911 außer Verfolgung geſetzt 
worden iſt. Allein auf die Wiederaufnahme der Klage fin⸗ 
den die Beſtimmungen über die Erhebung der Klage in 
88 168 ff. StPO. Anwendung (RG. St. 13. 295 und 22. 
187); die Wiederaufnahme hat durch anderweite Erhebung 
der Klage zu erfolgen (Löwe StPO. 8 210 N. 5). Auch 
die Wiederaufnahme der Klage iſt ausſchließlich in die 
Hand der Staatsanwaltſchaft gelegt. Die in 8 170 StPO. im 
Interefſſe des Verletzten gegenüber dem Anklagemonopol 
der Staatsanwaltſchaft vorgeſehene Anrufung der gerichtli⸗ 
chen Entſcheidung iſt in gleicher Weiſe ſowohl für die erſte Er⸗ 
hebung als für die Wiederaufnahme der Klage zugelaſſen. 
Die in § 152 StPO. feſtgeſetzte Verpflichtung der Staats⸗ 
anwaltſchaft, wegen aller gerichtlich ſtrafbarer und verfolgbarer 
Handlungen einzuſchreiten, wird durch die Vorſchrift in 
§ 210 StPO. nur inſofern berührt, als in dem hier vorge⸗ 
ſehenen Fall die Wiederaufnahme der Klage nur auf Grund 
neuer Tatſachen oder Beweismittel erfolgen darf; im übrigen 
bleibt die Verpflichtung der Staatsanwaltſchaft zum Ein⸗ 
ſchreiten unverändert beſtehen. Die Vorſchriften in 88 171 ff. 
StPO. betr. das Verfahren über den Antrag auf gericht⸗ 
liche Entſcheidung ſtehen einer entſprechenden Anwendung 
der Beſtimmungen des § 170 auf den Fall des $ 210 StPO. 


& - 
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nicht entgegen, vgl. Delius in Goltd. Arch. 43. 178, Ben⸗ 
necke, Strafprozeß S. 455 N. 14; anderer Anſicht Löwe 
StPO. 8 170 Note 6> und Stenglein das. N. 10%. 
Beſchluß des Strafſenats vom 24. Juni 1912 in der 
Anzeigeſache gegen L. K. in G. wegen Meineids. 


3. 


Zum Tatbeſtand des Art. 1 des Württ. Aus führ. Geſ. 
zum Keichspreßgeſetz. 
Inwiefern ſind offene Hansflure als öffentliche Orte 
anzuſehen? 


Aus den 
Gründen: 

Nach Feſtſtellung des Berufungsgerichts hat der Ange⸗ 
klagte, angeblich im Auftrag eines Unbekannten, am 20. Juni 
1915 zu Stuttgart in den Häuſern der G.ſtraße Exemplare 
zweier Druckſchriften teils in die Briefkäſten geworfen teils 
auf den offenen Hausfluren und Korridoren an Perſonen, 
die er dort zufällig traf, übergeben. An einer weiteren Ver⸗ 
breitung hinderte ihn die Polizei. An die Behörde waren 
wie der Angeklagte wußte, Exemplare der Schriften über⸗ 
haupt nicht abgeliefert worden. Das Urteil verneint zwar 
ausdrücklich nur die Ablieferung an die Ortspolizeibehörde, 
iſt aber offenbar dahin zu verſtehen, daß die Ablieferung auch 
nicht an die Stadtdirektion Stuttgart erfolgt iſt; letztere iſt 
nach der Miniſt.⸗Verfügung vom 9. Februar 1900 (Regbl. 
S. 112) Ablieferungsſtelle, falls der Ausgabeort der Druck⸗ 
ſchr iften außerhalb Württembergs gelegen iſt, worüber das 
Urteil eine Feſtſtellung nicht enthält. Von den 2 Druckſchrif⸗ 
ten fordert die eine die Frauen des arbeitenden Volkes auf 
ihre Stimme für den Frieden und den Sozialismus zu er⸗ 
heben; die andere, von den Herausgebern der „Internatio⸗ 
nale“ unterzeichnete, an die Parteigenoſſen gerichtete Druck⸗ 
ſchrift, enthält einen Proteſt gegen ein mitgeteiltes Rund⸗ 
ſchreiben des ſozialdemokratiſchen Parteivorſtandes. | 
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Daß die erſtere Druckſchrift, in der die Oeffentlichkeit 
zu einem Verhalten aufgefordert wird, ein „Aufruf“ im Sinn 
des Art. 1 des Württ. Ausf. Geſ. vom 27. Juni 1874/24. Ja⸗ 
nuar 1900 zum Preßgeſetz iſt, unterliegt keinem Zweifel und 
die zweite Druckſchrift iſt jedenfalls inſofern eine „Bekannt⸗ 
machung“ im Sinn dieſes Art. 1, als ſie u. a. die Tatſache 
der in der Schrift verkörperten Proteſterklärung zur Kennt⸗ 
nis der Oeffentlichkeit bringen will. 

Mit Recht hat ferner die Strafkammer die offenen 
Haus⸗ und Wohnungsflure als öffentliche Orte im 
Sinn des Art. 1 angeſehen. Ein öffentlicher Ort iſt nach ge⸗ 
wöhnlichem Sprachgebrauch ein ſolcher, der beſtimmungs⸗ 
gemäß und tatſächlich dem Publikum, alſo unbeſtimmt vielen 
und welchen Perſonen, und nicht bloß einzelnen oder einem 
durch gemeinſchaftliche Beziehungen verbundenen, nach außen 
abgeſchloſſenen Perſonenkreis zugänglich iſt. Ein offener 
Flur iſt aber einer unbeſchränkten Anzahl von, zu irgend⸗ 
welchen erlaubten Zwecken das Haus betretenden, durch 
keine Beziehungen verbundenen Perſonen zugänglich gemacht; 
daß nicht ſchlechtweg jedem das Betreten geſtattet iſt, ſchließt 
die Oeffentlichkeit nicht aus. Daß auch dem Geſetz nicht etwa 
ein engerer Begriff zugrunde liegt, ergibt ſeine Entſtehungs⸗ 
geſchichte. Durch § 10 des preuß. Geſ. über die Preſſe vom 
12. Mai 1851 (vgl. Schwarze⸗Appelius, Reichspreßgeſetz 
S. 247, Aufl. 4) war die Verteilung uſw. von Druckſchrif⸗ 
ten uſw. auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an 
anderen öffentlichen Orten ohne Erlaubnis der Ortspolizei⸗ 
behörde verboten. Die Rechtſprechung verſtand den Begriff 
durchweg in dem erörterten Sinn und rechnete auch offene 
Haus⸗ und Wohnungsflure hiezu (Kamm. G. in der Juriſt. Z. 
Bd. II. S. 166, Bd. III. S. 62; Goltd. Arch. Bd. 41 S. 438; 
Johow, Jahrb. d. Entſch. RG. Bd. 18 S. 363, Bd. 41 S. 403). 
Der § 14 des Entwurfs zum Reichspreßgeſetz übernahm im 
weſentlichen dieſe Beſtimmung des preußiſchen Geſetzes 
(Sten. Ber. des Reichstags 1874 Anl. Bd. S. 135, 140). 
Der hiezu ergangene Beſchluß der Reichstagskommiſſion (815) 
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beſtimmte, daß von Bekanntmachungen uſw., die auf Straßen, 
öffentlichen Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten unent⸗ 
geltlich verteilt werden ſollen, vor Beginn der Verteilung uſw. 
ein Exemplar an die Ortspolizeibehörde abzuliefern ſei 
(Sten. Ber. 1874 S. 250). Im Reichstagsplenum wurde 
hiezu von einem Abgeordneten beantragt, die Worte „oder 
an anderen öffentlichen Orten“ zu ſtreichen mit der unwider⸗ 
ſprochen gebliebenen Begründung, daß nach der Rechtſpre⸗ 
chung des Obertribunals auch Reſtaurationen, Konzertſäle uſw. 
(alſo ſog. geſchloſſene Räume im Sinn des ſpäteren 
Abſ. 5 § 43 Gew. O.) als öffentliche Orte angeſehen würden; 
für ſolche Räume erſchien dem Antragſteller die genannte 
Vorſchrift nicht wünſchenswert. Der Antrag wurde jedoch 
abgelehnt (Sten. Ber. Reichst. 1874 Bd. I. S. 427). 
Schließlich wurde durch Abſ. 2 des § 30 Reichspreßgeſ. 
die Regelung dem Landesrecht überlaſſen. Das hiezu er⸗ 
gangene Württ. Ausf. Gef. Art. 1 entſprach nach ausdrücklicher 
Erklärung der Motive im weſentlichen den Beſchlüſſen der 
Reichstagskommiſſion (Verh. Abg. K. 1870 — 1874, Beil. Bd. . 
S. 2340). Daß der Begriff des öffentlichen Ortes in einem 
anderen Sinn gemeint war, trat bei den folgenden Verhand⸗ 
lungen nirgends zutage. 

Wenn die 88 42 a und b Gew. O. Beſtimmungen treffen 
über Feilbieten von Waren an öffentlichen Orten oder von 
Haus zu Haus, ſo iſt damit nicht zum Ausdruck gebracht, 
wie der Angekl. meint, daß Räume eines Hauſes niemals 
öffentliche Orte ſein können, ſondern nur, daß ſie es in der 
Regel nicht ſind. Der feſtgeſtellten Lage der Geſetzgebung, 
insbeſondere des preuß. Rechts einerſeits und dem im Reichs⸗ 
tag vertretenen Standpunkt anderſeits, daß für geſchloſſene 
Räume mildere Beſtimmungen;! angezeigt ſeien, verdankte 
in der Folge der den § 30 Abſ. 2 des Reichspreßgeſetzes 
einſchränkende Abſ. 5 § 43 Gew. O. ſeine Entſtehung, wo⸗ 
nach für die nicht gewerbsmäßige Verteilung von Druck⸗ 
ſchriften in geſchloſſenen Räumen d. h. in Räumen unter 
Dach und Fach, insbeſondere ſoweit ſie öffentliche * ſind, 
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eine Erlaubnis nicht erforderlich iſt. Die eine ſolche auf 
Grund des § 30 Abſ. 2 Reichspreßgeſ. fordernden Laudes⸗ 
rechte traten damit außer Kraft (vgl. Landmann Anm. 10 
zu § 43 Gew. O. Schwarze Note 2e zu § 30 RPreßgeſ., RG. 
St. Bd. 35 S. 54 und die oben angeführten Entſch. des 
Kammerger., Sten. Ber. Reichst. 1882/83 Bd. III. S. 1879, 
Bd. IV. S. 2723). 

Dagegen wird die württembergiſche Vorſchrift, daß ſo— 
bald die Verteilung uſw. beginnt, ein Exemplar an die Be⸗ 
hörde abzuliefern ſei, durch den Abſ. 5 § 43 Gew. O. nicht 
berührt (Schicker Note 11 zu 8 43 Gew. O.). Allerdings be⸗ 
ſteht der verbotene und ſtrafbare Tatbeſtand des württemb. 
Geſetzes, wenigſtens bei Verteilung in geſchloſſenen Räumen 
nicht, wie offenbar die Strafkammer annimmt, in der Ver⸗ 
teilung trotz Nichtablieferung — damit wäre entgegen 
dem Abſ. 5 des § 43 Gew. G. durch das Landesrecht die 
Verteilung nur unter einer Bedingung erlaubt — ſondern 
lediglich in der Nichterfüllung der Pflicht zur Ablieferung. 
Ein Verteilen an öffentlichen Orten erblickt die Strafkammer 
offenſichtlich nur in der Hingabe an die Perſonen, die der 
Angeklagte auf den Fluren traf. Es kann daher dahinge⸗ 
ſtellt bleiben, ob nicht ſchon das Einwerfen in die Brief— 
käſten beliebiger Wohnungen, wenigſtens ſoweit ſie ſich in 
den offenen Fluren befinden, als ein Verteilen an öffent⸗ 
lichen Orten anzuſehen iſt, wofür gewichtige Gründe ſprechen 
(vgl. Kamm. G. zu § 10 preuß. Preßgeſetz, Goltd. Arch. 
Bd. 41 S. 438). Ferner bedarf auch die Frage keiner Ent⸗ 
ſcheidung, ob ſchon die Hingabe an individuell beſtimmte 
Perſonen auf den Fluren als eine Verteilung anzuſehen 
wäre (ſo die nicht unbedenkliche Entſcheidung des RG. in E. 
Bd. 19 S. 1). Denn aus der Feſtſtellung, daß der Angeklagte 
die Druckſchriften an Perſonen, denen er zufällig begegnete, 
alſo offenbar an beliebige, ihm unbekannte, Perſonen hin⸗ 
gab, ergibt ſich, daß er an das Publikum verteilen wollte 
und mit der Verteilung auch begonnen hat. 

Die weitere Annahme des Urteils, der Angeklagte habe, 
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auch wenn er von einem Dritten beauftragt war, als Ver⸗ 
teiler die Pflicht zur Ablieferung gehabt, iſt zutreffend; 
ob der Dritte die gleiche Pflicht habe, bedarf der Entſchei⸗ 
dung nicht. Durch eine Ablieferung ſeitens des Dritten wäre 
allerdings der Angeklagte befreit worden; eine Ablieferung 
iſt aber überhaupt nicht erfolgt. 

Hiernach war die Reviſion gegen das den Angekl. zu 
Strafe verurteilende Berufungsurteil als unbegründet zu 
verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vow 20. Dezember 1915 in der 

Strafſache gegen R. E. in St. wegen Uebertretung ge⸗ 

gen das Preßgeſetz. 

4. 


Was iſt unter unbefugter Kollekteveranſtaltung im 
Sinn des Art. 13 Rol. 51G. zu verſtehen? 

Der Angeklagte iſt Prediger einer Religionsgeſellſchaft 
und Vorſteher der württemb. Vereinigung dieſer Geſellſchaft; 
dieſe betreibt ſowohl innere als äußere Miſſion und um 
für dieſe Propaganda zu machen, läßt Angekl. Druckſchriften 
verbreiten. Dies geſchah in ſeinem Auftrag durch den Schneider 
K. am 18. Juli 1915, der die Schrift „Herold der Wahrheit“ 
an den Glastüren der Wohnungen einer Straße zu St. un⸗ 
entgeltlich verabfolgte. Dabei erklärte K. den die Schrift ab- 
nehmenden Perſonen: „ſie koſte nichts; wenn jemand eine 
freiwillige Gabe geben wolle, ſo werde dieſe angenommen und 
für die Zwecke der Miſſion verwendet.“ Die eingenommenen 
Gelder lieferte der Angekl. nach Abzug der Druckkoſten an 
die Miſſionskaſſe in H. ab; eine behördliche Erlaubnis zum 
Kollektieren beſaß er nicht. Vom Berufungsgericht aus 
Art. 13 Pol. StG. hiewegen beſtraft hat er die Reviſion 
eingelegt, die den Erfolg der Aufhebung des Urteils und 
Zurückverweiſung der Sache hatte. 

Aus den 

Gründen: 
Die Strafkammer hat unter einer Kollekte eine von 
6 * 
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einer Privatperſon bei dem Publikum oder einer größeren 
Anzahl von Perſonen veranſtaltete Sammlung freiwilliger Bei⸗ 
träge zu einem beſtimmten Zweck verſtanden und dem Ange⸗ 
klagten nicht verworfen, daß nicht die Sammlung von Geld, 
ſondern die Weckung religiöſen Lebens der in erſter Linie 
verfolgte Zweck der Schriftenverteilung geweſen ſei. Sie hat 
aber daraus, daß dabei auch freiwillige Gaben in der erwähn⸗ 
ten Weiſe angenommen wurden, auf den weiteren Zweck des 
Sammelns geſchloſſen und als unerheblich bezeichnet, wenn 
nach der Behauptung des Angekl. die Bitte um eine Gabe 
von dem Austräger nicht in jedem Fall, ſondern nur auf Frage 
des Abnehmers ausdrücklich ausgeſprochen worden wäre. Denn 
in ſolchen Fällen komme das Verlangen einer Gabe nach 
dem Willen des Angeklagten dann eben in konkludenter, 
Form zum Ausdruck, ſofern erfahrungsgemäß bei derartiger 
unentgeltlicher Verteilung von Druckſchriften freiwillige Ga⸗ 
ben erwartet bzw. gegeben zu werden pflegen. Auch am 
beſtimmten Zweck der Sammlung fehle es nicht und uner⸗ 
heblich wäre, wenn ein Teil der Geber ſich über die Zwecke, 


zu denen ſie verwendet werden, nicht vergewiſſert hätte. In 


ſolchen Fällen würde die Gabe eben im allgemeinen zur Un⸗ 
terſtützung der durch die Schriften vertretenen Sache, alſo 
in dieſer Allgemeinheit durchaus im Einklang mit den Ab⸗ 
ſichten des Veranſtalters der Sammlung verabreicht. 
Unzutreffend iſt zunächſt die Reviſionsrüge eines inneren 
Widerſpruchs der Urteilsgründe. Denn wenn dieſe beſagen, 
K. habe den Abnehmern erklärt, die Schrift koſte nichts uſw., 
und ſpäter ausführen, es ſei unerheblich, wenn die Bitte um 
Gaben nur auf Befragen ausdrücklich ausgeſprochen worden 
ſei, ſo liegt hierin nicht ſowohl ein Widerſpruch, ſondern 
eine einſchränkende Feſtſtellung dahin, daß eine ausdrückliche 
Erklärung nur im Fall der Frage nachweisbar ſei. Ob ſo⸗ 
dann im Sinn des Art. 13 Pol. StG. die veranſtaltende 
Perſon eine Privatperſon fein muß (vgl. dagegen 
Art. 64 des evang. Kirchengemeindegeſ., Art. 33 kath. Pfarr⸗ 
gemeindegeſ. je von 1906), bedarf der Entſcheidung nicht, 
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da der Angeklagte zweifellos als Privatperſon gehandelt hat. 
Im übrigen iſt unter der Kollekte die Sammlung freiwilli⸗ 
ger, geldwerter Beiträge, alſo unentgeltlicher Gaben 
zu irgendeinem Zweck bei dem Publikum oder einem größe⸗ 
ren Perſonenkreis zu verſtehen. 

Der Begriff des Veranſtaltens einer Kollekte er⸗ 
fordert allerdings, wie die Reviſion zutreffend bemerkt, eine 
wenn auch nur durch ſchlüſſige Handlungen ſtillſchweigend 
zum Ausdruck gebrachte Bitte um Gaben (ſo auch Schicker 
Anm. 2, Beling Anm. 1 zu Art. 13; anders wohl Bayr. 
Oberſt. LG. Bd. 7 S. 389, Kamm. G. Goltd. A. Bd. 40 S. 69). 
Dafür ſpricht der Abſ. 3 des Art. 13, wonach unter gewiſſen 
Vorausſetzungen „Aufrufe“ und „Aufforderungen“ an die 
Mildtätigkeit einer Erlaubnis nicht bedürfen, und Abſ. 4, 
wonach die zum eigenen Vorteil unternommene, unbefugte 
Sammlung als Bettel im Sinn des § 361 Ziff. 4 StGB. 
zu beſtrafen iſt, deſſen Tatbeſtand zweifellos eine Bitte um 
eine Gabe erfordert. Die geſetzgebenden Faktoren haben bei 
ihren Verhandlungen dieſes Erfordernis offenbar ſtillſchwei⸗ 
gend vorausgeſetzt (Verh. II. K. 1870/72 1. Beil. Bd. S. 333 
zu Art. 11 Entw., Prot. Bd. II. S. 709 ff. vgl. mit 
Verh. II. K. 1839 III. Bd. XXIII S. 4 ff.). Die Straf⸗ 
kammer hat dies jedoch nicht verkannt und eine ausreichende, 
tatſächliche Feſtſtellung getroffen. 

Unbegründet iſt weiter die Rüge der Reviſion, eine 
Kollekte liege ſchon deshalb nicht vor, weil jedenfalls zum 
Teil die Geber über den Verwendungszweck nicht auf⸗ 
geklärt worden ſeien. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob eine 
ſolche Aufklärung begrifflich überhaupt erforderlich iſt. Denn 
nach den Urteilsfeſtſtellungen waren die Beteiligten über den 
Verwendungszweck wenigſtens im allgemeinen ſtillſchweigend 
einig. Daß ferner, falls eine Kollekte vorliegt, der Ange⸗ 
klagte als der Veranſtalter anzuſehen iſt, beanſtandet die 
Reviſion mit Unrecht. 

Dagegen iſt die Annahme des Urteils, der Austräger 
habe nach dem Willen des Angekl. unentgeltliche Ga⸗ 
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ben erbeten, in tatſächlicher Beziehung nicht genügend be⸗ 
gründet und beruht möglicherweiſe auf Rechtsirrtum. Nicht 
gewürdigt iſt der Umſtand, daß eine offenbar geldwerte 
Druckſchrift, auf die laut Vermerk in derſelben abonniert 
werden konnte und deren Einzelverkaufspreis auf 10 Pfg. 
feſtgeſetzt war, zur Verteilung gelangte. Da nach der Ur— 
teilsfeſtſtellung der Austräger bei Hingabe der Schrift eine 
Gabe erkennbar erwartete, ſo läge jedenfalls, ſoweit keine 
weitere Aufklärung erfolgte, die Annahme näher, daß in erſter 
Linie ein Verkaufsantrag und erſt in zweiter ein Schenkungs⸗ 
antrag gemacht wurde, daß alſo, falls eine Zahlung erfolgte, 
ein Kauf vorlag, in welchem Fall allerdings die Annahme 
einer (verſchleierten) Kollekte nicht unbedingt ausgeſchloſſen 
wäre (Goltd. A. Bd. 49 S. 151; Bayr. Obſt. LG. Bd. 7, 
S. 309). Es könnte ſich fragen, ob nicht ſchon hier ein Rechts⸗ 
irrtum und zwar über die Normen des bürgerlichen Rechts 
vorliegt. Abgeſehen hievon iſt bei dem Erfordernis der Un— 
entgeltlichkeit nicht ausſchließlich die Rechtsform, in die der 
Vorgang gekleidet iſt, maßgebend, wie die Strafkammer an— 
zunehmen ſcheint, vielmehr der wirtſchaftliche Zweck in Rück— 
ſicht zu nehmen. Auch wenn rechtlich zwei Schenkungen vor— 
liegen, wäre es möglich, daß der Angeklagte die Leiſtung des 
Empfängers wirtſchaftlich nur als Gegenleiſtung für die Schrift 
anſah, ſeine Abſicht alſo neben dem idealen Zwecke auf — 
wirtſchaftlich betrachtet — entgeltlichen Vertrieb der Schrift, 
nicht auf die Sammlung mit den Gaben gerichtet war. Die 
ungewöhnliche Rechtsform hätte dann der Angekl. nur des⸗ 
wegen gewählt, weil es ihm in erſter Linie um Verbrei⸗ 
tung der Schriften, wenn auch ohne Empfang eines Gegen⸗ 
werts zu tun war. Eine Kollekte würde insbeſondere dann 
vorliegen, wenn eine Gabe auch von dem, der die Schrift 
zurückwies oder wenn eine den zunächſt durch die Preisfeſt⸗ 
ſetzung zum Ausdruck kommenden Verkaufswert von 10 Pfg. 
überſteigende Gabe erbeten wurde, im letzteren Fall hinſichtlich 
des Mehrbetrags. Aber auch ohne dieſe Vorausſetzungen 
wäre es denklar, daß nach Auffaſſung der Beteiligten die 
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Hingabe der Schrift nicht Gegenleiſtung für die Gabe ſein 
ſollte, ſondern nur ein Mittel, um in verſchleierter Form eine 
milde Gabe zu erlangen, ſo insbeſondere wenn es dem Emp⸗ 
fänger überhaupt nicht, auch nicht in zweiter Linie um Er⸗ 
werb der Schrift zu tun war und die Annahme etwa nur 
erfolgte, um nicht weiter beläſtigt zu werden, ohne die Ab- 
ſicht ſie zu verwerten. Wenn etwa der Geſamtertrag der ge— 
ſchilderten Schriftenverteilung den im Fall ausſchließlich ver⸗ 
käuflichen Vertriebs zu erzielenden Ertrag nicht überſteigen 
würde und nach dem Willen des Angeklagten auch nicht ſollte, 
ſo würde dies die Annahme einer Kollekte nicht ausſchließen. 
Denn der Angeklagte hätte es eben unternommen, die durch 
die unentgeltliche Verteilung geminderten Einnahmen durch 
die Sammlung milder Gaben zu erhöhen. 

Indem das Urteil eine Erörterung der erwähnten Ge- 
ſichtspunkte nicht enthält, liegt die Annahme nahe, daß es 
von einer unrichtigen Auffaſſung des Begriffs der Kollekte 
ausgegangen iſt. Hiernach war gemäß §§ 393, 394 Abſ. 2 
StPO. zu verfahren. 

Urteil des Strafſenats vom 17. Januar 1916 in der 

Strafſache gegen E. G. in St. wegen Uebertretung gegen 

Art. 13 Pol. StG. 


5. 


1. Jie Anwendbarkeit des Art. 32 Ziff. 5 Pol. 5165. 
neben den Strafvorſchriften des Nahrungsmittelge⸗ 
ſetzes. 

2. Fahrlüſſigkeit eines Gutsbeſitzers beim Abſatz von 
verwällerter Gutsmilch. 


Der auf Grund des Art. 32 Ziff. 5 Pol. StG. erlaſſene 
§ 2 der ortspolizeilichen Vorſchriften der Stadt R. lautet 
in dem hier in Betracht kommenden Teil: Für das gewerbs— 
mäßige Einbringen, Feilhalten und Verkaufen von Kuhmilch 
gelten folgende Beſtimmungen: 1. „nur ſolche Kuhmilch darf 
unter der Bezeichnung Vollmilch eingebracht, feilgehalten 
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oder verkauft werden, der nichts genommen und nichts hin⸗ 
zugeſetzt und welche auch ſonſt in keiner Weiſe verändert 
worden iſt; unter Milch ohne nähere Bezeichnung wird im⸗ 
mer nur Vollmilch verſtanden.“ 3. „Der Verkäufer iſt für 
die Beſchaffenheit der von ihm in den Verkehr gebrachten 
Milch haftbar.“ Der Angeklagte iſt Pächter eines größeren 
Guts und lieferte von der in ſeinem Betrieb gewonnenen“ 
Milch täglich größere Mengen an einen Milchhändler Z. 
nach R. Die am 5. März morgens gelieferten 60 L. Milch 
enthielten 9½— 10 L. zugeſetztes Waſſer und der Angeklagte 
wurde vom Berufungsgericht wegen fahrläſſiger Zuwider⸗ 
handlung gegen die erwähnten Vorſchriften (Verbot des 
Einbringens ſolcher Milch) zu Strafe verurteilt. Hiebei 
wird angenommen, daß das Waſſer auf dem Gut des An⸗ 
gekl. durch eine dort beſchäftigte oder verkehrende Perſon 
vor Plombierung der Kannen der Milch zugeſetzt, aber nicht 
erweislich ſei, daß dies der Angekl. getan habe; es ſei insbe⸗ 
ſondere möglich, daß eine dritte Perſon den verloren ge— 
gangenen Schlüſſel zur Milchküche beſitze und gegen Waſſer⸗ 
zuſatz Milch entwendet habe. 

Aus den 

Gründen: 

Da die vorausgegangene Strafverfügung vom 3. Juni 
dem Angeklagten erſt am 5. Juni zugeſtellt wurde, konnte 
es ſich fragen, ob nicht nach $ 67 StGB. vgl. mit § 453 
Abſ. 4 StPO. die Strafverfolgung verjährt iſt. Es wird 
allerdings die Meinung vertreten, die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung trete erſt mit der. Bekanntmachung der Verfügung 
ein (Löwe Anm. 8 zu § 453 Aufl. 13). Der Strafſenat 
hat jedoch keinen Anlaß, von ſeinem im Urteil Bd. X 
S. 353 Jahrb. vertretenen Standpunkt abzugehen, daß die 
Unterbrechung ſchon mit dem Zeitpunkt der Erlaſſung der 
Verfügung eintrete. Die Strafverfolgung iſt hienach nicht 
verjährt. 

Unzutreffend iſt die Rüge, der Art. 32 Z. 5 Pol. StG. 
ſei nicht anwendbar, weil in den 88 10 und 11 des Nah⸗ 
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rungsmittelgeſetzes die in Frage ſtehende Materie erſchöpfend 
geregelt ſei. Es iſt vielmehr anerkannt, vgl. Jahrb. Bd. 24 
S. 213, daß das Nahrungsmittelgeſetz wie andere Neben⸗ 
geſetze und wie insbeſondere das Strafgeſetzbuch ſelbſt, das 
Gebiet der Uebertretungen, das ſog. Polizeiſtrafrecht, nicht 
abſchließend regeln ſondern wegen der Geringfügigkeit der 
Fälle und der Verſchiedenheit der in Betracht kommenden 
Verhältniſſe in der Erlaſſung weitergehender Vorſchriften 
dem Landesrecht freien Spielraum laſſen wollte. Dies er⸗ 
gibt ſich daraus, daß das Nahrungsmittelgeſetz nur eine 
einzige Uebertretung und zwar allgemeinen Inhalts in § 11 
geregelt hat, dagegen in § 8 vgl. mit § 5 die Zuläſſigkeit 
landesrechtlicher, den Schutz der Geſundheit bezweckender und 
unter die Uebertretungsſtrafe geſtellter Vorſchriften vor⸗ 
ausſetzt und endlich auch den 8 367 Z. 7 StGB., ſoweit er 
über die Vorſchriften des Nahrungsmittelgeſetzes hinausgeht, 
unberührt gelaſſen hat, vgl. Jahrb. Bd. 25 S. 223, RG. 
St. Bd. 12 S. 301). Richtig iſt dagegen, daß Art. 32 Z. 5 
Pol. StG. nach feinem Wortlaut nur ſubſidiäre Bedeutung 
haben will. Zu den im Strafgeſetzbuch beſonders bezeich⸗ 
neten Fällen gehören nach dem Sinn des Geſetzes auch die 
in anderen Reichs⸗ oder Landesgeſetzen geregelten Fälle 
(Beling, Württ. Strafgeſ. Geb. Einl. S. 5; Schicker, Aufl. 
4 Anm. 1 zu Art. 32 Z. 5). Falls alſo der die Polizei⸗ 
vorſchrift verletzende Tatbeſtand zugleich das Nahrungsmit⸗ 
telgeſetz verletzen würde, ſo könnten nur die Vorſchriften des 
letzteren Anwendung finden. Daß Art. 35 Z. 5 nicht nur 
die vorſätzliche ſondern auch die fahrläſſige Zumiderhand- 
lung gegen die auf Grund des Artikels erlaſſenen Anord⸗ 
nungen mit Strafe bedroht, iſt anerkannt (Jahrb. Bd. X 
S. 353). 
Wenn auch § 2 der ortspolizeil. Vorſchriften wohl i 

erſter Linie verkehrspolizeiliche Zwecke und zwar den Schutz 
der Vermögensrechte der Abnehmer verfolgen dürſte, ſo iſt 
doch bei der leichten Verderblichkeit der Milch infolge von 
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Zuſätzen anzunehmen, daß die Vorſchrift zugleich auch den 
Schutz der Geſundheit der Verbraucher bezweckt. 

Unbegründet iſt ſodann die Einwendung der Reviſion, 
der Angeklagte ſei als Landwirt nicht ge werbsmäßiger 
Einbringer und Verkäufer im Sinn der ortspolizeilichen 
Vorſchriften. Allerdings betreibt er durch die Gewinnung 
und den Verkauf der Milch kein Gewerbe im Sinn der 
Gew. O. oder ein Handelsgewerbe. Allein nach dem gewöhn— 
lichen, auch zahlreichen Geſetzesvorſchriften zugrunde Tiegen- 
den Sprachgebrauch erfordert der Begriff der Gewerbsmäßig⸗ 
keit nur, daß eine fortgeſetzte auf Erwerb gerichtete Tätig- 
keit ausgeübt wird, was bei dem Angeklagten zutrifft. Daß 
er die Milch nicht unmittelbar an die Verbraucher ſondern 
an einen Milchhändler liefert, iſt völlig gleichgültig. Auch 
die Annahme der Strafkammer, daß die Milch mit der An— 
kunft auf dem Bahnhof ihres Beſtimmungsorts R. im Sinn 
der Polizeivorſchriften eingebracht war, iſt nicht zu beanſtan— 
den. 

Die Fahrläſſigkeit des Angekl. erblickt die Straf— 
kammer darin, daß er die Milch nicht vor ihrem Abgang 
und zwar regelmäßig ſelbſt, im übrigen aber durch eine 
unbedingt zuverläſſige Perſon, mit einer Milchwage, die er 
aber nicht beſitzt, geprüft habe; hätte er dies getan, ſo wäre 
die Wäſſerung entdeckt oder gar nicht verſucht worden und 
daß er wöchentlich 2—3mal in der Milchküche nachſehe, 
wie die Milch gekühlt und verſandt werde, genüge nicht; 
auf ſeinen Aufſeher könne er die Verantwortung nicht ab— 
wälzen, da $ 151 Gew. O. nicht anwendbar ſei. Die Revi— 
ſion wendet ein: neben der eigenen Kontrolle, die der Angekl. 
vornehme, ſoweit es ihm bei ſeinem umfangreichen Betrieb 
und ſeinen ehrenamtlichen Geſchäften möglich ſei, habe er 
die Beſorgung der Milch ſeinem in der Ackerbauſchule aus— 
gebildeten zuverläſſigen Aufſeher überlaſſen, auch das Fenſter 
der Milchküche vergittern laſſen und in dieſe habe nach 
ſeiner Anordnung nur der Aufſeher, der Schweizer und der 
Milchbube Zutritt, ſo daß den Angekl. keine Schuld treffe. 
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Den Ausführungen des Berufungsgerichts iſt jedoch im 
weſentlichen beizutreten. Hinſichtlich der Wäſſerung war insbe⸗ 
ſondere bei dem Umfang des Betriebs und der Befaſſung einer 
Reihe von fremden Perſonen mit der Milchbeſorgung eine 
einigermaßen zuverläſſige Ueberwachung nur möglich, wenn 
die Milch regelmäßig und zwar unmittelbar vor Plombierung 
der Kannen mit einer Milchwage oder ähnlicher Vorrich— 
tung nachgeprüft wurde. Bei der nicht ſelten gemachten 
Beobachtung, daß in landwirtſchaftlichen Betrieben die Milch 
auch ohne Vorwiſſen des Beſitzers von den Bedienſteten ge⸗ 
wäſſert wird und unter Berückſichtigung des Umfangs des 
Betriebs war daher dieſe zudem mit beſonderer Mühe nicht 
verbundene Art der Ueberwachung zu verlangen. Zuweit 
geht allerdings die Forderung des Vorrichters, der Angekl. 
hätte in der Regel perſönlich dieſe Prüfung vornehmen müſſen. 
Er konnte vielmehr das Milchgeſchäft in der Hauptſache 
ſeinem Aufſeher, gegen deſſen Zuverläſſigkeit ſprechende Gründe 
nicht feſtgeſtellt find, zur ſelbſtändigen Beſorgung und Ueber- 
wachung überlaſſen. Es war aber ſeine Pflicht, dem Auf— 
ſeher die Anweiſung zur Vornahme der Prüfung zu ertei— 
len und ihm die hiezu erforderlichen Vorrichtungen zur Ver— 
fügung zu ſtellen. Außerdem war es Pflicht des Angell., 
zwecks Kontrolle ſeines Aufſehers von Zeit zu Zeit die 
Milch vor ihrem Abgang ſelbſt nachzuwägen. Denn als Be: 
triebsinhaber war er durch die Ueberlaſſung des Milchgeſchäfts 
an den Aufſeher der Pflicht nicht enthoben, in gewiſſem 
Umfang, ſoweit er nach den Umſtänden hiezu imſtande 
war, den Betrieb zu beaufſichtigen; inſofern führen die all⸗ 
gemeinen Grundſätze hinſichtlich der Verantwortlichkeit des 
Angekl. zu demſelben Ergebnis wie wenn $ 151 Gew. O. ans 
wendbar wäre. Indem der Angekl. die angeführten Pflichten 
nicht erfüllt hat, obwohl er hiezu und zudem ohne beſondere 
Mühe imſtande war, hat er fahrläſſig gehandelt und den 
Feſtſtellungen des Urteils iſt auch zu entnehmen, daß bei 
Erfüllung der Pflichten die Verletzung der polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften vermieden worden wäre. 
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Allerdings konnte ſich fragen, ob nicht der Angekl., da 
durch die Wäſſeruug die Milch verfälſcht wurde, gegen § 11 
Nahrungsmittelgeſ. verſtoßen hat. Dieſer § trifft insbeſondere 
zu bei Verkauf von Nahrungsmitteln, deren Verfälſchung 
dem Verkäufer durch Fahrläſſigkeit verborgen blieb. Zu 
einer Entſcheidung darüber, ob der Angekl. die am 5. März 
nach R. geſandte Milch im Sinn des § 11 verkauft d. h. 
auf Grund des Kaufvertrags an den Milchhändler Z. über⸗ 
geben hat, reichen jedoch die Feſtſtellungen des Urteils nicht 
aus. Dieſe Frage ſowie die weitere, ob zutreffendenfalls 
Einbringen und Verkaufen eine einheitliche Tat bilden wür⸗ 
den, können aber dahingeſtelltbleiben, denn jedenfals iſt der 
Angeklagte nicht beſchwert, wenn anſtatt des $ 11 Nahrungs⸗ 
mittelgeſ. der mildere Art. 32 Ziff. 5 Pol. StG. gegen ihn 
angewendet wurde. 

Urteil des Strafſenats vom 15. Nov. 1915 gegen J. 

H. in H. wegen Uebertretung gegen Art. 32 Ziff. 5 

Pol. StG. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 
1. 


Unterbrechung des die Eigenjagd zulaſſenden Bulam- 
menhangs eines Grundbeſitzes durch Aufhebung eines 
Weges. 


In den 
Gründen 

iſt ausgeführt: 

I. Die Standesherrſchaft O.⸗W. beſitzt auf Markung 
G. das Waldgrundſtück Nr. 1830 in der Sulz, 150 ha 
80 ar 05 qm groß, und das Waldgrundſtück Nr. 1819 auf 
dem Aſchbuck, 11 ha 66 ar 54 qm groß. Zwiſchen dieſen 
beiden Grundſtücken zieht ſich eine größere Fläche hin, frü⸗ 
her ganz im Eigentum der Realgemeinde G. ſtehend, vor 
Jahren in etwa 90 Einzelgrundſtücke aufgeteilt, die nunmehr 
alle ihren Beſitzern zu unbeſchränktem Eigentum zuſtehen. 
Es find dies die Ackergrundſtücke 2011/2 bis 2092/2. Oeſt⸗ 
lich von dieſen Grundſtücken zwiſchen ihnen und dem Grund⸗ 
ſtück 1819 zieht ſich der Nachbarſchaftsweg Nr. 3 G.⸗E. 
entlang, auf der andern Seite weſtlich von Nr. 2011/2 bis 
2092/2 zwiſchen dieſen Grundſtücken und dem Grundſtück 
Nr. 1830 liegt ein langgeſtrecktes, ſchmales Grundſtück, das 
in den beiden vorliegenden Ortskarten in ſeiner nordweſt⸗ 
lichen Fortſetzung übereinſtimmend als Feldweg Nr. 6 be⸗ 
zeichnet wird, während ſeine übrige Fläche in einer der bei⸗ 
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den Karten gleichfalls die Bezeichnung Feldweg Nr. 6 trägt, 
in der andern aber näherer Bezeichnung ermangelt. Am 
9. Mai 1913 erwarb die Standesherrſchaft von der Grund— 
fläche 2011/2 bis 2092/2 die Grundſtücke 2051 mit 0,0314 ha 
und 2092/1 mit 0,0326 ha. Am 13. Auguſt 1913 teilte 
fie der Gemeinde G. mit, daß fie auf den beiden neuerwor⸗ 
benen Grundſtücken, in dem durch dieſelben mit dem eigen⸗ 
jagdberechtigten Grundbeſitz der Standesherrſchaft in Zu— 
ſammenhang gebrachten Wald Nr. 1819 und in den zwiſchen 
den neuerworbenen Grundſtücken gelegenen, als Jagdenklaven 
zu betrachtenden Grundſtücken Nr. 2052 bis 2091 das Eigen⸗ 
jagdrecht beanſpruche. Der Gemeinderat G. erkannte den er⸗ 
wähnten Feldweg nicht als Weg an und erklärte, daß die 
Gemeinde das Jagdrecht wie ſeither beanſpruche und den 
Pächter der Gemeindejagd zu entſprechender Ausübung der 
Jagd angewieſen habe. Am 27. Mai 1914 erhob die Stan⸗ 
desherrſchaft vor der Regierung des Jagſtkreiſes verwal— 
tungsgerichtliche Klage gegen die Gemeinde mit dem Antrag: 
Die Beklagte koſtenpflichtig zur Anerkennung des Jagdrechts 
der Klägerin auf den Grundſtücken 2051, 2092/1 und 1819 
und auf den von dieſen umſchloſſenen Grundſtücken 2052 
bis 2091 zu verurteilen. Schon im Jahr zuvor, am 24. Mai 
1913, hatte der Gemeinderat G. beſchloſſen, für den Fall, 
daß das zwiſchen den Grundſtücken 2011/4 bis 2092/2 
und dem Wald Nr. 1830 liegende, der Gemeinde gehörige 
Grundſtück als Weg betrachtet werden ſollte, dieſen Weg 
auf Grund von Art. 35 des Geſetzes über Feldwege vom 
26. März 1862 mit ſofortiger Wirkung als entbehrlich ab- 
zuſchaffen. Gegen dieſen, von der Kreisregierung im Lauf 
des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens der Standes herr⸗ 
ſchaft zugeſtellten Beſchluß erhob die Standesherrſchaft Be⸗ 
ſchwerde, die der Bezirksrat am 10. Februar 1915 mit dem 
Anfügen zurückwies, es beſtehe Streit darüber, ob es ſich 
bei dem fraglichen Weg um einen öffentlichen handle oder 
nicht; in einem ſolchen Streitfall ſtehe die Entſcheidung 
darüber, ob einem Weg die Eigenſchaft eines öffentlichen 
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Wegs zukomme, gemäß Art. 10 Ziff. 21 des Verwal⸗ 
tungsrechtspflegegeſetzes den Verwaltungsgerichten zu. So— 
lange über dieſe Frage nicht Grund gemacht ſei, vermöge 
der Bezirksrat eine Entſcheidung nach Art. 42 Ziff. 15 BezO. 
nicht zu treffen. Gegen dieſen Beſcheid hat die Standes- 
herrſchaft eine weitere Beſchwerde nicht eingelegt. 

Die Kreisregierung hat die Klage mit Urteil vom 
19. Mai 1915 als unbegründet abgewieſen. Ein Zuſammen⸗ 
hang der Flächen der Grundſtücke 2092/1, 2051 und 1819 
mit dem Grundſtück 1830 wäre — So iſt in dem Urteil 
ausgeführt — zu bejahen, wenn die zwiſchen 2051 und 
2092/1 einerſeits und Nr. 1830 andererſeits befindliche 
Fläche als Weg im Sinn des Jagdgeſetzes und damit als 
den Zuſammenhang nicht unterbrechend anzuſehen wäre. 
Dieſe Vorausſetzung treffe nicht zu. Es könne dahinge— 
ſtellt bleiben, ob der zwiſchen 2051 und 2092/1 einerſeits 
und 1830 andererſeits befindliche Geländeſtreifen früher als 
Weg anzuſehen geweſen ſei; denn ſelbſt wenn dies zuträfe, 
ſo ſei er jetzt kein ſolcher mehr, da er vom Gemeinderat 
rechtsgültig abgeſchafft worden ſei. Nr. 1830 hänge daher 
mit den übrigen der Klägerin gehörigen Grundſtücken nicht 
zuſammen. 

Das ihr am 26. Mai zugeſtellte Urteil hat die Standes⸗ 
herrſchaft am 26. Juni 1915 rechtzeitig und formrichtig mit 
der Berufung an den Verwaltungsgerichtshof angefochten. 

II. Nach Art. 2 Abſ. 1 Ziff. 1 des Geſetzes, betreffend 
die Regelung der Jagd, vom 27. Oktober 1855 (Regbl. 223), 
iſt die Ausübung der Jagd durch den Grundeigentümer ſelbſt 
nur zuläſſig auf einem zuſammenhängenden Grundbeſitz von 
mehr als 50 Morgen, wobei jedoch Wege, Flüſſe, Bäche 
und Markungsgrenzen als den Zuſammenhang nicht unter⸗ 
brechend angeſehen werden ſollen. Auf Grund der letzteren 
Beſtimmung beanſprucht die Klägerin, daß der Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen ihren Feldgrundſtücken 2092/1, 2051 einer⸗ 
ſeits und ihrem Waldgrundſtück 1830 andererſeits durch 
das ſich zwiſchen den Grundſtücken 2011/2 bis 2092/2 und 
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1830 hinlaufende, nicht im Eigentum der Klägerin befind⸗ 
liche Grundſtück nicht unterbrochen werde, weil dieſes Grund⸗ 
ſtück als öffentlicher Feldweg zu gelten habe. Dies wird 
von der Beklagten, die ſich das Eigentum an dieſem Grund⸗ 
ſtück zuſchreibt, beſtritten, und es hat der Gemeinderat G. 
am 24. Mai 1913 beſchloſſen, für den Fall, daß Zweifel 
und Anſtände hierüber beſtehen ſollten, und vorbezeichnetes 
Grundſtück als Weg betrachtet werden ſollte, dieſen Weg 
auf Grund von Art. 35 des Geſetzes über die Feldwege 
vom 26. März 1862 mit ſofortiger Wirkung als entbehrlich 
abzuſchaffen. Im Hinblick auf dieſen Beſchluß hat der 
Unterrichter den Zuſammenhang der klägeriſchen Grundſtücke 
Nr. 2092/1 und 2051 einerſeits und 1830 andererſeits ver⸗ 
neint. Hiegegen iſt nichts zu erinnern. Nach Art. 35 des Ge⸗ 
ſetzes vom 26. März 1862 über Feldwege, Trepp- und Ueber⸗ 
fahrtsrechte und nach Art. 10 Ziff. 21 des Verwaltungs⸗ 
rechtspflegegeſetzes haben die Verwaltungsbehörden die Be⸗ 
fugnis, entbehrliche Feldwege nach ihrem Ermeſſen abzu⸗ 
ſchaffen. Der Gemeinderat G. war ſonach zu dem ange⸗ 
führten Beſchluß geſetzlich zuſtändig. Ob die Aufhebung 
des Wegs fachlich gerechtfertigt war oder nicht, hierüber 
hatten die dem Gemeinderat vorgeſetzten höheren Verwal⸗ 
tungsbehörden zu entſcheiden, zunächſt der Bezirksrat des 
Oberamtsbezirks E., ſodann die Kreisregierung und zuletzt 
das K. Miniſterium des Innern. Den Verwaltungsgerichten 
iſt die Nachprüfung dieſer Frage entzogen; für ſie iſt, ab⸗ 
geſehen von dem hier nicht in Betracht kommenden Fall der 
Entſcheidung über ein von einem Beteiligten beanſpruchtes 
Eigenrecht auf Fortbeſtehen des Wegs, lediglich die Ent⸗ 
ſcheidung der Verwaltungsbehörde maßgebend. Eine ſolche 
liegt vor in dem Beſchluß des Gemeinderats vom 24. Mai 
1913. Daß der Gemeinderat an ſich davon ausging, daß 
ein öffentlicher Feldweg rechtlich nicht beſtehe, und daß er 
deshalb ſeinen Beſchluß bedingterweiſe dahin faßte, falls 
der Weg je beſtehen ſollte, ſo ſolle er nunmehr abgeſchafft 
ſein, vermag die Gültigkeit ſeines Beſchluſſes nicht zu beein⸗ 
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trächtigen, ebenſowenig der Umſtand, daß der Bezirksrat 
bei Abweiſung der an ihn erhobenen Beſchwerde ſich auf 
die in ſeiner Zuſtändigkeit gelegene ſachliche Prüfung des 
angefochtenen Gemeinderatsbeſchluſſes nicht eingelaſſen hat. 
Sache der Klägerin wäre es geweſen, hiegegen die nächſt 
höhere Verwaltungsbehörde anzurufen. Es beſteht hienach, 
wie der Unterrichter zutreffend feſtgeſtellt hat, auf dem ſtrit⸗ 
tigen Grundſtück jedenfalls ſeit 24. Mai 1913 kein öffent⸗ 
licher Feldweg mehr, und es iſt deshalb der von der Kläge⸗ 
rin mit ihrer Klage verfolgte Anſpruch vom Unterrichter 
mit Recht zurückgewieſen worden. N 
Urteil in der Ber.ſache der Standesherrſchaft O. W. 
gegen die Gde. G. vom 3. 11. 15. 


2. 
Wiederholte Beſtrafung wegen Impfentziehung iſt 
zulüſſig. 
Aus den 
Gründen: 


I. P. H. in H. erhielt am 19. Mai 1915 die amtliche 
Aufforderung, ſein am 3. November 1914 geborenes Kind 
Pauline am 22. Mai zur erſten Impfung zu geſtellen. H. 
kam dieſer Aufforderung nicht nach. Das Oberamt H. ver⸗ 
fügte deshalb gegen ihn auf Grund von § 14 Abſ. 2 des 
Impfgeſetzes vom 8. April 1874 am 2. Juni 1915 eine 
Geldſtrafe von 3 M. Der Strafverfügung iſt angefügt: 
„Die Impfung iſt bis 16. d. Mts. nachzuholen; Nichtein⸗ 
haltung der Friſt wird beſtraft.“ Gegen dieſen Schlußſatz 
der Strafverfügung erhob H. am 5. Juni Beſchwerde an 
die Kreisregierung, welche die Beſchwerde am 18. Juni 
mit der Begründung zurückwies, nach feſtſtehender Rechtſpre⸗ 
chung ſei die Wiederholung der amtlichen Aufforderung an 
die Eltern, ein der Impfung ohne geſetzlichen Grund ent⸗ 
zogen gebliebenes Kind innerhalb einer beſtimmten Friſt 
impfen zu laſſen, geſetzlich e die et die⸗ 
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ſer Aufforderung unterliege der wiederholten Beſtrafung 
nach 8 14 Abſ. 2 Impfgeſetzes, und es könne die Aufforde⸗ 
rung ſo lange wiederholt werden, bis die Impfpflicht erfüllt 
ſei. Bei Eröffnung dieſer Entſcheidung am 25. Juni machte 
der 2. oberamtliche Beamte den H. mündlich darauf auf⸗ 
merkſam, „daß neue Auflage und unter Umſtänden wieder⸗ 
holte Beſtrafung und Zwangsvollzug erfolge“. H. legte ge⸗ 
gen die Entſcheidung der Kreisregierung weitere Beſchwerde 
an das Miniſterium des Innern ein, wozu er ſich nach ſei⸗ 
ner Angabe durch die Bemerkung des 2. oberamtlichen Be⸗ 
amten veranlaßt ſah. Dieſe Beſchwerde hat das Miniſterium 
am 14. Juli 1915 mit Nachſtehendem abgewieſen: Die An⸗ 
ſicht des H., daß mit ſeiner einmaligen Beſtrafung dem Ge⸗ 
ſetz Genüge geſchehen und eine wiederholte Beſtrafung und 
die Zwangsimpfung ungeſetzlich ſei, ſei unzutreffend. Das 
Impfgeſetz wolle eine erfolgreiche Impfung erzwingen. Es 
könne deshalb, wenn ein Kind ohne geſetzlichen Grund und 
trotz erfolgter amtlicher Aufforderung der Impfung entzogen 
geblieben ſei, die Strafe aus 8 14 Abſ. 2 des Impfgeſetzes 
ſo oft wiederholt werden, als trotz erneuter Aufforderung 
der Impflichtige der Impfung entzogen bleibe. Ferner könne 
nach Art. 2 Abſ. 2 des zum Württ. Polizeiſtrafgeſetz ergange⸗ 
nen Geſetzes vom 12. Aug. 1879 die Impfung äußerſten 
Falls auch durch Anwendung von Zwang herbeigeführt wer⸗ 
den. Die vom Oberamt H. in ſeiner Verfügung vom 2. Juni 
d. Is. ergangene Aufforderung, die Impfung nachzuholen, 
widrigenfalls Strafe zu gewärtigen ſei, ſowie der mündlich 
erfolgte Hinweis auf eine mögliche Zwangsimpfung ſei des⸗ 
halb nicht zu beanſtanden. 

II. Die ihm am 26. Juli 1915 zugeſtellte Entſcheidung 
des Miniſteriums des Innern hat H. mit der Rechtsbe⸗ 
ſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof angefochten. 

Der Beſchwerde war der Erfolg zu verſagen. 

Ueber die Nachholung der Impfung beſtimmt § 4 des 
Impfgeſetzes: „Iſt die Impfung ohne geſetzlichen Grund 
(SS 1, 2) unterblieben, fo iſt ſie binnen einer von der zuſtän⸗ 
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digen Behörde zu ſetzenden Friſt nachzuholen.“ Mit dieſer 
geſetzlichen Vorſchrift ſtimmt die von dem Beſchwerdeführer 
angefochtene Verfügung des Oberamts H. vom 2. Juni 1915, 
daß die Impfung des Kindes des Beſchwerdeführers bis 
16. Juni nachzuholen ſei, durchaus überein. Einmal war 
das Oberamt die für dieſe Verfügung zuſtändige Behörde, 
ſodann aber war die Impfung des Kindes des Beſchwerde⸗ 
führers ohne geſetzlichen Grund unterblieben. Daß dem Be⸗ 
ſchwerdeführer ein geſetzlicher Grund für die Unterlaſſung 
der Impfung (88 1, 2 Impfgeſetzes) zur Seite geſtanden 
wäre, iſt nirgends aus den Akten erſichtlich. Auch der Be⸗ 
ſchwerdeführer ſelbſt hat einen ſolchen Grund weder im Ver⸗ 
fahren vor den Verwaltungsbehörden noch im Rechtsbeſchwer⸗ 
deverfahren geltend gemacht; in letzerem hat er überhaupt 
nur Ausführungen gegen eine wiederholte Beſtrafung und ge⸗ 
gen die Anwendung von Zwang zur Herbeiführung der Imp⸗ 
fung gemacht. Er kann aber mit dieſen Ausführungen nicht 
durchdringen. Es war dem Oberamt durch das Geſetz nicht 
benommen, mit der Anordnung auf Nachholung der Imp⸗ 
fung die Androhung wiederholter Strafe zu verbinden. § 14 
Abſ. 2 des Impfgeſetzes beſtimmt, daß Eltern, deren Kinder 
ohne geſetzlichen Grund und trotz erfolgter amtlicher Auffor⸗ 
derung der Impfung entzogen geblieben ſind, mit Geldſtrafe 
bis zu 50 M. oder mit Haft bis zu 3 Tagen beſtraft wer⸗ 
den. Da das Geſetz eine erfolgreiche Impfung erzwingen 
will, und es ſich bei Nichtbeachtung einer wiederholten Auf⸗ 
forderung um einen neuen Ungehorſamfall handelt, ſo iſt an⸗ 
zunehmen, daß die Strafe ſo oft wiederholt werden kann, als 
trotz erneuter Aufforderung der Impfpflichtige der Impfung 
entzogen bleibt. Das Miniſterium des Innern hat zutreffend 
feſtgeſtellt, daß die Rechtſprechung in Deutſchland dies faſt 
allgemein anerkennt, und es ſei angeführt, daß auch das 
Oberlandesgericht Stuttgart auf dieſem Standpunkt ſteht. 
Was ſodann die Frage der zwangsweiſen Herbeiführung 
der Impfung betrifft, ſo ſieht ſich der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof im vorliegenden Fall nicht veranlaßt, auf ſie weiter ein⸗ 
7 * 


100 Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


zugehen. Sowohl das Oberamt, als das Miniſterium des 
Innern haben den Beſchwerdeführer bis jetzt nur darauf hinge⸗ 
wieſen, daß Zwangsimpfung nach ihrer Anſicht geſetzlich mög⸗ 
lich ſei. Sie haben aber bis jetzt weder die zwangsweiſe Zu⸗ 
führung des impfpflichtigen Kindes vor den Impfarzt noch 
deſſen Impfung mit Anwendung perſönlichen Zwangs gegen 
den Beſchwerdeführer oder den Impfling angeordnet oder 
auch nur für einen beſtimmten Zeitpunkt in Ausſicht geſtellt. 
Ihre Tätigkeit iſt demnach über den Rahmen einer rechtli⸗ 
chen Erörterung mit dem Beſchwerdeführer über die Mög⸗ 
lichkeit einer zwangsweiſen Impfung bisher nicht hinausge⸗ 
gangen, und es hatte demnach der Verwaltungsgerichtshof 
zu einer Entſcheidung in dieſer Richtung keinen Anlaß. 
Urteil in der Rechtsbeſchw. ſache des P. H. in H. vom 1. 12. 15. 


3. 


Bei der als Grundlage der Amtskörperſchaftsumlage 

für ein beſtimmtes Kechnungsjahr nach Art. 55 des 

Gemeindeſtenergeſetzes dienenden Summe find die in 

dieſem Jahr für die ſtaatliche Beſteuerung geltenden 

Stenerkataſterbetrüäge und Einheitsſütze der Einkom⸗ 
menſtener maßgebend. 

Die 

Gründe 
beſagen: 

I. Nach § 65 Abſ. 3 der Vollzugsverfügung zum Ge— 
meindeſteuergeſetz vom 22. September 1904 (Rgbl. S. 263) 
hat jede Gemeinde zum Zweck der Feſtſtellung der Amts⸗ 
körperſchaftsumlage alljährlich der Amtspflege ſpäteſtens bis 
1. Auguſt anzuzeigen: a) den Betrag des Grund⸗, Gebäude⸗ 
und Gewerbekataſters, der entweder die Grundlage der Ge— 
meindeumlage tatſächlich bildet, oder, falls eine ſolche ſtatt⸗ 
finden würde, zu bilden hätte: b) den ſteuerbaren Kapital⸗ 
ertrag; c) die Summe der für die Gemeindeeinkommenſteuer 

in Betracht kommenden Einheitsſätze. In den Grundlagen, 
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welche die Gemeinde T. zufolge dieſer Vorſchrift der Ober⸗ 
amtspflege am 8. Oktober 1913 zur Feſtſtellung der Amts⸗ 
körperſchaftsumlage für 1913 vorgelegt hat, hat ſie ſich nicht 
an den Stand des am Beginn des Kalenderjahrs 1913 vom 
Bezirksſteueramt feſtgeſtellten Gewerbekataſters gehalten, ſon⸗ 
dern erſtens die Ab⸗ und Zugänge auf Grund des Gewerbe⸗ 
änderungsregiſters für das erſte Vierteljahr 1913 berückſich⸗ 
tigt, zweitens — in einem Nachtrag vom 19. Dezember 
1913 — noch Abgänge am Gewerbeſteuerkapital aus den 
Jahren 1911 und 1912 abgezogen und drittens an der 
Summe der Einheitsſätze der Einkommenſteuer wegen eines 
Steuernachlaſſes aus dem Steuerjahr 1911 einen Abzug ge⸗ 
macht. Sie hat dies mit dem Vorbringen zu rechtfertigen 
geſucht, die Trikotwarenfabrik H. ſei am 20.21. Januar 
1913 abgebrannt, deren Gewerbeſteuerkapital, ohne Abzug 
15 675 M., habe daher der Gemeindeumlage 1913 nicht 
mehr zugrund gelegt werden können und ſei ihr auch tat⸗ 
ſächlich nicht zugrund gelegt worden. Weiter ſeien der 
Gemeinde nach dem Gewerbeänderungsregiſter für das erſte 
Vierteljahr 1913 noch entzogen worden an Gewerbeſteuer⸗ 
beträgen: bei K. M. zum Ochſen Ermäßigung infolge Be⸗ 
ſchwerdeentſcheidung 4300 M. neben nachträglicher Herab⸗ 
ſetzung der Grundlagen für 1911 um 5000 M. und für 
1912 um 9300 M., bei J. A. zur Buchtalſäge Abgang 
wegen doppelter Aufrechnung anläßlich der Neueinſchätzung 
1913: 5875 M. Der Fabrikantenwitwe M. habe die 
Staatsſteuerverwaltung nachträglich für das Jahr 1911 die 
Einkommenſteuer im Betrag von 379 M. erlaſſen, und es 
habe ihr auch die Gemeinde die Einkommenſteuer entſprechend 
nachlaſſen müſſen. Nach dem Sinn des Geſetzes habe die 
Gemeinde nur diejenigen Umlagegrundlagen anzugeben, auf 
Grund deren ſie tatſächlich ein Beſteuerungsrecht ausgeübt 
habe. Es könne ihr nicht zugemutet werden, Amtskörper⸗ 
ſchaftsumlage aus Kataſterbeträgen zu bezahlen, aus denen 
ihr keine Gemeindeumlage zugekommen ſei. Wenn aber je 
nur der Buchſtabe des Geſetzes angewendet werden wollte, 
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ſo wäre doch mindeſtens das Steuerkapital von H. und Komp. 
abzuziehen, weil dies ſchon bei Aufſtellung des Voranſchlags 
der Gemeinde von 1913 für die Gemeindeumlage außer Be⸗ 
tracht geblieben ſei. Das Oberamt hat laut Bekanntmachung 
vom 24. Januar 1914 dieſe Aenderungen und Abzüge bei 
der Verteilung der Amtskörperſchaftsumlage auf die einzel⸗ 
nen Gemeinden nicht berückſichtigt; die hiewegen von der 
Gemeinde erhobenen Beſchwerden wurden vom Oberamt 
am 23. April 1914, von der Kreisregierung am 8. September 
1914 und vom Miniſterium des Innern am 30. April / 6. Mai 
1915 als unbegründet verworfen. Die Gemeinde hat hierauf 
am 21. Auguſt 1915 bei der Kreisregierung gegen die Amts⸗ 
körperſchaft B. verwaltungsgerichtliche Klage erhoben mit 
dem Antrag, die Beklagte koſtenfällig zu verurteilen, ſie habe 
der Klägerin Befreiung von der Amtskörperſchaftsumlage 
für das Jahr 1913 aus den der Gemeindebeſteuerung ent⸗ 
zogenen Gewerbekataſterſummen von insgeſamt 40 150 M., 
ſowie aus 379 M. Einheitsſätzen der Einkommenſteuer zu 
erteilen und der Klägerin die daraus entrichtete Amtskör⸗ 
perſchaftsumlage für das Jahr 1913 zurückzuerſtatten. Die 
Kreisregierung hat dieſe Klage am 23. September 1915 mit 
Vorbeſcheid gemäß Art. 27 Verwaltungsrechtspflegegeſetzes 
aus nachſtehenden Gründen zurückgewieſen: Aus den auch 
für die Körperſchaftsbeſteuerung maßgebenden Beſtimmungen 
des Art. 100 Abſ. 5 des Staatsſteuergeſetzes vom 28. April 
1873/8. Auguſt 1903 und des Art. 10 Ziffer 2 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes vom 8. Auguſt 1903 ergebe ſich, daß 
der Verteilung der Amtskörperſchaftsumlage die auf den 
1. Januar 1913 feſtgeſetzten Kataſterſummen und die auf 
1. April 1913 feſtgeſtellten Einheitsſätze zugrund zu legen 
geweſen ſeien. Die Nichtanwendung dieſer Vorſchriften wäre 
eine Geſetzes verletzung geweſen, die auch durch die Erwägung 
nicht hätte gerechtfertigt werden können, daß die Nichtbe⸗ 
rückſichtigung der Kataſterabgänge zu einer den Grundſätzen 
der Gerechtigkeit widerſprechenden Laſtenverteilung geführt 
habe. Abgeſehen davon, daß Ab⸗ und Zugänge im Lauf 
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der Jahre ſich ausgleichen und demnach von einer unge⸗ 
rechten Verteilung kaum geſprochen werden könne, hätte eine 
Berückſichtigung der Abgänge den Nachteil, daß ſtatt eines 
feſtſtehenden ein wechſelnder Verteilungsmaßſtab der Amts⸗ 
körperſchaftsumlage zugrund gelegt und die, Verteilung 
immer wieder geändert werden müßte. Daß die Vorſchrift 
des § 65 Abſ. 3 Buchſt. a der Vollz.⸗Verf. vom 22. September 
1904 nicht dazu nötige, der Amtskörperſchaftsumlage die⸗ 
jenigen Kataſterſummen zugrund zu legen, welche die Grund⸗ 
lage für die Gemeindeumlage tatſächlich gebildet haben, er⸗ 
gebe ſich aus dem weiteren Inhalt dieſer Vorſchrift, aus 
welchem erhelle, daß die Worte „tatſächlich gebildet“ eben 
den Gegenſatz zu dem Fall ausdrücken, daß eine Gemeinde⸗ 
umlage überhaupt nicht ſtattfinde. 

Gegen den ihr am 25. September 1915 zugeſtellten 
Beſcheid hat die Gemeinde T. keinen Einſpruch erhoben, da⸗ 
gegen hat ſie ihn am 16. Oktober rechtzeitig und formrichtig 
mit der Berufung an den Verwaltungsgerichtshof angefoch⸗ 
ten mit dem Antrag, die Amtskörperſchaft B. koſtenfällig 
für ſchuldig zu erkennen, ſie habe der Klägerin Befreiung 
von der Amtskörperſchaftsumlage für das Jahr 1913 zu 
erteilen aus nachfolgenden, der Gemeindebeſteuerung ent⸗ 
zogenen Gewerbekataſterſummen: 15 675 M. ungekürztes Ge⸗ 
werbeſteuerkapital der Firma H. und Komp. aus 1913, 
5875 M. desgleichen des J. A. aus 1913, 4300 M. des⸗ 
gleichen der Firma K. M. aus 1913, 14 300 M. desgleichen 
derſelben Firma aus 1911 und 1912, ferner 379 M. Ein⸗ 
heitsſatz der Einkommenſteuer der Witwe M. aus 1911, zu⸗ 
ſammen 40 529 M., und ſie habe der Klägerin die daraus 
entrichtete Amtskörperſchaftsumlage für das Jahr 1913 zu⸗ 
rückzuerſtatten. Die Beklagte beantragt Abweiſung der Be⸗ 
rufung. 

II. Der Berufung war der Erfolg zu verſagen. 

Art. 55 Abſ. 2 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1903, be⸗ 
treffend die Beſteuerungsrechte der Gemeinden und Amts⸗ 
körperſchaften, beſtimmt als Grundlage der Amtskörperſchafts⸗ 
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umlage die Summe, die ſich ergibt, wenn für ſämtliche Ge⸗ 
meinden des Oberamtsbezirks 1. 4 Proz. des der Gemeinde⸗ 
umlage zugrund zu legenden Betrags des Grund⸗, Gebäude⸗ 
und Gewerbekataſters, 2. 1 Proz. des ſteuerbaren Kapital⸗ 
ertrags und 3. 20 Proz. der der Gemeindebeſteuerung zu 
Grund zu legenden Einheitsſätze der Einkommenſteuer zu⸗ 
ſammen gerechnet werden. Der Anteil jeder Gemeinde an 
der Umlage iſt nach dem Verhältnis der Anteile der einzelnen 
Gemeinden an dieſer Geſamtſumme zu berechnen. Nun iſt 
weder hier (in Art. 55 Gemeindeſteuergeſetzes) noch in dem 
eingangs angeführten 8 65 Abſ. 3 der Vollz. Verf. noch 
an anderer Stelle ausdrücklich vorgeſchrieben, welchem Steuer⸗ 
jahr die Gewerbeſteuerkataſterbeträge und die Einkommen⸗ 
ſteuereinheitſätze zu entnehmen ſind, die als Grundlage für 
die Amtskörperſchaftsumlage zu dienen haben. Es kann 
aber ſchon nach allgemeinen Grundſätzen abgeſehen von den 
Beſtimmungen in Art. 74 der Bezirksordnung keinem Zweifel 
unterliegen, daß es ſich jeweils nur um diejenigen Kataſter⸗ 
beträge und Einheitsſätze handeln kann, die für die ſtaatliche 
Beſteuerung in demjenigen Steuerjahr gelten, für welches 
die Amtskörperſchaftsumlage zu erheben iſt. Im vorliegenden 
Fall handelt es ſich nun um die Amtskörperſchaftsumlage 
für 1913, und es konnten deshalb für die von der Klägerin 
zu liefernden Grundlagen lediglich die für dieſes Steuerjahr 
geltenden Gewerbeſteuerkataſterbeträge und Einkommenſteuer⸗ 
einheitsſätze in Betracht kommen, keinenfalls aber Kataſter⸗ 
beträge und Einheitsſätze früherer Jahre, und zwar auch dann 
nicht, wenn ſie ſeitens der zuſtändigen Behörden nachträglich 
rückwirkend geändert worden ſind, und die Klägerin infolge⸗ 
deſſen Steuerbeträge, die ſie auf Grund der urſprünglichen 
Kataſter und Einheitsſätze erhoben hatte, wieder herausbezahlen 
mußte. Bei Aufſtellung der Grundlagen für die Amtskör⸗ 
perſchaftsumlage 1913 war hienach die Berückſichtigung der 
nachträglichen Herabſetzung des Gewerbekataſters der Firma 
K. M. für 1911 und 1912 mit zuſammen 14 300 M. und 
ebenſo die nachträgliche Herabſetzung des Einkommenſteuer⸗ 
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einheitsſatzes der Witwe M. für 1911 mit 379 M. ohne 
weiteres ausgeſchloſſen, und es iſt die angebrachte Klage 
demnach in dieſer Hinſicht vom Unterrichter mit Recht als 
unbegründet abgewieſen worden. Die Klage entbehrt aber 
auch im übrigen der nötigen Begründung. Hinſichtlich der 
Unterlage der Amtskörperſchaftsumlage für das Rechnungs⸗ 
jahr 1913 kommt folgendes in Betracht: Die Grundlagen 
der Amtskörperſchaftsumlage ſind dieſelben, wie die der Ge⸗ 
meindeumlage. Für die Gemeindeumlage gelten aber nach 
Art. 5 Abſ. 2 des Gemeindebeſteuerungsgeſetzes die durch 
das Geſetz vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903, betreffend 
die Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer, für die ſtaatliche 
Beſteuerung getroffenen Beſtimmungen. Art. 100 Abſ. 5 
dieſes Geſetzes ſchreibt nun vor, daß das am Beginn des 
Kalenderjahrs berichtigte Kataſter für das folgende Steuer⸗ 
jahr die Grundlage des Staatsſteueranſatzes bilde. Das 
am Beginn des Kalenderjahrs berichtigte Gewerbekataſter 
hat alſo auch die Grundlage für die Gemeindeumlage und 
für die Amtskörperſchaftsumlage des am 1. April beginnenden 
Steuerjahrs zu bilden. Etwas anderes hat, wie der Unter⸗ 
richter zutreffend ausgeführt hat, auch § 65 Abſ. 3 der Vollz. 
Verf. vom 22. September 1904 nicht beſtimmt. Nach dieſer 
Vorſchrift war es hienach nicht angängig, die Abgänge am 
Gewerbekataſter aus der Zeit vom 1. Januar bis 31. März 
1913, die bei der auf 1. Januar 1913 erfolgten Richtig⸗ 
ſtellung der Kataſter noch außer Betracht bleiben mußten, 
bei der Feſtſtellung und Verteilung der Amtskörperſchafts⸗ 
umlage für das Rechnungsjahr 1913 dem Verlangen der 
Klägerin entſprechend zu berückſichtigen. Die Einwendung 
der Klägerin, Art. 100 Abſ. 5 des Geſetzes vom 28. April 
1873/8. Auguſt 1903 ſei bei Feſtſtellung der Grundlagen 
für die Amtskörperſchaftsumlage nicht für ſich allein, ſond ern 
nur im Zuſammenhang mit Art. 100 Abf. 1 und 2 anzu⸗ 
wenden und bei ſolcher Geſetzesanwendung wären die von 
ihr gemachten Abzüge am Gewerbekataſter begründet, iſt nicht 
als richtig anzuerkennen. Art. 100 Abſ. 1 behandelt den 
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Beginn eines der Gewerbeſteuer unterworfenen Geſchäfts im 
Lauf des Steuerjahrs, Art. 100 Abſ. 2 die Aufgabe eines 
der Gewerbeſteuer unterworfenen Geſchäfts. Bei keinem der 
beiden Fälle erfolgt aber eine ſofortige Berichtigung des 
Kataſters. Bei neu begonnenen Gewerben wird der Steuer⸗ 
anſchlag vorläufig bis zur Einſchätzung beim Beginn des 
nächſten Jahrs vom Bezirksſteueramt feſtgeſtellt, bei Aufgabe 
eines Gewerbes fällt die Steuerpflicht mit dem Schluß des⸗ 
jenigen Vierteljahrs fort, in dem die Einſtellung des Geſchäfts 
bei dem Ortsvorſteher angezeigt wurde. Im einen wie im 
andern Fall findet jedoch die Berichtigung des Kataſters erſt 
am Beginn des nachfolgenden Kalenderjahrs ſtatt, und es 
ſind bis dahin die in Art. 100 Abſ. 1 und 2 erwähnten 
Aenderungen in der Steuerpflicht formal ohne Einfluß auf 
das Kataſter. Im vorliegenden Fall war daher das Ge⸗ 
werbekataſter ſo, wie es am 1. Januar 1913 beſtand, der 
Verteilung der Amtskörperſchaftsumlage zu Grund zu legen. 
Die Nichtberückſichtigung der von der Klägerin geltend ge⸗ 
machten Aenderungen wäre übrigens auch abgeſehen von 
der tatſächlichen Rechtslage aus den vom Unterrichter an⸗ 
geführten Gründen gerechtfertigt. 

Urteil in der Ber.ſache der Gde. T. gegen die Amts⸗ 

körperſchaft B. vom 9. 2. 16. 


4. 


Kei Anwendung von Art. 8 Ziff. 1 des Einkom⸗ 
menſtenergeſetzes entſcheidet ſich die Frage, ob jemand 
als Unternehmer eines Gewerbebetriebs anzuſehen iſt, 
nach Maßgabe des tatſüchlichen, unzweifelhaft feſtge⸗ 

ſtellten Sachverhältniſſes. 


Die Aktiengeſellſchaft P. H H . fabriken in 
H. beteiligt ſich an einer in B. . .. unter der Firma H. 
und Cie. als offene Handelsgeſellſchaft betriebenen Geſchäfts⸗ 
niederlaſſung in der Weiſe, daß fie zwar im Geſchäftsver⸗ 
trag nicht als Teilhaberin der offenen Handelsgeſellſchaft be— 
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bezeichnet iſt, aber tatſächlich auf ihre Rechnung und Gefahr 
das Geſchäft mitbetreibt. Während die Steuerbehörde, zu⸗ 
letzt das Finanzminiſterium, in die Beſteuerung des Einkom⸗ 
mens der Aktiengeſellſchaft, da ſie nach der hier maßgebenden 
äußerlich wahrnehmbaren Geſtaltung der Verhältniſſe ein 
Gewerbe in B. nicht betreibe, ihren Gewinn aus 
der dortigen Niederlaſſung einbegriff, hob der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof die mit der Rechtsbeſchwerde angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung des Finanzminiſteriums aus folgenden Erwä⸗ 
gungen auf. 

Nach Art. 8 Ziffer 1 Einkommenſteuergeſetzes iſt von 
der Einkommenſteuer ausgenommen u. a. das Einkommen 
aus den außerhalb Württembergs betriebenen Gewerben. 
Der aus den Erträgniſſen des Geſchäfts in B.... (H. 
und Cie.) herrührende Teil der Ueberſchüſſe der Beſchwerde⸗ 
führerin unterliegt ſonach der württ. Einkommenſteuer jeden⸗ 
falls dann nicht, wenn die Beſchwerdeführerin dieſe Erträg⸗ 
niſſe als Unternehmerin oder Mitunternehmerin des Gewerbe⸗ 
betriebs in B. . . . bezieht. Bei offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaften haben die einzelnen Teilhaber gemäß Art. 13 Abſ. 1 
Ziffer 3 Einkommenſteuergeſetzes den Reingewinn der Ge⸗ 
ſellſchaft nach Maßgabe ihres Anteils zu verſteuern, ſie gel⸗ 
ten daher im Sinn des Einkommenſteuergeſetzes einzeln als 
Mitunternehmer oder Inhaber des von der Geſellſchaft be⸗ 
triebenen Gewerbes im Verhältnis ihres Anteils. Als Teil⸗ 
haber der Firma H. und Cie. in B. ... ſind nun zwar 
im Geſellſchaftsvertrag neben O. M. nur W., A. und H. H. 
bezeichnet, indeſſen iſt dieſer Vertrag zwiſchen der Firma in 
B. . . . und der A.⸗G. in . abgeſchloſſen und 
enthält er im Eingang (8 1) die Beſtimmung, daß zwiſchen 
den genannten Kontrahenten in B. . . . eine offene 
Handelsgeſellſchaft beſtehe, und in dem Anſtellungsvertrag 
zwiſchen der A.⸗G. und ihren Vorſtandsmitgliedern W., A. 
und H. H. iſt übereinſtimmend mit dem entſprechenden In⸗ 
halt des für die Aktiengeſellſchaft erſtatteten Gründerberichts 
ausdrücklich feſtgeſetzt, daß die Beteiligung von W., A. 
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und H. H. nur nach außen Bedeutung habe, im Verhältnis 
zur A.⸗ G. aber dieſe als Teilhaberin gelte. Ebenſo läuft 
ausſchließlich die A.⸗G. neben O. M. in den Büchern der 
Firma in B. . . . als Geſellſchafterin, wie umgekehrt dieſe 
Beteiligung Beſtandteil der H.er Bilanz iſt. Aber auch 
die weiteren Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags, ſowie 
des Anſtellungsvertrags, laſſen keinen Zweifel darüber ob⸗ 
walten, daß die Beteiligung von W., A. und H. H. an der 
Firma in B. . . . und die Ausübung der geſellſchaftlichen 
Rechte durch ſie ausſchließlich auf Rechnung und Gefahr 
der A.⸗G. in H. erfolgt, und dieſelben hiebei dieſer gegen⸗ 
über lediglich in ihrer Eigenſchaft als Mitglieder des Vor⸗ 
ſtands, ſomit als Angeſtellte und ihr verantwortliche Organe 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des beſtehenden Dienſtver⸗ 
hältniſſes handeln. Dieſes Angeſtellten⸗ und Abhängigkeits⸗ 
verhältnis der 3 Herren H. gegenüber der A.⸗G. bei ihrer 
Teilnahme an der Firma in B. . . . läßt die Beteiligung 
tatſächlich nur als eine nach außen hin vorgeſchobene er⸗ 
ſcheinen, während in Wirklichkeit (wirtſchaftlich) die A.⸗G. 
in H. ſelbſt Subjekt dieſer Beteiligung und demzufolge 
Mitunternehmerin des B.er Betriebs if, wie auch in 
ihrer Bilanz die auf ſie entfallenden Ergebniſſe desſelben zum 
Ausdruck gelangen. Letzterer Betrieb bildet ſonach im Umfang 
dieſer Beteiligung einen Ausfluß und Beſtandteil des Ge⸗ 
werbebetriebs der Beſchwerdeführerin. Davon iſt für die 
Beurteilung des gegenwärtigen Streitpunkts, ob der aus 
dem B.er Betrieb herrührende Teil der Geſchäftsüber⸗ 
ſchüſſe der Beſchwerdeführerin in Württemberg ſteuer⸗ 
pflichtig iſt oder nicht, auszugehen. Denn auf dem Gebiet 
eines den einzelnen nach ſeiner wirtſchaftlichen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit erfaſſenden Steuergeſetzes, wie es das württ. Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz darſtellt, muß die Frage, ob jemand als 
Unternehmer eines Gewerbebetriebs anzuſehen iſt, ſtets nach 
Maßgabe des tatſächlichen Sachverhältniſſes entſchieden 
werden, ſoweit es, wie hier, unzweifelhaft feſtgeſtellt werden 
kann. | 
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Die Rechtſprechung des Preuß. OVG. in Staatsſteuer⸗ 
ſachen ſteht mit der hier ausgeſprochenen Auffaſſung im 
Einklang. In Bd. 10, 207, Bd. 11, 24 ſeiner Entſcheidungen 
(zu vergl. auch 12, 270) erachtet es als Unternehmer eines 
Gewerbebetriebs denjenigen, welcher wirtſchaftlich Ge⸗ 
winn und Verluſt desſelben trägt, ohne Rückſicht darauf, 
ob er den Betrieb ſelbſt ausübt oder auf Grund entſprechen⸗ 
der Vereinbarung durch dritte Perſonen ausüben läßt, auch 
wenn letztere hiebei nicht als ſeine Vertreter auftreten, viel⸗ 
mehr in eigenem Namen handeln. 

Derjenige Teil der Geſchäftsüberſchüſſe der A.⸗G. P. H. 
in H., welcher aus den Erträgniſſen der Firma H. und Cie. 
in B. . . . herrührt, ſtellt ſomit Einkommen aus ihrem 
ausländiſchen Gerwerbebetrieb dar und iſt als ſolcher ge⸗ 
mäß Art. 8 Ziff. 1 Einkommenſteuergeſetzes der württ. Ein⸗ 
kommenſteuer entzogen. Die angefochtene Enſcheidung, welche 
dieſen Teil für einkommenſteuerpflichtig erklärt und die Be⸗ 
ſchwerdeführerin auf dieſe Weiſe wegen der hiedurch be⸗ 
dingten Erhöhung des Steuerſatzes mit einer ihr nicht ob⸗ 
liegenden Verbindlichkeit belaſtet hat, war hienach außer 
Wirkung zu ſetzen. 

Urteil in der Rechtsbeſch.ſache der fabriken 

P. H. in H. vom 9. 2. 16. 


5. 


Rebenleiſtung im Sinne von Art. 3 Abſ. 1 Ziffer 1 des 
Umſatzſtenergeſetzes durch Buwendung eines Rermö⸗ 
gensvorteils mittels einer Neränßerungsvollmacht. 


Aus den 
Gründen: 

I. Die Frau J. R., welche mit ihrem Ehemann J. R. 
in Gütertrennung lebt, hat durch notariell beurkundeten Ver⸗ 
trag vom 21. 4. 1909 an den Beſchwerdeführer und deſſen 
Ehefrau die Parz. Nr. 11, Wohnhaus an der Hohenzollern⸗ 
ſtraße in C., ſowie Parzelle 3576/4 daſelbſt verkauft. Als 
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Kaufpreis wurde in § 1 des Vertrags der Betrag von 
81 000 M. feſtgeſetzt. In § 2 iſt beſtimmt, daß ein Teilbe⸗ 
trag von 63 000 M. durch Uebernahme von einigen auf dem 
Anweſen ruhenden Hypotheken zu zahlen ſei und die reſtli⸗ 
chen 18 000 M. vom 1. 4. 1909 ab mit 4% verzinslich 
in der in § 3 angegebenen Weiſe bezahlt werden follen. § 3 
des Vertrags lautet: „Der Käufer F. O. hat von ſeinem 
Vater J. O., Bauer in O., Generalvollmacht und Vollmacht 
zur Veräußerung des im Grundbuch von O. O / A. G., Heft 44 
Abt. I Nr. 1 bis 42 eingetragenen Hofguts des letzteren. 

F. O. überträgt hiemit dieſe Vollmacht, ſoweit ſie ſich 
auf das Hofgut erſtreckt, auf J. R., Kommiſionär in C., und 
gibt ihm den Auftrag, das Hofgut für ſeinen Vater zu ver⸗ 
kaufen. 

Denjenigen Teil des Kaufsſchillings, welchen Herr R. 
nach Abzug ſämtlicher durch den Verkauf entſtehenden Speſen 
und nach Abzug der auf dem Hofgut laſtenden zwei Hypo⸗ 
theken von 17 000 M. und 2000 M. einnimmt, darf er ge⸗ 
gen die obengenannten 18 000 M. und zinſenrechtliche Kauf⸗ 
preisſchuld des F. O. verrechnen, womit auch die Gläubi⸗ 
gerin J. R. einverſtanden iſt. 

Sollte bei dem Verkauf weniger erlöſt werden, als daß 
dieſe 18 000 M. und Zinſen gedeckt werden können, ſo ver⸗ 
zichtet Frau R. auf den überſchießenden Betrag. 

Sollte bei dem Verkauf mehr, als dieſe Kaufpreisſchuld 
von 18000 M. und Zinſen übrig bleiben, jo erhält den 
Mehrbetrag Frau J. R. noch beſonders. 

Die auf dem Hofgut noch weiter eingetragene Hypothek 
des Handelsmanns M. von 1300 M. und diejenige der Kin⸗ 
der des Eigentümers, F., K. und G. für Muttergutsforde⸗ 
rungen im Betrag von zuſammen 8100 M. ſind von den 
Käufern zur Löſchung zu bringen. 

F. O. bewilligt hiemit die Löſchung ſeiner Hypothek be⸗ 
züglich dieſes Mutterguts und beantragt hiemit als General⸗ 
bevollmächtigter ſeines Vaters die Löſchung der Hypothek 
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über die 1300 M. des M. und derjenigen ſämtlicher drei 
Kinder bezüglich dieſer 8100 M. im Grundbuch. 

Der Käufer F. O. bewilligt hiemit als Generalbevoll⸗ 
mächtigter ſeines Vaters J. O. zugunſten der Frau J. R. 
geb. G. in C., Ehefrau des J. R. daſelbſt, für die obenge⸗ 
nannte reſtliche Kaufſchillingsforderung von 18 000 M. nebſt 
Zinſen die Eintragung einer Buchhypothek auf den im Grund⸗ 
buch von O., O / A. G. Heft 44 in Abt. I. Nr. 1—42 einge 
tragenen Grundſtücken und beantragt die Eintragung der Hy⸗ 
pothek im Grundbuch. | 

8 4. 
Herr J. R. erhält zugleich von F. O. als Generalbe⸗ 
vollmächtigter ſeines Vaters das genannte Hofgut desſelben 
mit Wirkung vom 1. April 1909 ab in Beſitz und Nutznieß⸗ 
ung. | 

Herr R. tritt von dieſem Tag ab in alle bezüglich des 
Hofguts abgeſchloſſenen Pachtverträge an Stelle des Eigen⸗ 
tümers ein und hat alle Nutzungen von dem genannten Tag 
ab zu beziehen, wie er auch alle durch die Bewirtſchaftung 
der Grundſtücke und die Unterhaltung der Gebäulichkeiten 
veranlaßten Laſten des Hofgutes insbeſondere auch die Hy⸗ 
pothekenzinſen aus den M. 17 000. — und M. 2000.— die 
Steuer und ſonſtige laufende Laſten von dem genannten 
Tag ab zu bezahlen hat. 

Dieſes Nutzungs verhältnis dauert jo lange, als J. R. 
mit dem Verkauf des Hofguts beauftragt iſt. 

So lange als dieſes Nutzungsverhältnis dauert, ſind 
von den 18 000 M. reſtliche Kaufſchillingsſchuld keine Zin⸗ 
ſen zu bezahlen. 

8 5. 

F. O. verpflichtet ſich, die Herrn R. übertragene Voll⸗ 
macht nicht zu widerrufen. Sollte ein Widerruf von ihm 
oder ſeitens ſeines Vaters erfolgen, ſo verpflichtet er ſich, an 
Frau J. R. eine weitere Entſchädigung aus dem Hausver⸗ 
kauf im Betrag von 7000 M. zu bezahlen. Er bewilligt 
und beantragt als Generalbevollmächtigter ſeines Vaters hie⸗ 
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mit die Eintragung einer Sicherungshypothek im Rang hin⸗ 
ter den oben bewilligten 18 000 M. auf den im Grundbuch 
von O., O /A. G., Abt. I. Nr. bis 42 eingetragenen Grund⸗ 
ſtücken zugunſten dieſer Entſchädigungsforderung der Frau 
J. R. in C. | 

8 6. 

Sollte es dem J. R. binnen zwei Jahren vom 1. Ap⸗ 
ril 1909 ab nicht gelingen, das Hofgut zu verkaufen, ſo ver⸗ 
pflichtet er ſich, dasſelbe von dem Eigentümer gegen Ueber⸗ 
nahme der darauf ruhenden Hypotheken in Höhe von 19 000 M. 
ſamt Zinſen vom 1. April 1909 ab und gegen Verrechnung 
der reſtlichen Kaufpreisſchuld der Frau J. R. mit 18000 M. 
nebſt eventuellen Zinſen zu erwerben. Damit iſt auch Frau 
J. R. einverſtanden.“ 

Die Steuerbehörde hat dem Beſchwerdeführer aus dem 
Kaufpreis von 81000 M. eine Umſatzſteuer in Höhe von 
972 M. für den Staat und 648 M. für die Gemeinde an⸗ 
geſetzt und durch Beſchluß vom 30. Oktober 1912 die Um⸗ 
ſatzſteuer aus weiteren 7000 M. in Höhe von 84 M. für 
den Staat und 56 M. für die Gemeinde nachgeholt, wobei 
ſie davon ausging, daß die Uebertragung der Vollmacht zur 
Veräußerung des O'er Anweſens an R. unter Verzicht auf 
ihren Widerruf eine zum Zweck des Erwerbs des ſteuer⸗ 
pflichtigen Gegenſtands übernommene weitere Leiſtung der 
Erwerber an die Verkäuferin darſtelle, aus welcher ebenfalls 
Umſatzſteuer zu entrichten ſei. Die gegen dieſe Nachholung 
von dem Steuerpflichtigen erhobene Beſchwerde, worin gel- 
tend gemacht war, daß der Vertrag vom 21. April 1909 in 
Wirklichkeit einen Tauſchvertrag darſtelle, und aus dem Wert 
der beiden Anweſen Umſatzſteuer anzuſetzen ſei, wurde vom 
Steuerkollegium und bei weiterer Verfolgung vom Fin. Min. 
abgewieſen. Gegen die am 8. Mai 1914 zugeſtellte Mini⸗ 
ſteralentſcheidung richtet ſich die gegenwärtige, bei dem Fin. 
Min., welches die Zuſtellung ſelbſt bewirkt hat, am 13. Mai 
1914 eingereichte Rechtsbeſchwerde. 

II. Die an ſich formrichtig und rechtzeitig eingelegte 
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Beſchwerde iſt nicht begründet. Durch die Beſtimmungen 
in 88 3 ff. des vorbezeichneten Vertrags iſt zwar dem J. R. 
in Beziehung auf das Anweſen in O. wirtſchaftlich eine an⸗ 
nähernd eigentumsähnliche Stellung eingeräumt worden, zu⸗ 
mal ihm auch Beſitz und Nutzung am Anweſen übertragen 
worden ſind, und er andererſeits die Zahlung der Hypothe⸗ 
kenzinſen übernommen hat. Dagegen fehlt es an ausreichen⸗ 
den Anhaltspunkten für die Annahme, daß dieſe Vertrags⸗ 
beſtimmungen auf Verſchaffung des Eigentumsrechts anderer 
Anweſen auf ihn oder ſeine Ehefrau gerichtet geweſen ſeien, 
dieſer Rechtsvorgang aber zum Schein, zur Umgehung der 
Vorſchrift in Art. 172 des Württ. AGBGB. oder aus an⸗ 
deren Gründen, in die Form einer Vollmachterteilung geklei⸗ 
det worden ſei. Abgeſehen davon, daß aus der Beſtimmung: 
„F. O. gibt dem R. den Auftrag, das Hofgut für ſeinen 
Vater zu verkaufen“ eine entſprechende Verpflichtung 
des R. gegenüber dem durch feinen Sohn als Bevollmäch— 
tigten vertretenen Vater O. entnommen werden könnte (zu 
vgl. auch § 4 vorl. Abs.), war R. zu einer andern Verfü⸗ 
gung als zur Veräußerung nicht ermächtigt, außerdem hat 
er die auf dem Hofgut laſtenden Hypothekenſchulden von 
17 000 M. und 2000 M. nicht perſönlich übernommen, und 
es ſoll der Gewinn aus der Weiterveräußerung des Anwe⸗ 
ſens wie auch ein etwaiger Verluſt hieraus unmittelbar ſei⸗ 
ner Ehefrau zufallen. Es iſt vielmehr anzunehmen, daß R. 
oder ſeine Ehefrau, ſei es um nicht mit Art. 172 des Ausf⸗ 
Geſ. zum BGB. in Widerſpruch zu geraten oder um Steu— 
ern und Koſten zu ſparen, ſei es auch um ihren Gläubigern 
kein Zugriffsobjekt zu bieten, das O.er Anweſen gerade nicht 
erwerben, ſondern ſich mit der Vollmacht zur Veräußerung, 
allerdings auf Rechnung der Ehefrau R., begnügen wollten, 
da ſie hiebei auf der einen Seite ein geringeres Riſiko und 
weniger Koſten hatten, auf der andern Seite dieſelben Vor⸗ 
teile erlangen konnten wie bei einem Erwerb. Tatſächlich 
haben ſich im Rechtsverkehr ſogenannte Vollmachtsverträge, 
auch Parzellierungsverträge genannt, ausgebildet, bei welchen 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVIII. 1. 8 
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der Grundſtückseigentümer einem andern die Befugnis ein⸗ 
räumt, das Grundſtück im ganzen oder in einzelnen Par⸗ 
zellen an einen Dritten zu veräußern mit der Maßgabe, daß 
dem Vollmachtgeber nicht der tatſächlich hiebei erzielte Erlös, 
ſondern ein beſtimmter zwiſchen ihm und dem Bevollmäch— 
tigten vereinbarter Betrag zukommt, während im übrigen die 
Veräußerung auf Rechnung des Bevollmächtigten geht, alſo 
dieſem der Mehrerlös verbleibt und der Mindererlös zur 
Laſt fällt. Meiſt wird hiebei dem Bevollmächtigten die Pflicht 
auferlegt, das Grundſtück zu einem beſtimmten Preis zu über⸗ 
nehmen, falls die Veräußerung an den Dritten nicht binnen 
beſtimmter Friſt erfolgt. Derartige Vollmachtsverträge, bei 
welchen die Veräußerungen auf Rechnung des Bevollmäch⸗ 
tigten gehen ſollen, fallen weder unter den Auftrag noch den 
Dienſt⸗ oder Werkvertrag i. S. des BGB. (zu vgl. Hein⸗ 
nitz, Komm. zum Pr. Stempelſt. Geſ. 3. Aufl. S. 957), ſon⸗ 
dern begründen ein Rechtsverhältnis eigener Art (RGer. 
ZivS. 81,179, auch vom 17.12.12 in Amtl. Mitt. des Reichs⸗ 
ſchatzamts über die Zuwachsſteuer 1913, 79). Sie ſind auch 
in der Geſetzgebung anerkannt, ſo im Reichsſtempelgeſetz 
Tarif Nr. 11d Abi. 4 Ziff. 2 im Pr. StempelStGeſ. in 
der Faſſung vom 30. 6. 09, Tarif Nr. 8 Abſ. 4 Ziff. 3, 
im ReichszuwStGeſ. § 5 Abſ. 3 Ziff. 5 (zu vgl. hiezu Lion, 
Komm. S. 76 VP). Dieſe Vollmachten ſtellen, ſofern fie dem 
Bevollmächtigten einen durch das Ergebnis der von ihm 
vorzunehmenden Veräußerung bedingten Anſpruch auf einen 
Mehrerlös oder Gewinn gewähren, einen Vermögenswert 
dar. In dieſem Sinn iſt die dem Ehemann R. erteilte 
Vollmacht zu beurteilen, wenn auch die ihm übertragene Ver⸗ 
äußerung auf Rechnung ſeiner Ehefrau gehen ſoll: der von 
R. aus dem Verkauf des D.er Anweſens eingenommene Er⸗ 
lös ſoll, ſoweit er nach Abzug der auf dem Hofgut laſtenden 
Hypotheken die reſtliche Kaufpreisforderung der Ehefrau R. 
gegen den Beſchwerdeführer im Betrag von 18 000 M. nebſt 
Zinſen, zu deren Tilgung er zunächſt zu verwenden iſt, über⸗ 
ſteigt, dieſer zufallen, wie ſie im Fall eines zu Befriedigung 


Nebenleiſtung i. S. von Art. 3 Abſ. 1 Ziff. 1 d. Umſatzſteuergeſ. 115 


ihrer Forderung nicht zureichenden Erlöſes auf den nicht 
gedeckten Betrag ihrer Forderung zu verzichten hat. Wie 
aus § 3 ff. des Vertrags vom 21. April 1909 erſichtlich iſt, 
iſt der Ehefrau R. dieſer bedingte Gewinnanſpruch nicht 
etwa durch Vertrag zwiſchen ihrem Ehemann und O., ſon⸗ 
dern unmittelbar durch letzteren eingeräumt worden, wie er 
auch ihr gegenüber ſich verpflichtet hat, den Widerruf der 
Vollmacht zu unterlaſſen. Daß dieſe Verpflichtung gegen⸗ 
über der Ehefrau R. eingegangen iſt, wird außer durch die 
Faſſung des § 5 des Vertrags dadurch außer allen Zweifel 
geſtellt, daß in § 5 der Beſchwerdeführer für den Fall des 
Widerrufs die Verpflichtung zur Zahlung einer hypotheka⸗ 
riſch zu ſichernden Entſchädigung an die Ehefrau R. über⸗ 
nommen hat. In dieſer kommt der Geldwert der Bindung 
des Beſchwerdeführers an die Vollmachtserteilung und an die 
damit verbundene Ueberlaſſung des etwaigen Veräußerungs⸗ 
mehrerlöſes an die Ehefrau R. zum Ausdruck. Als vermö⸗ 
genswerte Leiſtung kann dieſe Zuwendung Austauſchobjekt 
ſein, alſo die Gegenleiſtung für eine andere geldwerte Lei⸗ 
ſtung bilden. Zwar würde die Tatſache der Beurkundung 
der Vollmachtserteilung in ein und derſelben Urkunde mit 
dem Kaufvertrag über das C.er Anweſen allein nicht genügen, 
ſie in Gegenſeitigkeit zu der Veräußerung des letzteren brin⸗ 
gen, wohl aber weiſt der Umſtand, daß er aus der Ver⸗ 
äußerung des O.er Anweſens zu erzielende Mehrerlös über 
den nach § 3 des Vertrags zwiſchen dem Beſchwerdeführer 
und der Verkäuferin R. zu verrechnenden Betrag letzterer 
zukommen ſoll in Verbindung mit der Beſtimmung, daß im 
Fall des Widerrufs der Vollmacht, womit dieſe Gewinnaus⸗ 
ſicht in Wegfall käme, der Beſchwerdeführer eine weitere 
Entſchädigung von 7000 M. „a us dem Haus verkauf“ 
zu bezahlen hat, d. h. daß der von dem Beſchwerdeführer zu 
entrichtende Kaufſchilling für das C.er Anweſen um dieſen 
Betrag ſich erhöhen ſoll, daraufhin, daß die Zuwendung der 
eventuellen Vorteile aus jener Veräußerung nicht nur als 
Folge der Uebernahme des Riſikos derſelben anzuſehen iſt, 
8 * 
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ſondern nach dem Willen der Vertragſchließenden neben dem 
entſprechend niedriger feſtgeſetzten Geldkaufpreis von 81000 M. 
eine weitere Gegenleiſtung für die Veräußerung des C.er 
Anweſens bilden ſollte. Daß ſolche Vollmachtsverträge viel⸗ 
fach ſelbſtändig und nicht als Beſtandteile eines anderen 
Vertrags vorkommen, und zwar auch in der Weiſe, daß der 
Vollmachtgeber bei Vertragsſtrafvermeidung ſich zur Unter⸗ 
laſſung des Widerrufs verpflichtet, hindert nicht, daß im vor⸗ 
liegenden Fall nach ſeinen beſonderen Verhältniſſen die aus 
der Bevollmächtigung zu erwartenden Vorteile als Entgelt 
für eine andere Leiſtung verſprochen werden konnten. Die 
vertragsmäßig bindende Zuwendung des bei Ausführung der 
vollmachtgemäßen Veräußerung etwa erzielten Mehrerlöſes 
an die Verkäuferin R. war ſomit, wie ſeitens der Steuerbe⸗ 
hörde geſchehen iſt, als eine neben dem Kaufpreis zum Zweck 
des Erwerbs des Kaufgegenſtands übernommene ſonſtige 
Leiſtung im Sinn des Art. 3 Abſ. 1 Z. 1 UmſStGeſ. zur 
Umſatzſteuer heranzuziehen. Sie kann auch nicht etwa als 
Leiſtung eines Dritten, des Vaters des Beſchwerdeführers, 
angeſehen werden, denn die von dem Beſchwerdeführer über: 
tragene Vollmacht des D.er Anweſens ſtand dieſem zu. 
Die Uebertragung der Vollmacht und die Ueberlaſſung der 
daraus ſich ergebenden Vorteile war ſomit eine Leiſtung des 
Beſchwerdeführers. 

Die Bewertung der weiteren Leiſtung durch die Steuer: 
behörde auf 7000 M., welche der von den Vertragſchließen⸗ 
den für den Fall ihrer Vereitelung feſtgeſetzten Erhöhung 
des Kaufpreiſes entſpricht, iſt als eine Frage des Ermeſſens 
gemäß Art. 13 Abſ. 2 des VerwRpflGeſ. der Nachprüfung 
durch den Verwaltungsgerichtshof entzogen. 

Urteil in der Rechtsbeſchw.ſache des F. O. in St. O. 

vom 8. März 1916. 
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| | 6. 
Die Aufſtellung von Stellvertretern der Gemeindebe⸗ 
amten ift ansſchließlich Sache des Gemeinderats und 

kann nicht durch die Beamten ſelbſt geſchehen. 

In der Gemeinde Fr. hatte der Wirt O. nach ſeiner 
Angabe den Betrag von 40 M. zur Bezahlung einer reſt⸗ 
lichen Gemeindeſteuerſchuld durch ſeine Mutter der Ehefrau 
des Gemeindepflegers D. in deſſen Abweſenheit aushändigen 
laſſen und damit ſeine Schuld für getilgt erachtet. Der Ge⸗ 
meindepfleger betritt den Empfang des Geldes. Die hie⸗ 
rauf von der Gemeinde gegen O. erhobene Klage auf Be⸗ 
zahlung von 40 M. nebſt Verzugszinſen wies die Kreisre⸗ 
gierung in der Erwägung ab, daß die Ehefrau des Gemein⸗ 
depflegers von O. erwieſenermaßen 40 M. für Steuer emp⸗ 
fangen habe und hiezu als die unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden nach dem bürgerlichen Recht von dem Gemeinde⸗ 
pfleger wenigſtens ſtillſchweigend aufgeſtellte Bevollmächtigte 
befugt geweſen ſei. Auf die gegen das Urteil der Kreisre⸗ 
gierung von der Gemeinde eingelegte Berufung erkannte der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof unter Abänderung dieſes Urteils den Be⸗ 
klagten O. für ſchuldig, der Klägerin 40 M. rückſtändige 
Steuer zu bezahlen. In den Gründen wurde folgendes aus⸗ 
geführt: + 

Der Verwaltungsgerichtshof hat ſich der Anſchauung des 
Unterrichters, daß der Beklagte durch Uebergabe des Geldes 
an die D. ſeine Steuerſchuld gegenüber der Klägerin getilgt 
habe, nicht angeſchloſſen. Nach Art. 65 Abſ. 1 GOOD. iſt zur 
Führung des Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens der Gemeinde 
der Gemeindepfleger berufen; zu ſeinen Obliegenheiten gehört 
auch der Einzug der Umlagen und Steuern der Gemeinde. 
Die Steuerſchuldner haben ihre Zahlungen an den Gemeinde⸗ 
pfleger zu leiſten, der bei deren Empfangnahme kraft geſetz⸗ 
licher öffentlichrechtlicher Vollmacht im Namen der Gemeinde 
handelt und dieſe den Zahlungspflichtigen gegenüber vertritt. 
Die ihm übertragenen Aufgaben ſeines Amtes, auch die 
Empfangnahme von Steuergeldern, hat der Gemeindepfleger 
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perſönlich zu beſorgen, er iſt nach dem Geſetz nicht befugt, 
einzelne Amtshandlungen, insbeſondere auch nicht die An⸗ 
nahme von Zahlungen für die Gemeinde, durch andere Per- 
ſonen an ſeiner Stelle vornehmen zu laſſen. Wie die Er⸗ 
nennung der Gemeindebeamten, ſo iſt auch die Aufſtellung 
von Stellvertretern für dieſelben Sache des Gemeinderats 
(Art. 30 Abſ. 2, Art. 103 Abſ. 6 GdO.), und dieſem allein 
kommt es zu, dem Gemeindepfleger andere Beamte an die 
Seite zu ſtellen oder Gehilfen beizugeben (Art. 66 Abſ. 1 
Art. 68 Abſ. 1 GdO., VollzVerf. vom 6. Oktober 1907 8 63). 
Ausgeſchloſſen iſt danach, daß der Gemeindepfleger ſeine 
Amtsbefugniſſe und Obliegenheiten nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts über Vertretung und Vollmacht auf an⸗ 
dere Perſonen, wie ſeine Ehefrau, übertragen kann. Soweit 
dies dennoch geſchieht, ermangeln die Handlungen ſolcher 
„Stellvertreter“ als geſetzwidrig der bezweckten Rechtswir⸗ 
kung gegenüber der Gemeinde. Daß die Ehefrau des Ge⸗ 
meindepflegers D. mit keinem amtlichen, in der vorgeſchrie⸗ 
benen Form durch den Gemeinderat erteilten Auftrag ſeitens 
der Gemeinde betraut war, ſteht außer Zweifel. Es konnte 
deshalb die Zahlung des Beklagten an dieſelbe, falls ſie 
überhaupt erfolgt iſt, was der Verwaltungsgerichtshof dahin⸗ 
geſtellt ſein läßt, nicht den Erfolg haben, den Beklagten von 
ſeiner Verpflichtung gegenüber der Gemeinde zu befreien. 
Dies hätte nur durch ordnungsmäßige Zahlung an den Ge- 
meindepfleger ſelbſt geſchehen können. 
Unter Abänderung des angefochtenen Urteils war der 
Beklagte deshalb dem Klagantrag gemäß zur Bezahlung von 
40 M. an die Klägerin zu verurteilen. Verzugs⸗(Prozeß—) 
Zinſen waren der Klägerin nicht zuzubilligen; nach Art. 18 
Abſ. 3 des Gef. vom 17. Juli 1824 (Rgbl. S. 531) vgl. 
mit Art. 259 Abſ. 2 Ziff. 1 GdO. iſt die Anrechnung ſolcher 
Zinſen aus rückſtändigen Umlagebeträgen und ſonſtigen Ge— 
meindeſteuern unzuläſſig (Württ. J. 19 S. 95). 

Urteil in der Ber.ſache der Gde. F. gegen K. O. in F. 

vom 8. März 1916. 
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Oeffentliche Aerzte als Aerzte, anf welche die Beſtim⸗ 

mungen in Art. 5 Abf. 2 des Geſetzes vom 17. April 

1873 zur Ausführung des Unterſtützungswohnfitzgeſetzes 
keine Anwendung finden. 


Aus den 
Gründen: 

I. Dr. M. in H. hat im Jahr 1914 wiederholt Familien- 
angehörige des damals auf Koſten des Landarmenver⸗ 
bands in der Heilanſtalt W. untergebrachten, inzwiſchen 
verſtorbenen Taglöhners J. K. ärztlich behandelt. M. hat 
für ärztliche Leiſtungen vom 20. Januar bis 14. Februar 
5 M. 50 Pfg., vom 3. und 10. Februar 1 M. 50 Pfg., 
vom 3. bis 28. Februar und 2. bis 18. März 16 M., zu⸗ 
ſammen 23 M. bei dem Ortsarmenverband H. angefordert 
und von dieſem vergütet erhalten; der Ortsarmenverband 
hat dieſen Aufwand am 8. Juli 1915 von dem Landarmen⸗ 
verband für den Nekarkreis erſetzt verlangt. Dieſer hat den 
Erſatz der vor dem 28. Februar 1914 erwachſenen Koſten 
mit 13 M. am 14. Juli 1914 wegen Verjährung abgelehnt, 
weil M. ſeine Rechnungen erſt am 28. Mai 1914, mithin 
nicht innerhalb der durch Art. 5 Abſ. 2 des Geſetzes vom 
17. April 1873 vorgeſchriebenen dreimonatigen Friſt beim 
Ortsarmenverband eingereicht habe. Da der Landarmenver— 
band auch den wiederholten Vorſtellungen des Ortsarmen⸗ 
verbands gegenüber mit Beſchluß vom 28. Mai 1915 auf 
dieſer Abweiſung beharrte, hat der Ortsarmenverband H. 
am 1. Dezember 1915 bei der Kreisregierung gegen den 
Landarmenverband Klage erhoben mit dem Antrag, den Be⸗ 
klagten zur Zahlung von 13 M. nebſt 4% Zinſen vom 
29. Juli an koſtenfällig zu verurteilen. Der Beklagte hat 
koſtenfällige Abweiſung der Klage beantragt. Die Kreis⸗ 
regierung hat mit Urteil vom 29. Januar 1916 den Be⸗ 
klagten dem Klagantrag gemäß verurteilt. Hiebei iſt ſie 
von nachſtehendem ausgegangen: Ueber die Anſprüche der 
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öffentlichen Aerzte gegenüber den Armenverbänden aus der 
Behandlung kranker Armer und über die Verjährung dieſer 
Anſprüche beſtehen keine beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen. 
Maßgebend ſeien die Beſtimmungen des Anſtellungvertrags 
bzw. des Bürgerl. Geſetzbuchs. Der Beklagte beſtreite nicht, 
daß er zur Bezahlung von 13 M. Arztkoſten an den Kläger 
für den Fall verpflichtet wäre, daß Dr. M. als öffentlicher 
Arzt anerkannt werden müßte. Es handle ſich demnach 
darum, ob die dem Aerzteverein in H. angehörenden, von 
der Ortsarmenbehörde mit der Behandlung erkrankter hilfs⸗ 
bedürftiger Perſonen betrauten Aerzte, zu denen auch Dr. M. 
zähle, zufolge eines zwiſchen der Ortsarmenbehörde H. und 
dem Arzteverein daſelbſt abgeſchloſſenen Vertrags vom 
29. Apri 1909 als öffentliche Aerzte anzuſehen ſeien. Darüber, 
wer als öffentlicher Arzt anzuſehen ſei, gebe das Geſetz vom 
17. April. 1873 keinen unmittelbaren Aufſchluß, auch nicht 
§ 8 der Inſtruktion vom 30. Mai 1873. In Art. 4 und 5 
des Geſetzes ſeien die Anſprüche der nichtöffentlichen Aerzte 
wegen ärztlicher Behandlung Unterſtützungsbedürftiger ge⸗ 
regelt. Daraus, daß in Art. 5 Abſ. 1 und 2 zwei verſchie⸗ 
dene Kreiſe von Aerzten einander gegenübergeſtellt ſeien, 
ergebe ſich mittelbar, daß als öffentliche Aerzte oder als 
Armenärzte ohne weiteres die für die Armenverbände zu 
Behandlung der Hilfsbedürftigen der betr. Verbände beſon⸗ 
ders aufgeſtellten Aerzte zu verſtehen ſeien. Auch die Be— 
gründung zu Art. 5 des Geſetzes beſtätige dieſe Auffaſſung, 
indem ſie ſage: „Nachdem für das ärztliche Perſonal der 
Zwang zu Leiſtung von Kunſthilfe aufgehört hat, erſchienen 
Vorſchriften notwendig, welche denſelben die Gewährung 
einer Belohnung für die geleiſtete Hilfe wenigſtens inſoweit 
ſichern, als ſie zu deren Verweigerung in dringenden Fällen 
keine Veranlaſſung haben.“ Hienach ſei Art. 5 auf Aerzte, 
die privatrechtlich oder öffentlichrechtlich zur Hilfeleiſtung 
verpflichtet ſeien, nicht anzuwenden. Dr. M. ſei als öffent⸗ 
licher Arzt anzuerkennen. Dies ergebe ſich auch aus folgen⸗ 
dem: Wenn man als öffentliche Anſtalt im weiteſten Sinne 


Oeffentliche Aerzte uſw. 121 


eine zu einem beſtimmten öffentlichen Zweck von einer Perſon 
des öffentlichen Rechts hergerichtete Geſamtheit von Mitteln 
ſachlicher oder perſönlicher oder gemiſchter Art verſtehe, ſo falle 
hierunter auch die von dem Kläger zum Zweck der ärztlichen Ver⸗ 
ſorgung kranker Armer durch den erwähnten Vertrag mit dem 
H. er Aerzteverein getroffene Einrichtung, und die einzelnen unter 
den Vertrag fallenden Aerzte ſeien als öffentliche Aerzte anzuer⸗ 
kennen. Dabei decke ſich der Begriff des öffentlichen Arztes 
keineswegs mit dem des öffentlichen Beamten; als ſolche ſeien 
dieſe Aerzte nicht zu betrachten. Daß zum Begriff des öffent⸗ 
lichen Arztes als weſentliches Merkmal eine feſte Beſoldung ge⸗ 
höre, ſei nicht richtig. 830 Abſ. 3 UWG. beſtimme nur, daß bei 
der Geltendmachung von Erſatzanſprüchen der Armenver⸗ 
bände beſondere Gebühren für die Hilfeleiſtung feſtbeſoldeter 
Armenärzte nicht angerechnet werden dürfen. Die Möglich⸗ 
keit einer Anrechnung befonderer Gebühren nicht feſtbeſoldeter 
Armenärzte ſei nicht ausgeſchloſſen, wie auch im übrigen 
hier der Begriff des Armenarztes oder des öffentlichen Arz- 
tes nicht näher gekennzeichnet fei. Auf die Anrechnungen 
des Dr. M. ſeien hienach die Beſtimmungen in Art. 5 Abſ. 2 
des Geſetzes von 17. 4. 73 nicht anzuwenden. 

Das ihm am 7. Februar 1916 zugeſtellte Urteil hat 
der Beklagte am 11. Februar rechtzeitig und formrichtig mit 
der Berufung an den Verwaltungsgerichtshof angefochten mit 
dem Antrag, die Klage unter Abänderung des angefochtenen 
Urteils als unbegründet koſtenfällig abzuweiſen. Der Kläger 
beantragte Abweiſung der Berufung. 

II. Art. 4 und 5 des Geſetzes vom 17. April 1873, 
auf welche der Beklagte ſich bezieht, lauten, Art. 4: „Dritten 
Perſonen, welche, ohne dazu rechtlich verpflichtet zu ſein, 
einem im Sinn des Art. 2 Unterſtützungsbedürftigen eine 
dringend nötige Hilfe leiſten, ſteht ein Anſpruch auf Erſatz 
des durch die Umſtände gebotenen Aufwands aus Mitteln 
der öffentlichen Armenpflege und zwar an den zunächſt ver⸗ 
pflichteten Armen verband zu, jedoch nur, wenn 
die Ortsarmenbehörde dieſes Verbandes von der Hilfeleiſtung 
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innerhalb 24 Stunden oder, ſofern dieſe Friſt nicht einge⸗ 
halten werden konnte, ſobald als möglich in Kenntnis ge⸗ 
ſetzt worden iſt.“ — Art. 5: „Die Beſtimmungen des Art. 4 
finden auch Anwendung auf Aerzte rück⸗ 
ſichtlich des Anſpruchs auf den Bezug der regulativmäßigen 
Gebühren für ärztliche Hilfe in Fällen, wo für die Armen⸗ 
verbände andere Aerzte zu Behandlung der e 
der betreffenden Verbände aufgeſtellt ſind.“ 

„Sind öffentliche Aerzte für die Behandlung der Armen 
nicht beſtellt, ſo haben die Aerzte Anſpruch auf Bezug der 
regulativmäßigen Gebühren für ihre Dienſtleiſtungen an den 
zunächſt verpflichteten Armenverband. Der Anſpruch muß 
jedoch binnen 3 Monaten, von dem Beginn der Hilfeleiſtung 
an gerechnet erhoben werden.“ 

Außer den ſchon von dem Unterrichter erwähnten Aus⸗ 
führungen der Geſetzesbegründung bemerkt auch der Kom⸗ 
miſſionsbericht der Kammer der Abgeordneten (Verh. 1870/73 
Beil. Bd. 24, S. 1375) zu Art. 5: „Zu Beſeitigung jeg⸗ 
lichen Vorwands für die Verweigerung ärztlicher Hilfe iſt 
es geboten, daß Aerzten gegen den zunächſt verpflichteten 
Armenverband der Anſpruch auf den Bezug der regulativ- 
mäßigen Gebühren für ihre Dienſtleiſtungen zukommt. Um 
aber den Rückgriff an den nach $ 30 UWG. erſtattungs⸗ 
pflichtigen Armenverband nicht zu erſchweren, muß eine kurze 
Friſt gegeben werden, nach deren Ablauf der bis dahin nicht 
erhobene Anſpruch dem zunächſt verpflichteten Armenverband 
gegenüber erliſcht.“ 

Der Art. 5 räumt demnach in Anerkennung einer öffent⸗ 
lichen Geſchäftsführung unter gewiſſen Vorausſetzungen 
Aerzten für Hilfeleiſtungen, die ſie Unterſtützungbedürftigen 
freiwillig haben zukommen laſſen, einen Erſatzanſpruch 
an den zunächſt verpflichteten Armenverband ein (Göz, Ver⸗ 
waltungsrechtspflege, S. 306; Widmann im Handwörterbuch 
der Württ. Verwaltung, S. 64 oben); er hat, wie ſchon 
ſein Wortlaut erkennen läßt, wie aber auch die aus der 
Geſetzesbegründung und dem Kommiſſionsbericht angeführten 
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Stellen ergeben, den Zweck, da, wo die Armenverbände 
keine Aerzte aufgeſtellt haben, den Privatärzten an Stelle 
des meiſt wertloſen Anſpruchs an die von ihnen behandelten 
Armen einen Anſpruch auf Entlohnung ſeitens des Armen⸗ 
verbandes für ſolche Dienſtleiſtungen zu ſichern, die ſie ar⸗ 
menrechtlich hilfsbedürftigen Perſonen ohne rechtliche Ver⸗ 
pflichtung geleiſtet haben. Im Gegenſatz hiezu ſtehen ſolche 
Aerzte, die nicht freiwillig, ſondern auf Grund eines Auf⸗ 
trags. der Armenbehörde als „öffentliche Aerzte“ Arme be⸗ 
handeln, wobei nicht unterſchieden werden kann, ob ſie be⸗ 
amtenrechtlich oder nur privatrechtlich, ob ſie gegen feſte Be⸗ 
züge oder nur gegen Belohnung von Fall zu Fall beſtellt 
find (vgl. auch Entſch. des Bundesamts für das Heimat⸗ 
weſen bei Krech Heft 40 S. 113 bis 117). Bei Aerzten 
der letzteren Art iſt für die Anwendung von Art. 4 und 5 
auf ihre Dienſtleiſtungen kein Raum gegeben. Hier ſind 
vielmehr für die Entlohnung der Aerzte und für die aus 
ihrer Dienſtleiſtung ſich für den Armenverband ergebenden 
Verpflichtungen lediglich die Beſtimmungen des Anſtellungs⸗ 
vertrags und des bürgerlichen Rechts maßgebend. Letzteres 
trifft im vorliegenden Fall zu. Die Dienſtleiſtungen des 
Dr. M. waren keine freiwilligen im Sinn der vorſtehenden 
Art. 4 und 5, ſie waren namentlich nicht ohne vorgängigen 
Auftrag ſeitens der Armenbehörde erfolgt. Der Kläger hat 
am 29. April 1909 mit dem Aerzteverein H. einen Vertrag 
abgeſchloſſen, nach dem den Mitgliedern des Vereins die 
Behandlung ſolcher erkrankter hilfsbedürftiger Perſonen, die 
Anſpruch auf Gewährung von ärztlicher Behandlung an den 
Ortsarmenverband H. haben, ein für allemal übertragen 
worden iſt. Nach § 4 dieſes Vertrags wird dieſer allge⸗ 
meine Auftrag in jedem einzelnen Fall dadurch zu einem be⸗ 
ſonderen gemacht, daß den betreffenden Armen ein fchrift- 
licher Ausweis eingehändigt wird des Inhalts, daß die ent⸗ 
ſtehenden Koſten von der Armenkaſſe getragen werden. Zu⸗ 
gleich erhält der Arme die Weiſung, den Ausweis bei dem 
erſten ärztlichen Beſuch dem von ihm aus den Mitgliedern 
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des Aerztevereins gewählten Arzt abzugeben. Die Armen⸗ 
verwaltung hat damit ausdrücklich beſtätigt, daß ſie die Ko⸗ 
ſten der armenärztlichen Behandlung tragen werde; der Arzt 
handelt in ihrem beſonderen Auftrag, es bleibt deshalb für 
Anwendung des Art. 5 des Geſetzes vom 17. April 1873 
kein Raum mehr. Auf Grund dieſes Vertrags (8 611 BGB.) 
hat Dr. M., der Mitglied des Aerztevereins H. iſt, die 
K.ſchen Familienangehörigen behandelt und hierauf gründet 
ſich auch ſein Anſpruch auf Entlohnung. Daß Dr. M. inner⸗ 
halb dieſes Rechtsverhältniſſes tätig war, iſt für den vor⸗ 
liegenden Fall auch dadurch noch ausdrücklich feſtgelegt, daß 
er für die von ihm berechneten Dienſtleiſtungen vor Beginn 
ſeiner ärztlichen Tätigkeit von dem behandelnden Kranken 
jeweils die von der Armenverwaltung ausgeſtellten Ausweiſe 
für ärztliche Behandlung eingehändigt erhielt und daß er 
dem Kläger auf Grund dieſer Ausweiſe ſeine Anrechnungen 
einſandte. Da die Anſprüche des Dr. M. gegenüber dem 
Kläger hienach ſchon vertragsmäßig geſichert waren und ſich 
nicht auf Art. 5 Abi. 2 gründen, gilt die dort vorgeſchrie⸗ 
bene dreimonatige Anmeldefriſt für ſie nicht, ſie konnten in⸗ 
folgedeſſen auch nicht wegen Nichteinhaltung dieſer Friſt ver⸗ 
jähren. Daß die durch den Vertrag vom 29. April 1909 
verpflichteten Mitglieder des Aerztevereins H. durch § 8 
dieſes Vertrags angehalten werden, „die Rechnungen für 
ärztliche Behandlung von hilfsbedürftigen Perſonen alle 
2 Monate an die Armenverwaltung einzuſenden, damit das 
Verjähren von Arzthonoraren verhütet wird und unliebſame 
Weiterungen vermieden werden“, vermag hieran nichts zu 
ändern, denn es handelt ſich hier keineswegs um die Feſt⸗ 
ſetzung einer Ausſchlußfriſt, ſondern nur um eine für den 
Anſpruch auf Belohnung rechtlich unerhebliche Ordnungs- 
vorſchrift. Ob und inwieweit dieſelbe etwa von der Ans 
ſchauung beeinflußt geweſen ſein ſollte, daß die Forderungen 
der Aerzte nach Art. 5 Abſ. 2 in 3 Monaten verjähren, iſt 
für den vorliegenden Streit ohne Bedeutung. 

Hienach hat das angefochtene Urteil den klägeriſchen 
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Anſpruch mit Recht als begründet gefunden, und es war die 
erhobene Berufung als unbegründet abzuweiſen. 
Urteil in der Ber.ſache des Landarmenverbands für den 
. . . kreis gegen den Ortsarmenverband H. vom 22. 
März 1916. 


8. 


Die Verpflichtung zur Herſtellung öffentlicher Gehwege, 

die nach Art. 24 Abſ. 7 der Bauordnung den Grund⸗ 

ſtückseigentümern auferlegt werden kann, erſtreckt ſich 
nicht auf Leiſtungen für Kanmſatz. 


In der Stadt S. wurde dem Eigentümer eines Grund⸗ 
ſtücks, entlang deſſen die Gemeinde einen Gehweg mit Baum⸗ 
ſatz hergeſtellt hatte, Erſatz auch für die Koſten des Baum⸗ 
ſatzes angeſonnen. Die hierauf gerichtete Klage der Ge⸗ 
meinde wies die Kreisregierung als unbegründet ab. Von 
dem Verwaltungsgerichtshof, an den die Rechtsſache im Wege 
der Berufung gelangte, wurde das angefochtene Urteil aus 
folgenden Erwägungen beſtätigt: 
| Das am 8. Januar 1904 genehmigte Ortsbauſtatut der 
Stadtgemeinde S. beſtimmt in $ 10: „Den Straßen und 
öffentlichen Plätzen entlang, jedenfalls aber dort, wo es das 
Verkehrsbedürfnis erfordert, werden von der Gemeinde Geh- 
wege nach einem einheitlichen von der Gemeinde feſtzuſtellen⸗ 
den Plan angelegt und unterhalten. Der Plan iſt, bevor 
mit Herſtellung der Gehwege begonnen wird, behufs Erhe⸗ 
bung etwaiger, binnen einer feſtzuſetzenden Friſt geltend zu 
machender Einwendungen öffentlich bekannt zu machen. Der 
Aufwand ſowohl für die Herſtellung, als ſür die Unterhal⸗ 
tung der Gehwege einſchließlich der Randſteine iſt von den 
Eigentümern der angrenzenden Gebäude und Grundſtücke je 
nach Maßgabe der Länge ihres Eigentums an der Straße 
der Gemeinde in vollem Betrag zu erſetzen.“ Wie der Un⸗ 
terrichter zutreffend bemerkt hat, ſteht dieſe — vor Erlaſſung 
der neuen Bauordnung feſtgeſtellte — Beſtimmung mit Art. 24 


126 Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


Abſ. 7 der neuen Bauordnung nicht in Widerſpruch, ſie iſt 
daher gemäß Art. 129 Abſ. 2 dieſes Geſetzes auch nach In⸗ 
krafttreten der neuen Bauordnung in Geltung geblieben. 
Strittig iſt, ob dieſe Vorſchrift auch die Verpflichtung für 
den Anlieger in ſich begreift, die Koſten der Bäume für den 
von der Stadt auf dem Gehweg ausgeführten Baumſatz zu 
bezahlen. Der Unterrichter hat dies mit Recht verneint. 
Art. 24 Abſ. 7 der Bauordnung beſtimmt: „Durch Orts⸗ 
bauſatzung können ferner Vorſchriften erlaſſen werden über 
die Verpflichtung der Eigentümer der an die Ortsſtraßen 
angrenzenden überbauten oder überbaubaren Grundſtücke zur 
Herſtellung und Unterhaltung der öffentlichen Gehwege ein⸗ 
ſchließlich der Staffelaufgänge.“ Hiezu macht die Klägerin 
geltend, es ſei hier nicht näher ausgeführt, was zur Her⸗ 
ſtellung von Gehwegen zu rechnen ſei. Es müſſe deshalb 
davon ausgegangen werden, daß alle diejenigen Koſten er⸗ 
ſetzt werden müſſen, die notwendig ſeien, um die Gehwege 
dem Verkehrsbedürfnis und den Anforderungen des moder⸗ 
nen Städtebaus entſprechend herzuſtellen. Gerade in In⸗ 
duſtrieſtädten aber gehöre an allen breiteren Gehwegen ohne 
Zweifel ein Baumſatz zu den Erforderniſſen der Gehmegher- 
ſtellung. Dieſe Ausführungen ſind inſofern zutreffend, als 
fie das Recht für die Gemeinde beanſpruchen, diejenigen Ko⸗ 
ſten ſich erſetzen zu laſſen, die notwendig ſind, um die öffent⸗ 
lichen Gehwege dem Verkehrsbedürfnis, insbeſondere dem 
Bedürfnis der Sicherheit, Reinlichkeit, Bequemlichkeit und 
Geſundheit entſprechend herzuſtellen, und es unterliegt wohl 
keinem Zweifel, daß die Gemeinden bei Herſtellung der 
Gehwege nach allen dieſen Richtungen die neuzeitlichen An⸗ 
forderungen und die neueſten Erfahrungen im Städtebau 
berückſichtigen dürfen. Allein dieſe Berückſichtigung kann 
nach dem Geſetz über den unmittelbaren Zweck der Anlage 
nicht hinausgehen. Der unmittelbare Zweck des Gehwegs 
iſt aber nur der, für den Fußgängerverkehr eine von der 
Fahrbahn räumlich getrennte Grundlage zu ſchaffen. Mit 
dieſem Zweck ſteht der Baumſatz in keinem Zuſammenhang; 
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er ſtellt vielmehr eine beſondere Anlage auf der Straße oder 
dem Gehweg dar. Um die Koſten für eine ſolche auf den 
Anlieger überwälzen zu können, hätte es, wie der Unterrich⸗ 
ter zutreffend dargelegt hat, einer beſonderen Ermächtigung 
im Geſetz bedurft. 
Urteil in der Berufsſache der Stadtgem. S. gegen A. H. 
in S. vom 21. Juli 1915. 
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Literarifche Anzeigen. 


Ein Blick in die juriſt. Zeitſchriften und Urteilsveröffentlichungen 
zeigt, wie vielfach die Gerichte mit Fragen befaßt werden, die durch die 
Geſetze und Verordnungen der Kriegszeit hervorgerufen ſind. Gern greift 
daher die Praxis zu Schriften, die ſich mit dieſem Rechtsſtoff befaſſen. 
Hier iſt vor allem zu nennen der ſtattliche Band (968 Seiten) des 
„Kriegsbuchs“ („Die Kriegsgeſetze mit der amtlichen Begründung und 
der geſamten Rechtſprechung und Rechtslehre“) von Dr. Güthe und 
Dr. Schlegelberger (Berlin, Vahlen, geb. 22 M.), das die bis 
12. Juli 1915 ergangenen Vorſchriften enthält und durch ein ausführ⸗ 
liches Sachregiſter raſche Orientierung ermöglicht. Sehr brauchbar iſt 
auch das kleine Büchlein „Die Kriegsgeſetze privatrechtlichen Inhalts“ 
(bis 22. April 1915 reichend) von Waffermann- Erlanger (2. Aufl.; 
Schweitzer, geb. 4 M) mit eingehenden kommentierenden Anmerkungen. 

Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen wird in dem die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts in Zivilſachen enthaltenden Ergänzungs⸗ 
band dem Praktiker mehr und mehr unentbehrlich, da das Reichsgericht 
ſelbſt häufig dieſe Sammlung anführt (Roßberg, Leipzig, jährlich 10 M.). 

Ein ſeit neuerer Zeit Rechtſprechung und Rechtslehre viel beſchäfti⸗ 
gendes Thema behandelt die Schriſt von Dr. Alfred Roſenthal: 
„Die Unterlaſſungsklage“ (Schweitzer, 2 M. 40 Pf.) unter eingehender Er⸗ 
örterung der einſchlägigen materiellrechtlichen und prozeſſualen Fragen 
unter Heranziehung der ſchon recht weitſchichtigen Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung. 

Von Schriften, die württ. Geſetze betreffen, find zu nennen Er win 
Ruck, „Verwaltungsrechtliche Geſetze Württembergs 3. Band (Bezirks⸗ 
ordnung)“, „Mohrs Ausgabe württ. Geſetze“ (geb. 3 M. 60 Pf.). Das 
handliche Büchlein, das die Vollzugsverfügung und ein Sachregiſter ent- 
hält, erhöht durch kurze Anmerkungen, die insbeſondere auf einſchlägige 
ſonſtige Geſetzesbeſtimmungen und Literatur verweiſen, ſeinen Wert und 
ſeine Brauchbarkeit. Eine kurze, gemeinverſtändliche, aber auch dem Richter 
willkommene Ueberſicht über „Das Recht der württ. Bauordnung“ gibt 
Oberbürgermeiſter a. D. Gauß (Stuttgart, Kohlhammer, 2 M. 50 Pf.), 
der als ſcharfſinniger Juriſt und als ein Mann, der die Praxis aus 
feiner Stuttgarter Erfahrung kennt und bei der Beratung der Bauord— 
nung in der Kammer der Abg. hervorragend beteiligt war, zu einer der⸗ 
artigen Darſtellung (der im Anhang der Text der BO. beigefügt iſt) be⸗ 
ſonders berufen war. Pf. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 
17. 

Einfeitiger Nücktritt des Verkünfers vom Vertrag. 
Abſtrakte Schadensberechnung unter Berückſichtigung 
des Nerarbeitungsgewinnes. 

Die beklagte Brauereigeſellſchaft hatte ſich durch Ver⸗ 
trag vom 21. April 1909 mit dem Klr., einem Hefehändler, 
verpflichtet, ihm ihren ganzen Hefeanfall ohne Garantie für 
die Beſchaffenheit um 14 Pfg. für den Doppelzentner ein⸗ 
gemaiſchten Malzes zu liefern. Beide Teile durften den Ver⸗ 
trag am 1. Januar auf 1. April, die Bekl. außerdem jeder⸗ 
zeit mit Vierteljahrsfriſt, falls der Kläger nicht pünktlich be⸗ 
zahle, kündigen. Am 17. Dezember 1914 ſchrieb die Bekl. 
dem Klr., daß ſie den Vertrag mit dem 1. Januar 1915 als 
aufgelöſt betrachte. Die Bekl. will zur Auflöſung des Ver⸗ 
trags berechtigt geweſen ſein, weil der Klr. die Hefelieferun⸗ 
gen ſchikanös beanſtandet habe, mit Zahlungen im Rückſtand 
geblieben ſei und in einem Schreiben vom 10. November 
1914 auf Einhaltung des Vertrags verzichtet habe. Am 
1. Januar 1915 ſtellte die Bekl. die Lieferungen ein. Der 
Klr. verlangte mit der Klage von der Bekl. für das erſte Viertel⸗ 
jahr 1915 Erſatz ſeines Gewinnausfalls, den er unter Zugrunde⸗ 
legung von monatlich 161 300 kg Malzmaiſche und einer Hefe⸗ 
gewinnung von 115,8 Zentnern daraus bei Annahme eines 
Reingewinns von 3 Mk. für den Zentner auf 1035 Mk. be⸗ 
rechnete. Die Bekl. beſtritt außer dem Grund des Klagan⸗ 
ſpruchs die Richtigkeit der Schadensaufſtellung; namentlich 
machte ſie geltend, daß der Kläger ſich anderweit billiger ge⸗ 
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deckt habe oder hätte decken müſſen und daß er ſeinen Hefe⸗ 
abſatz nicht beliebig habe vermehren können. 

Das Landgericht verurteilte die Beklagte nach dem Klag⸗ 
antrag. Auch die Berufung der Bekl. hatte keinen Erfolg 
aus nachſtehenden 

Gründen: 

Mit dem Brief vom 10. November 1914, worin er eine 
Hefelieferung als unbrauchbar bezeichnet und dann ſagt, wenn 
es ſo weitergehe, verzichte er lieber ſofort auf die Hefeliefe⸗ 
rungen, hat der Klr. weder von dem ihm laut Schreiben 
vom 27. Auguſt 1914 eingeräumten Recht Gebrauch gemacht, 
den Vertrag für den Fall der Wiederkehr unbefriedigender 
Lieferungen aufzulöſen, noch der Bekl. die Aufhebung des 
Vertrags angetragen. Vielmehr hat er damit die Auflöſung 
nur in Ausſicht geſtellt für den Fall, daß die Lieferungen 
nicht beſſer werden. Das Schreiben vom 17. Dezember 1914 
enthält ſomit einen einſeitigen Rücktritt der Bekl. Ein Recht 
dazu hat ſie nicht gehabt. Weder die Zurückhaltung zweier 
kleiner Poſten für als unbrauchbar bezeichnete Ware noch die 
Beanſtandung dieſer Lieferungen als ſolche ſind als ſo ſchwere 
Vertragsverletzungen anzuſprechen, daß dadurch der ganze 
Vertragszweck in Frage geſtellt worden wäre. Die Bekl. 
hatte dem Klr. faſt ein Jahr lang einen Preisnachlaß wegen 
der minderwertigen Beſchaffenheit ihrer Lieferungen gewährt. 
Nachdem der Nachlaß in Wegfall gekommen war, hat der 
Klr. bei zwei Lieferungen wieder Anſtände erhoben und 
ſchließlich im zweiten Fall ſich zur Halbierung des von ihm 
gemachten Abzugs im Vergleichswege bereit erklärt. Ein 
Recht zum Rücktritt iſt der Bekl. aus dem Verhalten des 
Klrs. um ſo weniger erwachſen, als der Vertrag nach der 
Vereinbarung laut Schreiben vom 27. Auguſt 1914 ohnehin 
mit dem 31. März 1915 zu Ende gegangen wäre. 

Der Kläger iſt daher nach $ 326 Abſ. 1 BGB. berechtigt, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. In einem 
ſolchen Falle kann der Käufer ſeinen Schaden abſtrakt be⸗ 
rechnen. Er kann, wenn die Ware einen Marktpreis hat, 
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den Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreis und dem Markt⸗ 
preis zur Zeit der geſchuldeten Lieferung als Schadenserſatz 
beanſpruchen. Die gleichen Grundſätze greifen Platz, wenn 
die Kaufſache zwar keinen Marktpreis hat, aber doch den 
Gegenſtand des Handelsverkehrs bildet; an Stelle des Markt⸗ 
preiſes tritt dann der laufende Preis. Der Grund dafür iſt, 
daß nicht nur von Waren mit Marktpreis, ſondern von den 
Gegenſtänden des Handelsverkehrs überhaupt anzunehmen 
iſt, daß ſie jederzeit zum laufenden Preis in beliebigen Men⸗ 
gen abgeſetzt werden können. Dies trifft auch zu, wenn der 
Käufer die Ware zum eigenen Gebrauch gekauft hat, und 
deshalb nimmt die herrſchende Anſicht mit Recht an, daß 
die abſtrakte Berechnung auch zuläſſig iſt, wenn die Ware 
zum Weiterverkauf nach einer vorausgehenden Verarbeitung 
gekauft iſt). Bei dieſer Art der Schadensberechnung kann 
der Verkäufer nicht einwenden, daß ſich der Käufer billiger 
gedeckt habe oder hätte decken können. Der Bekl. iſt zuzu⸗ 
geben, daß die Schadensliquidation des Klrs. von dem ge⸗ 
wöhnlichen Fall der abſtrakten Berechnung inſofern abweicht, 
als der Klr. dem Vertragspreis nicht den Verkaufspreis der 
unbearbeiteten Hefe, ſondern denjenigen der bearbeiteten unter 
gleichzeitigem Abzug ſeiner Speſen gegenüberſtellt. Dadurch 
wird aber die Schadensberechnung nicht zu einer konkreten; 
denn dieſe ſetzt voraus, daß der Käufer geltend macht, er 
habe infolge der Nichterfüllung beſtimmte ſeinerſeits über⸗ 
nommene Lieferpflichten nicht erfüllen können oder er habe 
ſich, um dies zu können, mit Schaden eingedeckt. Damit, 
daß der Käufer in ſeinen Schaden neben einem etwaigen 
Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreis und dem Verkaufs⸗ 
preis auch den Gewinn, den er durch die Verarbeitung der 
Ware erzielt hätte, einkalkuliert, verliert die Berechnung nicht 
den Charakter einer abſtrakten. Nun liegt der Fall hier ſo, 
daß der Kläger nicht behauptet, der Verkaufspreis der un⸗ 
bearbeiteten Hefe habe den Vertragspreis überſtiegen; er ver⸗ 
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langt überhaupt nur Erſatz für den Gewinn, den er durch 
die Verarbeitung hätte erzielen können. Bei der von dem 
Sachverſtändigen geſchilderten Art und Weiſe der Hefezube⸗ 
reitung darf davon ausgegangen werden, daß der Klr. in 
der Lage geweſen wäre, neben etwaiger Deckungsware auch 
noch die von der Bekl. zu liefernde Hefe zu verarbeiten. 
Etwas Gegenteiliges hat auch die Bekl. nicht behauptet. Sie 
macht nur geltend, daß der Klr. ſich ohne Schaden gedeckt 
habe oder ſich ſo hätte decken können und daß er neben der 
Deckungsware keinen Abſatz für die Hefe der Bekl. habe fin⸗ 
den können. Dieſe Ausnahme von der Regel, daß Gegen⸗ 
ſtände des Handelsverkehrs jederzeit in beliebigen Men⸗ 
gen zum laufenden Preis abgeſetzt werden können, muß die 
Bekl. beweiſen, was aber mit den angebotenen Beweiſen nicht 
möglich iſt. Es mag ſein, daß im allgemeinen der Markt 
in Preßhefe ein beſchränkter iſt, ſo daß ohne beſondere Be⸗ 
mühungen ein Hefefabrikant nicht jederzeit ſeinen Abſatz be⸗ 
liebig vermehren kann. Allein die Verhältniſſe des Klrs. 
lagen inſofern günſtiger, als er, wie der Sachverſtändige an⸗ 
gegeben hat, in größerem Umfang an Bäcker direkt liefert, 
ſo daß er leichter ſeinen Kundenkreis erweitern kann. Dazu 
kommt, daß nach der unwiderſprochenen Behauptung des 
Klrs. ſeit dem Knappwerden der Futtermittel getrocknete Hefe 
ein geſuchter, leicht abſetzbarer Artikel zu Futterzwecken ge⸗ 
worden iſt. Unter dieſen Umſtänden iſt, ohne daß es der 
Anhörung eines Sachverſtändigen über dieſen Punkt bedurfte, 
anzunehmen, daß der Klr. auch für die Preßhefe aus den 
Lieferungen der Bekl. neben etwaiger Deckungsware Abſatz 
gefunden hätte. Hienach kommt es darauf nicht an, ob ſich 
der Klr. anderweit ohne Schaden gedeckt hat oder hätte 
decken können. Da auch die Angriffe der Bekl. auf die Sach⸗ 
kunde des Sachverſtändigen Z. und auf die von dieſem be⸗ 
ſtätigte Berechnung der Höhe des kläg. Schadens nicht ſtich⸗ 
haltig ſind, insbeſondere die Bekl. ſich nicht darauf berufen 
kann, daß ihre Lieferungen in den Monaten Januar bis März 
1915 minderwertig geweſen wären, fo ift die Bekl. mit Recht 
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vom Landgericht nach dem Klagantrag verurteilt worden. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 9. Juni 1916 i. S. W. ⸗ 
H. Brauereigeſellſch. gegen P. Sch. Nr. 187/1916. 


18. 


Verſchaffung non Kriegslieferungsanftrügen gegen An⸗ 
teil am Gewinn. 


Die Beklagte J. P. u. Cie., eine Zigarettenfabrik, er⸗ 
ſuchte die Deutſche Zentrale für Kriegslieferungen von Tabak⸗ 
fabrikaten um Zuweiſung von Aufträgen, wurde aber ohne 
Angabe von Gründen abgewieſen. Nach den Satzungen der 
Zentrale ſollen an den Lieferungen alle deutſchen Firmen be⸗ 
teiligt werden, deren Leiſtungsfähigkeit, Zuverläſſigkeit und 
Ehrenhaftigkeit außer Frage ſtehen. Der Vorſtand der be⸗ 
treffenden Abteilung hat darüber zu entſcheiden. Die Be⸗ 
ſtellungen auf Kriegslieferungen ſind an die Zentrale zu 
richten, welche die Aufträge den einzelnen Firmen nach einem 
Verteilungsmaßſtab zuweiſt. Anfangs Februar machte der 
Kläger die Beklagte darauf aufmerkſam, daß er einen Ver⸗ 
wandten im Vorſtand der Zentrale habe, durch deſſen Ver⸗ 
mittlung es ihm vielleicht gelinge, ihr Militäraufträge zu 
verſchaffen. Die Beklagte erwiderte, wenn er das fertig 
bringe, könne er im Monat 500 bis 1000 Mk. verdienen, 
und ſagte ihm durch ſchriftlichen Vertrag vom 12. Februar 
1915 als „Gewinnanteil“ an ihren Zigarrettenlieferungen für 
die Zentrale beſtimmte, nach Sorten abgeſtufte Sätze zu; 
auch ſollte der Kläger jederzeit berechtigt ſein, durch Einſicht 
in eine von der Beklagten über ihre Verbindung mit der 
Zentrale anzulegende Mappe und in ihre Zollbücher ſich über 
die Erteilung und Erledigung der Lieferungsaufträge zu unter⸗ 
richten. Die Schritte, die der Kläger bei ſeinem Verwandten 
und dieſer bei dem Vorſtand der Zigarettenabteilung der 
Zentrale unternahm, führten zur Zulaſſung der Beklagten zu 
Kriegslieferungen. In der erſten Zeit bezahlte die Beklagte 
über 1500 Mk. Gewinnanteile an den Kläger; von Herbſt 
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1915 an verweigerte ſie die Erfüllung des Vertrags. Der 
Kläger klagte auf Rechnungslegung nach Maßgabe des Ver⸗ 
trags und auf Auszahlung der ihm zukommenden Beträge. 
Die Beklagte wandte ein: Ihr erſtes Zulaſſungsgeſuch ſei 
zurückgewieſen worden, weil ſie ſich unrichtigerweiſe als Fa⸗ 
brik für Lohnarbeit bezeichnet habe. Der Kläger habe nur 
den hiedurch bei der Zentrale hervorgerufenen Irrtum auf⸗ 
klären müſſen, dagegen keine Vermittlung, wie ſie der Ver⸗ 
trag im Auge habe, betätigt. Ueberdies verſtoße der Ver⸗ 
trag gegen die guten Sitten. Ferner fechte die Bekl. ihn 
wegen argliſtiger Täuſchung an. Entweder habe der Kläger 
ihre Unkenntnis über die Rechtslage argliſtig ausgenützt oder 
habe er den Einfluß ſeines Verwandten dazu gebrauchen 
wollen, auf den Vorſtand der Zentrale rechtmäßig oder un⸗ 
rechtmäßig einzuwirken. 

Die I. Kammer für Handelsſachen des K. Landgerichts 
St. verurteilte die Bekl. durch Teilurteil, die vollſtändige 
Sammlung der ſeit Februar 1915 bei ihr eingelaufenen Zi⸗ 
garettenlieferungsaufträge der Zentrale, ferner ihre Zollbücher, 
aus denen die Erledigung der Aufträge zu erſehen ſei, dem 
Kläger zwecks Einſicht vorzulegen. Die hiegegen gerichtete 
Berufung der Bekl. wurde zurückgewieſen aus folgenden 

Gründen: 

Ob der Vertrag vom 12. Februar 1915 als ein ab⸗ 
ſtraktes Schuldverſprechen aufgefaßt werden kann, iſt nicht 
zu entſcheiden. Denn auch von dem bejahenden Standpunkt 
des Landgerichts aus muß auf die Beurteilung des Grund— 
geſchäfts, nämlich des entgeltlichen Vertrags, zurückgegriffen 
werden, auf dem die Verſprechungen der Bekl. an den Klr. 
beruhen. Wie ſich aus dem ſchriftlichen Vertrag im Zu— 
ſammenhalt mit der vorausgegangenen mündlichen Beredung 
der Parteien ergibt, bilden die dem Klr. eingeräumten Ge⸗ 
winnanteile das Entgelt für eine von ihm zu erbringende 
Leiſtung, darin beſtehend, daß er es fertig bringe, daß die 
Bekl. zu den Lieferungen an die Deutſche Zentrale für Kriegs- 
lieferungen von Tabaksfabrikaten zugelaſſen werde. Die Be⸗ 
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wirkung dieſes Erfolges als ſolchen war die Tätigkeit, für 
welche der Klr. die zugeſagte Vergütung anzuſprechen haben 
ſollte. Von der Art der Mittel dagegen, die zur Erreichung 
des angewandten Zweckes anzuwenden ſein würden, war die 
Zahlungspflicht der Bekl. nicht abhängig. Zum mindeſten 
die Bekl. hatte von den Hinderniſſen, die ihrer Zulaſſung 
bis dahin entgegengeſtanden waren, und daher auch von den 
Schritten, die zu ihrer Ueberwindung erforderlich waren, keine 
beſtimmte Vorſtellung. Ihr kam es lediglich darauf an, daß 
die vorhandenen Widerſtände vom Kläger auf irgendeinem, 
ſeiner Auswahl überlaſſenen Wege beſeitigt wurden. Des⸗ 
halb hat ſie auch ihr Verſprechen ſchlechthin davon abhängig 
gemacht, daß der Kläger ihre Zulaſſung fertig bringen würde. 
In der Tat iſt es der Tätigkeit des Klägers und ſeines von 
ihm in Bewegung geſetzten Verwandten gelungen, der Bekl. 
Lieferungsaufträge der Zentrale zu verſchaffen. Ob dabei 
der perſönliche Einfluß dieſes Verwandten gar keine Rolle 
geſpielt hat, kann auf ſich beruhen. Auch wenn man an⸗ 
nimmt, daß der Erfolg lediglich der Aufklärung der maß⸗ 
gebenden Stelle über die Art des Betriebs der Beklagten zu⸗ 
zuſchreiben iſt und daß die Zulaſſung der Bekl. die notwen⸗ 
dige Folge jener Aufklärung war, iſt im Sinne des Vertrags 
die Bedingung für die Zahlungspflicht der Bekl. eingetreten. 
Denn nach der erkennbaren Abſicht der Parteien kam es nicht 
darauf an, ob der Vorſtand der Zigarettenabteilung durch 
eine bloße Einwirkung auf ſein Wiſſen zur Aenderung ſeines 
bisherigen ablehnenden Standpunktes veranlaßt wurde oder 
in ſeinen Entſchließungen durch Beeinfluſſung ſeines Willens 
umgeſtimmt werden mußte. Auch daß er nach entſprechender 
Aufklärung verpflichtet war, die Bekl. zu den Lieferungen zu⸗ 
zulaſſen, kommt nach der Vertragsabſicht der Parteien nicht 
entſcheidend in Betracht. 

Der Bekl. kann zugegeben werden, daß ſie ſich auf den 
Vertrag mit dem Klr. nicht eingelaſſen hätte, wenn ſie die 
Sad: und Rechtslage völlig überſehen, alſo gewußt hätte, 
daß ſie der Zentrale nur die erforderlichen tatſächlichen Auf⸗ 
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klärungen zu geben habe, um ihre Zulaſſung zu erwirken. 
Ein Irrtum über den Inhalt ihrer Vertragserklärung, der 
übrigens auch gar nicht geltend gemacht iſt, liegt darin nicht. 
Ebenſowenig iſt die geltend gemachte Anfechtung wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung begründet. Denn es liegt nichts dafür 
vor, daß der Kläger ſeinerſeits beim Vertragsabſchluß ſich 
über die beſtehenden Hinderniſſe und die Mittel zu ihrer Be⸗ 
ſeitigung im klaren geweſen iſt und die Unkenntnis der Bell. 
in dieſer Richtung zu ſeinem Vorteil ausgenützt hat. Es 
kann ſich ſomit nur darum handeln, ob nicht der Vertrag 
ſelbſt oder wenigſtens die jetzige Geltendmachung der Ver⸗ 
tragsrechte durch den Kläger den guten Sitten zuwiderläuſt. 
Dafür, daß die Parteien oder auch nur eine von ihnen beim 
Vertragsabſchluß die Anwendung unlauterer Mittel zur Er⸗ 
reichung des angeſtrebten Erfolges ins Auge gefaßt haben, 
fehlt es an jedem Anhaltspunkt. Es mag ſein, daß in erſter 
Linie daran gedacht wurde, die verwandtſchaftlichen Bezie⸗ 
hungen des Klrs. zu einem Vorſtandsmitglied der Zentrale 
zu benützen, um deſſen perſönlichen Einfluß auf den maß⸗ 
gebenden Abteilungsvorſtand im Sinne einer Willensbeein⸗ 
fluſſung zur Geltung zu bringen. Allein da die Bekl. nach 
den Satzungen der Zentrale unſtreitig zu den Kriegsliefe⸗ 
rungen zugelaſſen werden mußte und den Parteien nicht zu 
widerlegen iſt, daß ſie die Zulaſſung von vornherein als dem 
Recht und der Billigkeit entſprechend angeſehen haben, ſo 
kann in der Inanſpruchnahme jener perſönlichen Beziehungen 
und Einflüſſe etwas Verwerfliches nicht erblickt werden. Auch 
die Anſicht der Bekl., daß die Zuſage eines Entgelts für die 
Vermittelung von Kriegslieferungsaufträgen unter allen Um⸗ 
ſtänden gegen die guten Sitten ſei, geht entſchieden zu weit. 
Es kommt hier auf die Umſtände des Einzelfalles an, wo⸗ 
bei allerdings ein beſonderes Augenmerk darauf zu richten 
ſein wird, ob nicht durch die Gewährung einer Vergütung 
für die Vermittelung die Vertragsmäßigkeit der Lieferung in. 
Frage geſtellt oder die Gefahr einer Ueberforderung nahege⸗ 
legt wird. Beides traf mindeſtens zur Zeit des Vertrags⸗ 
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ſchluſſes vorliegend nicht zu. Die Preiſe für die einzelnen 
Zigarettenſorten waren und ſind von der Zentrale vorge⸗ 
ſchrieben und die Verwendung minderwertigen Materials 
konnte die Bekl. angeſichts der Warenkundigkeit der Zentrale 
nicht wohl riskieren. Ueberdies hat der Klr. nicht ſchlecht⸗ 
hin eine Proviſion, etwa in Prozenten des Kaufpreiſes, zu⸗ 
geſagt erhalten, ſondern nur einen Gewinnanteil mit der 
Wirkung, daß die Vergütung ſich verkürzte oder ganz weg⸗ 
fiel, wenn der Reingewinn der Bekl. ſich erheblich verminderte. 
Auch darf nicht überſehen werden, daß nach dem unwider⸗ 
ſprochenen Zeugnis des Klrs. in dem Prozeß K. gegen P. O. 
1281/1915 die ihm zugeſagte Vergütung auf einer ſorgfäl⸗ 
tigen Kalkulation der Bekl. beruht. Unter dieſen Umſtänden 
kann der Vertrag zwiſchen den Parteien nicht als unſittlich 
bezeichnet werden. Damit iſt aber nicht ohne weiteres ge⸗ 
ſagt, daß der Klr. von den ſämtlichen Kriegslieferungen der 
Bekl. eine Vergütung und gar in Höhe der vereinbarten 
Sätze verlangen darf. Ob dies der Fall iſt, hängt, wie ge⸗ 
ſagt, von dem Verhältnis dieſer Sätze zu dem Reingewinn 
der Bekl. ab. Zu einer Kürzung oder Streichung der Pro⸗ 
viſionen kann man daher von dem angedeuteten Geſichts⸗ 
punkt der Vertragsauslegung wie auch von der Erwägung 
aus gelangen, daß die ungeſchmälerte Geltendmachung der 
Vertragsrechte eine Gefahr für die untadelhafte Ausführung 
der Heeresaufträge darſtellt und unter dieſem Geſichtspunkt 
gegen die guten Sitten verſtößt. Die Frage ſelbſt iſt aber 
zurzeit noch nicht ſpruchreif. Denn ſowohl das Gericht als 
der Klr. ſelbſt können ſich darüber mit Sicherheit erſt ſchlüſſig 
machen, wenn die Lieferungen der Bekl. nach Menge, Sorte 
und Zeit, ſowie die Geſtellungskoſten der Bekl. feſtſtehen. 
Dem muß aber die Erteilung der Rechnungslegung nach 
Maßgabe des Vertrags durch die Bekl. vorhergehen. Es 
liegt daher kein Grund vor, die Verurteilung der Bekl. zu 
dieſer Rechnungslegung, auf die ſich das angefochtene Teil⸗ 
urteil allein bezieht, zu beanſtanden. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 29. September 1916 in 

Sachen J. P. u. Cie. gegen G. R. Nr. 293/1916. 


0 
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19. 


Milchlieferungsvertrag zugunſten des jeweiligen be⸗ 
rechtigten Inhabers einer Käſerei. 


In dem Haus Nr. 15 in R. iſt eine Käſerei eingerichtet. 
Das Haus gehört zurzeit dem Käfer J. Böck in R., der ſich 
ſeit Kriegsausbruch im Feld befindet. Im Jahr 1909 hatte 
der Klr. das Haus von dem jetzigen Mitbeklagten Cl. Gr. 
käuflich erworben; er betrieb die Käſerei durch einen Käſer⸗ 
knecht und ſchloß teils mit den elf Beklagten ſelbſt, teils 
mit ihren Rechtsvorgängern (durchweg Milchbauern von R.) 
im Juli 1909 einen Milchlieferungsvertrag. Die Urkunde 
darüber lautet: „Vertrag. Unterzeichnete Milchlieferanten ver⸗ 
pflichten ſich, daß ſie ihre ſämtliche Milch vom 1. Auguſt 1909 
bis 1. Dezember 1919 in das Käſelokal Haus Nr. 15 in R. zu 
liefern haben. Die Milch wird gekauft nach dem Milchpreis von D. 
im Sommerhalbjahr, im Winterhalbjahr 1 Mk. weniger; Käſe⸗ 
fuhrwerk liefern die Lieferanten franko nach Station W. 
und L., ſowie das Fuhrwerk für nötiges Brennmaterial zur 
genannten Käſerei ebenfalls franko. Zur Beurk., den 26. Juli 
1909. Die Lieferanten: (folgen die Unterſchriften)“. Später 
verkaufte der Klr. das Anweſen; es wechſelte mehrfach den 
Eigentümer, bis es in die Hände des Böck kam. Die Bell. 
lieferten an alle Rechtsnachfolger des Klrs. die Milch, auch 
an Böck, bis dieſer nach Kriegsausbruch zum Heer einbe— 
rufen worden war und die Käſerei nicht fortſetzen konnte. 
Der Klr. hat inzwiſchen die Käſerei von Böck gepachtet und 
hat, weil die Bekl. die Milchlieferung eingeſtellt haben, Klage 
erhoben mit dem Antrag, die Beklagten zu verurteilen, dem 
Klr. gemäß dem Vertrag vom 26. Juli 1909, ſolange der 
Klr. das Recht habe und ausüben wolle, in dem Käfereige- 
bäude Nr. 15 in R. eine Käſerei zu betreiben, höchſtens je⸗ 
doch bis zum 1. Dezember 1919 ihre ſämtliche Milch zu lie⸗ 
fern. Das Landgericht hat nach dem Klagantrag erkannt. 
Die Berufung der Beklagten iſt unter Aenderung der Urteils⸗ 
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formel dahin, daß die Beklagten dem Klr. als dem dermali⸗ 

gen berechtigten Inhaber des Käſereibetriebs in dem Geb. 

Nr. 15 in R. in Gemäßheit des Vertrags vom 26. Juli 

1909 bis zum 1. Dezember 1919 ihre ſämtliche Milch zu 

liefern haben, zurückgewieſen worden aus folgenden 
Gründen: 

Der Sinn und Zweck des vom Klr. unter dem 26. Juli 
1909 mit den Bekl. bzw. deren Rechtsvorgängern abgeſchloſ⸗ 
ſenen Milchlieferungsvertrags liegt klar zutage. Der Klr. 
einerſeits wollte dem jeweiligen Eigentümer der in dem Haus 
Nr. 15 der Gde. R. eingerichteten Käſerei bzw. demjenigen, 
der von dem jeweiligen Eigentümer ein Recht zum Betrieb 
der Käſerei ableitet, eine geordnete Milchzufuhr für einen 
längeren Zeitraum ſicherſtellen, um damit dieſem Geſchäft 
eine dauerhafte Grundlage zu verſchaffen und den Wert des 
Anweſens dadurch zu erhöhen. Die Milchlieferanten auf der 
andern Seite erhielten durch den Vertrag auf lange Zeit 
hinaus einen ſicheren Abnehmer ihrer Milch und zwar zu 
einem den jeweiligen Marktverhältniſſen der Gegend ſich 
anpaſſenden Preis. Einig ſind die Parteien darüber, 
daß mit dem Verſprechen der Bekl., ihre ſämtliche Milch 
zu liefern, ausgeſprochen werden ſollte, daß ſie diejenige 
Milch abzuliefern haben, welche ſie nicht im eigenen 
Haushalt brauchen. Daß der Bezugsberechtigte in der 
Vertragsurkunde nicht ausdrücklich genannt iſt, ſteht der 
Rechtswirkſamkeit des Vertrags nicht entgegen. Einmal 
konnten die Verpflichteten über die Perſon des jeweiligen Be⸗ 
zugsberechtigten nicht im Zweifel ſein und waren hierüber 
auch nicht im Zweifel, wie ſich daraus ergibt, daß ſie jahre⸗ 
lang ihre Milch nicht bloß an den Klr., ſondern auch an 
deſſen Rechtsnachfolger im Haus und im Käſereibetrieb lie⸗ 
ferten und zwar nicht auf Grund neuer Verträge, ſondern 
auf Grund des Vertrags vom 26. Juli 1909. Das BGB. 
erkennt außerdem die Rechtsgültigkeit von Verträgen zugunſten 
noch unbeſtimmter Dritter an und das Reichsgericht hat 
wiederholt ausgeſprochen, daß man zugunſten eines Unter⸗ 
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nehmens, d. h. des unbeſtimmten Perſonenkreiſes der Leiter 
desſelben, Forderungen erwerben kann, wenn nur das Unter⸗ 
nehmen eine gewiſſe Konſtanz und Dauerhaftigkeit hat, wie 
dies bei einem an ein beſtimmtes, mit beſonderen Einrich⸗ 
tungen verſehenes Lokal gebundenen Geſchäftsbetrieb der Fall 
iſt!). Auch bei den des öfteren in der Rechtſprechung be⸗ 
handelten, als Verträge zugunſten Dritter anerkannten Ver⸗ 
trägen von Gemeinden mit Waſſer⸗, Gas⸗ und Elektrizitäts⸗ 
werken über Verſorgung ihrer in der Perſon ſtändigem 
Wechſel unterworfenen Einwohner mit Waſſer uſw. ſind die 
dritten (ſei es neben, ſei es an Stelle der Gemeinde) Be⸗ 
zugsberechtigten nicht genannt?). Die Bekl. meinen nun, 
daraus, daß in dem Vertrag kein perſönlich Berechtigter ge⸗ 
nannt ſei, ſondern nur das Lokal, in welches die Milch zu 
liefern iſt, ergebe ſich, daß die Parteien keinen perſönlichen 
Anſpruch, ſondern einen zeitlich beſchränkten dinglichen An⸗ 
ſpruch haben begründen wollen, daß aber ein ſolches zeitlich 
beſchränktes (ſubjektiv dingliches) Recht nicht oder jeden⸗ 
falls nicht durch einen formloſen, unvollſtändigen Vertrag 
habe begründet werden können. Richtig iſt, daß die ſubjek⸗ 
tiv⸗dinglichen Rechte im BGB. erſchöpfend im Vorkaufsrecht 
und in den Reallaſten und Grunddienſtbarkeiten geregelt ſind 
und daß alle andern dinglichen Rechte nicht zugunſten des 
jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks beſtellt werden 
können ). Allein einmal ift, wie ſchon ausgeführt, nach dem 
offenkundigen Sinn des Vertrags nicht allein der jeweilige 
Grundſtückseigentümer der Bezugsberechtigte, ſondern auch 
der jeweilige berechtigte Inhaber des Käſereibetriebs, der auch 
der Mieter oder Pächter des Hauſes ſein kann. Ueberdies 
iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß ſich jemand in Form eines 
vom BGB. im weiteſten Umfang aufgenommenen Vertrags 
zugunſten Dritter einem andern gegenüber zu Leiſtungen an 
den jeweiligen Eigentümer eines Grundſtücks in der Weiſe 
ı Zu vgl. Dernburg, Das bürgerl. Recht, Bd. 2 IS 81. 


2 Zu vgl. Rſpr. der OLG. Bd. 2 S. 474; 20 S. 140. 
Zu vgl. Staudinger, Bd. III 7./8. Aufl. S. 6 d. 
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verpflichtet, daß der jeweilige Eigentümer einen eigenen ſelb⸗ 
ſtändigen perſönlichen Anſpruch auf die Leiſtung erhält. Nur 
die Eintragung dieſes Rechts ins Grundbuch und die daraus 
ſich ergebende dingliche Sicherung desſelben iſt ausgeſchloſſen, 
weil eben das BGB. derartige Rechte des jeweiligen Eigen⸗ 
tümers als dingliche nicht kennt. Die Rechtswirkſamkeit des 
Vertrags vom 26. Juli 1909 als eines Vertrags zugunſten 
des jeweiligen berechtigten Inhabers der Käſerei iſt daher 
an ſich nicht zu bezweifeln. Daß dieſer Vertrag nicht etwa 
wegen ſeiner Langfriſtigkeit, wie die Bekl. geltend machen, 
gegen die guten Sitten verſtößt, hat ſchon das Landgericht 
aus zutreffenden Gründen feſtgeſtellt. Vor allem kommt in 
Betracht, daß die Preiſe der Milch nicht feſtgelegt ſind, den 
Lieferanten hieraus alſo kein Schaden erwächſt. Gegen die 
Zahlungsunfähigkeit der Nachfolger des Klrs. find fie aber 
hinlänglich durch die Beſtimmungen des BGB. $ 320 ff. ge⸗ 
ſchützt. Daraus, daß der Klr. als Verfaſſer der Verpflich⸗ 
tungsurkunde es vermieden hat, ſich als den aus dem Ver⸗ 
trag Berechtigten zu bezeichnen, wie auch aus dem ſpäteren 
Verhalten der Parteien iſt zu entnehmen, daß nach dem 
Willen der Vertragſchließenden nicht oder jedenfalls nicht 
ausſchließlich der Verſprechensempfänger, ſondern der jeweilige 
Inhaber der Käſerei mit deren Uebernahme das Recht auf 
den Milchbezug unmittelbar, alſo ohne ausdrückliche Abtre⸗ 
tung ſeitens des Berechtigten und ohne jedesmalige Zuſtim⸗ 
muug ſeitens der Verpflichteten erwerben ſolle. Dies allein 
entſpricht auch dem offenkundigen Zweck des Vertrags, der 
zugleich im Intereſſe der verpflichteten Milchbauern von R. 
eingerichteten Käſerei eine zuverläſſige Grundlage zu geben. 
Daraus folgt weiter, daß der bezugsberechtigte Dritte eine 
unmittelbare Klage gegen den Verſprechenden ſei es auf Lei⸗ 
ſtung, ſei es auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung oder 
Verzugs hat. Ob der Klr. als Verſprechensempfänger neben 
dem Bezugsberechtigten auf Grund des Vertrags eine ſelb⸗ 
ſtändige Klage auf Leiſtung an den Dritten hat, was nach 
Staudinger II b zu $ 328 BGB. im Zweifel anzunehmen 
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iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Denn der Klr. hat die in 
dem Haus Nr. 15 betriebene Käſerei in Pacht genommen, 
iſt alſo auf Grund der derzeitigen berechtigten Inhaberſchaft 
der Käſerei bezugs⸗ und klageberechtigt, ohne daß es einer 
Abtretung des Rechts des Eigentümers bedurfte. Ueberdies 
iſt in dem Pachtvertrag auch eine Abtretung der Rechte aus 
dem Milchlieferungsvertrag enthalten. Denn dieſer Vertrag 
bildet die weſentliche Grundlage für die Nutzbarmachung des 
Käſereibetriebs, iſt alſo ein weſentlicher Beſtandteil der Pacht. 
Daß Böck den Kauf des Grundſtücks angefochten hat, ſchließt 
die Ernſtlichkeit des Pachtvertrags nicht aus. Denn es liegt 
auf der Hand, daß, ſolange der Anfechtungsſtreit noch nicht 
rechtskräftig entſchieden iſt, der zurzeit im Feld befindliche 
Böck das Anweſen nach Möglichkeit wirtſchaftlich ausnützt. 
Und da auch der Klr. als Haupthypothekengläubiger an der 
Verwertung und Inſtandhaltung des Käſereilokals ein er⸗ 
hebliches Intereſſe hat, iſt auch an der Ernſtlichkeit auf ſeiner 
Seite nicht zu zweifeln. 

Eine Ausſetzung der Verhandlung bis zur rechtskräftigen 
Erledigung des Anfechtungsprozeſſes gemäß § 148 ZBO. 
kam nicht in Frage, da der derzeitige Eigentümer Böck, von 
dem der Klr. ſeine Klagberechtigung ableitet, ſein Eigentum 
an dem Anweſen nicht ſchon mit dem Eintritt der Rechts⸗ 
kraft des Urteils des Landgerichts R. verliert, ſondern erſt 
mit der Rückauflaſſung, die Klageberechtigung in dieſem 
Rechtsſtreit ſonach durch die Entſcheidung im Anfechtungs⸗ 
prozeß nicht bedingt iſt. Daß die Uebernahme der Käſerei 
durch den Klr. erfolgte, nur um die bezüglichen Rechte aus 
dem Vertrag vom 26. Juli 1909 zu erhalten, macht den 
Pachtvertrag ſelbſtverſtändlich nicht zu einem unſittlichen Ge⸗ 
ſchäft. Unbegründet iſt auch der Einwand der Bekl., daß 
der Vertrag vom 26. Juli 1909 als nicht abgeſchloſſen gelte, 
da die Schriftlichkeit des Vertrags zwiſchen den Vertrag⸗ 
ſchließenden verabredet geweſen ſei, der ſchriftliche Vertrag 
aber mangels der Beurkundung durch den Klr. unvollſtändig 
geblieben ſei. Einmal fehlt es an einem Beweis dafür, daß 
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die Parteien den Vollzug der Beurkundung als Bedingung 
der Vertragsvollendung im Auge gehabt haben. Gegen dieſe 
Annahme ſpricht der Inhalt der Urkunde und die Tatſache, 
daß die Bekl. den Vertrag jahrelang erfüllt haben. Sodann 
aber haben die Bekl. das durch einen etwaigen Mangel in 
der Form urſprünglich rechtsunwirkſame Geſchäft durch ihr 
nachträgliches Verhalten und teilweiſe auch durch ausdrück⸗ 
liches Anerkenntnis genehmigt. Ihrem Einwand ſtünde jeden⸗ 
falls die replica doli generalis entgegen. — Die Bekl. machen 
weiter geltend, Böck habe, nachdem er mit Kriegsausbruch 
mit Sack und Pack von der Käſerei abgezogen ſei und den 
Bekl. anheimgegeben habe, die Käſerei ſelbſt zu betreiben 
oder ſich nach einem anderen Käſer umzuſchauen, ſein Recht auf 
Milchlieferung verloren und habe es auch nicht mehr weiter⸗ 
übertragen können. Dieſe Frage iſt nach dem Ausgeführten 
unerheblich, weil jeder berechtigte Inhaber der Käſerei ſein 
Recht unmittelbar aus dem Vertrag vom 26. Juli 1909 ab⸗ 
leitet. Es kann ſich nur fragen, ob nicht jene Ereigniſſe 
den Bekl. ein Recht zum Rücktritt von dieſem Vertrag gemäß 
den Beſtimmungen des BGB. 8 323 ff. begründet haben, ſei 
es infolge Verzugs in der Milchabnahme ſeitens des Bezugs⸗ 
berechtigten, ſei es infolge anderer den Vertragszweck in er⸗ 
heblicher Weiſe gefährdender Vertragsverletzung durch dieſen. 
Allein aus dem Urteil des Landgerichts R. vom 14. Jannar 
1916 in Sachen des Käſereibeſitzers M. Sch. gegen Böck er⸗ 
gibt ſich, daß dieſer alsbald Vorkehrungen für den unge⸗ 
ſtörten Fortbetrieb der Käſerei im Käſereilokal Nr. 15 ge⸗ 
troffen hat und daß die Bekl. mit dieſen Maßnahmen auch 
einverſtanden waren. Jedenfalls haben ſie weder dem Klr. 
noch dem damaligen Bezugsberechtigten Böck gegenüber zum 
Ausdruck gebracht, daß ſie vom Vertrag zurücktreten, viel⸗ 
mehr weiterhin ihre Milch an die im genannten Hauſe fort⸗ 
betriebene Käſerei abgeliefert, wenn auch nach kurzer Unter⸗ 
brechung, während der ſie die Milch zu Butter verrührt und 
die Butter unter ſich verteilt haben. Allerdings haben die 
Bekl. eigenmächtig über das Lokal verfügt und beſondere 
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Lieferungsverträge mit Käſern abgeſchloſſen, denen nicht etwa 
vom Hauseigentümer Böck das Käſereilokal eingeräumt wor⸗ 
den war, aber ausdrücklich zu den bisherigen Vertragsbe⸗ 
dingungen und mit dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß die 
Benützung des Käſereilokals nur ſo lange dauern könne, bis 
der damalige Klr., der bezugsberechtigte Böck, zurückkomme. 
Die Bekl. ſind hienach nicht bloß nicht vom Vertrag zurück⸗ 
getreten, ſondern haben ſelbſt Vorſorge dafür getroffen, daß 
dem Böck ſeine Rechte aus dem Milchlieferungs vertrag ge⸗ 
wahrt bleiben. 

In letzter Linie haben die Bekl. geltend gemacht, daß 
infolge Baufälligkeit des Gebäudes Nr. 15 die Fortſetzung 
des Käſereibetriebs unmöglich gemacht worden ſei. Allein 
auch dieſer Einwand der Bekl. iſt nicht begründet. Denn 
ſelbſt wenn erwieſen würde, daß das Käſereigebäude bau⸗ 
fällig und der Betrieb der Käſerei infolgedeſſen zurzeit un⸗ 
möglich iſt, ſo wäre dies doch inſofern ohne rechtlichen Be⸗ 
lang, als es ſich hiebei um ein jederzeit zu beſeitigendes Hin⸗ 
dernis handelt, alſo nicht um einen Zuſtand dauernder Un⸗ 
möglichkeit der Vertragserfüllung. 

Eine Befreiung der Bekl. von der Lieferungspflicht käme 
erſt in Frage, wenn der Klr. oder ein anderer Bezugsberech⸗ 
tigter mit der Abnahme und vertragsgemäßen Verwertung 
der ihm tatſächlich oder wörtlich angebotenen Milch in Ver⸗ 
zug gekommen wäre. Allein die Bekl. können nicht behaup⸗ 
ten, daß ſie den Klr. oder einen ſeiner Vorgänger in der 
Bezugsberechtigung in Verzug geſetzt haben. Solange die 
Bekl. die Rechtsgültigkeit des Milchlieferungsvertrags vom 
26. Juli 1909 an ſich beſtreiten und aus dieſem Grund die 
Lieſerung verweigern, kann von einem Annahmeverzug des 
Klrs. keine Rede ſein. Denn inſolange hat der Klr. auch 
keinen Anlaß, die Käſerei in einen betriebsfähigen Zuſtand 
zu verſetzen. 

Das Landgericht hat ſonach mit Recht den Vertrag vom 
26. Juli 1909 für zu Recht beſtehend erachtet und die Bekl. 
demgemäß zur Lieferung an den Klr. verurteilt. Die Be⸗ 
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rufung war daher zurückzuweiſen, jedoch mit der Maßgabe, 
daß die Bekl. verurteilt werden, ihre ſämtliche Milch an den 
Klr. als berechtigten Inhaber des Käſereibetriebs in dem Ge⸗ 
bäude Nr. 15 in R. zu liefern. Dieſe Abänderung des Klag⸗ 
antrags bedeutet weder eine Erweiterung noch eine Ein⸗ 
ſchränkung, ſondern lediglich eine Klarſtellung desſelben, in⸗ 
ſofern damit nur zum Ausdruck gebracht werden ſoll, daß 
nach dem Vertrag vom 26. Juli 1909, eben weil es ſich 
nicht um eine dingliche Berechtigung handelt, nicht jede tat⸗ 
ſächliche Inhaberſchaft des Käſereibetriebs die Milchbezugs⸗ 
berechtigung verleiht, ſondern nur eine vom Eigentümer 
mittelbar oder unmittelbar abgeleitete Inhaberſchaft. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 30. November 1916 

i. S. R. Gr. u. Gen. g. J. A. Gr. U. Nr. 385/1916. 


20. 


If der Spediteur, dem der Rerkäufer die Ware zwecks 

Uebergabe an die Bahn übergeben hat, in betreff des 

Transports zur Bahn und der Rerladung der Ware 
Erfüllnngsgehilfe des Rerkänfers? 


Klr. hat 7 Fäſſer Kokosnußöl, die er an den Bekl. ver⸗ 
kauft hatte, in Düſſeldorf (ſeinem Niederlaſſungsort) einem 
Spediteur übergeben, der die Fäſſer zur Bahn verbracht und 
verladen hat. Bei Ankunft des Oels am Beſtimmungsort 
war ein Teil des Oels ausgelaufen. Für den Abmangel hat 
der Bekl. den Klr. verantwortlich gemacht und zwar auch 
inſoweit, als ein Verſchulden des Spediteurs vorliege, da 
der Verkäufer für dieſen als ſeinen Erfüllungsgehilfen gemäß 
§ 278 BGB. hafte. Hierüber iſt in den 

Gründen 
des Berufungsurteils geſagt: 

Hinſichtlich des weiteren Abmangels hängt die Entſchei⸗ 
dung davon ab, ob dieſer Schaden durch ein von der Klrin. 
zu vertretendes Verſchulden verurſacht iſt, ſei es nun durch 
ein Verſchulden der Klrin. ſelbſt, ſei es durch ein Verſchulden 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. X XVIII. 2. 10 
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derjenigen Perſonen, deren ſie ſich zur Erfüllung der ihr ob⸗ 
gelegenen Vertragsverpflichtungen bedient hat und für deren 
Verhalten fie ſomit gemäß § 278 BGB. einſtehen muß. 

Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung haftet aber die Klrin. 
nicht für ein Verſchulden der Bahn bei der Verladung oder 
Beförderung des Guts. Denn die Bahn handelt hiebei nicht 
als Erfüllungsgehilfe des Abſenders. Zwar hatte die Klrin., 
da ein ſog. Diſtanzkauf vorliegt, nach allgemein anerkanntem 
Handelsgebrauch dem Käufer gegenüber die Vertragspflicht, 
die Ware an den Beſtimmungsort zu verſenden. Allein nur 
die Verſend ung iſt Sache des Verkäufers, nicht auch die 
Beförderung. Seiner Verſendungspflicht genügt aber 
der Verkäufer damit, daß er die Ware der Bahn auf Grund 
des mit ihr geſchloſſenen Frachtvertrags zur Beförderung 
übergibt. Damit hat der Verkäufer das Seinige getan. So⸗ 
weit daher eine Beſchädigung des Guts nach dieſem Zeit⸗ 
punkt durch ein Verſchulden der Bahn entſtanden iſt, fällt 
die Verantwortung hiefür, da 8 278 BGB. nicht zutrifft, 
ausſchließlich der Bahn und nicht auch dem Verkäufer zu!). 
Die Rechte aus dem Frachtvertrag kann die Bekl. als die 
Empfängerin des Guts unmittelbar gegen die Bahn geltend 
machen, da dieſe Rechte kraft Geſetzes mit der Ankunft des 
Guts am Ablieferungsort auf die Bekl. übergegangen ſind 
(S 435 HGB.). 

Nun aber hat die Klrin. die Ware nicht unmittelbar der 
Bahn übergeben und mit ihr den Frachtvertrag geſchloſſen, 
ſondern ſie hat ſich der Dienſte der Speditionsfirma Oskar 
W. in Düſſeldorf bedient, die ſie durch ihr eigenes Fuhr⸗ 
werk nach Düſſeldorf⸗Hafen zugeliefert hat. Die Firma 
W. hat laut dem vorliegenden Frachtbrief den Frachtvertrag 
mit der Bahn in eigenem Namen geſchloſſen und durch ihre 
Leute die Ware in den von der Bahn geſtellten Wagen ver- 


1) S. Düringer⸗ Hachenburg, HGB. 2. Aufl. III. Bd. S. 26; 
Staub, HGB. 9. Anfl. Exk. zu § 382 Anm. 35, 38, 40 b; RGK. 
§ 447 Anm. 2 Abſ. 2; ROH G. 3 S. 106; auch die Entſcheidung des 
ROH. 13 S. 152 beſagt nichts anderes. 
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laden. Die Bekl. behauptet nun, daß ein vom Spediteur 
zu vertretendes Verſchulden inſofern vorliege, als die Ange⸗ 
ſtellten des Spediteurs die Ware mangelhaft verladen, näm⸗ 
lich ungenügend im Wagen befeſtigt haben, ferner aber, daß 
für dieſes Verſchulden der Speditionsfirma die Klrin. gemäß 
8 278 BGB. einzuſtehen habe, da der Spediteur ihr Er⸗ 
füllungsgehilfe ſei. Dieſer Auffaſſung war jedoch nicht bei⸗ 
zutreten. Wenn auch nach Handelsbrauch die Verſendung 
der Ware dem Verkäufer obliegt, ſo iſt dabei der Grundge⸗ 
danke doch der, daß der Verkäufer im Intereſſe des Käufers 
handelt, daß er hiemit ein Geſchäft des Käufers führt, das 
an ſich dieſem obläge und von dem Verkäufer nur deshalb 
zu beſorgen iſt, weil er als Beſitzer der Nächſte zur Sache 
iſt!). Hieraus ergibt ſich die Begrenzung der Verſendungs⸗ 
pflicht und der hierauf bezüglichen Haftung. Die Verpflich⸗ 
tung des Verkäufers beſteht einfach darin, die Ware auf den 
Weg zu bringen. Dieſer Pflicht genügt er aber gleicher⸗ 
maßen durch die unmittelbare Uebergabe der Ware zur 
Bahn wie dadurch, daß er die Ware einem geeigneten 
Spediteur auf Grund des mit ihm geſchloſſenen Speditions⸗ 
vertrags zur Veranlaſſung der Beförderung übergibt. Da⸗ 
mit iſt die Ware aus feinem Haftungs- und Gefahrbereich 
herausgetreten. Wie hinſichtlich der Tragung der Gefahr, 
d. h. der Haftung für zufällige Beſchädigung der Ware, 
in $ 447 BGB. die Uebergabe an den Spediteur der 
Uebergabe an den Frachtführer (die Eiſenbahn) gleichgeſtellt 
iſt, ſo muß dieſe Gleichſtellung auch hier bei der Frage der 
Haftung für Verſchulden gelten. Der Verkäufer haftet alſo 
für ein ihm etwa zur Laſt fallendes Verſchulden beim Ab⸗ 
ſchluß des Speditionsvertrags, ſo namentlich für Verſchulden 
bei der Auswahl des Spediteurs), in welcher Beziehung 
aber die Bekl. eine Behauptung nicht aufgeſtellt hat. Da⸗ 
gegen haftet der Verkäufer dem Käufer nicht für ein Ver⸗ 


1) Düringer⸗ Hachenburg, HGB. a. a. O. S. 27. 
2) Staub, HGB. Exk. zu § 382 Anm. 40 b. 
10 * 
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ſchulden des Spediteurs bei Erfüllung der ihm zufolge des 
Speditionsvertrags obliegenden Verpflichtungen; denn durch 
Uebergabe an den Spediteur hat der Verkäufer die ihm kraft 
Vertrags obliegende Tätigkeit erfüllt, ſo daß der Spediteur 
bei der nunmehr von ihm zu entfaltenden Tätigkeit nicht Er⸗ 
füllungsgehilfe des Verkäufers iſt. Wenn alſo der Spedi⸗ 
teur oder ſeine Angeſtellten bei der Verladung der Ware 
nicht mit der genügenden Sorgfalt verfahren ſind, ſo berührt 
das den Verkäufer — wenigſtens für die Regelfälle — nicht. 
Daß der vorliegende Fall eine abweichende Beurteilung er⸗ 
fordere, daß ein Ausnahmefall vorliege, in dem die Haftung 
des Verkäufers für den Spediteur begründet ſei!), iſt nicht 
dargetan. Die Beklagte macht zwar in der Berufungsbe⸗ 
gründung geltend: daraus, daß die Ware ab Düſſeldorf ver⸗ 
kauft ſei, folge die Vertragspflicht der Klrin., die Fäſſer in 
Düſſeldorf zu verladen und abzurollen; die Verantwortung 
und Gefahr für die Fäſſer bis zu dem Augenblick, wo der 
Eiſenbahnzug ſich in Bewegung ſetze, trage die Klrin. Wäre 
dieſe Ausführung zutreffend, ſo wäre damit allerdings die 
Haftung der Klrin. für die richtige Verladung durch den 
Spediteur gemäß $ 278 BGB. begründet. Allein mit der 
Vertragsbeſtimmung: „ab Düſſeldorf“ iſt nur geſagt, daß die 
Frachtkoſten zu Laſten des Käufers gehen; demgemäß hat 
auch die Klrin. die Frachtſendung an die Bekl. nicht freige⸗ 
macht, und die Bekl. hat hiewegen keine Beanſtandung er⸗ 
hoben. 

Falls es nun richtig ſein ſollte, daß die Ware durch ein 
Verſchulden zu Schaden gekommen iſt, das der Firma W. 
bei der Verladung zur Laſt fällt, ſo kann zwar die Bekl. von 
der Klrin. die Abtretung der Rechte fordern, die dieſer gegen 
den Spediteur auf Grund des (von ihr geſchloſſenen) Spe⸗ 
ditionsvertrags zuſtehen?); Anſprüche gegen die Klrin. aus 


) Vgl. die Entſcheidungen des RG. Bd. 66, 402 ff., 77, 318 und 
dazu Staub, Exk. zu § 382 Anm. 35, 40 b, Exk. zu § 374 Anm. 46. 
2) Staub, HGB. Exk. zu § 382 Anm. 56 Ab. 2. 
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Verſchulden des Spediteurs ſtehen ihr aber nicht zu. 
Urteil des III. Zivilſenats vom 6. Februar 1917 i. S. 
Schmitz g. Koppert U. Nr. 397/1916. 


21. 


Handelskauf | 
1. Bedeutung der Beſtimmung: „anf Abruf bis“ zu 
einem beſtimmten Monat. | 
2. Anıhfriffebnng vor Eintritt der Fälligkeit. 


In den 
Gründen 
eines Berufungsurteils iſt geſagt: 

Die Beklagte beruft ſich in erſter Linie auf die Vertrags⸗ 
beſtimmung, wonach die Ware auf Abruf bis Dezember zu 
liefern geweſen ſei, und macht geltend, daß ſie vor Ablauf 
dieſes Termins gar nicht in Lieferungsverzug habe kommen 
können. Allein dieſer Auslegung des Vertrags kann nicht 
beigetreten werden. Der Sinn dieſer Beſtimmung geht viel⸗ 
mehr dahin, daß ſpäteſtens bis zu dieſem Termin das Ge⸗ 
ſchäft abgewickelt ſein ſollte, daß alſo der Klr. verpflichtet 
war, ſpäteſtens auf dieſen Zeitpunkt die ſämtlichen beſtellten 
Waren abzurufen. Keineswegs war aber dem Klr. verwehrt, 
auch ſchon vorher, von dem endgültigen Abſchluß des Ver⸗ 
trags an, jede beliebige innerhalb der Vertragsgrenzen lie⸗ 
gende Menge zu früherer Lieferung abzurufen. Dieſe Aus⸗ 
legung des Vertrags ergibt ſich aus der Sachlage von ſelbſt. 
Der Klr. wollte mit den beſtellten Waren, wie die Bekl. 
wußte, verſchiedene Märkte beſuchen, und es wäre ihm nicht 
damit gedient geweſen, wenn er mit der Lieferung bis in den 
Dezember hätte zuwarten müſſen, d. h. bis zu einer Zeit, wo 
die meiſten Wintermärkte bereits ſtattgefunden hatten und 
das Publikum ſeinen Bedarf an Wintertrikotwaren bereits 
gedeckt hatte. 

Andererſeits war aber die Bekl. nicht verpflichtet, die 
beſtellten Waren für den zu erwartenden Abruf jederzeit be⸗ 
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reit zu halten. Es beſteht vielmehr nach dem Gutachten des 
Sachverſtändigen Sch. der in der Sache durchaus begründete 
Handelsgebrauch, daß dem Fabrikanten auf den Abruf eines 
marktfahrenden Händlers, der nur gegen Nachnahme bezieht, 
eine angemeſſene Friſt zur Anfertigung der Ware gelaſſen 
werden muß. Was unter angemeſſener Friſt zu verſtehen 
iſt, kann nicht ganz im allgemeinen für alle Fälle paſſend 
feſtgeſtellt werden, es kommt vielmehr, was die Zivilkammer 
nicht genügend berückſichtigt hat, auf die Umſtände zur Zeit 
des Abrufs an, wobei insbeſondere auch die durch den Krieg 
geſchaffene beſondere Sachlage in Betracht zu ziehen iſt. 

Auf den erwähnten Handelsbrauch kann ſich aber der 
Fabrikant dann nicht berufen, wenn er die abgerufene Ware 
vorrätig auf Lager hat. Die Bekl. war daher verpflichtet, 
auf die vom Klr. in ſeinen Abrufſchreiben geſetzten Termine 
zu liefern, wenn ſie die Waren vorrätig hatte oder, ſoweit 
dies nicht zutraf, wenn die vom Klr. gewährte Lieferfriſt 
eine angemeſſene war. In dem einen wie in dem andern 
Falle trat die Fälligkeit der Lieferung auf den Liefertermin 
(nicht ſchon, wie die Zivilkammer annahm, mit dem Abruf) 
ein. Der häufig!) ausgeſprochene Satz, eine Lieferung ſei 
fällig, wenn der Gläubiger die Erfüllung fordern dürfe, 
ſchließt als ſelbſtverſtändliche und deshalb nicht beſonders 
ausgeſprochene Vorauſetzung in ſich, daß die Lieferung zu ſo⸗ 
fortiger Erfüllung gefordert werden dürfe. Dies war aber, 
wenn die Bekl. die Ware nicht vorrätig hatte, erſt nach Ab⸗ 
lauf der angemeſſenen Lieferfriſt der Fall, und außerdem 
hatte der Klr. gar nicht ſofortige Lieferung, ſondern Liefe⸗ 
rung auf die von ihm geſetzten Termine verlangt. 

Eine Nachfriſtſetzung liegt im Brief des Anwalts vom 
8. Oktober, worin die Lieferfriſt für Zittau vom 10. auf 
13. Oktober und für Dresden vom 16. Oktober auf 18. Ok⸗ 
tober verlängert worden iſt. Dieſer Brief iſt nun aller⸗ 
dings — mindeſtens was die Dresdener Lieferung anlangt — 


1) So bei Düringer⸗-Hachen burg, HGB. 2. Aufl. II. Bd. 
Einl. Anm. 288 S. 199. 
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der Bekl. vor Eintritt der Fälligkeit zugekommen, und es er⸗ 
hebt ſich daher die Frage, ob nicht mit Rückſicht hierauf der 
Friſtſetzung die Wirkſamkeit zu verſagen iſt. Grundſätzlich 
iſt zwar davon auszugehen, daß gemäß §S 326 BGB. die 
Nachfriſt erſt nach Eintritt des Verzugs geſetzt werden kann. 
Allein allzuſehr darf an dem Wortlaut des Geſetzes nicht 
gehaftet werden. Ein Hinausgreifen über den Wortlaut des 
§ 326 BGB. liegt ſchon in dem allgemein anerkannten Satze, 
daß die Nachfriſtſetzung ſchon mit der den Verzug erſt be⸗ 
gründenden Mahnung verbunden werden kann. Darüber 
hinaus iſt aber für beſonders liegende Fälle auch das Recht 
anzuerkennen, daß die Nachfriſt auch ſchon vor Eintritt der 
Fälligkeit und des Verzugs geſetzt werden kann, natürlich 
mit der Maßgabe, daß die Nachfriſt erſt mit dem Eintritt 
der Fälligkeit zu laufen beginnt!). 

Um einen ſolchen beſonderen Fall handelt es ſich aber 
hier. Die Bekl. hatte ſchon mit der an den Klr. gerichteten 
Poſtkarte vom 1. Oktober erklärt, daß ſie wegen Arbeiter⸗ 
mangels nicht alle abgerufenen Waren bis zu den im Abruf 
geſetzten Terminen werde liefern können. Hierin liegt zwar 
nach der Faſſung und Begründung des Schreibens keine der⸗ 
art beſtimmte Erfüllungsverweigerung, daß es einer Nach⸗ 
friſtſetzung nicht mehr bedurft hätte; andererſeits war aber 
hiemit doch die Nichterfüllung in einer Weiſe in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt, daß hiedurch die ſofortige Setzung der Nachfriſt vor 
Eintritt des Verzugs gerechtfertigt iſt — dies um ſo mehr, 
als die beiden Märkte nur kurze Zeit dauerten und daher 
eine Nachfriſtſetzung erſt nach Ablauf des Abrufstermins gar 
keinen Zweck mehr gehabt hätte. 

Die Wirkſamkeit der im Brief vom 8. Oktober geſetzten 
Nachfriſten iſt daher nicht zu beanſtanden. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 11. April 1916 in 

Sachen Ammann g. Seidler. U. Nr. 308/1915. 

) S. Staub, HGB. 9. Aufl. Erf. zu $ 374 Anm. 97, 86, Dü⸗ 


ringer⸗ Hachenburg, HGB. 2. Aufl. II. Band Einl. Anm. 333, 
Planck, BGB. 4. Aufl. § 326 Erl. 2 a, RG. im Recht 1914 Nr. 753. 
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22. 


Bereicherungsklage eines Geiſteskranken wegen einer 
auf feine Rechnung erfolgten Zahlung einer RNichtſchuld. 


Der durch Beſchluß des K. Amtsgerichts R. vom 17. Dez. 
1913 wegen Geiſteskrankheit entmündigte Klr. hat ſich am 
24. Mai 1913 dem Bekl. gegenüber für eine dieſem gegen 
den Zahnarzt Um. zuſtehende Mietzinsforderung von 2550 Mk. 
als Selbſtſchuldner ſchriftlich verbürgt. Auf Zahlungsauf⸗ 
forderung des Bekl. hat für dieſen der Wirt Su. in St. die 
fragliche Schuld und eine weitere inzwiſchen fällig gewordene 
Mietzinsrate des Um. mit 2692 Mk. 5 Pfg. und 575 Mk. 
mittels Schecks aus eigenen Mitteln (aber — nach der Zeu⸗ 
genausſage des Su. — im Namen und für Rechnung des 
Klrs.) bezahlt. Der Vormund des Klrs. hat nach Su.3 An⸗ 
gabe eine entſprechende Erſatzforderung des Su. gegen den 
Klr. ausdrücklich anerkannt. Die auf Rückerſtattung der 
dem Bekl. durch Su. zugekommenen Beträge gerichtete Klage 
des Vormunds des Klrs. iſt im Berufungsverfahren abge- 
wieſen worden aus folgenden 


Gründen: 


Es bedarf eines Eingehens auf die Frage der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit des S. nicht; denn auch wenn man deſſen Geſchäfts⸗ 
fähigkeit im Zeitpunkt der Eingehung der Bürgſchaft als 
ausgeſchloſſen anſieht, iſt doch die Klage abzuweiſen. 

Bei der Geſchäftsunfähigkeit des S. wäre deſſen Bürg⸗ 
ſchaftserklärung allerdings nichtig geweſen. Klr. kann aber vom 
Bekl. gemäß SS 812 ff. BGB. nur zurückfordern, was auf 
ſeine (des Klrs.) Koſten der Bekl. hienach ohne rechtlichen 
Grund erhalten hat. Auf Koſten des Klrs. (aus deſſen Ver⸗ 
mögen) hat aber der Bekl. nichts erhalten: denn unbeſtritte⸗ 
nermaßen hat Su. aus ſeinen Mitteln die Klagſumme be⸗ 
zahlt. Mag er das auch im Auftrag und für Rechnung des 
Klrs. getan haben, jo kann er trotzdem Erſatz des Bezahlten 
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vom Klr. nicht verlangen: der Auftrag war, wenn Klr. ge⸗ 
ſchäftsunfähig war, rechtlich ungültig und unwirkſam; be⸗ 
reichert (von einer Schuld befreit) iſt Klr. durch die Zahlung 
des Su. nicht, weil dieſer ja — wie unterſtellt wird — 
eine Nichtſchuld des Klrs. bezahlt hat’). 

Wenn der Vormund des Klrs. einen Erſatzanſpruch des 
Su., der nach dem eben Geſagten unbegründet war, aner⸗ 
kannt hat, ſo berührt das den Bekl. nicht: ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch des Klrs. gegen den Bekl. ($ 812 BGB.) konnte 
dadurch augenſcheinlich nicht begründet werden. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 4. Juli 1916 i. S. 

Kienzle g. Sautter U. Nr. 213/1916. 


23. 


Kann mit einer Wechſelklage ein Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch wegen Zahlungsverzugs geltend gemacht werden? 


Die (in Holland anſäſſige) Klrin. hat im Oktober 1915 
gegen die Bekl. Klage erhoben auf Bezahlung dreier Wechſel 
über 972 Mk. 6 Pfg., 3000 Mk. und 2891 Mk. 44 Pfg., 
die vor 31. Juli 1914 ausgeſtellt und am 31. Auguſt, 
15. September und 30. September fällig waren, deren Fäl⸗ 
ligkeit ſich aber zufolge der BRVO. vom 10. Auguſt und 
22. Oktober 1914 ſowie vom 13. Januar 1915 hinausge⸗ 
ſchoben hatte. Auf Antrag der Klrin. hat am 26. Septem 
ber 1915 der Reichskanzler eine Ausnahme von den Vor⸗ 
ſchriften in 8 1 Abſ. 1 BRVO. vom 7. Auguſt 1914 über 
die Geltendmachung von Anſprüchen von Perſonen, die im 
Ausland ihren Wohnſitz haben, inſoweit zugelaſſen, als gegen 
die Bekl. Wechſelforderungen in Höhe von 972 Mk. 66 Pfg., 
3000 Mk. und 2891 Mk. nebſt Zinſen und Koſten vor in⸗ 
ländiſchen Gerichten geltend gemacht werden ſollen. Die 
Bekl. iſt durch rechtskräftigen Vollſtreckungsbefehl vom 23. Ok⸗ 
tober 1915 zur Zahlung der eingeklagten Beträge verurteilt 


— 


1) Vgl. RG. 60 Nr. 66 S. 287. 


154 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


worden. Die Bekl. hat die Urteilsbeträge in Mark am 
13. Dezember 1915, 13. Januar und 31. Januar 1916 be⸗ 
zahlt. Klein. behauptet: dieſe Zahlungen hätten an den Fäl⸗ 
ligkeitstagen (31. Mai, 15. und 30. Juni 1915) einen Wert 
von 3701 holl. fl. dargeſtellt, während ſie zur Zeit der Zahlung 
nur einen ſolchen von 3139 fl. 24 kr. dargeſtellt haben, Klrin. 
habe alſo infolge Zahlungsverzugs der Bekl. einen Schaden 
in Höhe von 1298 Mk. 63 Pfg. erlitten. Die auf Erſtattung 
dieſes Betrags gerichtete Klage iſt im Berufungsverfahren 
abgewieſen worden aus folgenden 
Gründen: 

Der Einwand: durch die Beſtimmungen der WO. (Art. 50 
und 51) ſeien weitere Schadenserſatzanſprüche wegen Verzugs 
des Wechſelſchuldners ausgeſchloſſen, iſt begründet. 

Die angeführten Beſtimmungen, die die Anſprüche regeln, 
die dem letzten Wechſelinhaber mangels Zahlung zur Ver⸗ 
fallszeit zuſtehen, gelten auch für die Anſprüche des Traſ⸗ 
ſanten gegen den Akzeptanten!). Die vom Akzeptanten ge⸗ 
ſchuldete Vergütung iſt hienach (wie die dem letzten Wechſel⸗ 
inhaber von einem Vormann geſchuldete) vom Geſetz auf ge- 
wiſſe feſte Poſten beſchränkt, ſo daß der Wechſelgläubiger 
auch dann, wenn er durch das Ausbleiben der zur Verfall⸗ 
zeit erwarteten Zahlung nach ſeinen individuellen Verhält⸗ 
niſſen einen größeren Schaden erlitten hat, in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Wechſelgläubiger einen weitergehenden Erſatz nicht 
beanſpruchen kann. Daß die geſetzliche Regelung dieſen Sinn 
hat, ergibt deren Wortlaut („die Regreßanſprüche — be⸗ 
ſchränken ſich auf —“; „der Indoſſant iſt zu fordern be- 
rechtigt“ — nicht etwa: „mindeſtens zu fordern berechtigt“); 
ſie hat ihren Grund darin, daß der Wechſelverkehr und deſſen 
Strenge eine feſte Begrenzung des Schadens erfordert, weil 
ſonſt die Regreßſumme ins Ungemeſſene ſteigen und je nach 
den perſönlichen Verhältniſſen des Wechſelgläubigers ver⸗ 
ſchieden bemeſſen werden könnte, was den Wechſelverkehr in 


) Vgl. Grünhut, Wechſelrecht Band 2 § 129 i. A. 


A. in Civilſachen. 155 


weitgehendem Maß zu unterbinden geeignet wäre. Die in 
Vorſtehendem dargelegte Auslegung der einſchlägigen Be⸗ 
ſtimmungen der WO. wird in der Rechtslehre allgemein ver⸗ 
treten. 

Der Klaganſpruch iſt daher, da ihn die Klrin. lediglich 
als Wechſelgläubigerin geltend gemacht hat, unbegründet. Ob 
fie auf Grund der den Akzepten unterliegenden Rechtsver⸗ 
hältniſſe Erſatz des behaupteten Verzugsſchadens beanſpruchen 
könnte, iſt nicht zu erörtern, weil auf dieſes (gar nicht an⸗ 
gegebene) Rechtsverhältnis die Klage nicht geſtützt iſt. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 11. Juli 1916 i. S. 

Mozer u. Preiß gegen Magneſit Exploitatie⸗Mij⸗Ma⸗ 

gneſit Works U. Nr. 254/1916. 


24. 


Schadenserſatzanſpruch des betrogenen Käufers, der 
einen Weiterverkauf unter Rerſchweigung des Fehlers 
nerſuchte und ſpäter die Sache als fehlerhaft verkaufte. 


Der Klr. kaufte am 13. Oktober 1915 vom Bekl. ein 
Pferd und bezahlte am 17. Oktober 1915 den Kaufpreis von 
1460 M. Weil das Pferd ein Schläger iſt, wies der Auf⸗ 
traggeber des Klägers es zurück. Der Klr. verlangte vom 
Bekl. die Zurücknahme; ſie wurde verweigert. In der Folge 
verkaufte der Klr. das Tier weiter, nach feiner Behauptung 
als Schläger um nur 600 Mk. Mit der Klage verlangte der 
Klr. vom Bekl. den Unterſchied im Preis nebſt 80 Mk. Fracht 
und Futterkoſten als Schadenserſatz wegen argliſtiger Täu⸗ 
ſchung. Der Bekl. wendete ein: er habe dem Klr. bei den 
Kaufsverhandlungen geſagt, daß das Pferd ein Schläger ſei. 
Jedenfalls habe der Klr. etwaige Rechtsbehelfe wegen des 
Fehlers verloren, weil der Klr. den Kaufpreis nach erlangter 
Kenntnis von dem Fehler und nach Ablehnung der Zurück— 

1) S. Grünhut a. a. O. 5 125 i. und Anm. 1; Thöl, 
Wechſelrecht (4. Aufl.) 899 VI; Staub, WO. (4. Aufl.) § 8 zu Art. 50; 
Stranz, Komm. zur WO. 11. Aufl. Anm. 6 zu Art. 50. 


156 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


nahme durch den Bekl. bezahlt und weil er das Pferd unter 
Verſchweigung des Fehlers an das Pferdeerſatzdepot in L. 
verkauft habe, von dem er es allerdings wieder habe zurück⸗ 
nehmen müſſen. 

Das Landgericht wies die Klage ab. In der Berufungs⸗ 
inſtanz wurde der vom Klr. erhobene Schadenserſatzanſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. In den 

Gründen 
des Berufungsurteils iſt zunächſt ausgeführt, daß der Bekl. 
dem Klr. den Fehler des Schlagens argliſtig verſchwiegen 
und ihn hiedurch zum Abſchluß des für ihn nachteiligen 
Kaufs beſtimmt habe. Dann heißt es weiter: 

Nichtsdeſtoweniger läßt ſich die Klage nicht auf den 
vom Klr. in erſter Linie geltend gemachten Geſichtspunkt der 
unerlaubten Handlung (BGB. 88 823, 826) ſtützen. Nach 
der hiebei anwendbaren Vorſchrift des § 249 kann nur Wie⸗ 
derherſtellung des Zuſtandes verlangt werden, der ohne die 
argliſtige Täuſchung beſtehen würde. Das müßte im vor⸗ 
liegenden Falle notwendig zur Rückgängigmachung des Kaufes 
führen. Gerade dieſe will aber der Klr. nicht, nachdem er 
das Pferd anderweitig verkauft hat. Er will vielmehr am 
Vertrag trotz der argliſtigen Täuſchung feſthalten und ver⸗ 
langt Entſchädigung nur dafür, daß das Pferd entgegen den 
Verſicherungen des Verkäufers ein Schläger iſt. Zur Be⸗ 
gründung dieſes Anſpruchs bedarf es der Heranziehung des 
§ 463 BGB., deſſen Vorausſetzungen gleichfalls gegeben find. 
Denn der Bekl. hat durch die eingangs erwähnten Erflä- 
rungen dem Klr. eine Eigenſchaft des Pferdes, nämlich die 
Abweſenheit des Fehlers, ein Schläger zu ſein, zugeſichert 
oder doch mindeſtens vorgeſpiegelt. Auf Grund des § 463 
kann nun der Käufer unter Zurückweiſung der Kaufſache 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des ganzen Vertrags 
verlangen; er kann ſich aber auch darauf beſchränken, unter 
Feſthaltung am Vertrag im ganzen Schadenserſatz wegen 
Nichtgewährung der zugeſicherten oder vorgeſpiegelten Eigen⸗ 
ſchaft, hier wegen der zugeſicherten oder vorgeſpiegelten Eigen⸗ 
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ſchaft, daß das Pferd kein Schläger ſei, zu beanfpruchen. 
Den letzteren Anſpruch hat der Klr. vorſorglich geltend ge- 
macht und dieſer Anſpruch iſt dem Grunde nach gerecht— 
fertigt. 

Was der Bekl. dagegen vorbringt, iſt nicht ſtichhaltig. 
Mit zutreffender Begründung hat das Landgericht es abge⸗ 
lehnt, einen Verzicht des Klrs. daraus herzuleiten, daß fein 
Beauftragter Sch. das Geld für das Pferd dem Bekl. abge⸗ 
liefert hat zu einer Zeit, als der Mangel bereits entdeckt und 
die Zurücknahme des Pferds vom Bekl. abgelehnt war. Auch 
die wiederholte Vernehmung des Sch. hat keinen Beweis da⸗ 
für erbracht, daß dieſer Zeuge, als er am Sonntag nach 
dem Kauf dem Bekl. das Geld auszahlte und angeblich da⸗ 
von ſprach, die Sache ſei erledigt, der Klr. habe das Pferd 
weiterverkauft, im Auftrag oder Einverſtändnis des Klrs. ge⸗ 
handelt hat. Den weiteren Ausführungen des Landgerichts 
aber, die zur Abweiſung der Klage geführt haben, kann nicht 
beigetreten werden. Da der Klr. ja von dem Kauf gar nicht 
abgehen, ſondern im Gegenteil unter Feſthaltung am Vertrag 
nur Schadenserſatz wegen des Fehlers haben will, der ihm 
argliſtig verſchwiegen und deſſen Abweſenheit ihm zugeſichert 
worden iſt, ſo ſteht die Weiterveräußerung des Pferdes dem 
geltend gemachten Anſpruch nicht entgegen. Allerdings hatte 
der Klr. das Pferd ſchon vorher an das Pferdeerſatzdepot 
unter Verſchweigung des Fehlers verkauft oder zu verkaufen 
verſucht. Wäre es zu dieſem Verkauf endgültig gekommen 
oder dabei geblieben, ſo könnte ſich fragen, ob der Klr. ſeiner⸗ 
ſeits überhaupt noch geſchädigt und nicht, weil dies zu ver⸗ 
neinen, ſeines Anſpruchs gegen den Bekl. verluſtig gegangen 
iſt. In Wirklichkeit aber iſt dieſer Verkauf nicht endgültig 
zuſtande gekommen und es iſt bei dem Verſuch des Klrs. ge⸗ 
blieben, ſich für den beim Bekl. erlittenen Schaden bei einem 
Dritten auf unlautere Weiſe zu erholen. In einem ſolchen 
Verſuch einen bedingungsloſen Verzicht des geſchädigten 
Käufers gegenüber ſeinem Verkäufer zu erblicken auch für 
den Fall, daß der Verſuch mißlingen ſollte, geht zu weit und 
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iſt auch durch Treu und Glauben nicht geboten. 
Hienach erſchien die Berufung des Klrs. als begründet. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 22. Dezember 1916 i. S. 
Sch. g. B. U. Nr. 298/1916. 


25. 


Wer if Tierhalter und Betriebsunternehmer, wenn 

ein Gemeindefarren einem Farrenwürter zur Fütte⸗ 

rung, Mart und Pflege gegen ein beſtimmtes Entgelt 
überlaſſen iſt? 


Am 7. Juni 1915 iſt der Taglöhner Gottlob Lö. in 
O. im Stalle des Bauern E. dortſelbſt von einem der bekl. 
Gemeinde gehörigen Farren an die Wand gedrückt und ſo 
ſchwer verletzt worden, daß er am nächſten Tage ſtarb. 

Der Farren, der den Lö. verletzt hat, war nebſt mehre⸗ 
ren anderen von der bekl. Gemeinde gemäß einer ihr durch 
das württ. Geſetz auferlegten Verpflichtung zu Zuchtzwecken 
angeſchafft worden; die Bekl. hatte mit dem Bauern E. einen 
Vertrag geſchloſſen, wonach die Farren in einem dem E. ge⸗ 
hörigen Stall untergebracht wurden und letzterer die Fütte⸗ 
rung und Wartung der Tiere, ſowie ihre Vorführung zur 
beſtimmungsgemäßen Benützung übernahm, und dafür von 
der Gemeinde eine Vergütung erhielt. Der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch der Hinterbliebenen des Lö. gegen die Gemeinde iſt 
im Berufungsverfahren für gerechtfertigt erklärt worden aus 
folgenden 

Gründen: 

I. Die Bekl. kann von den Klägern auf Grund des 
§ 833 BGB. in Anſpruch genommen werden, falls ſie in 
betreff des in Rede ſtehenden Farrens Tierhalterin iſt und 
der Unfall ſich nicht in ihrem Betrieb ereignet hat (vgl. 
§ 898 RWO.: daß fie den Unfall vorſätzlich herbeigeführt 
habe, iſt nicht behauptet). 

II. Die Gemeinde iſt in betreff des Farrens Tierhalterin 
i. S. des $ 833 BBG. Daron ſcheint die Bekl. ſelbſt aus⸗ 
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zugehen; es entſpricht auch dem Sprachgebrauch; die Bell. 
iſt ferner nicht nur Eigentümerin und mittelbare Beſitzerin des 
Farren, ſondern ſie hat nach dem mit E. abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trag auch die Verfügungsgewalt über die dem E. zur Wart 
und Pflege überlaſſenen Farren. Der Fall liegt ähnlich, 
wie der, da der Eigentümer eines Fohlens dieſes einem 
Fohlenweidebeſitzer auf längere Zeit (nicht zur Benützung, 
ſondern) zur Wart und Pflege überläßt; auch hier iſt der 
Eigentümer des Fohlens nach wie vor Tierhalter; das Inter⸗ 
eſſe, das E. (und der Fohlenweidebeſitzer) an dem betreffen⸗ 
den Zuſtand hat, iſt — weil ihm die Verfügungsgewalt über 
das Tier fehlt — nicht ein derartiges eigenes Intereſſe, wie 
es zur Begründung der Eigenſchaft als Tierhalter erforder⸗ 
lich wird)). | 

III. Es fragt ſich nun, ob der Unfall 25.3 ſich im Be⸗ 
trieb der Bekl. zugetragen hat. Das iſt damit, daß die Bell. 
Tierhalterin iſt, noch keineswegs gegeben: wenn ein einem 
Fohlenweidebeſitzer zur Wart und Pflege übergebenes Fohlen 
auf der Weide einen Schaden anrichtet, iſt der Unfall als 
im Betrieb des Fohlenweidebeſitzers erfolgt anzuſehen, ob⸗ 
wohl dieſer nach dem in Ziff. II Geſagten nicht Tierhalter iſt. 

Aehnlich liegt die Sache im vorliegenden Fall. Der 
Anſicht der Zivilkammer: die Bekl. habe in Erfüllung der 
ihr durch das Geſetz auferlegten Verpflichtung dem E. eine 
dem Amt eines Gemeindeangeſtellten ähnliche Stellung ange⸗ 
wieſen, vermag der Senat nicht beizutreten. Nach dem Far⸗ 
renhaltungsgeſetz vom 16. Juni 1882/24. Mai 1897 (Reg.⸗ 
Bl. S. 47) können die Gemeinden der ihnen obliegenden 
Farrenhaltungspflicht auf dreierlei Weiſe nachkommen: 1. 
durch Haltung der Farren in eigener Verwaltung: 2. durch 
Vergebung der Fütterung und Pflege der auf ihre Koſten 
angeſchafften und ihr Eigentum bleibenden Farren an einen 
vertragsmäßig aufgeſtellten Farrenhalter; 3. durch Gewäh⸗ 
95 Vgl. in betreff des Halters eines Kraftfahrzeugs, deſſen Begriff in 
gleicher Weiſe wie der des Tierhalters zu beſtimmen iſt: RG. 78 Nr. 39 
S. 182 183; auch RG. 87 Nr. 29. 
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rung von Beiträgen an Farreneigentümer, die ihre Farren 
zum Gebrauch der Gemeindeangehörigen zur Verfügung ſtellen. 
Ein Unfall, der ſich bei einer Regelung nach Ziff. 1 zuträgt, 
erfolgt ohne Frage im Betrieb der Gemeinde, ein bei einer 
Regelung nach Ziff. 3 ſich ereignender im Betrieb des Farren⸗ 
eigentümers; fraglich iſt, wie es ſich bei einer Regelung nach 
Ziff. 2 verhält, wie ſie im gegenwärtigen Fall vorliegt. Der 
Vertrag der Gemeinde mit E. ſtellt ſich nicht als Dienſt⸗, 
ſondern als Werkvertrag dar: E. hat gegen Gewährung einer 
beſtimmten Entſchädigung die Farren zu füttern, zu warten 
und zu pflegen; das kann für ihn Gewinn oder Verluſt 
bringen; feine Stellung iſt ähnlich, wie die eines Bauakkor⸗ 
danten, dem eine Gemeinde einen Schulhausbau, ſtatt ihn 
in eigener Verwaltung durch ihren Ortsbaumeiſter ausführen 
zu laſſen, gegen Bezahlung einer gewiſſen Summe zur Aus⸗ 
führung vergibt; der Akkordant iſt dann derjenige, in deſſen 
Betrieb ſich, wenn ein Bauarbeiter verunglückt, der Unfall 
ereignet; er iſt ſelbſtändiger Unternehmer, nicht Angeſtellter 
oder Bedienſteter der Gemeinde, wenn er auch deren Wei⸗ 
ſungen in gewiſſem Umfang Folge zu leiſten hat. Für E. 
war die Uebernahme der Wart und Pflege der Farren ein 
landwirtſchaftlicher Nebenbetrieb; die Bekl. hat ihrer Farren⸗ 
haltungspflicht in der Weiſe genügt, daß ſie die — nicht für 
Zwecke der juriſtiſchen Perſon, ſondern der einzelnen Ein⸗ 
wohner in Erfüllung einer öffentlich rechtlichen Pflicht ange» 
ſchafften — Farren durch Werkvertrag dem E. zur Fütte⸗ 
rung, Wart und Pflege überließ, ſtatt dieſe Sorge in eigene 
Verwaltung zu übernehmen. Dabei hatte E., ſoweit ihm 
nicht der Vertrag gewiſſe Beſchränkungen auferlegte, die mit 
dem Betrieb eines ſelbſtändigen Unternehmers durchaus ver⸗ 
einbar ſind, freie Hand in betreff der Art und Weiſe, wie 
er ſeine Vertragspflicht erfüllen wollte. Für ſeine Rechnung 
ging der Betrieb der Farrenhaltung, in ſeinem Betrieb hat 
ſich daher der Unfall 25.3 ereignet. So hat auch die land⸗ 
wirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft für den Schwarzwaldkreis 
die Sache angeſehen (was für das Gericht nicht bindend iſt, 
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weil es ſich hiebei nicht um eine Entſcheidung der in $ 901 
RVO. bezeichneten Art handelt), wie daraus hervorgeht, daß 
fie beſchloſſen hat, gegen E. Anſprüche gemäß §8 1042, 903 ff. 
RVO. zu erheben. Die im landgerichtl. Verfahren ange⸗ 
führte Entſcheidung des Reichsverſicherungsamts ſteht nicht ent⸗ 
gegen: ſie ergibt nur, daß die Farrenhaltung als ein land⸗ 
wirtſchaftlicher Betrieb zu gelten hat, und bezeichnet als Be⸗ 
triebsunternehmerin die Gemeinde nur „nach Lage des Falls“ 
(die nicht näher erſichtlich ift). Daß die Bekl. Haftpflicht⸗ 
verſicherung betreffs der durch die Farren verübten Schäden 
übernommen hat, erklärt ſich aus ihrer Eigenſchaft als Tier⸗ 
halterin, der (angebliche) Bezug des halben Sprunggelds 
aus ihrer Eigenſchaft als Eigentümerin der Farren, deren 
zufälligen Verluſt ſie zu tragen hat. 

Der Unfall hat ſich auch nicht gleichzeitig im Betrieb 
der Bekl. und E.s ereignet, weil eben die Bekl. den geſamten 
Betrieb — die beſtimmungsgemäße Verwendung, die Fütte⸗ 
rung, Wart und Pflege der Tiere — dem E. überlaſſen 
hatte. 

IV. Die Gemeinde iſt alſo im Verhältnis zu Lö. ein 
„Dritter“ i. S. der RVO.; die Klr. können fie daher aus 
§ 833 BGB. in Anſpruch nehmen. Lö. war nach den un⸗ 
beſtritten gebliebenen tatſächlichen Feſtſtellungen des ange⸗ 
fochtenen Urteils ein Bedienſteter des E. (wenn ihn auch die 
Bekl. dieſem zugewieſen hatte), in deſſen Betrieb er tätig 
war und von dem er bezahlt wurde: aus §§ 618, 831 kön⸗ 
nen die Klr. daher keinen Anſpruch gegen die Bekl. ableiten. 
Davon, daß etwa Lö. (wie der Trainer in dem Fall RG. 58 
Nr. 104) die mit dem Geſchäft eines Farrenwärters verbun⸗ 
dene Gefahr vertragsmäßig übernommen hätte, kann natür⸗ 
lich keine Rede ſein !). 

Dagegen findet die Beſtimmung des zweiten Satzes des 

8 833 BGB. Anwendung?). Die Bekl. wäre daher von der 


1) RG. a. a. O. S. 412; 50 Nr. 56. 

2) Vgl. Staudinger, Komm. z. BGB., 7./8. Aufl., Anm. 7, bog, 
r (S. 1792). 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. X XVIII. 2. 11 
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Haftung frei, wenn ſie zu beweiſen vermöchte, daß ſie bei 
Beaufſichtigung des Farrens die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet hat. Dieſen Beweis hat ſie damit allein 
noch nicht erbracht, daß ſie in E. (wie angenommen werden 
kann) eine geeignete Perſon für Fütterung, Wart und Pflege 
der Tiere aufgeſtellt hat. Die Pflicht der Beaufſichtigung 
(welches Wort nicht eng auszulegen ift)!) umfaßt auch die 
Pflicht, darüber zu wachen, daß das einem Dritten in Ge⸗ 
wahrſam gegebene Tier — wenn es ein gefährliches iſt, wie 
ein Zuchtfarren — in einer Weiſe untergebracht iſt, daß 
eine Schadenſtiftung durch das Tier möglichſt ausgeſchloſſen 
iſt. Daß die Bekl. in dieſer Richtung ihrer Beaufſichtigungs⸗ 
pflicht nachgekommen iſt, hat ſie nicht dargetan: ſie hat viel⸗ 
mehr zugegeben, daß die Einrichtung des Farrenſtalls des E. 
in der von den Klägern behaupteten Weiſe mangelhaft war, 
und weder geltend gemacht, ein ſolcher Zuſtand ſei (was die 
Klr. ausdrücklich in Abrede gezogen haben) allgemein oder 
doch in weiten Kreiſen üblich, noch, der Schaden wäre auch 
bei unmangelhafter Beſchaffenheit des Stalls entſtanden. Es 
bleibt daher bei der Haftung der Bekl. gemäß § 833 Satz 1 
BGB. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 11. Juli 1916 i. S. 

Löhmann g. Gemeinde Oberjeſingen U. 253/1916. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen worden. 

26. | 

Bie Eintragung einer Sicherungshypothek für die For⸗ 
derung gegen den Erſteher des Grundſtücks im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren, die für den Fall der Michtig- 
keit einer bei Feſtſtellung des geringſten Gebots be⸗ 
rückſichtigten Hypothek beſteht (58 50 Abf. 1, 125 Abſ. 2, 
128 w.), wirkt nicht gemäß § 892 BGB. als Ein⸗ 
tragung eines Widerſpruchs gegen die nichtige Hypothek. 

Auf dem Haus Kloſterſtraße 14 in St., das die Bekl. 
am 12. November 1914 aus dem Nachlaß des Maſchinen⸗ 

1) Staudinger a. a. O. S. 1793. 
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händlers J. W. durch Zuſchlag im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren erworben hat und das ſeit 26. März 1915 auf ſie 
im Grundbuch eingetragen iſt, ſteht an zweiter Stelle eine 
zu 4½% verzinsliche, in Zielern bis 1923 zahlbare Buch⸗ 
hypothek über reſtliche 8600 Mk., deren urſprünglicher Gläu⸗ 
biger der im Jahre 1914 verſtorbene Zimmermann S. Gr. 
geweſen iſt. Seine Witwe B. Gr., die ihn mit den Kindern 
beerbt hat und der an den Erbteilen der Kinder das lebens⸗ 
längliche Nutznießungs⸗ und Verwaltungsrecht zuſteht, hat 
am 21. Juni 1915 auf Rechnung eines Kaufpreiſes für einen 
Weinberg und Baumacker von der Hypothek den Teilbetrag 
von 7600 Mk. nebſt Zinſen ſeit 1. Januar 1915 an den 
Klr. abgetreten, was am 26. Juli 1915 im Grundbuch ein⸗ 
getragen worden iſt. Der Klr. hat wegen des auf 1. Januar 
1916 verfallenen Ziels von 1000 Mk. nebſt Zins ſeit Ver⸗ 
fall und wegen der rückſtändigen Zinſen aus 7600 Mk. für 
1915 gegen die Bekl. die Hypothekenklage erhoben. Die 
Bekl. hat eingewendet, daß die Hypothek als Bordellhypothek 
nichtig ſei und der Klr. ſich auf den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht berufen könne. Der Klr. hat die Gültigkeit der 
Hypothek behauptet und vorſorglich den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs für ſich in Anſpruch genommen. S. Gr. 
hatte das Haus, das er im Jahre 1886 um 21000 Mk. er⸗ 
ſtanden und in dem er ſelbſt öffentliche Dirnen beherbergt 
hatte, im November 1898 um 43 500 Mk. an die Hutmachers 
Ehefrau J. Sp. verkauft und ſich darauf für 23 600 Mk. 
ein Unterpfandsrecht eintragen laſſen, aus dem die jetzt ſtrei⸗ 
tige Hypothek hervorgegangen iſt. In einem Vorprozeß, in 
dem die Witwe Gr. gegen die Beklagte das auf 1. Januar 
1915 verfallene Ziel nebſt Zinſen eingeklagt hatte, hat der 
I. Zivilſenat des Oberlandesgerichts mit Urteil vom 
3. März 1916 die Klage mit der Begründung abgewieſen, 
daß der Kaufvertrag Gr.⸗Sp. nach Motiv, Zweck und In⸗ 
halt als ſittenwidrig erſcheine und daher für nichtig zu 
erachten ſei, weil die Sp. das Haus in der dem Verkäufer 
bekannten Abſicht gekauft habe, es wie dieſer durch Be⸗ 
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herbergung öffentlicher Dirnen zu Unzuchtszwecken auszu⸗ 
nützen, und mit Rückſicht auf dieſe Abſicht und die durch die 
polizeiliche Duldung des Dirnenbetriebs geſchaffene beſondere 
Eignung des Hauſes zu ſolchem Gebrauch ein höherer Kauf⸗ 
preis vereinbart worden ſei. Nachdem der Beklagten in der 
Zwangsverſteigerung zur Aufhebung der Gemeinſchaft das 
Haus zugeſchlagen worden war, hatten die Erben des J. W. 
im Verteilungstermin vom 17. März 1915 gegen die Gültig⸗ 
keit der Gr.ſchen Hypothek Widerſpruch erhoben. Dies ver⸗ 
anlaßte den Verſteigerungskommiſſär, für den Fall, daß die 
Hypothek nicht beſtehen und daher die Erſteherin den Kapi⸗ 
talbetrag bar zu zahlen haben würde, in der Weiſe Vorſorge 
zu treffen, daß er für den gedachten Fall die Forderung 
gegen die Erſteherin auf die W.ſchen Erben übertrug und 
zu ihren Gunſten die Eintragung einer Sicherungshypothek 
auf dem Haus an 6. Stelle herbeiführte. Die Bekl. be⸗ 
hauptete nun, durch den Eintrag dieſer Sicherungshypothek 
ſei der öffentliche Glaube des Grundbuchs hinſichtlich der 
ſtreitigen Hypothek beſeitigt geweſen und die Eintragung 
eines Widerſpruchs überflüſſig geworden. Auch habe der 
Klr. beim Erwerb der Hypothek deren Ungültigkeit gekannt. 

Das Landgericht hat die Bekl. nach dem Klagantrag zur 
Bezahlung von Ziel und Zins verurteilt. Die Berufung der 
Bekl. iſt zurückgewieſen worden aus folgenden 

Gründen: 

Daß der Kaufvertrag vom 8. November 1915, durch 
den der verſtorbene S. Gr. das Haus Kloſterſtraße 14 an 
die Frau Sp. um 43 500 Mk. veräußert hat, wegen Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten nichtig iſt, muß auch im gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit angenommen werden. Es kann in dieſer 
Beziehung auf die Gründe des Urteils dieſes Senats vom 
3. März 1916 i. S. W. g. Gr. U. 483/15 Bezug genommen 
werden, gegen die der Klr. etwas Stichhaltiges nicht vor⸗ 
gebracht hat. Die Nichtigkeit des Kaufvertrags hatte zur 
Folge, daß auch das für einen Teil des Kaufpreiſes auf dem 
Hauſe eingetragene Unterpfandsrecht nicht zur Entſtehung ge⸗ 
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kommen iſt. In dem früheren Prozeß blieb unentſchieden, 
ob die Ungültigkeit des Unterpfandsrechts ihren Grund nur 
im Fehlen der zu ſichernden Forderung hatte oder ob die 
Nichtigkeit, von der der Kaufvertrag betroffen war, ſich auch 
auf den Pfandbeſtellungsakt, d. h. auf den zur Beſtellung 
des Unterpfandsrechts erforderlichen dinglichen Vertrag er⸗ 
ſtreckte, ſowie ob im einen oder anderen Falle der Unter: 
pfandseintrag als ein beſtehendes Pfandrecht i. S. von 
Art. 192 EGBGB. zu gelten hat oder nicht, wovon wieder⸗ 
um abhing, ob ſeit der Anlegung des Grundbuchs die um⸗ 
geſchriebene Hypothek als Eigentümergrundſchuld zu Kräften 
gekommen war oder eine rechtswirkſame Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks überhaupt nicht darſtellte. All dies kann auch im 
gegenwärtigen Rechtsſtreit unentſchieden bleiben. Denn wenn 
die dem Klr. im Juni 1915 von der Witwe Gr. abgetretene 
Hypothek als ſolche vor der Abtretung nicht beſtanden hatte, 
kann Klr. den Erwerb nur auf § 892 BGB. ſtützen und für 
die Frage, ob er auf Grund dieſer Vorſchrift erworben hat, 
iſt gleichgültig, ob dem Hypothekeneintrag, auf den er ſich 
beruft, vor der Abtretung keinerlei Rechtswirkung zukam oder 
ob ihm die Grundſchuld eines früheren Eigentümers des 
Hauſes zugrunde lag. Ebenſo iſt es für die Anwendung 
des § 892 bedeutungslos, daß hier ein Hypothkeneintrag in 
Frage ſteht, der durch Umſchreibung aus dem früheren Unter⸗ 
pfandsbuch zuſtande gekommen iſt; und zwar gilt dies auch 
für den Fall, daß dem Unterpfandseintrag jede Rechtswir⸗ 
kung und damit auch die Eigenſchaft eines beſtehenden Pfand⸗ 
rechts i. S. von Art. 192 EGBGB. abzuſprechen war. Maß⸗ 
gebend für den gutgläubigen Erwerb aus 8 892 iſt eben der 
Inhalt des Grundbuchs, wie er zur Zeit des fraglichen Er⸗ 
werbs beſtanden hat, ohne daß es darauf ankäme, auf welche 
Weiſe dieſer Inhalt, hier der Hypothekeneintrag, zuſtande 
kam und aus welchem Grunde er mit der wirklichen Rechts⸗ 
lage nicht im Einklang ſtand. 

Stehen die bisher erörterten Umſtände der Berufung 
des Klrs. auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht 
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im Wege, ſo gilt zu ſeinen Gunſten deſſen Inhalt, wie er 
zur Zeit der Abtretung der Hypothek beſtand, als richtig, es 
ſei denn, daß ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit einge⸗ 
tragen oder dem Klr. die Unrichtigkeit bekannt war. Als 
Inhalt des Grundbuchs iſt nun freilich nicht bloß die für 
den verſtorbenen Gr. eingetragen geweſene Hypothek anzu⸗ 
ſehen, ſondern die Geſamtheit der Einſchreibungen, die auf 
den Rechtsbeſtand des Grundſtücks Bezug hatten!). Der auf 
die abgetretene Hypothek bezügliche Eintrag darf daher nicht 
für ſich allein, ſondern muß im Zuſammenhang mit dem 
übrigen auf das Grundſtück bezüglichen Grundbuchinhalt, 
insbeſondere mit dem Eintrag der Sicherungshypothek Nr. 6 
zugunſten der W.ſchen Erben betrachtet werden. Der Bekl. 
kann zugegeben werden, daß trotz der mangelhaften Faſſung 
dieſes Eintrags deſſen Bezugnahme auf die Gr.ſche Hypothek 
wegen der Gleichheit des Kapitalbetrags, des Zinsfußes, der 
Zielertermine und der ſonſtigen Zahlungsbedingungen aus 
dem Grundbuch erkennbar war. Allein nicht richtig iſt, daß 
die Gr.ſche Hypothek durch die Sicherungshypothek, wie die 
Bekl. ſich ausdrückt, belaſtet war, womit gemeint iſt, daß ſie 
in ihrem buchmäßigen Beſtand durch den Eintrag der Siche⸗ 
rungshypothek beeinträchtigt geweſen ſei. Dieſe letztere iſt 
als eine bedingte eingetragen und zwar bedingt dadurch, daß 
der Widerſpruch der W.ſchen Erben gegen den Beſtand der 
Gr.ſchen Hypothek für begründet erachtet, deren Wegfall alſo 
gerichtlich feſtgeſtellt wird. Der Eintrag ergibt ſonach zwar, 
daß im Zwangsverſteigerungsverfahren die W.ſchen Erben 
das Nichtbeſtehen der Gr.ſchen Hypothek geltend gemacht 
hatten und daß deshalb für fie nach Maßgabe der §8 50 
Abſ. 1, 125 Abſ. 2, 128 ZwVG. eine Sicherungshypothek 
für ihre eventuelle Forderung gegen die Bekl. als Erſteherin 
eingetragen worden war. Aber darüber, ob der Widerſpruch 
der W.ſchen Erben begründet war, ob alſo die Gr.ſche Hypo⸗ 
thek in Wirklichkeit nicht zu Recht beſteht, gibt der Eintrag 


1) Komm. d. RER. BGB. § 892 Anm. 6 Abi. 1. 
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keinen Aufſchluß. Aus ihm ergibt ſich daher nichts gegen 
die Richtigkeit des die Gr. ſche Hypothek betreffenden Eintrags 
und insbeſondere nicht, daß den W.ſchen Erben ein Einwand 
gegen den Beſtand dieſes Rechts zur Seite ſtand. Durch die 
Eintragung der Sicherungshypothek iſt demnach der öffent⸗ 
liche Glaube des Grundbuchs in Anſehung des Eintrags über 
die Gr. ſche Hypothek nicht erſchüttert worden. 

Wollte die Bekl. oder wollten die W.ſchen Erben der 
unbewieſenen Behauptung, daß die Gr. ſche Hypothek nicht zu 
Recht beſtehe, einen grundbuchmäßig wirkſamen Ausdruck ver⸗ 
leihen, ſo mußten ſie einen Widerſpruch gegen die Richtig⸗ 
keit des Grundbuchs nach § 899 BGB. eintragen laſſen; 
durch die Eintragung der Sicherungshypothek waren ſie dem 
nicht überhoben. Daß ein beſonderer Widerſpruch nicht ein⸗ 
getragen war, iſt außer Streit. Auch iſt nicht zweifelhaft, 
daß der Eintrag der Sicherungshypothek als ein ſolcher nicht 
gelten kann. Abgeſehen davon, daß bei ihm die formellen 
Vorausſetzungen des § 899 Abſ. 2 BGB. nicht eingehalten 
ſind, handelt es ſich bei ihm überhaupt nicht um eine die 
Gr. ſche Hypothek unmittelbar betreffende Eintragung, ſondern 
um den ſelbſtändigen Eintrag eines beſonderen Rechts am 
Grundſtück, der auf jene Hypothek nur mittelbar inſofern 
Bezug hat, als ſeine Wirkſamkeit durch deren Nichtbeſtehen 
bedingt iſt. 

Mithin iſt der Erwerb der Hypothek durch den Klr. nur 
dann ausgeſchloſſen, wenn dieſer die Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs hinſichtlich des an ihn abgetretenen Rechts gekannt, 
m. a. W., wenn er um deſſen Nichtbeſtehen gewußt hat. 
Der Kenntnis ſteht die grob fahrläſſige Unkenntnis nicht 
gleich. Der Beweis der Kenntnis, der der Bekl. obliegt, iſt 
weder erbracht noch erbringbar. Selbſtverſtändlich iſt aus 
der Erkundigung des Klrs. bei dem Grundbuchbeamten nicht 
zu entnehmen, daß er an der Rechtsbeſtändigkeit der Hypo⸗ 
thek gezweifelt, geſchweige denn, daß er um ihr Nichtbeſtehen 
gewußt hat. Auch aus dem Grundbuch war, ſofern der Klr. 
dieſes vor dem Erwerb der Hypothek überhaupt eingeſehen 
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hat, deſſen Unrichtigkeit nicht zu erſehen. Auch wenn der 
Klr. daraus entnommen haben ſollte, daß die W.ſchen Erben 
bei der Zwangsverſteigerung das Beſtehen der Gr.ſchen Hypo⸗ 
thek bezweifelt hatten und daß ihnen für den Fall der Be⸗ 
gründetheit ihres Widerſpruchs eine Sicherungshypothek auf 
dem Haus beſtellt worden war, ſo würde das noch lange 
nicht ſeine Kenntnis von dem Nichtbeſtehen der Gr.ſchen 
Hypothek beweiſen. Ebenſo iſt dasjenige, was die Bekl. in 
der Berufungsbegründung im einzelnen behauptet und unter 
Beweis verſtellt hat, für eine ſolche Kenntnis des Klrs. nicht 
ſchlüſſig. Selbſt wenn er um die Anhängigkeit des Vor⸗ 
prozeſſes und die Geltendmachung des Nichtigkeitseinwandes 
durch die Bekl. gewußt, wenn er weiter im allgemeinen die 
Hypothekenverhältniſſe bei den Häuſern der Kloſterſtraße ge⸗ 
kannt und ſelbſt wenn er von den näheren Umſtänden Kennt⸗ 
nis gehabt haben ſollte, unter denen der Verkauf des Hauſes 
an die Frau Sp. und das dabei beſtellte Unterpfandsrecht 
zuſtande gekommen ſind, ſo würde daraus immer noch nicht 
folgen, daß er auch erkannt hat, daß die ſittenwidrige Ab— 
ſicht der damaligen Vertragsſchließenden einen Einfluß auf 
den Inhalt des Kaufvertrags, insbeſondere die Höhe des 
Kaufpreiſes gehabt hat. Dieſer Schluß liegt um ſo weniger 
nahe, als auch das Landgericht in dem Vorprozeß Gr. g. W. 
in ſeinem Urteil vom 14. Juli 1915 die Annahme eines 
Verſtoßes gegen die guten Sitten abgelehnt hat. Dazu 
kommt, daß es ſich hier um eine Hypothek handelte, auf die 
15 Jahre lang die jährlichen Zieler von 1000 Mk. anſtands⸗ 
los bezahlt worden waren und deren rechtliche Seite für den 
Klr. um ſo ſchwerer zu beurteilen war, als ſie aus einem 
unter altem Recht eingetragenen Unterpfandsrecht hervorge⸗ 
gangen war. | 

Hienach fteht feſt, daß der Klr. die eingeklagte Hypothek 
auf Grund des §8 892 BGB. nach Maßgabe des Grundbuch⸗ 
inhalts erworben hat. Die formale Rechtsſtellung, die er 
dadurch erlangt hat, würde ihn vor der von der Bekl. er⸗ 
hobenen Einrede der Argliſt nicht ſchützen, wenn er etwa die 
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Hypothek als bloßer Inkaſſozeſſionar erworben hätte und 
ſie jetzt lediglich im Auftrag und auf Rechnung der Witwe 
Gr. einklagen würde. Ebenſo würde er der Einrede der 
Argliſt ausgeſetzt ſein, wenn er ſich im Einvernehmen mit 
der Gr. die Hypothek hätte abtreten laſſen in der Abſicht 
und zu dem Zweck, ſie oder deren Wert der Gr. für den als 
möglich vorhergeſehenen Fall des Verluſtes des Vorprozeſſes 
zu retten. Allein weder in der einen noch in der anderen 
Richtung iſt das Vorbringen der Bekl. ſchlüſſig. Insbeſon⸗ 
dere geht daraus, daß die Witwe Gr. angeblich dem Klr. 
gegenüber vertragsmäßig (wie übrigens ſchon nach dem Ge⸗ 
ſetz) für den rechtlichen Beſtand der Hypothek einzuſtehen hat, 
nicht hervor, daß der Klr. die Hypothek nicht zu ſeinem eige⸗ 
nen Vermögen erworben hat und den gegenwärtigen Rechts- 
ſtreit lediglich auf Rechnung der Witwe Gr. führt, und eben⸗ 
ſowenig, daß er an dem Beſtreben der Gr., die Bekl. um 
den Einwand der Nichtigkeit zu bringen, irgendwie teilge⸗ 
nommen hat. Im Gegenteil zeigt der von ihm vorgelegte 
Kaufvertrag, deſſen Ernſtlichkeit zu bezweifeln kein Anlaß 
vorliegt, daß ihm die Hypothek auf Rechnung ſeiner Kauf⸗ 
preisforderung gegen die Witwe Gr. abgetreten worden iſt. 
Auch liegt nahe, daß die letztere, um den von ihr verfolgten 
Zweck der Abtretung um ſo ſicherer zu erreichen, dem Klr. 
die gegen die Rechtsbeſtändigkeit der Hypothek beſtehenden 
Bedenken ſorgſam verſchwiegen hat. 

Unerheblich iſt endlich, daß bei der Auseinanderſetzung 
des W.fchen Nachlaſſes die für die Erben eingetragene Siche⸗ 
rungshypothek im Hinblick auf den Ausgang des Vorprozeſſes 
als ein durch die teilweiſe Abtretung der G.ſchen Hypothek 
nicht mehr zu beeinträchtigender Nachlaßbeſtandteil behandelt 
und auf die Pflichtteilsberechtigten übertragen worden iſt. 
Welches das Schickſal der Sicherungshypothek iſt, nachdem ein 
Teil der Gr. ſchen Hypothek durch die Abtretung zu Kräften ge- 
kommen iſt, bedarf im gegenwärtigen Rechtsſtreit keiner Ent⸗ 
ſcheidung. Es hängt dies von der Frage ab, ob mit jener 
Abtretung die Bedingung, unter der die Sicherungshypothek 
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eingetragen wurde, als ausgefallen zu gelten hat oder nicht. 
Nur ſoviel iſt hier gegenüber den Ausführungen der Bell. 
zu bemerken, daß dieſe Hypothek durch den öffentlichen Glau⸗ 
ben des Grundbuchs nicht gegen den etwaigen Ausfall der 
Bedingung durch Abtretung der Gr.ſchen Hypothek an einen 
gutgläubigen Erwerber geſchützt war. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 17. November 1916 i. S. 

W. g. Z. U. Nr. 364/1916. 


27. 


Briefübergabe bei Nerpfündung einer Briefhypothek. 
Meberlaffung des Briefs an den Rerpfänder als geſetz⸗ 
lichen Vertreter der Pfandglänbiger. 


W. H. in O., ſeit dem Jahr 1908 Witwer, hatte die 
ſtatutariſche Nutznießung am Muttergut ſeiner Kinder. Im 
Jahr 1911 ſollte er die Mutterguts forderungen der zwei 
minderjährigen Kinder H. H. und J. H. (letztere iſt jetzt Be⸗ 
klagte) in Höhe von je 5000 Mk. durch Verpfändung von 
zwei Briefhypotheken ſicherſtellen, die ihm an Grundſtücken 
ſeiner volljährigen Tochter B. H. in O. im zweiten Rang 
mit 4000 Mk. und im dritten Rang mit 6000 Mk. zuſtan⸗ 
den. Zur Vertretung bei der Hypothekenverpfändung wurde 
den zwei Minderjährigen am 26. September 1911 von dem 
Vormundſchaftsgericht O. der Amtsdiener E. O. dort als 
Pfleger beſtellt. An demſelben Tag gab W. H. in Gegen⸗ 
wart des Pflegers die von dieſem angenommene Verpfän⸗ 
dungserklärung, ſowie Eintragungsbewilligung und antrag 
zu Protokoll des Grundbuchamts O. Am Schluß des Proto- 
kolls ſteht die Erklärung des Pflegers und des W. H.: „Wir 
haben uns dahin geeinigt, daß die beiden Hypothekenbriefe 
dem W. H. ausgefolgt und von dieſem verwahrt werden.“ 
Der Grundbuchbeamte Bezirksnotar J. trug im GBH. 1068 
III 2 ein: „4000 Mk. hat der Gläubiger W. H. ſeinen 
Kindern H. H., geboren am 9. November 1891, und J. H., 
geb. am 15. Sept. 1897, für eine Muttergutsforderung von 
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je 5000 Mk., zuſammen 10000 Mk., verpfändet.“ Eine 
entſprechende Eintragung machte er bei der anderen Hypo⸗ 
thek. Die Hypothekenbriefe folgte er, nachdem er die Ver⸗ 
pfändung auf ihnen vermerkt hatte, dem W. H. aus. Die 
Beſcheinigung lautet: „Der Hypothekengläubiger W. H. hier 
erhält die je mit Vermerk vom 26. September 1911 ver⸗ 
ſehenen Hypothekenbriefe über 4000 Mk., GBH. 1068. III. 2, 
und über 6000 Mk., GBH. 1068. III. 3, wofür beſcheinigt — 
O., den 10. Oktober 1911 — W. H. Ausgehändigt durch 
Bezirksnotar J.“ Das Vormundſchaftsgericht O. nahm von 
dem Geſchehenen Kenntnis, ohne es zu beanſtanden. Am 
26. Juni 1914 wurde die Hypothek über 4000 Mk. von W. 
H. aus eigenem Recht an F. Schw. in St., dem er den Brief 
übergab, ſchriftlich abgetreten. F. Schw. trat am 7. Juli 
1914 die Hypothek gleichfalls unter Uebergabe des Briefs 
an den Klr. fchriftlich ab. Die Abtretungen wurden im 
Grundbuch nicht eingetragen und auf dem Hypothekenbrief 
nicht vermerkt. Der Kläger klagte dahin, daß die Beklagte 
J. H. in die Löſchung der zu ihren Gunſten im Grundbuch 
erfolgten Eintragung der Verpfändung der Hypothek über 
4000 Mk. einwillige. Er brachte vor: Die Beklagte habe 
kein Pfandrecht erworben, weil der Hypothekenbrief dem Pfle⸗ 
ger nicht übergeben worden ſei. Ein etwa entſtandenes 
Pfandrecht ſei durch die Rückgabe des Briefs an W. H. 
wieder erloſchen. Jedenfalls habe der Kläger, der bei dem 
Erwerb der Hypothek von der Verpfändung an die Beklagte 
und ihren Bruder nichts gewußt und den Verpfändungsver⸗ 
merk auf dem Brief nicht bemerkt habe, die Hypothek nach 
den Grundſätzen über gutgläubigen Erwerb und den Brief 
nach § 952 BGB. ohne Belaſtung erworben. — Die Be⸗ 
klagte verlangte widerklagend die Herausgabe des Briefs an 
ihren neu aufgeſtellten Pfleger, Rechtsanwalt R.; hilfsweiſe 
verlangte ſie die Herausgabe an einen von dem Pfleger und 
H. H. gemeinſam zu beſtellenden Verwalter des Briefs. Sie 
machte geltend: Der Brief ſei durch Niederlegung auf den 
Tiſch des Grundbuchamts zur Verfügung des Pflegers O. 
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dieſem übergeben worden. Hernach habe W. H. nicht als 
Gläubiger, ſondern als Vertreter ſeiner minderjährigen Kin⸗ 
der den Brief erhalten. Auch hätte der Pfleger das Pfand⸗ 
recht nicht ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
wirkſam aufgeben können. Die Zeſſionare müſſen angeſichts 
des Verpfändungsvermerks auf dem Brief den Fortbeſtand 
des Pfandrechts gegen ſich gelten laſſen. 

Das Landgericht hat nach dem Klagantrag erkannt und 
die Widerklage abgewieſen. Auf die Berufung der Beklagten 
J. H. iſt dieſes Urteil geändert, die Klage abgewieſen und 
gemäß der Widerklage der Kläger verurteilt worden, den 
Hypothekenbrief an einen von dem Pfleger der Beklagten 
und ihrem Bruder H. H. gemeinſam zu beſtellenden Ver⸗ 
walter des Hypothekenbriefs herauszugeben. 

Gründe: 

I. In erſter Linie fragt es ſich, ob die Verpfändung der 
Briefhypothek an die Bekl. rechtswirkſam gemäß SS 1274, 
1154, 1205, 1206 BGB. erfolgte. An der ſchriftlichen Pfand⸗ 
erklärung des Verpfänders fehlt es unbeſtrittenermaßen nicht. 
Dagegen beſtreitet der Klr., daß auch das weitere Erforder⸗ 
nis der Verpfändung, nämlich die Uebergabe des Briefs an 
den Pfleger O., erfüllt ſei. Die Uebergabe iſt weſentlich; 
ſie kann durch die — für die Wirkſamkeit der Verpfändung 
nicht notwendige, aber im vorliegenden Fall erfolgte — Ein⸗ 
tragung der Verpfändung im Grundbuch nicht erſetzt werden. 
Auch eine Verpfändung unter Beſitzvorbehalt ($ 930 BGB.) 
iſt dadurch unmöglich gemacht, daß in $ 1274 BGB. die 
SS 1205, 1206 BGB. herangezogen find. Der Vorgang der 
Verpfändung wurde von dem verſtorbenen Bezirksnotar J. 
von O. geleitet, überwacht und urkundlich feſtgelegt. Der 
Vernehmung der von den Parteien noch benannten Augen⸗ 
zeugen des Hergangs bedarf es nicht; es kommt weſentlich 
auf die rechtliche Würdigung des Hergangs an. Bei einem 
Bezirksnotar ſpricht zunächſt die Vermutung dafür, daß er 
die geſetzlichen Vorſchriften über die Verpfändung von Hypo⸗ 
thekenbriefen kennt und anwendet, und die ganze Sachlage 
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rechtfertigt die Annahme einer dem Geſetz genügenden Ueber⸗ 
gabe des Briefs an den Pfleger. Der von W. H. beige⸗ 
brachte Hypothekenbrief lag in Gegenwart des Pflegers O. 
auf dem Tiſch des Grundbuchamts. Bei dieſem Anlaß er⸗ 
klärte der Pfleger zu Protokoll des Grundbuchamts, der Brief 
ſolle entſprechend einer zwiſchen ihm und W. H. getroffenen 
Einigung dem W. H. ausgefolgt und von dieſem verwahrt 
werden. Hieraus ergibt ſich, daß Pfleger O. als der zur 
Verfügung über den Brief Berechtigte angeſehen wurde, daß 
er die tatſächliche Gewalt über den in ſeinem Herrſchaftsbe⸗ 
reich befindlichen Brief erworben hatte und daß er in Aus⸗ 
übung ſeiner tatſächlichen Gewalt dem Grundbuchbeamten 
die Verwahrung des Briefs übertrug mit dem Auftrag, ihn 
nach Herſtellung des Verpfändungsvermerks dem W. H. aus⸗ 
zufolgen. Dieſes Ausfolgen des Briefs war nicht eine Rück⸗ 
gabe an den Verpfänder zur freien Verfügung, ſondern (wie 
unten II noch näher auszuführen iſt) eine Hingabe zur Ver⸗ 
wahrung. Auch hierin zeigt ſich die damalige Stellung des 
Pflegers O., und es darf davon ausgegangen werden, daß 
die geſchilderten Vorgänge den Erforderniſſen einer körper⸗ 
lichen Uebergabe des Briefs im Sinn der SS 1274, Abſ. 1 
Satz 2, 1205 BGB. genügten. Unter dieſen Umſtänden kann 
unentſchieden bleiben, ob im Falle der 88 1274, 1205 BGB. 
eine Erſatzübergabe entſprechend $ 1117 Abſ. 2 BGB. zu⸗ 
läſſig iſt und ob in den tatſächlichen Vorgängen bei der Ver⸗ 
pfändung eine ſolche Erſatzübergabe gefunden werden könnte. 

II. Daß W. H. nach vollzogener Verpfändung wieder 
in den Beſitz des Briefs kam, ſcheint auf den erſten Anblick 
unvereinbar mit dem in SS 1278, 1253 BGB. zum Ausdruck 
gelangten Grundſatz der äußerlichen Erkennbarkeit der voll⸗ 
zogenen Verpfändung. Grundſätzlich erliſcht das Pfandrecht 
an einer Briefhypothek, wenn der Pfandgläubiger den Hypo⸗ 
thekenbrief dem verpfändenden Hypothekengläubiger zurück⸗ 
gibt. Weil der Hypothekenbrief vom 10. Oktober 1911 an 
unbeſtrittenermaßen wieder im Beſitz des Verpfänders W. H. 
war, ſpricht zunächſt die geſetzliche Vermutung der §§ 1278, 
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1253 Abſ. 2 BGB. für das Erlöſchen des Pfandrechts 
durch Rückgabe des Pfands. Aber dieſe Vermutung iſt 
von der Bekl. widerlegt. Gleichgültig iſt hieher, ob der 
Pfandgläubiger bei der Ueberlaſſung des Pfands an den 
Verpfänder oder Hypothekengläubiger den Willen hatte, das 
Pfandrecht aufzugeben!). Weil der Pfandgläubiger nicht 
durch Rückgabe des Pfands einen tatſächlichen Zuſtand ſchaffen 
ſoll, der den Fortbeſtand des Pfandrechts verdunkelt ?), knüpft 
das Geſetz die Folge des Erlöſchens des Pfandrechts an die 
Tatſache der Rückgabe des Pfandes, ſelbſt wenn die Fort⸗ 
dauer des Pfandrechts ausdrücklich vorbehalten wird, § 1253 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. Andererſeits genügt indeſſen die bloße 
Wiedererlangung des Beſitzes durch die Perſon des Verpfän⸗ 
ders nicht, um den Verluſt des Pfandrechts herbeizuführen. 
Das Geſetz verlangt die Rückgabe, alſo Beſitzüberlaſſung, an 
dem Verpfänder als ſolchen oder an den Hypothekenforde⸗ 
rungsberechtigten als ſolchen. Eine Rückgabe dieſer Art liegt 
nicht vor, wenn derjenige, der den Brief verpfändete, nach 
der Verpfändung den Brief nicht für ſich als Verpfänder 
oder Hypothekengläubiger, ſondern als geſetzlicher Vertreter 
feiner minderjährigen Kinder (SS 1627, 1636 BGB.), denen die 
Briefhypothek verpfändet iſt, von dem bisher zur Mitwirkung 
bei der Pfandbeſtellung aufgeſtellten beſonderen Vertreter der 
Kinder ausgefolgt erhält, und dies war hier der Fall. Nach 
dem Protokoll des Grundbuchamts O. vom 26. September 
1911 einigte ſich der Pfleger O. mit W. H. dahin, daß letz⸗ 
terer den Brief nach Anbringung des Verpfändungsvermerks 
durch das Grundbuchamt „ausgefolgt“ erhalten und dann 
„verwahren“ ſolle. Dieſe Ausdrucksweiſe wäre nicht gewählt 
worden, wenn W. H. in ſeiner Eigenſchaft als Verpfänder 
oder als Hypothekengläubiger den Brief zurückerhalten hätte. 
Mit vollem Recht erklärte W. H. ſchon am 21. Dezember 
1915 vor dem K. Vormundſchaftsgericht O., er habe den 
Hypothekenbrief wieder in Verwahrung genommen, weil er 


1) RGSt. 48, 425; Warneyer, RGE. 1912 Nr. 261. 
2) Mot. zum 1. Entw. d. BGB. III. 839; RG. 57, 325. 
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der Vermögensverwalter ſeiner Tochter geweſen ſei. Dem⸗ 
nach blieb das Pfandrecht der Bekl. beſtehen, auch wenn W. 
H. den Hypothekenbrief nicht als Beſitzdiener des Pflegers O. 
im Sinn von § 855 BGB. in Verwahrung nahm. Die 
von dem Grundbuchbeamten bei der Ausfolgung des Briefs 
an W. H. gewählte Faſſung der Empfangsbeſtätigung: „der 
Hypothekengläubiger W. H. ... erhält die Hypothekenbriefe,“ 
entſprach hinſichtlich der Bezeichnung des Empfängers als 
Hypothekengläubigers nicht der wirklichen Rechtslage und 
rechtfertigt bei Berückſichtigung der geſamten Umſtände nicht 
eine andere Beurteilung des Vorgangs. 

III. Das Landgericht nahm an, der Brief ſei dem Pfle⸗ 
ger O. höchſtens nur zum Schein übergeben geweſen !). Dies 
trifft nach dem zu I und II Ausgeführten nicht zu. Der 
Grundbuchbeamte verwahrte im Auftrag des Pflegers O. den 
Brief, nachdem die Verpfändung durch ſchriftliche Pfander⸗ 
klärung des Verpfänders und Uebergabe des Briefs zuſtande 
gekommen war, bis nach der Eintragung der Verpfändung 
im Grundbuch und dem Vermerk der Verpfändung auf dem 
Brief. Dann folgte er dem W. H. den Brief aus zu einer 
Zeit, zu der die Aufgabe des Pflegers O., bei der Beſtellung 
des Pfands die minderjährigen Kinder zu vertreten, erledigt 
war. Zur Verwahrung des Pfands war kein Pfleger auf⸗ 
geſtellt. 

IV. Die Frage, ob der Pfleger das Pfandrecht ohne 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ($ 1822 Ziff. 13 
BGB.) überhaupt nicht aufgeben konnte, bedarf keiner Ent⸗ 
ſcheidung, da es ſich im vorliegenden Fall um ein Erlöſchen 
des Pfandrechts durch Rückgabe des Pfands ohnedies nicht 
handeln kann. 

V. Das Vorbringen des Klrs., er habe die Hypothek 
nach den Grundſätzen über gutgläubigen Erwerb ohne Be⸗ 
laſtung erworben, iſt nicht richtig. Allerdings würde einem 
gutgläubigen Zeſſionar (588 1154, 1155 BGB.) der Schutz 


1) RG. 66, 265 und 75, 223. 


176 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


des Oeffentlichkeitsprinzips nach Maßgabe der §§ 892, 893 
BGB. (hinſichtlich der Hypothek) und des $ 1138 BGB. 
(hinſichtlich der Forderung und der Einwendungen aus 
§ 1137 BGB.) zu ſtatten kommen, und es kann unterſtellt 
werden, daß der Klr., wie er vorbringt, bei dem Erwerb der 
Briefhypothek weder den Verpfändungsvermerk ſah noch auf 
ihn aufmerkſam gemacht wurde, und daß er auch von dem 
Eintrag einer Verpfändung im Grundbuch nichts wußte. Aber 
der Klr. muß die richtige Eintragung im Grundbuch und 
den richtigen Vermerk auf dem Brief ($ 1140 BGB.) gegen 
ſich gelten laſſen. Die Vorſchriften des BGB. über gut⸗ 
gläubigen Erwerb von Rechten an Grundſtücken ſchützen den⸗ 
jenigen, der durch einen unrichtigen Inhalt des Grundbuchs 
oder Briefs getäuſcht wurde, wie es z. B. der Fall geweſen 
wäre, wenn der Klr. auf Grund der Eintragung im Grundbuch 
und des Vermerks auf dem Brief auf das Beſtehen des Pfand⸗ 
rechts vertraut hätte, während es nach SS 1278, 1253 BGB. er⸗ 
loſchen geweſen wäre!). Der Klr. ift umgekehrt dem öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs oder des Briefs nicht ge⸗ 
folgt. Gerade durch die geſchehene Eintragung der Verpfän⸗ 
dung der Hypothekenforderung an die Bekl. im Grundbuch, 
die dann auch auf dem Brief gemäß § 62 Abſ. 1 GBO. 
vermerkt wurde, war einer weiteren pfandfreien Uebertragung 
an einen redlichen Erwerber vorgebeugt). 

Auf den § 936 BGB. beruft ſich der Klr., der hier den 
Hypothekenbrief als bewegliche Sache gewürdigt wiſſen will, 
mit Unrecht. Das Pfandrecht der Bekl. iſt eine Belaſtung 
des Hypothekenforderungsrechts; den Brief ergreift es neben⸗ 
bei. Das Recht am Schein folgt dem Recht an der Hypo⸗ 
thekenforderung, §S 952 BGB. Schw. und der Kir. erlangten 
allerdings mit der ihnen unter Uebergabe des Hypotheken⸗ 
briefs abgetretenen Hypothekenforderung je zugleich das Eigen⸗ 
tum an dem über die Forderung ausgeſtellten Hpothekenbrief, 


1) Staudinger, BGB. $ 1273 Bem. 2d 8. 
2) Staudinger, BGB. § 1274 Bem. 1d 8. 
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$5 1154, 952 BGB.). Aber auf diefen Erwerb des Briefs 
als einer beweglichen Sache ſind gerade wegen der Beſtim⸗ 
mung des § 952 BGB. die Vorſchriften des BGB. über 
gutgläubigen Erwerb vom Nichteigentümer oder von dem 
durch Rechte Dritter beſchränkten Eigentümer ($ 936 BGB.) 
nicht anwendbar. Deshalb wurde durch den Eigentumser⸗ 
werb des Schw. und dann des Klrs. an dem Brief das 
Recht der Bekl. aus der Verpfändung und insbeſondere auch 
ihr Recht auf den Pfandbeſitz am Brief nicht ausgeſchloſſen !). 
Unter dieſen Umſtänden iſt es auch hieher gleichgültig, ob 
Schw. und der Klr. die Verpfändung des Hypothekenforde⸗ 
rungsrechts an die Bekl. kannten oder nicht. 

VI. Nach dem Ausgeführten iſt die Klage auf Löſchung 
des zugunſten der Bekl. im Grundbuch ſtehenden Hypotheken⸗ 
verpfändungseintrags unbegründet und die Widerklage der 
Bekl. auf Herausgabe des Hypothekenbriefs begründet. Hin⸗ 
ſichtlich des Rechts auf Herausgabe des Hypothekenbriefs ſind 
die Bekl. und ihr Bruder HH. Gläubiger einer unteilbaren Leiſtung 
im Sinn von § 432 BGB.; dagegen ſind fie weder kraft 
Vertrags noch kraft Geſetzes Geſamtgläubiger im Sinn von 
8 429 BGB. Daher iſt der in erſter Linie geſtellte Antrag, 
den Hypothekenbrief an den jetzigen Pfleger der Bell. 
allein herauszugeben, nicht gerechtfertigt, wohl aber der 
hilfsweiſe geſtellte Antrag auf Herausgabe an einen ge⸗ 
meinſamen Beauftragten der Bekl. und ihres Bruders H. 
Von der ihr durch § 432 Abſ. 1 Satz 2 BGB. eingeräumten 
Befugnis, Hinterlegung zu verlangen, hat die Bekl. keinen 
Gebrauch gemacht; ſie hat dies auch nicht nötig, da ſie nicht 
befürchten muß, daß ihr Bruder ſeine Mitwirkung bei der 
Empfangnahme verweigern werde. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 4. Oktober 1916 i. S. 

J. H. g. Chr. H. U. Nr. 3011916. 


) Warneyer, RGE. 1908 Nr. 64. 
2) RGR. Komm. zum BGB. 8 952 Bem. 1 u. 3; Staudinger, 
BGB. § 952 Ben. 30 r. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVIII. 2. 12 
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28. 


Regelung des Rerkehrs des nicht geſchiedenen Vaters 
mit dem Kind durch einſtweilige Berfügung des Nro⸗ 
zeßgerichts? 


Die Parteien lebten ſeit längerer Zeit getrennt. Die 
Frau hatte das jetzt 4 Jahre alte Kind mitgenommen. Der 
Mann klagte gegen ſie auf Herausgabe des Kinds. Das 
Prozeßgericht ordnete auf Antrag des Klägers gemäß 88 940, 
937 ZPO. durch einſtweilige Verfügung an, daß die Beklagte 
das Kind bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreits dem Kläger jeden Samstag und Sonntag Nachmittag 
ſpäteſtens um 4 Uhr zuführen und der Klr. es um 7 Uhr 
abends der Bekl. zurückbringen laſſen, daß jedoch in der 
Urlaubszeit des Klrs. vom 31. Juli bis 8. Auguſt 1916 
dieſe Zuführung täglich erfolgen müſſe. Die Bekl. erhob 
Widerfpruch, weil zur Regelung des Verkehrs des getrennt 
lebenden Gatten mit dem gemeinſchaftlichen Kind das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ausſchließlich zuſtändig ſei und weil die 
Art der getroffenen Regelung unbillig ſei. Das Landgericht 
beſtätigte durch Urteil die einſtweilige Verfügung. Auf die 
hiegegen erhobene Berufung der Bekl. wurde das Urteil des 
Landgerichts abgeändert, die einſtweilige Verfügung aufge⸗ 
hoben und der Antrag des Klrs. auf Erlaſſung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung als unzuläſſig verworfen aus folgenden 

Gründen: 

Die Bekl. beſtreitet das Recht des Klrs. auf perſönlichen 
Verkehr mit dem Kinde nicht; beſtritten iſt nur die vom Klr. 
beanſpruchte Art der Ausübung des Rechts. Das Landgericht 
geht davon aus, daß § 1636 Satz 2 BGB. dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nur die Befugnis zuſpreche, den perſönlichen 
Verkehr des gemäß § 1635 BGB. von der Sorge für die 
Perſon des Kindes ausgeſchloſſenen Elternteils mit dem Kind 
näher zu regeln, während der ſorgeberechtigte Elternteil über 
den Verkehr ſelbſt zu befinden und ſeinen Anſpruch auf zeit⸗ 
lich unbeſchränkte oder beſchränkte Herausgabe des Kinds im 
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Prozeßweg zu verfolgen habe. Dieſe für den Fall geſchie⸗ 
dener Gatten zutreffende Rechtsregel wendet das Landgericht 
auf den Fall tatſächlichen Getrenntlebens der Gatten derart 
entſprechend an, daß es hier den Vater, dem die Sorge für 
die Perſon des Kindes zuſteht, dem nach §S 1635 BGB. mit 
der Sorge für die Perſon des Kindes betrauten, geſchiedenen 
Gatten gleichſtellt. Hiebei berückſichtigt das Landgericht nicht 
genügend, daß bei nur tatſächlicher Trennung nicht geſchie⸗ 
dener Gatten, denen die Elternrechte verblieben ſind, beide 
Eltern nicht bloß das unentziehbare Recht auf perſönlichen 
Verkehr mit dem Kind, ſondern nach §8 1627, 1634 BGB. 
überhaupt Recht und Pflicht haben, für die Perſon des Kinds 
zu ſorgen. Allerdings geht hier bei einer Meinungsverſchie⸗ 
denheit zwiſchen den Eltern die Meinung des Vaters vor; 
aber auch dieſem Entſcheidungsrecht des Vaters gegenüber 
iſt die Mutter nicht ſchutzlos, wenn die Entſcheidung des 
Vaters ihr eigenes Fürſorge⸗ und Verkehrsrecht beeinträchtigt. 
Bei einer Meinungsverſchiedenheit über die Art und Weiſe 
des perſönlichen Verkehrs mit dem Kind kann die Mutter 
gerichtliche Entſcheidung verlangen. Gleicherweiſe muß dem 
Vater, deſſen Recht auf Perſonenfürſorge und Verkehr mit 
dem Kind demjenigen der Mutter nicht unbedingt vorgeht, 
geſtattet werden, bei einer Meinungsverſchiedenheit der be⸗ 
zeichneten Art die Entſcheidung des Gerichts anzurufen. Das 
BGB. geht nun allgemein davon aus, daß für derartige 
Streitigkeiten das Beſchlußverfahren vor dem Vormundſchafts⸗ 
richter geeigneter iſt als das Prozeßverfahren, insbeſondere 
weil jenes Beſchlußverfahren vermöge des Offizialprinzips 
volle Gewähr dafür bietet, daß die bei der Regelung des 
Verkehrs der Eltern mit den Kindern obenan ſtehende Rück⸗ 
ſicht auf das Wohl der Kinder mit zur Geltung kommt. Ge⸗ 
mäß dieſem Gedanken, der auch dem $ 1636 BGB. zugrunde 
liegt, iſt zu Anordnungen, die den Meinungsverſchiedenheiten 
über die Art und Weiſe des Verkehrs von Vater oder Mutter 
mit dem Kind ein Ende machen und dieſen Verkehr näher 
regeln, das Vormundſchaftsgericht berufen. In dieſem Sinn 
12 
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iſt 8 1636 Satz 2 BGB. auf alle Fälle der vorliegenden 
Art entſprechend anzuwenden !). Schon in den Beſchlüſſen 
dieſes Senats vom 26. April 1912 FG. 17,1912 und des 
Ferienſenats dieſes Gerichts vom 29. Juli 1912 FG. 45/1912?) 
iſt derſelbe Standpunkt eingenommen und iſt weiter ausge⸗ 
führt, daß bei bloß entſprechender Anwendung des § 1636 
Satz 2 BGB. in Württemberg das ordentliche Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zuſtändig ſei. Auch damals handelte es ſich 
darum, daß ein getrennt lebender Vater die Regelung ſeines 
Verkehrs mit den bei der Mutter befindlichen Kindern bean⸗ 
tragt hatte. In ſolchem Falle das Prozeßgericht entſcheiden 
zu laſſen wäre ebenſo unzweckmäßig als ungeſetzlich. Der 
Senat hat nach wiederholter Prüfung der Frage keinen An⸗ 
laß, ſeinen früher eingenommenen Standpunkt zu verlaſſen. 
Sit nun § 1636 Satz 2 BGB. auf die Regelung des perſön⸗ 
lichen Verkehrs von Vater oder Mutter mit dem Kind auch 
dann anzuwenden, wenn die Gatten nur tatſächlich getrennt 
leben und beide Gatten gemäß SS 1627, 1634 BGB. forge⸗ 
berechtigt ſind, ſo muß in dieſem Fall wie im Fall des 
§ 1636 BGB. die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
als ausſchließliche aufgefaßt werden?). Hieraus folgt, daß 
das Prozeßgericht bei dem der Vater gegen die Mutter auf 
Herausgabe des Kindes geklagt hat, den Verkehr des Vaters 
mit dem Kind auch nicht im Weg der einſtweiligen Verfügung 

1) Zu vgl. RG. 63, 238; 69, 95. Die Anſicht des Reichsgerichts, 
der ſich das Oberlandesgericht Stuttgart anſchloß, hat mehrfach Wider⸗ 
ſpruch gefunden, insbeſondere von Engelmann im Recht 1909, 563 ff. 
und bei Staudinger, BGB. § 1636 Ben. 5, ferner von Joſef in 
Bl. f. RA. Bd. 74, 121 ff. und von Crome im Recht 1909, 44 ff., 
der aber mit anderer Begründung zu demſelben Ergebnis wie das Reichs⸗ 
gericht gelangt. Geteilt wird die Anſicht des Reichsgerichts insbeſondere 
vom Bayr. Obs G. im Recht 1909 Nr. 2823; vom OLG. Poſen in 
Seuf f Arch. 64 Nr. 112; vom KG. in RIA. 11, 172 nnd 13, 5; vom 
OLG. Jena in Seuff Arch. 65 Nr. 171; vom OLG. Colmar in OLG. 
24, 40; ferner vom RGRäte Komm. zum BGB., 2. Aufl. § 1636 
Bem. 1. 

2) Württ Z. 1912, 270 und 1913, 137. 

2) RG. 69, 97. 
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nach 88 940, 937 ZPO. vorläufig regeln darf, obgleich 
grundſätzlich die Wahl der zur Regelung eines einſtweiligen 
Zuſtands erforderlichen Anordnungen vom Prozeßgericht nach 
freiem Ermeſſen zu treffen iſt. Darauf kommt es demnach 
bei der Klage nach der Zuläſſigkeit der vom Klr. beantragten 
einſtweiligen Verfügung nicht an, ob die vorläufige Regelung 
des Verkehrs zwiſchen Vater und Kind als vorläufige zeitweilige 
Herausgabe des Kinds in den Machtbereich und die Ver⸗ 
fügungsgewalt des Vaters aufgefaßt werden könnte. Selbſt 
wenn übrigens das wegen Herausgabe des Kinds angegan⸗ 
gene Prozeßgericht grundſätzlich auch den Verkehr des die 
Herausgabe begehrenden Vaters mit dem Kind gemäß SS 940, 
937 ZPO. einſtweilen regeln dürfte, wäre ein Eingreifen 
des Prozeßgerichts nicht im Sinn von § 940 ZPO. nötig, 
wenn das zunächſt zur Entſcheidung berufene Vormundſchafts⸗ 
gericht raſch erreichbar iſt, und dies trifft im vorliegenden 
Fall zu. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 17. November 1916 i. S. 

H. gegen H. Nr. 4661916. 


29. 


Umfang der Vertretungsmacht des Rrozeßbevollmüch⸗ 
tigten. 


Der Bekl. F., der im Sommer 1913 bei der Majors⸗ 
witwe Gr. in St. wegen einer Forderung von rund 3000 Mk. 
eine Anzahl Oelgemälde hatte pfänden laſſen, wurde anfangs 
Oktober 1913 von dem Ingenieur Stö. in St. bei dem 
Landgericht daſelbſt auf Freigabe verklagt. In dieſem Rechts⸗ 
ſtreit, der im Herbſt 1914 nach Freigabe der Pfandgegen⸗ 
ſtände durch den Bekl. mit deſſen Verurteilung im Koſten⸗ 
punkt endete, vertrat der jetzige Kläger, Rechtsanwalt E., den 
Bekl. auf Grund einer „General-, Prozeß- und Inkaſſovoll⸗ 
macht“ vom 19. Sept. 1913 als Prozeßbevollmächtigter. 
Wegen Pfändung derſelben Oelgemälde hatte Stö. ſchon in 
der erſten Hälfte des September 1913 gegen neunzehn andere 
Pfändungsgläubiger Widerſpruchsklage bei dem Landgericht 
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St. angeſtrengt. In dieſem Rechtsſtreit erhob der jetzige 
Kläger ohne vorherige Rückſprache mit dem jetzigen Bekl. 
für dieſen im Oktober 1613 Nebenintervention, die er in zwei 
Inſtanzen durchführte; in der Berufungsinſtanz ging der 
Prozeß im Sommer 1914 verloren und der jetzige Bekl. 
wurde verurteilt, die ihm durch die Nebenintervention er⸗ 
wachſenen Koſten ſelbſt zu tragen. Der Kläger berechnete 
dem Bekl. an Gebühren und Auslagen für die Vertretung bei 
jener Nebenintervention bei einem Streitwert von 46 200 Mk. 
für die erſte Inſtanz und von 26000 Mk. bzw. 900 bis 
1200 Mk. für die zweite Inſtanz zuſammen 551 Mk. 65 Pfg. 
und nach Abzug einer Gutſchrift noch 501 Mk. 10 Pfg., auf 
deren Bezahlung er Klage erhob. Er ſtützte ſeine Forderung 
auf Auftrag und nützliche Geſchäftsführung. Die Klage 
wurde abgewieſen. Auch die Berufung des Klägers wurde 
zurückgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

Es handelt ſich nur um die Frage, ob die Forderung 
des Klägers von 551 Mk. 65 Pfg., die er aus der Erhebung 
der Nebenintervention für den Bekl. in der Rechtsſache Stö. 
gegen E. u. Gen. und aus der Vertretung des Bekl. als 
Nebenintervenienten in den beiden Rechtszügen dieſes Pro- 
zeſſes herleitet, zu Recht beſteht. Es iſt richtig, daß das 
Landgericht die Tätigkeit, die der Kläger in der Nebeninter⸗ 
vention vor dem Landgericht und Oberl andesgericht entwickelt 
hat, in tatſächlicher Hinſicht nicht zutreffend gewürdigt hat. 
Der Kläger iſt ausweislich der Beweisprotokolle in ſämtlichen 
Beweisterminen vor dem Landgericht erſchienen und hat ins⸗ 
beſondere in dem Beweistermin vom 7. November 1913 
durch Frageſtellungen an Zeugen wiederholt in den Gang 
der Beweisaufnahme eingegriffen. Ebenſo war er in dem 
der Beweisaufnahme nachfolgenden Verhandlungstermin vor 
dem Landgericht und in demjenigen vor dem Oberlandesge— 
richt anweſend und es kann ihm ohne weiteres geglaubt wer⸗ 
den, daß er ſich dabei auch zur Sache hat hören laſſen. 
Allein dies iſt nicht entſcheidend, ſondern kann nur nebenher 
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für die Frage in Betracht kommen, ob die Erhebung und 
Durchführung der Nebenintervention im Intereſſe des Bekl. 
gelegen war. Maßgebend für die Entſcheidung iſt, ob der 
Kläger im Verhältnis zum Bekl. zur Erhebung der Neben⸗ 
intervention in dem dieſen nicht unmittelbar berührenden 
Prozeß berechtigt war. Darüber iſt der dem Kläger in 
Sachen F. gegen Gr. und zwar ſchon vor der Einklagung 
des Bekl. durch Stö. ausgeſtellten „General⸗, Prozeß⸗ und 
Inkaſſovollmacht“ nichts zu entnehmen. Am 5. Oktober 1913 
hatte der Bekl. dem Kläger die gegen ihn gerichtete Wider⸗ 
ſpruchsklage des Stö. mit dem Erſuchen um weitere Erledi⸗ 
gung überſendet. Es kann dem Kläger zugegeben werden, 
daß darin nicht bloß der Auftrag des Bekl. lag, ihn in dem 
durch die Klage anhängig gewordenen Prozeß zu vertreten, 
ſondern der weitergehende zu finden war, ſeine durch den 
Pfändungswiderſpruch des Std. berührten Intereſſen in jeder 
etwa erforderlich werdenden Weiſe nach pflichtmäßigem Er⸗ 
meſſen wahrzunehmen. Aber eben das pflichtmäßige Ermeſſen 
hätte den Kläger von der Erhebung der Nebenintervention 
in dem anderen Rechtsſtreit abhalten müſſen. Daß der Klä⸗ 
ger in allen ähnlich gelagerten Fällen die Gepflogenheit hat, 
für ſeine Mandanten als Nebenintervenient aufzutreten, 
kommt nicht in Betracht. Bei einem Auftrag der hier vor⸗ 
liegenden Art kommt es auf die beſondere Lage des einzelnen 
Falles an. Der Prozeß Stö. gegen E. u. Gen. war für die 
Rechte des Bekl. nicht im eigentlichen Sinne präjudiziell. Im⸗ 
merhin handelte es ſich dabei um die auch für das Pfän⸗ 
dungspfandrecht des Bekl. entſcheidende Frage, ob der Kläger 
Std. das Eigentum an den auch vom Bekl. gepfändeten Oel⸗ 
gemälden erworben hatte. Und ſo hatte der Bekl. an dem 
Ausgang jenes Prozeſſes ein Intereſſe inſofern, als er beim 
Unterliegen des Std. eine glatte Erledigung ſeines Prozeſſes 
erwarten durfte, während er, wenn Stö. jenen Prozeß ge⸗ 
wann, mit ſeinem eigenen Obſieg gegen ihn wohl nicht mehr 
rechnen konnte und es für geratener finden mochte, die Pfand⸗ 
objekte freizugeben. Dieſes Intereſſe hätte aber der Kläger 
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durch Erwirkung der Ausſetzung des gegen den Bekl. ge⸗ 
richteten Verfahrens nach $ 148 ZPO. in zureichender Weiſe 
wahren können. Der Bekl. hatte dem Kläger am 9. Oktober 
1913 mitgeteilt, daß er den Konkurs Gr. eingeſtellt habe; er 
habe für ſeine Forderung 150 Mk. in bar und Bürgſchaft 
erhalten, den Reſt ſolle er bis 2. November bekommen; Klä⸗ 
ger ſolle ihm ſeine Koſten richten, damit er ihn bezahlen 
könne; die Akten ſolle Kläger aber noch behalten, da er ver⸗ 
mute, daß der Reſt doch noch beigetrieben werden müſſe. 
Und in ſeinem Schreiben vom 15. Oktober hatte der Bekl. 
bemerkt, daß die Auskunft über die Bürgin B. gut ſei. 
Wenn in dieſen Mitteilungen auch keine Kündigung des Auf⸗ 
trags enthalten war, ſo mußte der Kläger daraus doch den 
Wunſch des Bekl. entnehmen, von weiteren Schritten vor⸗ 
erſt abzuſehen. Dieſer Wunſch und die Erwägung, daß 
ſich der Prozeß zwiſchen dem Bekl. und Stö. zufolge der 
dem Bekl. gegebenen Verſprechungen und Sicherheiten mög⸗ 
licherweiſe zur Hauptſache erledigen könne, hätte den Klä⸗ 
ger von der Erhebung der Nebenintervention abhalten 
ſollen. Das Intereſſe des Bekl. an der Durchführung feines 
Prozeſſes und damit auch an dem Ausgang des andern Pro— 
zeſſes hatte ſich erheblich vermindert und rechtfertigte den mit 
der Nebenintervention möglicherweiſe verbundenen Koſtenauf⸗ 
wand nicht mehr. Wenn auch der Streitwert in der Sache 
Std. gegen E. u. Gen. zunächſt nur auf 6000 Mk. ange⸗ 
nommen war, ſo mußte ſich der Kläger doch angeſichts der 
Höhe der daran beteiligten Forderungen und des großen 
Werts der Pfandgegenſtände (ZPO. § 6) ſagen, daß der 
Streitwert in Wirklichkeit viel höher ſein könne und die Ge⸗ 
fahr beſtand, daß dem Bekl. durch die Nebenintervention un⸗ 
verhältnismäßig hohe Koſten entſtehen. Dazu kommt, daß 
der Bekl. von ſich aus zur Klärung des Tatbeſtands in den 
beiden Prozeſſen nichts beitragen konnte, während für eine 
erſchöpfende Klarſtellung der Verhältniſſe bei der Beweis⸗ 
aufnahme und für eine genügende Vertretung des Stand- 
punktes der Pfändungspfandgläubiger in dem Prozeß Stö. 
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gegen E. u. Gen. das Vorhandenſein einer größeren Anzahl 
von Rechtsanwälten als Parteivertreter ohnehin ſichere Ge⸗ 
währ bot. 

Bei dieſer Sachlage iſt nicht anzunehmen, daß nach Treu 
und Glauben der Auftrag des Klägers auf die Erhebung 
und Durchführung der Nebenintervention zu erſtrecken war. 
Wenn der Kläger darüber im Zweifel war, ſo mußte er 
unter Darlegung der Verhältniſſe den Bekl. um ſeine Ent⸗ 
ſcheidung angehen; die praktiſche Bedeutung und die Folgen 
einer Nebenintervention ſind auch einem Laien unſchwer klar 
zu machen. In dem Stillſchweigen des Bekl. auf die Mit⸗ 
teilungen des Klägers über eine Gutſchrift in Sachen Stö. 
am 21. Oktober 1913 und über den Ausgang des Prozeſſes 
Stö. gegen E. u. Gen. liegt keine Genehmigung des kläg. 
Vorgehens durch den Bekl. Auch waren nach dem Bisheri⸗ 
gen die Vorausſetzungen der auftragsloſen Geſchäftsführung 
nicht gegeben. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 12. Januar 1917 in 

Sachen E. gegen F. U. Nr. 376 1915. 


30. 


Wird das Verfahren unterbrochen durch den Tod des 
Anwalts erſter Inſtanz nach Anſtellung eines bedingten 
Endurteils?! 


Ein Landgericht hat am 23. Dezember 1915 ein eidbe⸗ 
dingtes Urteil erlaſſen. Dieſes Urteil wurde, wie im Be⸗ 
rufungsverfahren nachgewieſen, dem vom Klr. für das land⸗ 
gerichtliche Verfahren beſtellten und auch nur beim Landgericht 
(nicht zugleich beim Oberlandesgericht) zugelaſſenen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten, Rechtsanwalt J. in St., im Auftrag des 
Prozeßbevollmächtigten der Bekl. am 19. Januar 1916 zu⸗ 
geſtellt. Wenige Tage nach dieſer Zuſtellnng ſtarb Rechts⸗ 
anwalt J. Nach Ablauf eines Monats (von Zuſtellung des 
Urteils an gerechnet), nämlich am 6. März 1916 lud der 
vom Klr. beſtellte neue Prozeßbevollmächtigte, Rechtsanwalt 
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D., unter der Erklärung, daß er das durch den Tod des 
Rechtsanwalts J. unterbrochene Verfahren aufnehme, die 
Bekl. (durch Zuſtellung an ihren Prozeßbevollmächtigten) in 
einen auf ſeinen Antrag vom Gericht 1. Inſtanz zur Berei⸗ 
nigung des eidbedingten Urteils anberaumten Termin. 

Mit dem am 11. März 1916 beim Oberlandesgericht 
eingekommenen Schriftſatz legte aber nunmehr der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte der Bekl. gegen das eidbedingte Urteil des 
Landgerichts Berufung ein. 

Dieſe iſt als unzuläſſig verworfen worden aus folgenden 

Gründen: 

Die Berufungsklägerin beruft ſich für ihre Anſicht, daß 

durch den Tod des vom Klr. für die I. Inſtanz beſtellten 
Prozeßbevomächtigten der Lauf der Berufungsfriſt bis zu 
der am 6. März 1916 erfolgten Anzeige des neuen, vom 
Klr. für die I. Inſtanz beſtellten Prozeßbevollmächtigten (über 
ſeine Beſtellung) unterbrochen worden ſei, auf die 88 244 
Abſ. 1 und 249 Abſ. 1 ZPO. Sie hätte mit der Anrufung 
dieſer 88 Recht, wenn es ſich bei der Berufungsfriſt um eine 
in I. Inſtanz und durch den Prozeßbevollmächtigten dieſer 
Inſtanz oder gegenüber dem Prozeßbevollmächtigten dieſer 
Inſtanz zu wahrende Friſt handeln würde. In dieſem Fall 
träfe die Erwägung zu, welche zu der Beſtimmung des § 244 
ZPO. geführt hat, und welche dahin geht: es ſolle keine 
Partei in einer noch im Lauf befindlichen Inſtanz der Gegen⸗ 
partei unvertreten gegenüber ſtehen, ſolange und ſoweit in 
dieſer Inſtanz noch Prozeßhandlungen vorzunehmen find, 
welche die (aktive oder paſſive) Mitwirkung des Prozeßbe⸗ 
vollmächtigten erheiſchen, und um das zu verhüten ſolle der 
Tod oder das Unfähigwerden des beſtellten Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten zur Vertretung die Unterbrechung des Verfahrens 
der betreffenden Inſtanz zur Folge haben!). Unter dieſem 

) Vgl. die Entſch. der vereinigten Zivilſenate des RG. Bd. 71 
S. 156 ff., beſonders S. 160/161 und die dort auf S. 160/161 ange⸗ 


führten Stellen der Motive, ferner RG. 13 S. 311 unten und RG. 19 
S. 397/398. 


A. in Civilſachen. 187 


Geſichtspunkt iſt es vollſtändig zutreffend, daß der nach Zu⸗ 
ſtellung eines Verſäumnisurteils eintretende Tod des prozeß⸗ 
bevollmächtigten Anwalts den Lauf der Einſpruchsfriſt unter⸗ 
bricht), daß ferner das in I. Inſtanz durchzuführende Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren — unbeſchadet des Fortgangs des in⸗ 
zwiſchen etwa eingeleiteten Berufungs verfahrens — infolge 
des Tods des für die I. Inſtanz beſtellten prozeßbevollmäch⸗ 
tigten Anwalts eine Unterbrechung erleidet ?), wobei aber 
allerdings zu beobachten iſt, daß dieſes Verfahren nach 
88 103, 104 ZPO. nicht dem Anwaltszwang unterliegt. 
Auch für ſonſtige, nach Zuſtellung des Urteils noch in der⸗ 
ſelben Inſtanz zu erledigende Anträge, wie für den Antrag 
auf Berichtigung des Tatbeſtands nach § 320 oder auf Er⸗ 
gänzung des Urteils nach § 321 ZPO., ferner für den (frei- 
lich erſt nach Eintritt der Rechtskraft zuläſſigen) Antrag auf 
Bereinigung eines eidbedingten Urteils muß der Tod des 
Prozeßbevollmächtigten der Inſtanz eine Unterbrechung zur 
Folge haben, ebenſo für alle nach der Entſch. der vereinigten 
Zivilſenate?) noch in der unteren Inſtanz zu erledigenden 
Anträge der a. a. O. auf S. 251 bezeichneten Art, insbeſon⸗ 
dere alſo z. B. für einen nach § 246 ZPO. zu ſtellenden 
Ausſetzungsantrag (wenn nach Zuſtellung des Urteils außer 
dem Anwalt auch die Partei ſelbſt geſtorben iſt). 

Die Einlegung eines ordentlichen Rechtsmittels, alſo die 
Ueberführung des Rechtsſtreits in eine höhere Inſtanz, er⸗ 
heiſcht dagegen nicht mehr die Mitwirkung des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten der unteren Inſtanz (weder in aktivem, noch in 
paſſivem Sinn). 

Nach feſtſtehender Rechtſprechung des RG. und nach der 
herrſchenden Rechtslehre hat mit der Zuſtellung eines kontra⸗ 
diktoriſchen Urteils der unteren Inſtanz das Verfahren dieſer 
Inſtanz überhaupt zur Hauptſache — von Nebenanträgen 


1) RG. 13 S. 318 oben. 
2) Stein, ZPO. § 103 Bem. I bei Note 2 u. 3. 
3) RG. 68 S. 248 ff. 
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der oben angeführten Art abgeſehen — ſein Ende erreicht!). 
Ob das ergangene kontradiktoriſche Urteil ein unbedingtes 
oder ein eidbedingtes Urteil iſt, kann hiebei keinen Unter⸗ 
ſchied begründen. Zunächſt iſt auch nach Zuſtellung eines 
Urteils der letzteren Art die Inſtanz im bisher dargelegten 
Sinn abgeſchloſſen. Sie wird zum Zweck der Bereinigung 
des eidbedingten Urteils — wie bereits bemerkt — erſt nach 
Eintritt der Rechtskraft dieſes Urteils wieder eröffnet. 

Im vorliegenden Fall hätte Rechtsanwalt J. als nicht 
beim Oberlandesgericht zugelaſſener Anwalt ſeinerſeits für 
den Klr. die Berufung gar nicht einlegen können. Nach 
§ 81 ZPO. wäre er allerdings ermächtigt geweſen, noch 
einen Anwalt für die höhere Inſtanz zu beſtellen. Eine 
Verpflichtung hiezu beſtand nach dem Geſetz für ihn aber 
nicht?). Alſo überläßt es das Geſetz grundſätzlich der 
Partei ſelbſt, ſich nach Zuſtellung des Urteils der unte⸗ 
ren Inſtanz zum Zweck der Anfechtung dieſes Urteils 
mit einem Rechtsmittel einen neuen, beim Obergericht zuge⸗ 
laſſenen Anwalt zu beſtellen. So wenig die Weigerung des 
Anwalts der unteren Inſtanz, gemäß § 81 ZPO. einen An⸗ 
walt für die höhere Inſtanz aufzuſtellen, das Verfahren 
unterbricht und den Lauf der mit der Urteilszuſtellung in 
Lauf geſetzten Rechtsmittelfriſt hemmt, ſo wenig kann der 
nach Urteilszuſtellung eintretende Tod des Anwalts der un⸗ 
teren Inſtanz eine ſolche Wirkung ausüben. — Daß aber 
auch der Gegner der Partei, die ihren Anwalt I. Inſtanz 
nach erfolgter Urteilszuſtellung durch den Tod verloren hat, 
hiedurch nicht an der ordnungsmäßigen Einlegung eines 

1) Vgl. RG. 10 S. 347 oben, 13 S. 311/12, 19 S. 397 unter der 
Mitte, 39 S. 398/399 mit den dort in Note 1 angeführten Literatur- 
nachweiſen, 41 S. 427 unten (wo freilich hinſichtlich der Zuſtändigkeit für 
einen Ausſetzungsantrag eine von der oben angeführten Entſch. der verein. 
Ziv. Sen., im 68. Band abweichende Anſicht vertreten wird), weiter RG. 68 
S. 251 (eben jene Entſch. der vereinigt. Ziv. Senate) und endlich namentlich 
noch die Entſch. des RG. in Se uff Arch. 71 Nr. 45, welche insbeſondere auch 
nähere Stellung zu der ſoeben erwähnten Entſch. der verein. Ziv. Sen. nimmt. 

2) Vgl. RG. 71 S. 158/159. 
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Rechtsmittels gehindert iſt, folgt unmittelbar aus der Be⸗ 
ſtimmung des §S 210 a der ZPO., welche gerade den Zweck 
hat, der Partei die Aufſtellung eines neuen Anwalts (nur 
zur Ermöglichung der Zuſtellung der Berufungsſchrift an ihn) 
zu erſparen, von welcher daher der beruf. kläg. Anwalt mit 
Unrecht geltend macht, daß ihr 2. Abſatz nur auf den Partei⸗ 
prozeß paſſe ). 

Alle Ausführungen der Berufungsklägerin darüber, daß 
die von Stein?) und vom Reichsgericht!) vertretene Anſicht 
nicht folgerichtig ſei, ſind hienach hinfällig. 

Die Ausführung am Schluß der Berufungsbegründung, 
daß die Rückſicht auf die allgemeine Rechtsſicherheit zu der 
von der Berufungsklägerin vertretenen Auslegung des Ge⸗ 
ſetzes nötige, kann nicht als berechtigt anerkannt werden. 
Denkbar iſt es natürlich (wie a. a. O. erwähnt), daß eine 
Partei vom Tod ihres Anwalts und von der zuvor an dieſen 
erfolgten Urteilszuſtellung erſt lange nach Monatsfriſt erfährt. 
Die Regel wird das aber ſchon wegen des eigenen Inter⸗ 
eſſes, das die Parteien an ihrem Prozeß zu nehmen pflegen, 
keineswegs bilden. Zudem wird in Fällen unverſchuldeter 
Unkenntnis einer Partei vom Tod ihres Anwalts meiſt 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung 
der Rechtsmittelfriſt gewährt werden können. 

Viel größer würde die Rechtsunſicherheit bei Billigung der 
in der Berufungsbegründung vertretenen Anſicht, z. B. wenn 
man den Fall annimmt, daß ein Anwalt bald nach der an 
ihn erfolgten Urteilszuſtellung im gegenwärtigen Krieg oder 
auf einer Reiſe ſonſtwie verſchollen wäre. Hier wäre es 
denkbar, daß der Anwalt vor feinem Ausmarſch ins Feld, 
vor Antritt feiner Reife uſw. gemäß § 81 ZPO. noch einen 
Anwalt für die höhere Inſtanz beſtellt und daß dieſer auch 
das Rechtsmittel eingelegt hätte; vom Standpunkt der Be⸗ 

1) Vgl. Stein, IPO. § 210 a bei Note 10 und Seuff Arch. 71 
S. 77. 

2) ZPO. 5 244 Bem. I nach Note 5. 
2) Einerſeits in Entſch. 13 S. 310 ff. und andererſeits in Entſch. 13 
S. 318 (oben). 
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rufungsklägerin müßte aber die Wirkſamkeit dieſer Rechts⸗ 
mitteleinlegung von der Feſtſtellung abhängig gemacht werden, 
ob der Anwalt der unteren Inſtanz noch bis zur Einlegung 
des Rechtsmittels am Leben war oder nicht. Ebenſo könnte, 
wenn kein Rechtsmittel eingelegt worden wäre, ein Rechts⸗ 
kraftszeugnis nicht erwirkt werden, ehe ſich feſtſtellen läßt, 
ob der Anwalt den Ablauf der Rechtsmittelfriſt erlebt hat. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 23. Mai 1916 i. S. 

Setzer g. Guggenheim U. Nr. 131/1916. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen 
worden. 


31. 


Bewilligung einer Bahinngsfrift gemüß Gn. vom 
7. Anguſt 1914/20. Mai 1915 neben Yorbehalt der Be- 
ſchränkung der Haftung auf den Nachlaß. 


Hierüber iſt in den 
Gründen 
eines Beſchluſſes geſagt: 

Das ergangene Anerkenntnisurteil hat den Beſchwerde⸗ 
führern die Beſchränkung ihrer Haftung auf den Nachlaß 
des Küfers Georg K. vorbehalten, ihren Antrag auf Bewil⸗ 
ligung einer Zahlungsfriſt aber abgewieſen. Die gegen dieſe 
Abweiſung ſich richtende ſofortige Beſchwerde iſt zuläſſig, 
aber nicht begründet. Der fragliche Nachlaß reicht augen⸗ 
ſcheinlich zur Befriedigung der Nachlaßgläubiger nicht aus, 
denn ſowohl die Anordnung einer Nachlaßverwaltung als 
die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes iſt wegen Mangels einer 
den Koſten entſprechenden Maſſe zurückgewieſen worden. Die 
Beſchwerdeführer können daher und werden — wie ihr im 
Prozeß geſtellter Antrag beweiſt — die Befriedigung der 
Gläubigerin inſoweit verweigern als der Nachlaß nicht aus⸗ 
reicht. Diesfalls find fie nach 8 1990 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
verpflichtet, den Nachlaß zum Zweck der Befriedigung des 
Gläubigers im Weg der Zwangsvollſtreckung herauszugeben 
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d. h.!) es geſchehen zu laſſen, daß ſich der Gläubiger im 
Weg der Zwangsvollſtreckung aus dem Nachlaß befriedigt. 
Eine Zahlungspflicht ihrerſeits — aus dem nicht zum Nach⸗ 
laß gehörigen Vermögen — kommt ſomit nicht in Frage und 
daher auch nicht die Bewilligung einer Zahlungsfriſt für die 
Beſchwerdeführer. Ob — wie die Beſchwerde hervorhebt — 
dem Verwalter eines fremden Vermögens in betreff einer 
Zahlung aus dieſem Vermögen eine Zahlungsfriſt bewilligt 
werden könnte, iſt nicht zu erörtern, weil es ſich um einen 
derartigen Fall nicht handelt. 

Beſchluß des Ferienſenats vom 27. Juli 1916 i. S. 

Kraut g. Kirſchler W. Nr. 146/1916. 


32. 


MWirkſamkeit der Gewührung einer Jahlungsfriſt ge⸗ 
mäß 83/5. ARO. vom 7. Anguſt 1914/20. Mai 1915 
durch ein unzuſtündiges Gericht. 


Der Sachverhalt ergibt ſich aus den 
Gründen: 

Wegen einer ihr zufolge rechtskräftigen Urteils der 
I. Zivilkammer des K. Landgerichts Ulm vom 31. Mai 1916 
zuſtehenden Forderung von 2400 Mk. nebſt Zinſen hat die 
Gläubigerin beim K. Amtsgericht Riedlingen Anordnung der 
Zwangsverſteigerung der im Bezirk dieſes Gerichts gelegenen 
Grundſtücke des Schuldners beantragt. Das AG. hat dieſem 
Antrag mit Beſchluß vom 7. Juni 1916 entſprochen, hat 
aber auf Erinnerung des Schuldners dieſe Entſcheidung mit 
Beſchluß vom 22. Juni wieder aufgehoben, nachdem der 
Schuldner einen Beſchluß des K. Amtsgerichts Ulm vom 
3. Juni 1916 vorgelegt hatte, wodurch die Zwangsvollſtreckung 
aus dem Urteil vom 31. Mai (betreffs des den — bezahlten — 
Betrag von 476 Mk. 80 Pfg. überſteigenden Betrags) einſt⸗ 
weilen — bis über den auf 83/5 der Bekanntmachung über 


1) Vgl. Staudinger, Komm. zum BGB. 7. /8. Aufl. Anm. II, 
B. 1 Abſ. 2 zu § 1990. 
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die gerichtlichen Zahlungsfriſten vom 7. Auguſt 1914 20. Mai 
1915 entſchieden ſei — eingeſtellt worden iſt (ein Beſchluß 
gegen den die Gläubigerin Beſchwerde einlegte, die aber durch 
Beſchluß der II. Zivilkammer des K. Landgerichts Ulm zu⸗ 
rückgewieſen worden iſt). Der angefochtene Beſchluß hat auf 
Beſchwerde der Gläubigerin den Beſchluß des K. Amtsge⸗ 
richts Riedlingen vom 22. Juni aufgehoben. Der Schuldner 
beantragt mit der weiteren Beſchwerde deſſen Wiederherſtel⸗ 
lung. Mit Beſchluß vom 20. Juni 1916 hat inzwiſchen das 
K. Amtsgericht Ulm die Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil 
vom 31. Mai 1916 unbedingt auf 3 Monate und für den 
Fall einer Zahlung oder Sicherheitsleiſtung des Schuldners 
in Höhe von 800 Mk. auf weitere 3 Monate eingeſtellt. Ob 
dieſer Beſchluß unanfechtbar geworden iſt, weiß man nicht. 

Vollſtreckungsgericht iſt nach $ 764 ZPO. — ſoweit 
das Geſetz nicht ein anderes Amtsgericht bezeichnet — das⸗ 
jenige Amtsgericht, in deſſen Bezirk das Vollſtreckungsver⸗ 
fahren ſtattfinden ſoll oder ſtattgefunden hat. Das gilt auch 
für den in Frage kommenden § 3/5 a. a. O., denn andern⸗ 
falls hätte dort beſtimmt werden müſſen, welches Gericht als 
Vollſtreckungsgericht zu gelten hat. Aber auch von dieſem 
Standpunkt aus iſt zweifelhaft, welches Amtsgericht im ein⸗ 
zelnen Fall die Vollſtreckung „in das Vermögen“ des Schuld⸗ 
ners — wovon $ 3/5 a. a. O. handelt — einzuſtellen zu⸗ 
ſtändig iſt. Es kann dies aber dahingeſtellt bleiben. Im 
vorliegenden Fall hat das Amtsgericht Ulm, als dasjenige, 
bei dem der Schuldner ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, 
jede Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner (ohne Be⸗ 
ſchränkung auf die im Bezirk des Amtsgerichts Ulm befind⸗ 
lichen Vermögensſtücke) — zunächſt einſtweilen und ſodann 
endgültig in der in dem Beſchluß vom 20. Juni bezeichneten 
Weiſe — eingeſtellt und die II. Zivilkammer des K. Land⸗ 
gerichts Ulm hat in dem angeführten Beſchluß die Zuſtändig⸗ 
keit des Amtsgerichts Ulm zu dieſer Anordnung bejaht. Wäre 
nun auch die Entſcheidung des Amtsgerichts Ulm in Ueber⸗ 
ſchreitung der örtlichen oder ſachlichen Zuſtändigkeit dieſes 
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Gerichts ergangen, ſo war ſie deshalb doch nicht rechtsun⸗ 
wirkſam, ſondern unterlag eben der Anfechtung durch Be⸗ 
ſchwerden) und beſtand und beſteht zu Recht, ſolang fie nicht 
durch einen anderweiten Gerichtsbeſchluß aufgehoben iſt, was 
bisher — ſoviel erſichtlich — nicht geſchehen iſt. Der gegen⸗ 
teilige Standpunkt — daß eine von einem Gericht unter 
Ueberſchreitung ſeiner örtlichen oder ſachlichen Zuſtändigkeit 
getroffene Entſcheidung von anderen Gerichten nicht zu be⸗ 
achten ſei — entbehrt der Grundlage im geltenden Recht und 
würde zur größten Verwirrung und Rechtsunſicherheit führen. 
Beſchluß des Ferienſenats vom 27. Juli 1916 i. S. Bayer. 
Zuckerfabrik G. m. b. H. g. Klenk. W. Nr. 144/1916. 


33. 


IR die Erlaſſung eines ZJahlungsbefehls wegen Ge⸗ 

richtskoſten, die eine Ehefran ſchuldet, die mit ihrem 

Mann in landrechtlicher Errungenſchaftsgemeinſchaft 
lebt, gegen den Ehemann zulüſſig? 

Die Frage wurde verneint aus folgenden 

Gründen: 

Der Zahlungsbefehl vom 26. Juni d. J. betrifft Ge⸗ 
richtskoſten, die in der Rechtsſache der Parteien durch das — 
nicht rechtskräftige — Urteil der Zivilkammer der Klrin. aufer⸗ 
legt ſind; der Zahlungsbefehl iſt ergangen gegen den Be⸗ 
klagten als Verwalter des ehelichen Geſamtvermögens. Der 
angefochtene Beſchluß hat die Erinnerung des Bekl. gegen 
dieſen Zahlungsbefehl zurückgewieſen, die darauf geſtützt war, 
daß nach dem Recht der landrechtlichen Errungenſchaftsge⸗ 
meinſchaft (in der die Parteien unbeſtrittenermaßen leben) 
der Ehemann derartige ohne ſeinen Willen entſtandene Schul⸗ 
den der Frau aus dem in ſeiner Verwaltung und Nutznießung 
ſtehenden Vermögen zu bezahlen nicht verpflichtet ſei. 

Die Beſchwerde gegen den landgerichtlichen Beſchluß iſt 
gemäß $ 4 GKG. zuläſſig?) und begründet. 

y Vgl. RG. bei Gruchot 42 S. 1213. 


2) Plenarbeſchluß RG. 16 Nr. 69, insbeſondere S. 297. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVIII. 2. 13 
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Nach dem Recht der landrechtlichen Errungenſchaftsge⸗ 
meinſchaft iſt der Ehemann (ſoweit nicht ein einſchlägiger 
Zwangsvollſtreckungstitel gegen ihn erwirkt iſt) Sonderſchul⸗ 
den ſeiner Frau aus dem ſeiner Verwaltung und Nutznießung 
unterliegenden Vermögen zu bezahlen nicht verpflichtet. Ob 
und inwieweit bei kollidierenden Intereſſen die Frau ihr 
Vermögen ohne Zuſtimmung des Manns mit Verbindlich⸗ 
keiten belaſten kann, braucht nicht erörtert zu werden: ſoweit 
dieſe Frage zu bejahen iſt, beſtehen ſolche Verbindlichkeiten 
der Frau (im Gegenſatz zu andern) !) zu Recht; daß aber 
der Ehemann ſie — ohne daß ein gegen ihn gerichteter 
Zwangsvollſtreckungstitel vorliegt — aus dem ſeiner Ver⸗ 
waltung und Nutznießung unterliegenden Vermögen der Frau 
zu zahlen habe, iſt damit nicht geſagt und in Rechtſprechung 
und Rechtslehre nicht behauptet. Eine der Vorſchrift des 
§ 1387 Ziff. 1 vgl. mit $ 1388 BGB.“) entſprechende Be⸗ 
ſtimmung beſteht für die landrechtliche Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft nicht. Die Motive zu § 1297 EBGB.) ſagen: „Ge⸗ 
meinrechtlich braucht der Nießbraucher die Koſten eines Rechts⸗ 
ſtreits des Eigentümers nicht zu tragen. — Die Behandlung 
dieſer Frage bei der ehelichen Nutznießung iſt — gemein⸗ 
rechtlich — beſtritten.“ Nach württ. Recht iſt beim Güter⸗ 
ſtand der landrechtlichen Errungenſchaftsgemeinſchaft der Ehe⸗ 
mann zwar verpflichtet, der Frau die zur Führung eines 
Rechtsſtreits, der nicht ausſichtslos erſcheint, notwendigen 
Koſten vorzuſchießen“), aber daß der Staat als Gläubiger in 
betreff von Gerichtskoſten, die der Frau auferlegt ſind, im Gegen⸗ 
ſatz zu allen andern Gläubigern ſich für ſeine Forderung an den 
Ehemann als Verwalter des ehelichen Geſamtvermögens (ohne 
daß gegen dieſen ein Zwangsvollſtreckungstitel vorliegt) ſollte 
halten können, ergibt ſich weder aus den einſchlägigen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, noch aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen. 

) S. Lang, Perſ. Recht 2. Aufl. § 49 II, 1 bei Note 5 a. 

2) Worauf ſich die Entſcheidungen Württ Z. 54 S. 367; Rſpr. OLG. 
32 Nr. 1, d, @ beziehen. 

3) Band 4 S. 202. 

5) Württ J. 16 S. 214—15. 
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Beſchluß des Ferienſenats vom 27. Juli 1916 in Sachen | 
S. g. S. W. Nr. 143:1916. 


34. 


Erſatz der Gebühren beider Rechtsanwülte, wenn der 
Kläger im Mahnverfahren und im Kechtsſtreit durch 
verſchiedene Rechtsanwülte vertreten war. 


Hierüber iſt in den 
Gründen 
eines Beſchluſſes geſagt: 

War der Klr. im Mahnverfahren und im nachfolgenden 
Rechtsſtreit durch verſchiedene Anwälte vertreten, ſo kann er 
nach $ 91 Abſ. 2 ZPO. die vollen Gebühren für beide Ver: 
fahren, alſo ohne Anrechnung der Mahngebühren auf die 
Rechtsſtreitgebühren gemäß § 38 RAGebO., erſtattet ver⸗ 
langen, wenn in der Perſon des Rechtsanwalts ein Wechſel 
eintreten mußte. Dieſe Notwendigkeit iſt gegeben, wenn im 
Fall des Widerſpruchs gegen einen Zahlungsbefehl und der 
Verweiſung des Rechtsſtreits an das Landgericht der mit der 
Erwirkung des Zahlungsbefehls beauftragte Rechtsanwalt 
beim Landgericht nicht zugelaſſen iſt. Der Wechſel wäre 
allerdings zu vermeiden geweſen, wenn der Klr. ſchon mit 
der Erwirkung des Zahlungsbefehls einen beim Landgericht 
E. zugelaſſenen Anwalt beauftragt hätte. Allein eine Partei 
iſt im Mahnverfahren in der Auswahl ihres Anwalts un⸗ 
beſchränkt und es kann ihr nicht zugemutet werden, bei der 
Auswahl ihres Anwalts auf die Möglichkeit eines Wider⸗ 
ſpruchs gegen ihren Zahlungsbefehl beſondere Rückſicht zu 
nehmen!). Mit Recht hat daher das Landgericht die Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit der Koſten des Rechtsanwalts K. im vollen 
Umfang bejaht. 

Beſchluß des II. Zivilſenats vom 4. Januar 1917 i. S. 

F. g. L. W. 2441916. 

1) ZW. 1913 S. 451; Rſpr. OLG. 25 S. 301, 27 S. 238. 
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6. 
Zum Begriff des Abgebens friſchgebackenen rates. 


Aus den 
Gründen: 

Auf Grund des $ 36 d der Bundesratsverordnung vom 
25. Januar 1915 über die Regelung des Verkehrs mit Brotge⸗ 
treide und Mehl ſowie des § 23 der Ausführungsbeſtimmungen 
des Miniſteriums des Innern vom 29. desſ. M., ferner der 
Ziffer 4 der auf Grund letzterer ergangenen Verfügung der 
Zentralſtelle für Gewerbe und Handel vom 4. Febr. 1915 
betr. die Regelung des Verkehrs mit Backwaren hat das Stadt⸗ 
ſchultheißenamt U. am 6. Febr. 1915 angeordnet, daß Rog⸗ 
genbrot erſt an dem auf den Herſtellungstag folgenden Tag 
von Nachmittags 2 Uhr an abgegeben werden darf. Am 
4. März vormittags beauftragte der Angekl. ſein Dienſt⸗ 
mädchen 5 Roggenkipfbrote, von denen er 4 am 2., eines 
am 3. März gebacken hatte, alsbald in eine benachbarte Wirt⸗ 
ſchaft zu bringen. Unterwegs wurde das Dienſtmädchen von 
einem Schutzmann angehalten und es brachte auf deſſen Ge⸗ 
heiß das am 3. März gebackene Brot dem Angekl. zurück. 

Die Strafkammer hat ein vollendetes „Abgeben“ im 
Sinn der genannten Verfügung angenommen und den Angefl. 
wegen Vergehens gegen § 44 jener BRVO. beſtraft. Die 
hiegegen eingelegte Reviſion wurde verworfen. Sie macht 
in erſter Linie geltend, es liege nicht ein vollendetes ſondern 
höchſtens ein verſuchtes Abgeben vor, da Beſitz und auch 
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Mitgewahrſam dem Angekl. verblieben ſei. Dieſer Einwand 
iſt unzutreffend. Die bürgerlich- bzw. ſtrafrechtlichen Begriffe 
des Beſitzes und Gewahrſams ſind hier bei der Auslegung 
nicht entſcheidend. Der Begriff des Abgebens im Sinn der 
Verfügung iſt vielmehr ſelbſtändig, nach dem Sprachgebrauch 
des Lebens und dem Zweck der Verfügung auszulegen. Dieſer 
letztere geht dahin, die Verzehrung des Brotes in neuge⸗ 
backenem Zuſtand zu verhindern. Zwar iſt der Reviſion zu⸗ 
zugeben, daß nicht jede Entfernung aus den Räumen der 
Bäckerei genügt und ebenſowenig genügt die bloße Uebergabe 
an einen Bedienſteten des Bäckers. Ein Abgeben liegt aber 
auch nach Anſicht des Senats jedenfalls dann vor, wenn der 
Bäcker das Brot ſeinen Bedienſteten zwecks Ueberbringung 
an die Kunden, alſo zum Verkauf übergibt und auf 
Grund dieſes Auftrags die Entfernung aus der Bäckerei 
erfolgt. Wenn der Angekl. auch Beſitzer im Sinn des bür⸗ 
gerlichen Rechts geblieben ſein mag, ſo war tatſächlich doch 
das Brot aus ſeinem unmittelbaren Machtbereich, aus der 
Bäckerei weggegeben; der Angekl. hat alles getan, was er 
ſeinerſeits tun konnte, um das Brot dem Verbrauch zuzu⸗ 
führen, und nach dem gewöhnlichen Verlauf war auch auf 
Grund ſeines Tuns der Verbrauch zu erwarten, ohne daß 
er dieſen auch nur mit einiger Sicherheit hätte verhindern 
können. Ein weiterer Reviſionseinwand war nach $ 380 
SIND. unbeachtlich. 

Urteil des Ferienfenats vom 9. Auguſt 1915 in der 

Strafſache gegen Bäckermeiſter G. A. in U. wegen Ver⸗ 

fehlung gegen eine Kriegsnotverordnung. 


7. 
Zum Tatbeſtand eines Vergehens gegen das Höchſt⸗ 
preisgeleh. 
Aus den 
Gründen: 


Unter Bezugnahme auf § 40 der Verordnung des Bun⸗ 
desrats über die Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide 
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und Mehl vom 31. Januar 1915 (RGeſ. Bl. S. 35), wo⸗ 
nach die Kommunalverbände den Preis für das von ihnen 
abgegebene Mehl feſtzuſetzen haben, und die Ziff. 7 der Bek. 
der Zentralſtelle für Gewerbe und Handel vom 19. März 
1915 (St. A. Nr. 70) wurde laut der vom Oberamtsvorſtand 
unterzeichneten Bekanntmachung des Oberamts B. vom 12. Mai 
1915 unter Ziff. I der Verkaufspreis der Großhändler für 
den Doppelzentner Weizenbrotmehl auf 40 Mk. 75 Pfg. feſt⸗ 
geſetzt; gleichzeitig wurden unter Ziff. II unter Bezugnahme 
auf $ 1 des HPröGeſ. und Ziff. 1 der Ausf.⸗Beſtimmungen 
hiezu und unter Hinweis auf die Strafdrohung des HPrGeſ. 
für den Mehlkleinverkauf Höchſtpreiſe feſtgeſetzt. In Kennt⸗ 
nis dieſer Bekanntmachung hat der als Großhändler zuge⸗ 
laſſene Angekagte dem Bäcker N. in B. auf telephoniſche 
Beſtellung vom 19. oder 20. Mai 1915, wobei der Angekl. 
erklärte, er verlange 46 Mk. 50 Pfg., die Höchſtpreiſe gehen 
ihn nichts an, ferner dem Bäcker R. in B. nach vorausge⸗ 
gangener Mitteilung gleichen Inhalts vom 19. Mai, je am 
22. Mai 1915 größere Mengen Weizenbrotmehl geliefert und 
hiefür 46 Mk. 50 Pfg. für den Doppelzentner berechnet, in 
der Folge jedoch nur 40 Mk. 75 Pfg. bezahlt erhalten. 
Das fragliche Mehl hatte der Angekl. nicht vom Kom⸗ 
munalverband geliefert erhalten, fondern anderwärts gekauft. 
Gegenüber der Anklage der Höchſtpreisüberſchreitung hat der 
Angekl. eingewendet, für ſolches Mehl habe das Oberamt 
einen Preis weder feſtſetzen können noch wollen, es ſei bloß 
in dem Sinn beſchlagnahmt, daß er es ohne beſondere Er⸗ 
laubnis nur im Bezirk verkaufen dürfe. Die Strafkammer 
hat angenommen, die Preisfeſtſetzung gelte auch für ſolches 
Mehl, der Angekl. habe mindeſtens mit eventuellem Vorſatz 
gehandelt, das Oberamt habe als die nach $ 5 HPrYef. 
vgl. mit Ziff. 1 der Ausf.⸗Beſt. hiezu zuſtändige Behörde 
einen Höchſtpreis feſtgeſetzt, die beiden Verkäufe ſtänden in 
keinem Zuſammenhang, und ſie hat den Angekl. wegen zweier 
Vergehen gegen § 6 Ziff. 6 des HPrGeſ. vom 4. Auguſt bzw. 
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17. Dezember 1914 (RGeſBl. S. 516) zu den Geldſtrafen 
von 20 und 30 Mk. verurteilt. 

Wie der Reviſion zuzugeben iſt, kommt ein Vergehen 
gegen das Höchſtpreisgeſetz nicht in Frage. Wie der Wort⸗ 
laut der Bekanntmachung des Oberamts ergibt, wurde der 
Verkaufspreis für die Großhändler nicht vom Oberamt als 
der zur Feſtſetzung von Höchſtpreiſen zuſtändigen Staatsbe⸗ 
hörde als Höchſtpreis i. S. des HPrGeſ., ſondern vom Ober⸗ 
amtsvorſtand als dem gemäß § 40 BRV. in Verb. mit 
Ziff. 7 der Bek. der Zentralſtelle vom 19. März 1915 (St.⸗A. 
Nr. 70) und § 26 der Ausf. Beſt. vom 29. Januar 1915 zu 
der angeführten BRV. (St.⸗A. Nr. 25) vgl. mit §S 42 BRV. 
zuſtändigen Organ des Kommunalverbands d. h. der Amts⸗ 
körperſchaft (Ziff. 1 der Ausf. Beſt. zur BRV.) als Einheits⸗ 
preis feſtgeſetzt. Solche vom Kommunalverband auf Grund 
der BRV. feſtgeſetzten Einheitspreiſe, die Durchſchnittspreiſe 
ſind und auch nach unten einzuhalten ſind, haben nur die 
Bedeutung einer Maßnahme zur Verbrauchsregelung hinſicht⸗ 
lich der eigenen Vorräte des Kommunalverbands (ſo RG. vom 
17. Januar 1916 im Recht N. 242). Ihre Ueberſchreitung 
iſt daher nach §S 44 BRV. ſtrafbar, wie denn auch die Verf. 
der Zentralſtelle vom 26. Februar 1915 (St.⸗A. Nr. 50) in 
Ziff. 47 nur auf letztere Strafdrohung verweiſt. (Vgl. auch 
Verf. des Miniſt. des Innern vom 15. September 1915 
St.⸗A. Nr. 218 Ziff. 31.) 

Die Reviſion wendet ferner ein, auf Grund des § 40 
BRV. habe der Kommunalverband den Preis nur für die 
erſte Abgabe des Mehls an die Großhändler feſtſetzen dürfen. 
Ob der Entſcheidung des Reichsgerichts vom 14. Januar 
1916 (im Recht N. 264), daß nach §S 40 BRV. die Kom⸗ 
munalverbände den Preis nur für die erſte Abgabe feſtzu⸗ 
ſetzen haben, beizutreten iſt, und ob nicht ſelbſt vom Stand⸗ 
punkt dieſer Entſcheidung jedenfalls für die Weitergabe durch 
die württembergiſchen Großhändler als an der Mehlvertei⸗ 
lung beteiligter Funktionäre des Kommunalverbands (vgl. 
Ziff. 10 ff. der Bek. der Zentralſtelle vom 19. März 1915) 
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der 8 40 BRV. anzuwenden iſt, bedarf hier der Entſcheidung 
nicht. Denn die Befugnis des Kommunalverbands zur Preis⸗ 
feſtſetzung auch für die Weitergabe durch den Großhändler 
ergibt ſich aus der allgemeinen Vorſchrift des S 34 BRV. 
(vgl. hiezu § 49 lit. avder neuen BRV. vom 28. Juni 1915 
RGeſBl. S. 363) in Verb. mit $ 37 BRV., § 23 Ausf.- 
Beſt., Ziff. 7 Bek. der Zentralſtelle vom 19. März 1915. 

Unter Wiederholung feines in der Berufungsinſtanz er- 
hobenen Einwands macht der Angekl. weiter geltend, nur 
wenn das Mehl enteignet, mit ihm verrechnet und ihm wie⸗ 
der als Großhändler zu Eigentum überlaſſen worden wäre, 
würde die Preisfeſtſetzung gelten; all dies ſei aber nicht ge⸗ 
ſchehen. Es mag richtig ſein, daß die Preisfeſtſetzung nur 
für das im Sinne der BRV. (vgl. $ 40) vom Kommunal⸗ 
verband abgegebene Mehl gelten ſollte. Dieſe Vorausſetzung 
trifft aber zu. Nach 88 1, 14 BRV. vgl. mit Ziff. 6, 30, 
22, 24 der Bek. der Zentralſtelle vom 19. März 1915 voll⸗ 
zieht ſich die Mehlverteilung zwar im allgemeinen ſo, daß 
der Kommunalverband oder jeine Einkäufer das bejchlag: 
nahmte Mehl von den Beſitzern zu Eigentum erwerben und 
den Verkaufsgroßhändlern übereignen. Sind aber letztere 
ſchon im Beſitz anderwärts erworbenen, aber beſchlagnahmten 
Mehls, wie hier, ſo kann ſich die Abgabe kurzerhand dadurch 
vollziehen, daß ihnen ihr Mehl zum Weiterverkauf belaſſen 
wird. Demgemäß beſtimmt auch Ziff. 25 vgl. mit Ziff. 24 
der Bek. der Zentralſtelle vom 19. März 1915, daß ſich die 
Großhändler die anderwärts erworbenen Vorräte auf die 
ihnen von der Verrechnungsſtelle zugewieſene (Rechnungs⸗) 
Menge anrechnen laſſen müſſen, und ergeben die Ziff. 19 
und 20, daß die Verkaufspreisfeſtſetzung auch für das ander⸗ 
wärts erworbene, aber zum Weiterverkauf belaſſene Mehl 
gelten ſoll. Aus dem Zuſammenhang der Feſtſtellungen er⸗ 
gibt ſich nun in Uebereinſtimmung mit dem eigenen Vor⸗ 
bringen des Angekl. jedenfalls ſoviel, daß die maßgebenden 
Stellen den Verkauf im Bezirk erlaubten. Damit war das 
Mehl, wenn auch möglicherweiſe unter Vorbehalt ſpäterer 


B. in Strafſachen. 201 


Verrechnung an den Angekl. abgegeben. (Vgl. auch Gewerbebl. 
1915 S. 102.) Die Behauptung des Angekl., die Verrech⸗ 
nungsſtelle habe damals ihre Tätigkeit noch gar nicht be⸗ 
gonnen gehabt, iſt hienach unerheblich, übrigens durch die 
von der Strafkammer in bezug genommene Bekanntmachung 
des Oberamts widerlegt. Ob auch für die dem Großhändler 
anzurechnenden eigenen Vorräte die Vereinbarung bzw. Feſt⸗ 
ſetzung eines Uebernahmepreiſes gemäß § 16 BRV. vgl. 8 14 
der Ausf. Beſt. hiezu, Ziff. 6 der Bek. der Zentralſtelle vom 
19. März 1915 in Betracht kommt und welchen Preis der 
Angekl. bejahendenfalls vom Kommunalverband zu bean- 
ſpruchen hätte, bedarf nicht der Unterſuchung; denn die Ver⸗ 
pflichtung des Angekl., beim Verkauf den feſtgeſetzten Ver⸗ 
kaufspreis einzuhalten, wird hiedurch keinesfalls berührt. 
Im übrigen läßt das Urteil einen Rechtsirrtum nirgends 
erkennen. Da die ohne Rechtsirrtum getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen nach dem Ausgeführten eine Verurteilung des Angekl. 
nicht nach dem Höchſtpreisgeſetz, wohl aber nach $ 44 BRV. 
rechtfertigen, fo war gemäß §§ 393 Abſ. 1, 394 Abſ. 2 StPO. 
das Urteil unter Aufrechterhaltung der Feſtſtellungen aufzu⸗ 
heben und es war die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 
Urteil des Strafſenats vom 27. März 1916 in der Straf⸗ 
ſache gegen K. G. F. in B. wegen Seen gegen 
das Höchſtpreisgeſetz. 


8. 


Zur Anwendung des Höchſtpreisgeſetzes vom 4. Auguſt 
1914 bzw. 17. Begember 1914. 


Die mit der Feſtſetzung von Höchſtpreiſen betraute Ab⸗ 
teilung des Gemeinderats St. hatte durch Beſchluß vom 
12. Juni 1915, veröffentlicht am 15. Juni, den Milchpreis 
beim Verkauf an Wiederverkäufer auf 19 Pfg. frei Milch⸗ 
rampe des Hauptbahnhofs, beim Verkauf an Verbraucher 
auf 24 Pfg. frei Haus feſtgeſetzt. Am 14. Auguſt 1915 


202 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


wurde der letztere Preis auf 25 Pfg. erhöht und bei der 
Bekanntmachung am 17. Auguſt bemerkt, daß ſich der Höchſt⸗ 
preis nicht auf ſog. Vorzugsmilch im Sinn der ortspolizei⸗ 
lichen Vorſchriften beziehe, wovon ſchon beim Beſchluß vom 
12. Juni ausgegangen war. Am 28. Okt. 1915 wurde die 
Ausnahme der Vorzugsmilch erweitert auf Milch der zur 
Nichtanwendung der Höchſtpreiſe beſonders ermächtigten, 
namentlich bekannt gegebenen Betriebe und dieſe Ermächti⸗ 
gung erhielt der eine Milchkuranſtalt betreibende Angeklagte 
am 15. Nov. 1915. Neben den eigentlichen Milchhändlern 
lieferten nämlich eine Anzahl von Milchproduzenten Milch 
an Verbraucher ins Haus ſchon vor Kriegsausbruch zu teil⸗ 
weiſe höheren Preiſen als den hernach feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſen und ſo hatte auch der Angekl. 28 und 30 Pfg. für 
den Liter erhalten, welche Preiſe er trotz ſeiner Kenntnis der 
Höchſtpreisfeſtſetzungen auch bis zur erwähnten Ermächtigung 
beibehalten hat. Um Vorzugsmilch i. S. der ortspol. Vor⸗ 
ſchriften handelte es ſich hiebei aber nicht. 

Vom Berufungsgericht wurde der Angekl. übereinſtim⸗ 
mend mit dem Schöffengericht wegen fortgeſetzter Ueberſchrei⸗ 
tung des Höchſtpreiſes und zwar wegen fahrläſſiger in der 
Zeit vom 16. Juni bis 5. Auguſt 1915, wegen vorſätzlicher 
vom 5. Auguſt ab (an welchem Tag er polizeilich verwarnt 
worden war) zur Geldſtrafe von 940 Mk. verurteilt und ſein 
Einwand, er habe geglaubt, der Höchſtpreis beziehe ſich nur 
auf ſog. Händlermilch, verworfen. Die hiegegen eingelegte 
Reviſion wurde verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Die Reviſion rügt in erſter Linie, die Höchſtpreisfeſt⸗ 
ſetzung ſei aus formellen und materiellen Gründen ungültig. 
Die Höchſtpreisfeſtſetzungen ſind, wenn nicht Beſtandteil des 
Strafgeſetzes, ſo doch Verwaltungsnormen allgemein verbind⸗ 
lichen Inhalts und daher vom Reviſionsgericht nachzuprü⸗ 
fende Rechtsnormen im Sinn des § 376 StPO. (RG. 
im Recht 1915 S. 402). Die von der Reviſion vermißte, 
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durch Abſ. 2 Ziff. 1 Ausf. Beſt. vom 25. 1. 15 (St.⸗Anz. 
Nr. 20) in einer Sollvorſchrift vorgeſchriebene Anhörung von 
Sachverſtändigen iſt ausweislich der Akten erfolgt und die 
Mußvorſchrift der Einholung einer Aeußerung der Zentral: 
ſtelle für Gewerbe und Handel iſt vom Miniſterium des Innern 
am 15. Juni 1915 für Milch wieder außer Kraft geſetzt 
worden. Der Umſtand, daß dies erſt am 16. Juni veröffent⸗ 
licht wurde, iſt unerheblich, da offenbar das Miniſterium 
ſchon zur Zeit der Höchſtpreisbekanntmachung vom 15. Juni 
die Einholung nicht mehr erforderte. Derartige ſich nicht 
an das Publikum wendende Ausführungsvorſchriften bedürfen 
überhaupt nicht der Veröffentlichung (RG. in Recht und 
Wirtſchaft 1915 S. 63). 

Ferner beſtreitet die Reviſion die Rechtsverbindlichkeit 
der ganzen Feſtſetzung, weil der Beſchluß vom 12. Juni und 
die Bekanntmachung vom 15. Juni nicht übereinftim- 
men, da letztere bei ihrer allgemeinen Faſſung ſich auf 
jede Art von Milch, alſo von ſelbſt auch auf Vorzugsmilch 
beziehe. Dieſer Angriff geht gleichfalls fehl. Die Gemeinde⸗ 
ratsabteilung wollte nach dem Zeugnis des N. N. bei ihrem 
Beſchluß vom 12. Juni jede Milch außer der Vorzugsmilch, 
insbeſondere auch die ſog. Vollmilch der oben erwähnten 
Produzenten mit der Feſtſetzung treffen und dieſer Wille iſt, 
wovon auch die Reviſion ausgeht, jedenfalls hinſichtlich der 
letzterwähnten, von anderer Milch — im Gegenſatz zur Vor⸗ 
zugsmilch — begrifflich gar nicht unterſcheidbaren Milch mit 
hinreichender Deutlichkeit zum Ausdruck gekommen. Die in⸗ 
ſoweit ſich hieraus ergebende Gültigkeit der Feſtſetzung würde 
dadurch nicht berührt, daß etwa hinſichtlich der Vorzugsmilch 
eine einſchränkende Auslegung des Wortlauts der Bekannt⸗ 
machung erforderlich wäre. Die von der Reviſion angeführte 
Entſcheidung des Strafſenats vom 17. Mai 1909 (Fall von 
Sch.) betraf einen anderen Sachverhalt. 

Auch die Berufung auf die Motive des Höchſtpreis⸗ 
geſetzes vermag der Reviſion zu keinem Erfolg zu verhelfen. 
Wenn es nach dieſen im allgemeinen auch zutreffen mag, 
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daß das Geſetz eine ungebührliche oder übermäßige, auf ſpe⸗ 
kulative und unlautere Antriebe zurückgehende Preisſteigerung 
verhindern und dem Erzeuger einen angemeſſenen Nutzen be⸗ 
laſſen will, ſo iſt doch die Gültigkeit der Feſtſetzung hievon 
nicht abhängig gemacht, ſondern aus guten Gründen ſchlecht⸗ 
hin die in zuſtändiger Weiſe erfolgte Feſtſetzung maßgebend. 
Abgeſehen davon, daß nicht immer alle oft kaum erfaßbaren 
Qualitätsunterſchiede berückſichtigt werden können, muß ſelbſt 
eine unzweckmäßige Feſtſetzung bis zu ihrer Aufhebung im 
Verwaltungsweg durch die zuſtändige Behörde rechtsverbind⸗ 
lich ſein, da letztere und nicht der Strafrichter über den an⸗ 
gemeſſenen Höchſtpreis zu befinden hat (RG. in Recht 1915 
S. 451, 556; D. Str. Z. 1915 S. 494). 

Bezüglich der am 17. Auguſt 1915 bekannt gemachten 
Höchſtpreiſe ſteht feſt, daß das ſtv. Generalkommando 
den Höchſtpreis frei Milchrampe auf 20 Pfg. feſtgeſetzt hatte 
und dieſer Preis vom Stadtſchultheißenamt im Auftrag des 
Generalkommandos zugleich mit dem von der Gemeinde- 
ratsabteilung am 6. Auguſt für die Lieferung an die Ver⸗ 
braucher frei Haus feſtgeſetzten Höchſtpreis von 25 Pfg. be⸗ 
kannt gegeben wurde. Nun ſcheint allerdings das General⸗ 
kommando wie das an den Verhandlungen beteiligte Mini⸗ 
ſterium des Innern davon ausgegangen zu ſein, daß die⸗ 
jenigen Milchproduzenten, die ſchon früher höhere Preiſe 
bezogen hatten, dieſe weiter beziehen dürfen. Allein hierauf 
kann ſich der Angekl. nicht berufen. Denn tatſächlich hat 
das Generalkommando ſelbſt nur den Höchſtpreis frei Milch⸗ 
rampe, was für die hier in Frage ſtehenden Produzenten 
überhaupt nicht in Betracht kommt, feſtgeſetzt; den Höchſt⸗ 
preis für Lieferung an die Verbraucher frei Haus hat da⸗ 
gegen die Gemeinderatsabteilung in eigener Zuſtändigkeit 
feſtgeſetzt. Es iſt daher inſoweit deren Willensmeinung maß⸗ 
gebend, ſie aber wollte, wie der Wortlaut der Bekannt⸗ 
machung klar ergibt, nur die Vorzugsmilch ausnehmen. 
Welche Auffaſſung der Stadtvorſtand dabei hatte, iſt uner⸗ 
heblich, da er nicht Mitglied der Gemeinderatsabteilung war. 
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Auch die Begründung des Vorſatzes und der Fahrläſſig⸗ 
keit läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Durch die An⸗ 
nahme einer teils fahrläſſigen teils vorſätzlichen fort ge⸗ 
ſetzten Straftat iſt jedenfalls der Angeklagte nicht beſchwert 
und daß auch die fahrläſſige Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe 
ſtrafbar macht, iſt anerkannt (RG. St. Bd. 49 S. 116). 

Endlich iſt auch die Beanſtandung der Strafz umeſ⸗ 
ſung unbegründet. Die Ausführung des Berufungsurteils, 
es ſei angemeſſen, daß in derartigen Fällen dem Täter min⸗ 
deſtens das durch die Ueberſchreitung rechtswidrig Erlangte 
abzunehmen ſei und ſoweit ſich dadurch im einzelnen Fall 
eine Härte ergebe, ſei nicht durch das Urteil, ſondern im Weg 
der Gnade abzuhelfen, iſt nach dem klaren Wortlaut nicht 
dahin zu verſtehen, daß ſich die Strafkammer durch das Ge⸗ 
ſetz gehindert geglaubt habe, unter jenen Betrag herunterzu⸗ 
gehen. Trotz der allerdings bedenklichen Faſſung muß es 
ferner als ausgeſchloſſen gelten, daß die Strafkammer etwa 
einzelne Strafzumeſſungsgründe überhaupt aus dem Kreis 
ihrer Erwägung ausgeſchieden hat, vielmehr iſt der Sinn 
offenbar der, daß die für eine Strafbemeſſung im Sinn des 
Urteils ſprechenden allgemeinen Gründe ſo gewichtig ſeien, 
daß die Strafkammer trotz Berückſichtigung der Milderungs⸗ 
gründe des Einzelfalles keinesfalls unter jenen Betrag herab⸗ 
gehen wolle. Dies aber iſt nicht zu beanſtanden und inwie⸗ 
fern die Strafkammer von der ſchöffengerichtlichen Strafe 
den Betrag für die Zeit vom 16. Juni bis 5. Auguſt wegen 
der im Gegenſatz zum Schöffengericht von ihr angenommenen 
Gutgläubigkeit des Angekl. hätte abziehen ſollen, iſt nicht er⸗ 
findlich. 

Urteil des Strafſenats vom 1. Mai 1916 in der Straf⸗ 

ſache gegen A. L. in St. wegen Vergehens gegen das 

Höchſtpreisgeſetz. 
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9. 


IR die Ptrafbarkeit der Nerweigerung von Warenab⸗ 

gabe im Sinn des 8 5 Abf. 2 RO. vam 25. Sep⸗ 

tember / 4. Aovember 1915 vom Fehlen eines rechtferti⸗ 
genden Grundes abhüngig? 


Die Frage wurde verneint. 
Aus den 
Gründen: 

Durch Verfügung vom 14. Juli 1915 (St.⸗A. Nr. 162) 
hat das ſtellv. Generakommando des XIII. Armeekorps auf 
Grund des § 9 b Gef. über den Belagerungszuſtand vom 
4. Juni 1851 (vgl. RGeſ. v. 11. Dezember 1915) denjenigen 
mit Strafe bedroht, der als Verkäufer von Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs ohne rechtfertigenden Grund einem Käufer 
die Abgabe ſeiner verfügbaren Gegenſtände gegen Barzahlung 
verweigert. Nach § 5 Abſ. 1 Verordnung des Bundesrats 
über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Ver⸗ 
ſorgungsregelung vom 25. September / 4. November 1915 
(RGeſ. Bl. 607 und S. 728) können die Preisprüfungsſtellen 
für Kleinhandelsverkaufsſtellen von Gegenſtänden des not⸗ 
wendigen Lebensbedarfs die Anbringung von Preisverzeich— 
niſſen vorſchreiben, mit der dann ſich aus Abſ. 2 S. 2 des 
§ 5 ergebenden Folge, daß die Abgabe der im Kleinverkauf 
üblichen Mengen an den Verbraucher zu dem angekündigten 
Preiſe gegen Barzahlung nicht verweigert werden darf. Nach 
Abſ. 3 erlaſſen die Preisprüfungsſtellen die näheren Vor⸗ 
ſchriften und ſind befugt, Ausnahmen zuzulaſſen. Laut Be⸗ 
kanntmachung des Stadtſchultheißenamts St. vom 8. Februar 
1916 wurde u. a. für Zucker der Aushang eines Preisver⸗ 
zeichniſſes angeordnet mit dem in § 4 der Bekanntmachung 
wörtlich wiederholten Gebot des § 5 Abſ. 2 S. 2 BRV. 
Nach der vom Strafſenat eingeholten Auskunft des Stadt⸗ 
ſchultheißenamts hat dieſes damit nicht, wie Anklage und 
Berufungsgericht annehmen, eine Anordnung der Gemeinde- 
verwaltung nach $ 12 BRV., ſondern einen Beſchluß der 
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Preisprüfungsſtelle gemäß 85 BRV. in deren Einverſtänd⸗ 
nis bekanntgegeben. Zuwiderhandlungen ſind daher nicht 
als Vergehen gegen $ 17 Z. 2, ſondern als Uebertretungen 
nach $ 19 BRV. ſtrafbar. Da aber die Strafbeſtimmung 
des $ 19 BRV. nach ihrer ausdrücklichen Erklärung nur 
anwendbar ſein will, ſofern nicht andere Vorſchriften ſchwerere 
Strafen androhen, ſo iſt, falls die Verweigerung der Waren⸗ 
abgabe zugleich den § 9b über den Belag. Zuſt. verletzt, nur 
letzterer anzuwenden. 

Von den beiden Angeklagten iſt der eine Mitinhaber, 
der andere Prokuriſt der Firma A. M., Kolonialgeſchäft 
in St. Als anfangs März 1916 eine große Zuckerknapp⸗ 
heit entſtand, und der Firma von der Fabrik empfohlen 
wurde, mit den Vorräten haushälteriſch umzugehen, ver⸗ 
abredeten die Angeklagten, Zucker nur noch bei gleichzeitiger 
Abnahme anderer Waren abzugeben. Entſprechend der 
von ihnen erteilten Anweiſung wurde dann von den Ange- 
ſtellten verfahren. Die Strafkammer hat zwar, und mit 
Recht, in dieſem Verfahren eine Verweigerung der Waren⸗ 
abgabe erblickt, die Angeklagten jedoch freigeſprochen auf 
Grund der Annahme, daß ſie nicht unlauteren Gewinn er⸗ 
ſtrebt, ſondern bezweckt hätten, die ſog. Hamſtereinkäufer ab⸗ 
zuhalten und ihre eigentlichen Kunden zu verſorgen, von der 
Erfahrungstatſache ausgehend, daß unter normalen Verhält⸗ 
niſſen Zucker allein in verſchwindend ſeltenen Fällen gekauft 
werde. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft iſt begründet. Die 
Anordnungen des Generalkommandos und der Preisprüfungs⸗ 
ſtelle ſind zwar nicht Beſtandteile des Strafgeſetzes, wohl 
aber Rechtsnormen i. S. des § 376 Abſ. 2 StPO. Rechts⸗ 
irrig iſt zunächſt die Annahme der Strafkammer, die Ver⸗ 
weigerung der Warenabgabe ſei auch nach der Bundesrats⸗ 
verordnung nicht ſtrafbar, falls ein rechtfertigender Grund 
vorliege. Der § 5 Abſ. 2 S. 2 BRV. verbietet ſchlechtweg 
jede Verweigerung ohne eine Ausnahme (ſelbſtverſtändlich 
abgeſehen von den im Strafgeſetzbuch enthaltenen allgemeinen 
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Beſtimmungen über den Ausſchluß der Rechtswidrigkeit) zu⸗ 
zulaſſen, und zwar erſichtlich mit voller Abſicht, wie die wei⸗ 
tere Beſtimmung, daß die Preisprüfungsſtellen Ausnahmen 
zulaſſen dürfen, klar ergibt. Die Preisprüfungsſtelle hat 
aber eine Ausnahme für den Fall eines rechtfertigenden 
Grundes ebenfalls nicht zugelaſſen, und es iſt insbeſondere 
die Auslegung abzulehnen, daß ſie dies ſtillſchweigend getan 
hat. Eine ſo allgemein und unbeſtimmt gehaltene Ausnahme⸗ 
beſtimmung iſt, wie der vorliegende Fall beweiſt, in hohem 
Maße geeignet, Rechtsunſicherheit herbeizuführen und die 
Durchführung des Gebots zu vereiteln; es kann daher, falls 
nicht eine ausdrückliche Beſtimmung vorliegt, nicht im Weg 
der Auslegung entgegen dem Wortlaut unterſtellt werden, 
daß die Behörde eine ſolche Beſtimmung treffen wolle (vgl. 
E. d. K. G. in den Mitteilungen der Preisprüfungsſtellen 
1916 S. 173). 

Rechtsirrig iſt aber auch die Annahme der Strafkammer, 
der von ihr zugrunde gelegte Sachverhalt bilde einen recht⸗ 
fertigenden Grund i. S. der Verfügung des Generalkom⸗ 
mandos. Entſcheidend iſt hiebei nicht, wie die Strafkammer 
meint, der von dem Händler verfolgte ſubjektive Zweck, viel⸗ 
mehr ſind in erſter Linie die Wirkungen ſeines Vorgehens 
zu berückſichtigen. Man mag annehmen, daß eine Verwei⸗ 
gerung im Sinn der Verfügung des Generalkommandos im 
Einzelfall gerechtfertigt wäre, wenn der betreffende Kunde erſicht⸗ 
lich zum Zweck des Hamſterns die Ware verlangt. Eine 
ſolche Feſtſtellung hat aber die Strafkammer nicht getroffen 
und kann ſie offenbar auch nicht treffen. Der bloße allge⸗ 
meine Verdacht, daß ſich unter den Kunden Hamſtereinkäufer 
befinden, kann aber unter den gegebenen Verhältniſſen das 
Vorgehen der Angeklagten nicht rechtfertigen. Daß jemand 
Zucker, nicht aber zugleich andere Waren benötigen kann, 
muß die Strafkammer ſchon für normale Verhältniſſe aner⸗ 
kennen, und dies trifft in erhöhtem Maße zu, wenn infolge 
der Zuckerknappheit nur geringere Mengen abgegeben werden. 
Abgeſehen hievon beſtand bei der Zuckerknappheit die Gefahr, 
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daß einzelnen Geſchäften der Zucker, wenn auch nur vorüber⸗ 
gehend, ausging, und ihre Kunden daher denſelben ander⸗ 
weitig beziehen mußten. Von dieſen aber zu verlangen, daß 
ſie dort auch ihren übrigen Bedarf zu decken haben, geht 
nicht an und wäre insbeſondere für ihre bisherigen Liefe⸗ 
ranten eine durch nichts gerechtfertigte Härte. Dazu kommt 
endlich, daß derjenige, der hamſtern will, erfahrungsgemäß 
durch den Zwang, über den augenblicklichen Bedarf hinaus 
andere Waren einkaufen zu müſſen, ſich in der Regel nicht 
abhalten läßt. Da hienach der von den Angeklagten einge⸗ 
ſchlagene Weg zur Erreichung jenes Zwecks nicht geeignet 
war, vielmehr nur dazu, entgegen den Zwecken der Verord⸗ 
nung, die gleichmäßige Verſorgung der Bevölkerung zu ge⸗ 
fährden und die Geſchäftsinhaber zum Nachteil anderer in 
unbilliger Weiſe zu bereichern, kann keine Rede davon ſein, 
daß das Generalkommando unter dieſen Umſtänden die Ver⸗ 
weigerung geſtatten wollte. 

Da auf dem dargelegten Rechtsirrtum das Urteil beruht, 
unterlag es nach $ 393 StPO. der Aufhebung, und zwar 
nach Abſ. 2 nebſt den zugrunde liegenden Feſtſtellungen, da 
infolge des Irrtums die Strafkammer hinſichtlich der Frage 
der ſubjektiven Verſchuldung keine Feſtſtellung getroffen hat; 
ſtrafbar ſind aber die Angeklagten gemäß § 59 StGB. nur, 
wenn ſie die Tragweite der Verordnungen des Generalkom⸗ 
mandos bzw. der Preisprüfungsſtelle gekannt oder infolge 
Fahrläſſigkeit nicht gekannt haben. 

Urteil des Strafſenats vom 6. November 1916 in der 

Strafſache gegen A. und Th. M. in St. wegen Ver⸗ 

gehens gegen die Kriegsgeſetze. 

10. 
1. Bur Frage der teilweiſen Rechtskraft des Urteils. 
2. Kann auch eine verſuchte Handlung unter das Straf: 
verbot des $ Ib Bel. Znſt. Geſ. vom Militürbefehlshaber 
geſtellt werden? 


Gründen: 
Vom ſtv. Generalkommando des XIII. Armeekorps iſt 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVIII. 2. 14 


Aus den 
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durch Bekanntmachung vom 7. April 1915 (St.⸗Anz. Nr. 83) 
beſtimmt worden: „auf Grund des $ 9b des preuß. Geſ. über 
den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 wird bei Vermeidung 
einer Gefängnisſtrafe bis zu 1 Jahr verboten, den Kriegs⸗ 
gefangenen Sachen irgendwelcher Art, namentlich Schriftſtücke, 
Zeitungen, Nahrungs⸗ oder Genußmittel ohne Erlaubnis 
des deutſchen Aufſichtsperſonals zuzuſtecken. Auch der Ver⸗ 
ſuch iſt verboten und ſtrafbar.“ Die Verfügung iſt durch 
Bekanntmachung des K. Gouvernements vom 14. April 1915 
auch im Bereich der Feſtung Ulm für wirkſam erklärt. 

Vom Schöffengericht Ulm wurde der Angeklagte in An⸗ 
wendung des RGeſ. vom 11. Dez. 1915 wegen verſuchten Ver⸗ 
gehens gegen den zitierten 8 9 — zu 30 Mk. Geldſtrafe verur⸗ 
teilt, weil er auf ſeiner Arbeitsſtätte franzöſiſche Zeitungen bei 
ſich getragen, um ſie den dort beſchäftigten franzöſiſchen Ge⸗ 
fangenen zuzuſtecken. Auf die zu Ungunſten des Angekl. 
gelegte, aber in der Verhandlung auf das Strafmaß be- 
ſchränkte Berufung des Staatsanwalts hat die Strafkammer 
den Angekl. wegen eines Vergehens gegen § 9b Bel. uſt.⸗ 
Geſ. zu 2 Wochen Gefängnis verurteilt auf Grund der Feſt⸗ 
ſtellung, er habe den Gefangenen auch Schnaps und Tabak 
zugeſteckt, inſoweit das Verbot übertreten und auf Grund 
desſelben Vorſatzes bezüglich der Zeitungen, wie rechtskräftig 
feſtſtehe, das Verbot zu übertreten verſucht. 

Die von der Reviſion bezweifelte Geltung des preuß. 
Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 
in Württemberg ergibt ſich ohne weiteres aus $ 68 RV., 
vgl. hiezu RG. St. Bd. 49 S. 114, Württ. J. Bd. 27 S. 55. 
Die Rüge, trotz Beſchränkung der Berufung auf das Straf⸗ 
maß habe die Strafkammer die Schuldfrage hinſichtlich der 
Zeitungen nicht als rechtskräftig entſchieden anſehen dürfen, 
ſondern hätte dieſe nachprüfen müſſen, betrifft die Verletzung 
von Verfahrensvorſchriften, nämlich der SS 359, 368 StPO. 
und iſt daher nach 8 380 StPO. nicht beachtlich. Uebrigens 
iſt das Verfahren der Strafkammer nach überwiegender 
Rechtsmeinung zuläſſig, vgl. RG. in Jur. W. Bd. 23 S. 224 
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Nro. 8, Recht Bd. 18 S. 1206, Goltd. A. Bd. 55 S. 112, 
Bayr. Ob. Lg. Bd. 3 S. 45, Löwe Aufl. 13 N. 2 zu § 368 
StPO.; anderſeits RG. St. Bd. 22 S. 213. Damit iſt 
auch eine Nachprüfung, ob der Angekl. das Zuſtecken der 
Zeitungen verſucht oder nur vorbereitet habe, für das Re⸗ 
viſionsgericht ausgeſchloſſen. Zu prüfen iſt inſoweit nur, 
ob die Strafbemeſſung eine geſetzliche iſt. 

Die Reviſion macht geltend, den im Geſetz nicht für 
ſtrafbar erklärten Verſuch eines Vergehens gegen § 9b habe 
auch der Militärbefehlshaber nicht für ſtrafbar erklären kön⸗ 
nen. Allein dies hat er auch nicht getan. Er hat vielmehr 
kraft der ihm eingeräumten Befugnis, im Intereſſe der öffent⸗ 
lichen Sicherheit irgendwelche Handlungen oder Unterlaſſungen 
zu verbieten, nicht bloß das Zuſtecken ſondern auch den Ver⸗ 
ſuch desſelben verboten. Welche Handlungen als Verſuch 
anzuſehen ſind, mag nach der Willensmeinung des Militär⸗ 
befehlshabers allerdings in entſprechender Anwendung der 
Begriffsbeſtimmung des § 43 StGB. zu entſcheiden fein, 
ihre Begehung erfüllt aber den Tatbeſtand des vollende⸗ 
ten Vergehens gegen § 9 b Bel. Zuſt. Geſ. Die Meinung 
des Schöffengerichts, es liege nur ein verſuchtes Vergehen 
gegen den § 9b vor, iſt für das Reviſionsgericht keinesfalls 
bindend. Denn ſie ſteht im Widerſpruch mit der entſcheiden⸗ 
den rechtlichen Feſtſtellung des Urteils ſelbſt; dieſe geht offen⸗ 
bar dahin, daß der Angekl. ſich des ebenfalls verbotenen 
Verſuchs des Zuſteckens ſchuldig gemacht habe. Damit iſt 
aber ein vollendetes Vergehen gegen $ Ib rechtlich feſtge⸗ 
ſtellt. Ob ferner das Berufungsgericht befugt war, über das 
Zuſtecken von Schnaps und Tabak zu erkennen, kann frag⸗ 
lich ſein, mag aber dahingeſtellt bleiben, da gegebenenfalls 
nur Verfahrens vorſchriften (88 359, 368 StPO.) verletzt 
ſind. Die noch beanſtandete Annahme eines fortgeſetzten 
Vergehens beruht auf der tatſächlichen Feſtſtellung, der An⸗ 
geklagte habe auf Grund desſelben Vorſatzes gehandelt und 
läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Die Reviſion war 


daher als unbegründet zu verwerfen. 
14 * 
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Urteil des Strafſenats vom 13. November 1916 in der 
Straſſache gegen J. St. in S. wegen Vergehens gegen 
das Geſetz über den Belagerungszuſtand. 


11. 


Inwiefern iſt der Erwerb fremder Staatsangehörig⸗ 
keit ſeitens eines ins Ausland beurlaubten Wehrpflich⸗ 
tigen ſtrafbar? 


Der in Stuttgart geborene, in Zürich wohnhafte Be⸗ 
ſchuldigte gehörte bei Kriegsausbruch dem gedienten Land⸗ 
ſturm II an und wurde durch die Kaiſ. Anordnung vom 
15. Auguſt 1914 zum aktiven Dienſt aufgerufen; hiedurch 
war er nach § 26 des Geſetzes vom 11. Febr. 1888 (RGeſ. Bl. 
S. 19) den für die Landwehr geltenden Vorſchriften unter⸗ 
worfen und gehörte von da ab zu den Perſonen des Beur: 
laubtenſtandes (S 56 RMil.Geſ. v. 2. Mai 1874), hatte alſo 
die Pflicht gemäß § 2 der Kaiſ. Verordnung vom 3. Auguft 
1914 (RGeſ. Bl. S. 323) ſich unverzüglich in die Heimat 
zurückzubegeben. Dieſer Verpflichtung iſt er nachgekommen, 
er wurde am 26. Auguſt 1914 zu einem Landſturmtruppen⸗ 
teil R. eingezogen und leiſtete bei dieſem bis 6. Aug. 1915 
Heeresdienſt. An dieſem Tag wurde er, wie ſein Militär⸗ 
paß ausweiſt, vom Heeresdienſt bis 30. Sept. 1915 zurück⸗ 
geſtellt und nach Zürich entlaſſen; die Zurückſtellung wurde 
bis 1. Mai 1916 verlängert; infolge dieſer Entlaſſung trat 
er vom aktiven Heer wieder zu den Perſonen des Beurlaubten⸗ 
ſtandes über ($ 38 B 1 RMil.Geſ.). Am 14. Oktober 1915 
erwarb er die Schweizeriſche Staatsangehörigkeit und bat 
um ſeine Entlaſſung aus dem deutſchen Heeresdienſt. 

Die Staatsanwaltſchaft R. lehnte eine Anklageerhebung 
wegen Wehrpflichtverletzung, insbeſondere aus 8 140 Ziff. 1 
und 3 StGB. ab mit der Begründung: 

Fahnenflüchtig ſei der Beſchuldigte zur Zeit des Erwerbs 
der fremden Staatsangehörigkeit nicht geweſen, auch habe 
er nicht etwa einer Einberufung zum Heeresdienſt oder einer 
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öffentlichen Aufforderung zur Stellung keine Folge geleiſtet 
(§§ 68, 69 RMil. Geſ.); mit dem Erwerb der Schweizeriſchen 
Staatsangehörigkeit habe er die deutſche gemäß 8 17 Z. 2, 
88 25, 26 des Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 
22. Juli 1913 verloren, er ſei ſo auch nicht mehr wehr⸗ 
pflichtig geweſen und habe ſich ſomit vom genannten Tag 
nicht mehr gegen § 140 Ziff. 1 und 3 StGB. verfehlen 
können; weiter ſei die Frage zu verneinen, daß er ſich ſchon 
vor Erwerb der Schweizeriſchen Staatsangehörigkeit gegen 
dieſe Strafbeſtimmungen vergangen habe, insbeſondere da⸗ 
durch, daß er in der offenkundigen Abſicht, ſich dem Wieder⸗ 
eintritt in den Dienſt des ſtehenden Heeres zu entziehen, die 
fremde Staatsangehörigkeit nachgeſucht und alles zu ihrem 
Erwerb Erforderliche getan habe. Das Verbot des § 1 der 
Kaiſ. VO. vom 3. Aug. 1914 (Entlaſſung Wehrpflichtiger 
aus dem Staatsverband) richte ſich ausſchließlich an die Be⸗ 
hörden und das Gebot unverzüglicher Rückkehr in die Hei⸗ 
mat, das der § 2 daſ. enthalte, habe der Beſchuldigte im 
Auguſt 1914 befolgt, irgendeine andere beſondere Anordnung 
des Kaiſers, mit der ſich der Beſchuldigte in Widerſpruch 
geſetzt hätte, ſei nicht bekannt. So komme ein Vergehen nach 
§ 140 Ziff. 3 nicht in Frage, auch ein ſolches gegen $ 140 
Ziff. 1 liege nicht vor und ſoweit man ein ſolches deshalb 
anzunehmen geneigt wäre, weil ſich der Beſchuldigte bis zum 
14. Okt. 1915 in der Abſicht, ſich dem Eintritt in den Dienſt 
des ſtehenden Heeres zu entziehen, nach erreichtem militär⸗ 
pflichtigem Alter außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten 
habe, könnte eine Beſtrafung nur dann eintreten, wenn der 
Aufenthalt unerlaubt geweſen wäre; tatſächlich ſei der Be⸗ 
ſchuldigte aber mit ausdrücklicher Erlaubnis des zuſtändigen 
Generalkommandos an ſeinen jetzigen Wohnort Zürich ent⸗ 
laſſen worden; eine andere Frage ſei ob der Beſchuldigte 
nicht durch ſein Verhalten vorſätzlich der Kriegsmacht des 
Deutſchen Reichs Nachteil zugefügt und daher ſich eines Ver⸗ 
brechens des Landesverrats im Sinn des § 89 StGB. ſchul⸗ 
dig gemacht habe. 
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Der Oberreichsanwalt, dem die Akten zur Prüfung der 
letzteren Frage vorgelegt wurden, hat das Verfahren, ſoweit 
Landesverrat in Betracht kommen könne, eingeſtellt, da der 
Nachweis nicht mit Ausſicht zu führen ſei, daß der Beſchul⸗ 
digte bei Erwerb des Schweizer Staatsbürgerrechts mit landes⸗ 
verräteriſchem Vorſatz gehandelt hat; dagegen gab er anheim, 
nochmals zu prüfen, ob nicht der Tatbeſtand des § 140 
Ziff. 3 StGB. erfüllt ſei. Außerdem wurde gleichzeitig vom 
Zivilvorſitzenden der Erſatzkommiſſion des betr. Aushebungs⸗ 
bezirks Beſchwerde gegen den oben angeführten, die Erhe⸗ 
bung der öffentlichen Klage ablehnenden Beſchluß der Staats⸗ 
anwaltſchaft eingelegt. Auf dieſe Beſchwerde wurde der an⸗ 
gefochtene Beſchluß vom Generalſtaatsanwalt inſoweit auf⸗ 
gehoben, als darin auch der Tatbeſtand eines Vergehens im 
Sinn des § 140 Ziff. 3 StGB. als nicht gegeben ange⸗ 
nommen war und es wurde die Staatsanwaltſchaft beauf⸗ 
tragt, Anklage in dieſem Sinn zu erheben — mit folgender 

Begründung: 

Auf wehrpflichtige Auslandsdeutſche, die im Widerſpruch 
mit § 1 der Kaiſ. Verordnung vom 3. Auguſt 1914 betr. 
die Entlaſſung aus der Reichs⸗ und Staatsangehörigkeit, 
eine fremde Staatsangehörigkeit während des Kriegs erwer⸗ 
ben, findet die Strafbeſtimmung des § 140 Ziff. 3 StGB. 
Anwendung. Denn jener § 1 enthält erkennbar nach dem 
ganzen Zweck der auf $ 22 Abſ. 2 des Reichs⸗ und Staats⸗ 
angehörigkeitsgeſetzes Bezug nehmenden und den Wechſel der 
Staatsangehörigkeit von Wehrpflichtigen für Kriegszeit regeln⸗ 
den Kaiſ. Verordnung nicht bloß ein Gebot an die Behörden, 
Wehrpflichtige bis auf weiteres nicht aus der Staatsange⸗ 
hörigkeit zu entlaſſen, ſondern ein allgemeines Verbot des 
Ausſcheidens von Wehrpflichtigen aus der deutſchen Staats⸗ 
angehörigkeit während der Kriegsdauer ſowie ein entſprechen⸗ 
des Verbot des Erwerbs einer ausländiſchen Staatsangehörig⸗ 
keit gegenüber deutſchen Wehrpflichtigen. Die Durchführung 
dieſes Verbotes iſt ſtrafrechtlich durch die Vorſchrift des 
§ 140 Abſ. 1 Ziff. 3 StGB. geſichert. Die Anwendbarkeit 
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des § 1 der Kaiſ. Verordnung vom 3. Aug. 1914 auf Fälle 
der genannten Art iſt auch in einem Schreiben des Reichs⸗ 
kanzlers vom 5. Juni 1915 aus anderem Anlaß ausdrücklich 
bejaht worden. 

Wenn auch der Beſchuldigte, nachdem er eine Zeitlang 
Heeresdienſt geleiſtet hatte, laut Eintrag in ſeinem Militär⸗ 
paß vom 6. Auguſt 1915 bis 1. Mai 1916 vom Heeresdienſt 
zurückgeſtellt und nach Zürich entlaſſen worden iſt, er alſo 
erlaubterweiſe und nicht im Widerſpruch mit der Kaiſ. Ver⸗ 
ordnung anfangs Auguſt 1915 in die Schweiz gereiſt iſt und 
dort ſich aufgehalten hat, ſo hat er doch durch die am 14. Ok⸗ 
tober 1915 erfolgte Erwerbung der Schweizeriſchen Staats⸗ 
angehörigkeit die Abſicht, den Wohnſitz im Reichsinland und 
die Angehörigkeit zum Heimatſtaat bzw. zum Deutſchen Reich 
dauernd aufzugeben, ausreichend erkennbar betätigt und hat 
hienach das deutſche Bundesgebiet von dieſem Zeitpunkt ab 
verlaſſen. Unweſentlich iſt, daß er es nicht nachweislich 
ſchon im Auguſt 1915 mit dieſer Abſicht verlaſſen, ſondern 
den Entſchluß hiezu erſt ſpäter in der Schweiz gefaßt haben 
mag. Denn ein Verweilen im Ausland ſteht dem Ver⸗ 
laſſen des Inlands dann gleich, wenn ihm dieſelbe Abſicht 
zugrunde liegt, vgl. RG. St. Bd. 36 S. 245. Daß ſich 
der Beſchuldigte erlaubterweiſe zur Zeit des Erwerbs der 
Schweizeriſchen Staatsangehörigkeit im Ausland (Zürich) 
aufgehalten hat, vermag an der Rechtslage inſoweit nichts 
zu ändern und hindert nicht, den Tatbeſtand des § 140 Ziff. 3 
StGB. als gegeben anzunehmen. Das Verbleiben des Be⸗ 
ſchuldigten im Ausland in Verbindung mit dem Erwerb der 
ausländiſchen Staatsangehörigkeit ſtellt ſich als ein „Aus⸗ 
wandern“ im Sinn der erwähnten Strafvorſchrift dar. Zum 
Auswandern iſt außer dem Verlaſſen des Bundesgebiets noch 
die Abſicht erforderlich, den Wohnſitz im Inland und die 
Angehörigkeit zum Deutſchen Reich bzw. zum Heimatſtaate 
dauernd aufzugeben. Dies trifft unzweifelhaft hier zu 
und die Annahme eines bloß vorübergehenden Aufenthalts 
in der Schweiz muß nach den Umſtänden des Falles vorweg 
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ausſcheiden. Der Beſchuldigte durfte aber als deutſcher 
Wehrpflichtiger nicht im Widerſpruch mit der erwähnten 
Kaiſ. Verordnung auswandern. 
Beſchluß der Staatsanwaltſchaft bei dem Oberlandes⸗ 
gericht vom 21. Dezember 1916 in der Strafſache gegen 
O. D. in Zürich wegen Wehrpflichtverletzung. 


12. 


Inwiefern wird von einem Ausfuhrverbot auch eine 
Aurchfuhr umfaßt? 


Die Strafkammer hat den Angeklagten wegen Vergehens 
gegen § 17 3.2 BRVO. vom 25. Sept. /4. Nov. 1915 über 
die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungs⸗ 
regelung vgl. mit § 5 Abſ. 1 Miniſt. Verf. vom 10. Dez. 1915 
betr. Verſorgung der Gemeinden mit Schlachtvieh uſw. (St Anz. 
Nr. 291) verurteilt. Dieſer § 5 Abſ. 1 lautet: „nach nicht⸗ 
württembergiſchen Orten dürfen Schweine, Rehwild und 
Haſen, auch in zerlegtem Zuſtand nur auf Grund eines Ver⸗ 
ſandſcheines, der vom Beförderer während der Beförderung 
mitzuführen iſt, verbracht oder zur Poſt⸗ oder Eiſenbahnbe⸗ 
förderung aufgegeben werden.“ Nach Feſtſtellung des Urteils 
hat der Angekl. ohne Verſandſchein am 13./14. Januar 1916 
etwa 25 Schweine, die er im Oberamt Horb aufgekauft hatte, 
auf einem Wagen nach Pforzheim verbracht. Beweisanträge 
des Angekl., daß er die Schweine in Hohenzollern aufgekauft, 
nach U., OA. Herrenberg, und von da nach Pforzheim ge— 
führt habe, hat die Strafkammer mit der Begründung abge⸗ 
lehnt, daß auch im Fall der Durchfuhr ein Verſandſchein 
erforderlich ſei. Falls die Erwägungen, auf denen die Ab- 
lehnung beruht, unrichtig wären, ſo würde nicht ein Ver⸗ 
fahrensmangel ſondern eine der Reviſion zugängliche Ver⸗ 
letzung materiellen Rechts vorliegen. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob nicht für die bloße Durchfuhr unter Umſtänden, 
insbeſondere mit der Eiſenbahn oder Poſt, ein Verſandſchein 
entbehrlich iſt, jedenfalls iſt aber ein ſolcher für eine Durch⸗ 
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fuhr der von dem Angekl. behaupteten Art erforderlich. Hie— 
nach hat er die Schweine im Wagen nach U., OA. Herren⸗ 
berg, ſeinem Wohnort und zugleich Ort ſeiner gewerblichen 
Niederlaſſung, und von da erſt nach Pforzheim verbracht. 
Er hat ſie alſo von einem württemb. Ort nach einem außer⸗ 
württembergiſchen Ort verbracht und damit den Tatbeſtand 
des § 5 Abſ. 1 der zit. Miniſt. Verfügung nach ihrem Wort⸗ 
laut zweifellos erfüllt. Es beſteht auch kein Anlaß, durch 
einſchränkende Auslegung eine Ausnahme für den Fall zu 
machen, daß etwa der Angeklagte die Schweine in Hohen: 
zollern aufkaufte und ſie von Anfang an nach Baden zu 
verkaufen beabſichtigte. 

Wenn auch die Verfügung die Sicherſtellung des in Würt⸗ 
temberg befindlichen Viehs für den inländiſchen Bedarf bezweckt 
(vgl. 8 6), jo würde ſchon dieſe Erwägung inſofern zutreffen, 
als die Schweine nicht bloß, rein äußerlich betrachtet, auf 
württembergiſches Gebiet gelangt ſind, ſondern dem in Würt⸗ 
temberg befindlichen Gewerbebetrieb zu freier Verfügung des 
württemb. Händlers einverleibt worden ſind. Dazu kommt 
aber vor allem, daß die Durchführung der Verfügung über⸗ 
haupt gefährdet wäre, wenn der Händler unter den hier in 
Frage ſtehenden Umſtänden mit der meiſt nicht widerlegbaren 
Behauptung, er habe das Vieh zum Zweck der Durchfuhr nach 
Württemberg verbracht, gehört werden könnte. Auch die 
württembergiſche Fleiſchverſorgungsſtelle ſteht auf dem Stand⸗ 
punkt, daß bei Zugrundlegung des von dem Angeklagten 
behaupteten Sachverhalts ein Verſandſchein erforderlich war. 
Die Reviſion des Angekl. war daher zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 20. Nov. 1916 in der Straf⸗ 

ſache gegen den Viehhändler Chr. Sch. in U. wegen 

Vergehens gegen die Kriegsgeſetze. 


13. 
Grober Unfug durch aufhetzeriſche Keden. 
Aus den 
Gründen: 


Der Angeklagte hatte in einem Bahnhofwarteſaal mit 
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lauter Stimme im Beiſein mehrerer aus dem Elſaß ſtammen⸗ 
der Frauen ſowie von Soldaten, ſo daß es jede im Warte⸗ 
ſaal anweſende Perſon hören konnte, geäußert: Die Regie⸗ 
rung ſorge hundsgemein für die Elſäßer, es ſei eine Schande, 
wie ſie dieſe behandle. Die Strafkammer hat ihn hiewegen 
in der Berufungsinſtanz wegen groben Unfugs verurteilt, in⸗ 
dem ſie ausführte: die Aeußerung ſei beſtimmt und geeignet 
geweſen, das Publikum aufzureizen und zu beläſtigen, wie 
auch zwei Zeugen die Aeußerung als höchſt ungebührlich 
empfunden hätten; auch der äußere Beſtand der öffentlichen 
Ordnung ſei verletzt worden, denn dieſe verlange, daß in 
Kriegszeiten ſolche aufhetzeriſchen Reden unterbleiben. 

Mit Unrecht beanſtandet die Reviſion, daß hiemit der 
Tatbeſtand des § 360 Ziff. 11 StGB. gegeben ſei. Daß 
grober Unfug auch durch den Inhalt einer Aeußerung be⸗ 
gangen werden kann, iſt anerkannt. Allerdings genügt nicht 
die bloße Hervorrufung des Gefühls der Beunruhigung, 
Beläſtigung u. dgl., vielmehr muß hiedurch zugleich der 
äußere Beſtand der öffentlichen Ordnung und zwar unmittel⸗ 
bar geſtört oder gefährdet ſein (RG. St. Bd. 36 S. 213; 
Bd. 34 S. 425; Bd. 32 S. 100; Bd. 31 S. 185 — unter 
Aufgabe etwa in Bd. 25 S. 404 und Bd. 27 S. 292 ent⸗ 
haltenen abweichenden Anſicht; Bd. 19 S. 294). Allerdings 
laſſen die Feſtſtellungen nicht erſehen, daß der äußere Be⸗ 
ſtand der öffentlichen Ordnung geſtört wurde; immerhin aber 
rechtfertigen ſie die Annahme einer Gefährdung. Denn wie 
aus den Feſtſtellungen wohl entnommen werden darf, wurde 
durch die Aeußerung des Angeklagten unmittelbar bei den 
Zuhörern die Gefahr nach außen ſich kundgebender Aufregung 
und damit insbeſondere die Gefahr von Lärm und Streit 
hervorgerufen. 

Urteil des Strafſenats vom 11. Dezember 1916 in der 

Strafſache gegen F. J. in Pf. wegen Beleidigung u. A. 
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14. 
Ungenügende Feſtſtellung der Fahrlüſſigkeit. 


Wegen fahrläſſiger Brandſtiftung waren der Angelkl. 
und der Taglöhner M. zu Strafe verurteilt, der erſtere hat 
das Berufungsurteil angefochten und deſſen Aufhebung in 
der Reviſionsinſtanz erwirkt. 


Aus den 
Gründen: 


Die Strafkammer hat feſtgeſtellt: Die beiden arbeiteten 
in der Bürſten⸗ und Pinſelfabrik in K., der Angekl. als ge⸗ 
lernter Pinſelmacher, M. als Taglöhner. Bei ihrer Arbeit 
benützten ſie einen am Arbeitstiſch des Angekl. ſtehenden 
Pechkeſſel und eine Petroleumflamme (Lampe). Am Abend 
des 15. Juni 1915 löſchten ſie bei ihrem Weggang nach 
Schluß der Arbeit die brennende Flamme nicht aus; infolge⸗ 
deſſen geriet gegen 10 Uhr das Gebäude in Brand, in wel⸗ 
cher Weiſe des näheren, ob durch Ueberlaufen des erhitzten 
Pechs und Entzündung an der offenen Flamme oder infolge 
Exploſion, läßt das Urteil dahingeſtellt, es ſtellt aber feſt, 
daß ohne das Fortbrennen der Flamme der Brand nicht 
entſtanden wäre. Das Urteil nimmt an, der Angekl. habe 
durch ſchuldhafte Nichterfüllung ſeiner durch die Anſtellung 
übernommenen Pflicht, die Flamme zu löſchen, den von ihm 
vorherſehbaren Erfolg des Gebäudebrands verurſacht. Der 
Angekl. hatte insbeſondere geltend gemacht, er habe vor jei- 
nem Weggang den M. gefragt ob er die Flamme gelöſcht 
habe, was M. bejaht habe, er habe deshalb nicht mehr nach⸗ 
geſehen. Das Urteil läßt dies dahingeſtellt und nimmt an, 
der Angekl. habe ſelbſt nachſehen müſſen. Vermöge ſeiner 
Fachkenntniſſe und mehrjährigen Beſchäftigung in der Fa⸗ 
brik habe er gegenüber dem erſt ſeit kurzer Zeit eingeſtellten 
Taglöhner M. eine übergeordnete Stellung und damit die 
größere Verantwortung gehabt; er habe ſich mit der Angabe 
des M. nicht zufrieden geben dürfen, da er doch deſſen Zu⸗ 
verläſſigkeit in der kurzen Zeit nicht genügend kennen ge⸗ 
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lernt, ja im Gegenteil ihn dem Landjäger gegenüber als 
faul und nachläſſig bezeichnet habe. 

Dieſe tatſächlichen Feſtſtellungen vermögen die Verurtei⸗ 
lung des Angekl. nicht zu tragen, ſie ſind vielmehr, wie die 
Reviſion mit Recht geltend gemacht, in mehreren Punkten, 
insbeſondere hinſichtlich der Frage der Fahrläſſigkeit, ſo un⸗ 
genügend, daß nicht beurteilt werden kann, ob die Straf⸗ 
kammer von zutreffenden Rechtsanſchauungen ausgegangen 
iſt. Vor allem fehlt jede Beſchreibung des Pechkeſſels und 
der Lampe — es iſt nicht einmal geſagt, wenn auch zu ver⸗ 
muten, daß letztere zur Erhitzung des im Keſſel befindlichen 
Pechs diente —, ferner der Art und des Orts ihrer Auf⸗ 
ſtellung, insbeſondere ob ſich leicht entzündbare Gegenſtände 
in der Nähe befanden, ferner fehlt eine Angabe darüber, 
was möglicherweiſe explodiert iſt, das Pech, der Pechkeſſel 
oder die Lampe und wie die Entſtehung der Exploſion zu 
denken wäre. Unter dieſen Umſtänden läßt ſich aber die 
Frage, ob der Angeklagte bei pflichtmäßiger Sorgfalt die 
Entſtehung des Brands als Folge des Fortbrennenlaſſens 
vorherſehen mußte, nicht entſcheiden; denn die Beurteilung 
dieſer Frage ſetzt vor allem eine genaue Feſtſtellnng der in 
Betracht kommenden tatſächlichen äußeren Verhältniſſe vor⸗ 
aus. Uebrigens ergeben ſich hieraus auch hinſichtlich der 
Verurſachung Bedenken. Denn wenn etwa das Ueberlaufen 
und insbeſondere die Exploſion nach Beſchaffenheit der Ein⸗ 
richtung außerhalb jeder Erfahrung und Berechnung gele⸗ 
gen wäre — was im Urteil nicht geprüft iſt —, ſo wäre 
eine Verurſachung im Rechtsſinn zu verneinen (vgl. RGSt. 
Bd. 6 S. 146, Württ. J. Bd. 23 S. 7, RGzZ. Bd. 81 
S. 359). | 

Auch die (von ihm beftrittene) Pflicht des Angeklagten, 
in dem konkreten Fall für die Löſchung der Flamme beſorgt 
zu ſein, iſt nicht ſchlüſſig begründet. Weder iſt feſtgeſtellt, 
daß der Angekl. ſie entzündet, noch, daß er ſie, wenn auch 
nur gemeinſam mit M., benützt hatte. Daß die Einrichtung 
auch zu ſeiner Benützung beſtimmt war und ſonſt von ihm 
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benützt wurde, würde im vorliegenden Fall eine Pflicht zur 
Löſchung nicht ohne weiteres begründen, wenn ſie etwa von 
M. ausſchließlich für feine eigenen Arbeitszwecke entzündet 
worden wäre. Ferner würde es ſich auch bei Annahme ge⸗ 
gemeinſamer Benützung fragen, ob nicht die Arbeitsleiſtungen 
zwiſchen den beiden verteilt waren und ob dann nicht, wie 
die Reviſion behauptet, M. ſpeziell zur Bedienung des 
Keſſels da war. Ob und in welchem Umfang dann der 
Angekl. den M. zu überwachen hatte, hätte Gegenſtand er⸗ 
neuter tatſächlicher Prüfung unter Berückſichtigung der im 
Betrieb maßgebenden Anweiſungen oder Uebungen zu ſein. 
Das Urteil enthält ferner keine zweifelsfreie Feſtſtellung dar⸗ 
über, ob nicht M. nach dem Weggang des Angekl., wie die 
Reviſion behauptet, noch an dem Keſſel tätig war. Wäre 
dies aber der Fall geweſen, ſo wäre der Angekl. keinesfalls 
verpflichtet geweſen, bei ſeinem Weggang die Flamme zu 
löſchen. 

Nicht unbedenklich erſcheint ſchließlich die für die An⸗ 
nahme, der Angekl. habe ſich auf die Angabe des M. nicht 
verlaſſen dürfen, gegebene Begründung. Auch wenn die 
Feſtſtellung, der Angekl. habe den M. dem Landjäger gegen⸗ 
über als faul und nachläſſig bezeichnet, dahin zu verſtehen 
wäre, er habe den M. tatſächlich hiefür gehalten, ſo läßt 
die Ausführung, er habe den M. noch nicht genügend ken⸗ 
nen gelernt uſw., die Annahme zu, die Strafkammer habe 
hinſichtlich der Zuverläſſigkeit des M. lediglich die ſubjek⸗ 
tive Auffaſſung des Angekl. als entſcheidend angeſehen, und 
die Frage, ob M. ſonſt zuverläſſig war, nicht geprüft. Dies 
wäre aber rechtsirrig, da die Fahrläſſigkeit in erſter Linie 
eine objektiv pflichtwidrige Handlung oder Unterlaſſung er: 
fordert. 

Gemäß § 393 StPO. war daher das Urteil aufzuhe⸗ 
ben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. 

Urteil des Strafſenats vom 29. November 1915 in der 

Strafſache gegen Heinrich H. von K. wegen fahrläſſiger 

Brandſtiftung. 
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Hat der verurteilte Angeklagte der als Rebenkläger 
aufgetretenen Steuerbehörde die notwendigen Auslagen 
zu erſtatten? 


Die Frage iſt verneint worden abweichend von einer 
früheren Entſcheidung. 

Aus den 

Gründen: 

In einem früheren Beſchluß (vgl. Bd. 25 S. 323) 
hat der Strafſenat angenommen, daß die Verwaltungsbe⸗ 
hörde, die ſich im Verfahren wider Zuwiderhandlungen gegen 
die Vorſchriften bei Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle 
gemäß § 467 StPO. der Verfolgung angeſchloſſen hat, von 
dem verurteilten Angeklagten Erſtattung ihrer notwendigen 
Auslagen verlangen kann, weil ſie durch die Anſchließung 
die Rechte des Nebenklägers und damit auch diejenigen des Pri⸗ 
vatkägers, hierunter das Recht auf Auslagenerſatz gegenüber 
dem Verurteilten erlangt habe (StPO. §§ 467, 437, 503). 
An dieſer Anſicht kann nach erneuter Prüfung der Frage 
nicht feſtgehalten werden. N 

Allerdings kommen, wenn die Verwaltungsbehörde in 
den Fällen des § 467 StPO. der Strafverfolgung beitritt, die 
für den Anſchluß des Verletzten als Nebenkläger gegebenen 
Beſtimmungen zur Anwendung. Ausnahmen hievon ſind 
aber nicht nur inſoweit zu machen, als dies durch die SS 467 bis 
469 StPO. ausdrücklich beſtimmt iſt, ſondern auch dann, wenn 
ſich die Anwendung einer für die Nebenklage gegebenen 
Beſtimmung aus ſonſtigen Gründen, insbeſondere mit Rück⸗ 
ſicht auf andere Beſtimmungen der Strafprozeßordnung ver⸗ 
bietet. Dies trifft bei den Vorſchriften des § 503 über die 
Auslagenerſtattung zu. Dieſe Vorſchriften paſſen auf das 
Verhältnis zwiſchen dem Angekl. und dem eigentlichen Pri⸗ 
vatkläger oder Nebenkläger; ſie paßten aber nicht auf das 
Verhältnis zwiſchen dem Angeklagten und der Steuerbehörde, 
die ſich gemäß $ 467 der Strafverfolgung angeſchloſſen 
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oder gemäß § 464 die Anklage ſelbſt erhoben, und hiedurch nach 
8 467 dieRechtsſtellung eines Privatklägers erlangt hat. Der⸗ 
jenige, der gemäß § 414 Privatklage erhebt, und derjenige, der 
ſich gemäß §§ 435, 443 der erhobenen öffentlichen Klage als 
Nebenkläger anſchließt, handelt hiebei wenn auch in Betreibung 
des ſtaatlichen Strafanſpruchs, ſo doch in Wahrnehmung 
privater Intreſſen und dies rechtfertigt es, daß ihm der ver⸗ 
urteilte Angeklagte zum Auslagenerſatz vepflichtet iſt wie an⸗ 
dererſeits der Angeklagte vom Privatkläger im Fall der Er⸗ 
folgloſigkeit der Privatklage und vom Nebenkläger im Fall 
der Erfolgloſigkeit eines von dieſem ſelbſtändig eingelegten 
Rechtsmittels Erſatz ſeiner notwendigen Auslagen verlangen 
kann. Die Verwaltungsbehörde aber, die ſich der Verfol⸗ 
gung anſchließt oder ſelbſt Anklage erhebt, handelt als Or⸗ 
gan der Staatsgewalt und lediglich in Wahrung öffentlicher 
Intereſſen, dort indem ſie im beſonderen, ſteuerlichen Inter⸗ 
eſſe neben und zur Unterſtützung der ordentlichen Straf: 
verfolgungsbehörde tätig wird, hier indem ſie die Aufgabe 
dieſer Behörde ganz auf ſich nimmt. Es iſt kein ausreichen⸗ 
der Grund erſichtlich, den Angeklagten deshalb mit beſonde⸗ 
ren Koſten zu belaſten, weil bei Verfolgung des ſtaatlichen 
Strafanſpruchs eine daran in ſpeziellem Sinne beteiligte 
Behörde neben oder an Stelle der ordentlichen Strafver- 
folgungsbehörde in Tätigkeit tritt. 

Zudem wäre es eine unabweisliche Folge des gegen⸗ 
teiligen Standpunkts, daß die Steuerbehörde, wenn ſie ein 
Rechtsmittel ohne Erfolg eingelegt hat, wie auch in den 
Fällen des § 503 Abſ. 2 StPO., wenn ſie ſelbſt Anklage 
erhoben hat, dem Angeklagten die ihm erwachſenen, not⸗ 
wendigen Ausklagen zu erſtatten hätte. Dies ſtünde aber 
in Widerſpruch mit dem Grundſatz des § 499 Abſ. 2, wo⸗ 
nach es im Ermeſſen des Gerichts liegen ſoll, die dem An⸗ 
geklagten erwachſenen, notwendigen Auslagen im Fall ſeiner 
Freiſprechung oder Außerverfolgungſetzung der Staatskaſſe 
aufzuerlegen. Auch das Reichsgericht (RG. St. 48. 340) 
hat ſich neuerdings dahin ausgeſprochen, daß die Verwal⸗ 
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tungsbehörde, die ſich gemäß 8 467 StPO. der Verfolgung 
angeſchloſſen hat, nicht berechtigt ſei, von dem verurteilten 
Angeklagten Erſatz ihrer notwendigen Auslagen zu verlangen. 
Da hiernach nicht anzunehmen iſt, daß der Ausſpruch des 
Strafkammerurteils dahin, daß die Angeklagten die Koſten 
des Verfahrens zu tragen haben, ſich auf die der Steuerbe⸗ 
hörde erwachſenen Auslagen erſtreckt, ſo hat die Strafkammer 
die Feſtſtellung dieſer Auslagen den Angeklagten gegenüber 
mit Recht abgelehnt. Die hiegegen erhobene Beſchwerde des 
Steuerkollegiums war daher als unbegründet zu verwerfen. 

Beſchluß des Strafſenats vom 15. Nov. 1915 in der 
Strafſache gegen W. Sp. in St. und Gen. wegen Vergehens 
gegen das Branntweinſteuergeſetz. 


16. 


Bur Frage der Fefiftellung des Vermügenſchadens beim 
Betrug im Viehhandel. 


Der Angekl. hatte an den Zeugen B. eine Kuh gegen eine 
andere, für die B. 400 M. verlangt hatte und gegen ein 
von B. zu zahlendes Aufgeld von 90 M. vertauſcht; die an 
B. vertauſchte Kuh nahm der Angekl., da ſie krank war, auf 
Verlangen des B. unter dem Verſprechen eine andere zu 
bringen zurück und er brachte ihm dafür auch eine andere 
Kuh gegen weitere 50 M. Aufgeld, wobei Angekl. urkundlich 
für Geſundheit und Fehlerfreiheit garantierte und beſonders 
erklärte, daß ihm von keinem Fehler der Kuh etwas bekannt 
ſei. Tatſächlich war auch dieſe Kuh krank; der Angekl. hatte 
ſie um 250 M. ohne Garantie und unter dem Hinweis, daß 
ſie huſte, vom Handelsmann L. zuvor gekauft; ihr jetziger 
Wert iſt auf ca. 200 M. geſchätzt und ſie litt, wie die Straf⸗ 
kammer feſtſtellte, an dem Huſten ſchon zu der Zeit, als ſie 
der Angekl. dem B. brachte und mochte infolge ihres krank⸗ 
haften Zuſtandes damals einen Wert von etwa 250 M. ge⸗ 
habt haben. Ueber die Mangelhaftigkeit, Krankheit und 
Minderwertigkeit der Kuh war der Angekl. nicht im Zweifel. 
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Das Aufgeld von zuſammen 140 M. hat B. an ihn bezahlt. 
Gegen feine Verurteilung wegen Betrugs hat der Angefl. 
die Reviſion eingelegt; ſie wurde verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Die Verurteilung iſt nicht zu beanſtanden. Es iſt Tatfrage, 
ob in der urkundlichen Zuſicherung des Angell., er garantiere, 
daß die Kuh geſund und fehlerfrei ſei, ihm ſei von keinem 
Fehler an der Kuh etwas bewußt, bloß die Willenserklärung, 
für Geſundheit und Fehlerfreiheit einzuſtehen oder zugleich 
die Behauptung der Tatſache, daß die Kuh geſund und 
fehlerfrei und dem Angekl. von einem Fehler der Kuh nichts 
bekannt ſei, und damit im Zuſammenhalt mit der feſtgeſtell⸗ 
ten Kenntnis des Angeklagten von der Krankheit und Min⸗ 
derwertigkeit des Tieres die Vorſpiegelung einer falſchen 
Tatſache zu erblicken ſei. Die Strafkammer hat die Frage 
ohne erſichtlichen Rechtsirrtum in letzterem Sinn entſchieden 
und weiter angenommen, daß der Angekl. die Vorſpiegelung 
gebraucht hat in der Abſicht und mit dem Erfolg, den B. 
in den Irrtum zu verſetzen, als bekomme er jetzt eine ge⸗ 
ſunde und fehlerfreie Kuh, und ihn ſo zu beſtimmen, ſich auf 
das neue, für ſein Vermögen nachteilige Tauſchgeſchäft ein⸗ 
zulaſſen. 

Die Ausführungen des angefochtenen Urteils über den 
von B. infolge ſeines Irrtums erlittenen Vermögensſchaden 
ſind nicht durchweg bedenkenfrei. Die Strafkammer ſtellt 
zwar feſt, daß B. ohne die Lüge des Angekl. den Handel 
ſo wie geſchehen nicht abgeſchloſſen hätte, ſpricht ſich aber 
darüber nicht beſtimmt aus, welchen anderen Verlauf dies⸗ 
falls die Angelegenheit genommen hätte. Die Erwägung, 
daß nachdem ſich der Angeklagte zur Zurücknahme der ur⸗ 
ſprünglich gelieferten Kuh bereit erklärt hatte, B. das Recht 
gehabt habe, das Aufgeld von 90 M. und die von ihm 
gelieferte Kuh zurückzuverlangen, gibt zu erheblichen Beden⸗ 
ken Anlaß. Daß B. berechtigt geweſen ſei, den urſprüng⸗ 
lichen Tauſch rückgängig zu machen, läßt ſich 7 feſtge⸗ 
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ſtellten Sachverhalt nicht entnehmen. Die zwiſchen ihm und 
dem Angekl. getroffene Abmachung, wonach ſich der Angell. 
unter dem Verſprechen der Lieferung einer anderen Kuh zur 
Zurücknahme der urſprünglich gelieferten bereit erklärt hatte, 
gab dem Angekl. zunächſt nur das Recht, an Stelle dieſer 
die Lieferung einer anderen, geſunden, im übrigen aber 
gleichwertigen Kuh zu verlangen, berechtigte ihn aber nicht, 
jedenfalls nicht in erſter Linie, das ganze Tauſchgeſchäft rück⸗ 
gängig zu machen. Aber nur wenn es ohne die Täuſchung 
des B. zur Rückgängigmachung des ganzen Tauſchs ge⸗ 
kommen wäre, ließe ſich ſagen, daß B. durch die Ein⸗ 
gehung des neuen Tauſchgeſchäfts um den von der Straf⸗ 
kammer in erſter Linie angenommenen Betrag von minde⸗ 
ſtens 140 M. geſchädigt worden iſt. Denn nur unter der 
gedachten Vorausſetzung hätte B. ſeine Kuh oder deren 
Wert zurückerhalten und an den Angekl. kein Aufgeld zu 
zahlen gehabt und würde ſich der ganze Wertsunterſchied 
zwiſchen dem, was er tatſächlich erhalten und dem, was 
er tatſächlich weggegeben hat, als der durch die Eingehung 
des neuen Tauſchgeſchäfts entſtandene Schaden anſprechen 
laſſen. 

Das erörterte Bedenken führt indeſſen nicht zur Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urteils. Denn die Verurteilung 
wegen Betrugs wird vollſtändig getragen durch die weitere 
Feſtſtellung, daß B. jedenfalls das zu wenig erhalten habe, 
um was die ihm verbliebene Kuh infolge des Mangels 
weniger wert war, nämlich um etwa 50 M. oder daß er 
wenigſtens bei Kenntnis der wahren Sachlage ein um dieſen 
Minderwert geringeres Aufgeld verſprochen und bezahlt 
hätte. Dieſe Feſtſtellung berückſichtigt ſowohl die Möglich⸗ 
keit, daß B. bei Kenntnis der wahren Sachlage die neue 
Kuh zurückgewieſen und auf der Lieferung einer anderen, 
geſunden, im übrigen aber ihr gleichwertigen Kuh zu gleichen 
Bedingungen beſtanden, alſo nicht „zu wenig erhalten“, wie 
auch den anderen möglichen Fall, daß er zwar die neue 
Kuh angenommen, dafür aber wegen ihres Minderwerts um 
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etwa 50 M. weniger verſprochen und bezahlt hätte. Bei Unter⸗ 
ſtellung des einen wie des andern Falls ergibt ſich als Folge 
der Eingehung des neuen Tauſchgeſchäfts für B. die gleiche 
Vermögensbeſchädigung von etwa 50 M., die nach den Feſt⸗ 
ſtellungen der Strafkammer der Zeuge B. jedenfalls erlitten 
hat. Auf dieſe Schädigung und zwar nur auf dieſe war 
nach dem angefochtenen Urteil das Bewußtſein des Angeklag⸗ 
ten und auf die Erlangung des ihr entſprechenden rechts⸗ 
widrigen Vermögensvorteils ſeine Abſicht gerichtet. 

Da hienach die Verurteilung des Angeklagten auf dem 
erörterten rechtlichen Bedenken nicht beruht, vielmehr durch 
die weiteren Ausführungen der Strafkammer der Tatbeſtand 
des Betrugs in objektiver wie ſubjektiver Hinſicht ohne Rechts⸗ 
irrtum feſtgeſtellt iſt, war die Reviſion als unbegründet zu 
verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 1. Nov. 1915 in der Straf⸗ 

ſache gegen S. L. von R. wegen Betrugs. 


17. 


Bnr Frage des Einfluſſes zivilrechtlicher und zivilpro⸗ 
zeſſnaler Normen anf die ſtrafrechtliche Feſtſtellung der 
Widerrechtlichkeit eines Handelns. 


Durch Vertrag vom 18. Dezember 1836 hatte S. F. in B. 
an die eine angrenzende Fläche ſchon beſitzende Stadtgemeinde 
R. ½ von Parz. 474 (Wieſe, Steinbruch) verkauft u. A. 
mit dem Vorbehalt des nutznießlichen Eigentums des Acker⸗ 
bodens ſoweit und ſolange ſolcher benutzt werden kann und 
unter Vorbehalt der Fläche des ausgebrochenen Steinbruchs 
nach dem Waſſerſpiegel, wenn ſolcher ganz aus gebrochen ſein 
werde, auch mit der Bedingung, daß das Viertel Feld, ſo⸗ 
lange es benützt werden könne, nie beſchwert werden dürfe, 
da ſolches wegen des Steinbruchs im Obereigentum der Stadt 
ſteht. Der Verkauf, über den gerichtlich erkannt war, 
wurde im Güterbuch der Gemeinde B. vorgetragen und 1902 
der Güterbucheintrag in das Grundbuch in etwas verkürzter 

15 * 


228 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Faſſung und mit dem Vermerk übertragen, daß den Rechts⸗ 
nachfolgern des S. F., wenn der Steinbruch ausgebrochen ſein 
werde, ein Rückerwerbsrecht zuſtehe. Am 9. Juli 1910 hat 
die Stadtgemeinde R. an K. G. dort dieſe Parzelle verkauft, 
mit allen bisherigen Rechten und Laſten und mit dem Hinweis 
auf jenes Rückerwerbsrecht und am 12. Juli 1910 wurde 
K. G. als Eigentümer im Grundbuch eingetragen. Der An⸗ 
geklagte beanſpruchte aber das Eigentum von / der Parz. 
474 auf Grund eines angeblich ſchon im April, jedenfalls 
am 25. Juli 1910 mit den Rechtsnachfolgern des S. F. ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufvertrags mit nachgefolgter Auflaſſung und 
Abtretung aller Rechte und Klagen, die aus der Uebertragung 
der Parz. 474 am 12. Juli 1910 an K. G. ihnen erwachfen 
ſeien, erworben zu haben. Die Eintragung des Angekl. als 
Eigentümers der Parz. 474 wurde jedoch abgelehnt und durch 
rechtskräftiges Zivilkammerurteil vom 21. Nov. 1911 feſt⸗ 
geſtellt, daß der Angekl. nicht Eigentümer dieſes Grundſtücks 
ſei. Da Angekl. das letztere landwirtſchaftlich benützte und 
aberntete, wurde ihm durch einſtweilige Verfügung vom 
27. Sept. 1912 jede Benützung unter Strafandrohung ver⸗ 
boten, ſolange nicht eine entſprechende Belaſtung eingetragen 
ſei. Wiederholt hat Angekl. trotzdem, ſo auch im Juli 1915, 
den Grasertrag der Parzelle 474 abgeerntet und er wurde hie⸗ 
wegen vom Schöffengericht wegen Diebſtahls, vom Berufungs⸗ 
gericht wegen Felddiebſtahls auf Grund des Art. 36 Abſ. 1 
Pol StG. beſtraft, im weſentlichen mit der Begründung: da 
K. G. als Eigentümer eingetragen, Angekl. nach dem rechts⸗ 
kräftigen Zivilurteil nicht Eigentümer ſei und auch nicht 
ſonſt irgendwie ein Recht zum Grasholen auf dieſer Parzelle 
beſitze, habe er das Gras dem Eigentümer unbefugt und 
widerrechtlich weggenommen, auch habe er bewußt wider⸗ 
rechtlich gehandelt, jedenfalls damit rechnen müſſen und auch 
damit gerechnet, daß er nicht Eigentümer der Parzelle und 
des Graſes ſei, ſomit habe er mindeſtens mit eventuellem 
Vorſatz gehandelt. Auf Reviſion des Angekl. wurde das 
Berufungsurteil aufgehoben. 
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Aus den 
Gründen: 

Zunächſt gehen die Ausführungen der Strafkammer darin 
fehl, daß ſie bei der Feſtſtellung des ſubjektiven Tatbeſtands 
auf die einſtweilige Verfügung der Zivilkammer vom 27. Sept. 
1912 und die auf Grund dieſer Verfügung ergangenen Be⸗ 
ſtrafungen Bezug nehmen. Die gemäß §8§ 935, 940 ZPO. 
beantragte und erlaſſene einſtweilige Verfügung enthält 
keine Entſcheidung und endgültige Feſtſtellung materieller 
Rechtsverhältniſſe, ſondern nur eine einſtweilige Regelung. 
Zuwiderhandlungen gegen das darin ausgeſprochene Verbot 
können nur die zivilrechtlichen Straffolgen des 8 890 ZPO. 
begründen. Für die Frage, ob der objektive oder ſubjektive 
Tatbeſtand einer nach den Normen des materiellen Straf⸗ 
rechts zu beſtrafenden Handlung vorliegt, kommt die einſt⸗ 
weilige Verfügung nicht in Betracht. 

Die Strafkammer hat nun zwar unter Hinweis auf das 
in Rechtskraft übergegangene Urteil der Zivilkammer vom 
21. Nov. 1911 feſtgeſtellt, daß der Angekl. nicht Eigentümer 
der Parzelle 474 ſei, demgemäß auch das auf der Parzelle 
wachſende Gras nicht in ſeinem Eigentum ſtehe und daß er 
ſich deſſen bei der Aberntung des Grasertrags bewußt ge⸗ 
weſen ſei. Dieſe Feſtſtellungen unterliegen keinem rechtlichen 
Bedenken. Durch das rechtskräftige Zivilurteil iſt die Frage, 
ob dem Angekl. derzeit das Eigentum an der Parzelle 474 
zuſteht, endgültig zu ſeinen Ungunſten entſchieden; er kennt 
dieſes Urteil und kann ſich daher auch im Strafverfahren 
nicht mehr, um die Verneinung der Abſicht der rechtswidrigen 
Zueignung herbeizuführen, auf die ihm rechtskräftig aber⸗ 
kannten Eigentumsanſprüche berufen. 

Allein damit, daß die Strafkammer das Eigentum des 
Angekl. an der fraglichen Parzelle und unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt ein Recht des Angekl. auf die Aberntung des Gras⸗ 
ertrags verneint, iſt das Verteidigungsvorbringen des An⸗ 
gekl. nicht erſchöpft. Allerdings hat er nach dem Akteninhalt 
mit ausdrücklichen Worten bis jetzt nur geltend gemacht, daß 
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ihm das „Eigentum“ an der Parzelle 474 zuſtehe, wie es 
auch ſeinen Rechtsvorgängern zugeſtanden ſei und daß dieſe 
die Parzelle „als Eigentum benutzt“ haben. Allein zum 
Nachweis des Eigentums ſeiner Rechtsvorgänger beruft er 
ſich auf den Vertrag von 1836 und auf das eingetragene 
Rückerwerbungsrecht, womit eben die dem S. F. und ſeinen 
Rechtsnachfolgern auf Grund dieſes Vertrags zuſtehenden 
und kraft des Vertrags von 1910 auf ihn übergegangenen 
Rechte gemeint ſeien. Mit Recht macht bei dieſer Sachlage 
die Verteidigung geltend, daß hierin mindeſtens eventuell die 
Geltendmachung eines Nutzungsrechts an der Parzelle, 
ſei es eines Nießbrauchs, ſei es eines ſonſtigen Rechts ent⸗ 
halten ſei — wie denn auch der Angekl. bei ſeinen perſön⸗ 
lichen Auslaſſungen vor dem Reviſionsgericht ausdrücklich 
noch geltend machte, daß er, obwohl er den Kaufpreis voll 
bezahlt habe, formell nicht Eigentümer ſei, weil er eben nicht 
eingetragen ſei, aber ein Recht zum Benützen des Grundſtücks 
habe er. | | 
Ueber die Frage, ob dem Angekl. nicht aus einem an: 
deren Rechtsgrund als dem des Eigentums ein Recht zur 
Aberntung der Parzelle zuſteht, iſt durch die vorausgegange⸗ 
nen Zivilprozeſſe nicht entſchieden, da es ſich dort immer 
nur um die Frage des Eigentums handelte und auch das 
Urteil der Strafkammer enthält über jene für die Schuld 
des Angeklagten weſentliche Frage keine ausreichende Ent⸗ 
ſcheidung und Begründung. Steht dem Angekl. ein ſonſtiges 
Recht, die Früchte des Grundſtücks abzuernten, zu, ſo liegt 
eine rechtswidrige Zueignung nicht vor und es wäre insbe⸗ 
ſondere die Aberntung des Grasertrags nicht deshalb wider⸗ 
rechtlich geweſen, weil er ſie aus einem irrigen Grunde, 
nämlich in erſter Linie unter Geltendmachung des ihm nicht 
zukommenden Eigentumsrechts vorgenommen hat. Zur Prü⸗ 
fung der hienach in Betracht kommenden Fragen war aber 
ein näheres Eingehen auf die Rechtsverhältniſſe am Grund⸗ 
ſtück erforderlich. Wenn es ſich auch um ein dingliches Recht 
des Angekl. am Grundſtück nicht handeln kann, da die zur 
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Erwerbung eines ſolchen Rechts gemäß § 873 BGB. er⸗ 
forderliche Eintragung des Rechtsübergangs im Grundbuch 
nicht ſtattgefunden hat, ſo kam doch in Betracht, ob nicht 
den Rechtsvorgängern des Angekl. dingliche Nutzungsrechte 
an dem Grundſtück zuſtehen, die dadurch, daß der Käufer 
K. G. das Eigentum am Grundſtück erworben hat, nicht er⸗ 
loſchen ſind, und ob nicht die Rechtsvorgänger ihre Rechte 
durch die Verträge von 1910 zur Ausübung auf den Angelkl. 
übertragen und ihm ſchuldrechtlich das Nutzungsrecht einge⸗ 
räumt haben. 

Um die Rechte der Rechtsvorgänger feſtzuſtellen, bedurfte 
es aber zunächſt der Auslegung und der Feſtſtellung des un⸗ 
klaren Vertrags von 1836: ob hiedurch der Stadt R. das 
Eigentum am Grundſtück übertragen worden und dem bis⸗ 
herigen Eigentümer nur die Nutznießung verblieben iſt, oder 
ob umgekehrt S. F. Eigentümer geblieben iſt und nur der 
Stadtgemeinde das dingliche Recht übertragen hat, das 
Grundſtück für den Steinbruchbetrieb auszubeuten. Ferner 
war zu unterſuchen, welche Bedeutung eventuell der fort⸗ 
dauernden Benützung des Grundſtücks durch die Rechtsvor⸗ 
gänger des Angekl. zukommt und ob und inwieweit ihnen 
etwa verbliebene Rechte durch die Umſchreibung des Grund⸗ 
ſtücks und durch deſſen Verkauf an K. G. beeinflußt worden 
ſind. Sollten aber auch auf Grund der weiteren Verhand⸗ 
lung die angeregten Fragen zu Ungunſten des Angeklagten 
zu entſcheiden ſein — wobei eventuell für die Strafkammer 
auch die Anwendung der in § 261 Abſ. 2 StPO. gewährten 
Befugnis in Betracht käme — ‚jo könnte eine Verurteilung 
des Angekl. auch dann nicht erfolgen, wenn ihm nicht zu 
widerlegen iſt, daß er aus irgendeinem anderen rechtlichen 
Geſichtspunkt als dem des Eigentumsrechts irrtümlicherweiſe 
ſich für befugt gehalten hat, den Grasertrag des Grundſtücks 
abzuernten. Glaubt die Strafkammer auf Grund weiterer Ver⸗ 
handlung in dieſer Richtung eine Feſtſtellung zu Ungunſten des 
Angekl. nicht treffen zu können, ſo kann die Frage, ob ihm 
objektiv irgendein Recht zur Aberntung des Grundſtücks zu⸗ 


232 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


ſteht, im Strafverfahren unentſchieden gelaſſen werden. 

Die bisher vorliegenden Feſtſtellungen der Strafkammer 
genügen alſo nicht, um die Verurteilung des Angekl. wegen 
Felddiebſtahls zu rechtfertigen. Die kurze Bemerkung im Ur⸗ 
teil, daß dem Angekl. auch nicht ſonſt irgendwie ein Recht 
zuſtehe, Gras von der Parzelle 474 zu holen, läßt ganz ab⸗ 
geſehen von der Frage der Prüfung des ſubjektiven Tatbe⸗ 
ſtands nicht erkennen, auf Grund welcher Erwägungen und 
Rechtsſätze die Strafkammer dieſe Feſtſtellung getroffen hat 
und ermöglicht daher nicht die Nachprüfung des angewandten 
Rechts, wobei zu beachten iſt, daß auch die Verletzung einer 
zivilrechtlichen Rechtsnorm zur Aufhebung des Urteils führen 
müßte. Die weitere Feſtſtellung der Strafkammer, daß der 
Angeklagte das Gras aus Trotz und Eigenſinn unbefugt ge⸗ 
holt habe, vermag gleichfalls nicht das Urteil zu tragen, da 
ſie auf Grund einer unzulänglichen Würdigung des Verteidi⸗ 
gungsvorbringens erfolgt iſt und die Möglichkeit beſteht, daß 
die Strafkammer bei einem Eingehen auf die vorſtehend er⸗ 
örterten Geſichtspunkte von ſich aus zu einem anderen Er⸗ 
gebnis gelangt. Somit war das Urteil gemäß § 393 StGO. 
aufzuheben und die Sache gemäß § 394 Abſ. 2 StPO. in 
die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 

Urteil des Strafſenats vom 17. Januar 1916 in der 

Strafſache gegen R. Schw. in B. wegen Felddiebſtahls. 


18. 


Inwiefern kann gegen ein gemäß § 370 erlaſſenes Be- 
rufungsurteil die Neviſton eingelegt werden? 


Durch das angefochtene Urteil wurde die vom Angekl. 
gegen das ſchöffengerichtliche Urteil eingelegte Berufung nach 
8 370 StPO. verworfen, weil in der Hauptverhandlung weder 
der Angekl. noch ein Vertreter desſelben erſchienen und das 
Ausbleiben nicht genügend entſchuldigt war. Die Reviſion 
rügt zwar Verletzung des formellen und materiellen Rechts, 
insbeſondere daß der Angekl. durch Nichtzulaſſung eines 
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Beiſtands in ſeiner Verteidigung unzuläffig beſchränkt worden 
ſei. Bei dem Urteil der Strafkammer kamen jedoch erſicht⸗ 
lich nur Verfahrensvorſchriften zur Anwendung. Da hie⸗ 
nach die Verletzung einer andern Rechtsnorm völlig ausge⸗ 
ſchloſſen erſcheint, rechtfertigt ſich die Annahme, daß die Re⸗ 
viſion in Wahrheit nur die Verletzung von Vorſchriften über 
das Verfahren rügen will. Darauf kann aber, abgeſehen 
von dem hier ausſcheidenden Fall des § 398 StPO., die 
Reviſion gegen Berufungsurteile nach $ 380 StPO. nicht 
geſtützt werden. Somit war, da eine dem Geſetz entſprechende 
Reviſionsbegründung nicht vorliegt, die Reviſion gemäß 88 386, 
384 StPO. als unzuläſſig zu verwerfen. 

Beſchluß des Strafſenats vom 7. Febr. 1916 in der 

Strafſache gegen J. L. von N. wegen Uebertretung 

gegen § 361 Ziff. 10 StGB. 


19. 


1. Bie Bedeninng eines Kechnungsfehlers in Urteils⸗ 
gründen. 
2. Widerſprechende Feſtſtellungen als Neviſionsgrund. 


Der Angeklagte war von der Anklage des unbefugten 
Verbrauchs beſchlagnahmter Brotgetreidevorräte im Sinn des 
§ 7 Abſ. 1 vgl. §§ 1, 4 BRV. vom 25. Januar 1915 betr. 
Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide und Mehl freige⸗ 
ſprochen worden, die hiegegen eingelegte Reviſion der Staats⸗ 
anwaltſchaft führte zur Aufhebung des Urteils und Zurück⸗ 
verweiſung in die Vorinſtanz. 

Aus den 

Gründen: 

Auf den 1. Februar 1915 waren als in ſeinem Beſitz 
befindlicher Vorrat vom Angekl. angegeben: 3 Ztr. Weizen⸗ 
mehl (= 4 Ztr. Brotgetreide) und 33 Ztr. Weizen (Dinkel) 
und zwar in Kernengewicht umgerechnet, d. h. 
nach Abzug von 30 % vorausſichtlichen Geſamtverluſts beim 
Gerben des damals noch rohen Dinkels. Bei der Beſtands⸗ 
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aufnahme am 1. Juli 1915 ergaben ſich 49,5 kg = 99 Pfund 
Mehl und 343,5 kg = 687 Pfund Weizen. Vom Vorrat 
am 1. Februar gehen ab: die einem Dritten gehörigen 3 Ztr., 
die erforderliche Saatfrucht mit 1,5 Ztr., der vom Sachver⸗ 
ſtändigen als üblich bezeichnete Abzug von 20 % am vor⸗ 
handenen Vorrat (3% für Schwund, 7 % für Unreinigkeiten, 
5 % für Ueberſchätzung der Vorräte und 5% nicht zu bean⸗ 
ſtandender Mehrverbrauch), ſodann der zugelaſſene Verbrauch 
für 7 Köpfe im Haushalt zu 9 kg im Monat, alſo 63 kg 
und auf 5 Monate 515 kg = 6,3 Ztr., endlich die an die 
Kriegsgetreidegeſellſchaft inzwiſchen abgelieferten 10,6 Ztr. 
und nach dem 1. Juli nochmals 6 Ztr. Sonach hätten nach 
Ablieferung der letzteren 6 Ztr. auf 1. Juli vorhanden ſein 
müſſen 37 Ztr. — 34,8 Ztr. = 2,2 Ztr. Getreide; vorhan⸗ 
den waren 99 Pfund Mehl = 120 Pfund Brotgetreide und 
43 kg Dinkel = 30 kg (60 Pfund Kernen, zuſammen 
180 Pfund Brotgetreide). Bei dieſem unerheblichen Abmangel 
von 40 Pfund (2 Ztr. 20 Pfund: 1 Ztr. 80 Pfund) wurde 
von der Strafkammer ein unbefugter Zuvielverbrauch nicht 
als erweislich angeſehen, ſofern die Ueberſchätzung des Be⸗ 
ſtands vom 1. Februar erheblich mehr als 5% habe betragen 
können und die Verköſtigung von 2 Taglöhnern über die 
Heuernte ſowie durch das Verhalten einer vorübergehend 
angeſtellten Haushälterin ohne Schuld des Angekl. zuviel 
Mehl möglicherweiſe verbraucht wurde. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft rügte zunächſt das 
Beruhen des Berufungsurteils auf einem Rechenfehler und 
ſodann das Vorliegen widerſprechender Feſtſtellungen. Der 
Vorrichter habe unterlaſſen feſtzuſtellen, daß die abgelieferten 
16,6 Ztr. (10,6 und 6) Kernengewicht waren; tatſäch⸗ 
lich ſei dieſe Gewichtsmenge nicht in Kernen, ſondern in 
rohem Dinkel abgeliefert worden und trotzdem habe der Vor⸗ 
richter von dem auf 1. Februar in Kernengewicht berechneten 
Beſtand die 16,6 Ztr. voll abgezogen, ohne ſie vorher in 
Kernengewicht, alſo unter Abzug von 30% umzu⸗ 
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rechnen; der Angek. habe alſo weitere 5 Ztr. unbefugt ver⸗ 
braucht. 

Einen Rechenfehler im eigentlichen Sinn d. h. einen 
Verſtoß gegen die Geſetze des rechneriſchen Denkens enthält 
allerdings das Urteil nicht. Die darin zugrunde gelegte Be⸗ 
rechnung des Sachverſtändigen verſteht die angegebenen Ge⸗ 
wichte offenbar als Kernengewichte. Wenn daher in dieſe 
Rechnung als abgeliefert der Poſten von 16,6 Ztr. ohne 
weitere Bemerkung eingeſtellt iſt, ſo kann dies nur dahin 
verſtanden werden, daß nach Annahme des Urteils bei 
Aufſtellung dieſer Berechnung 16,6 Ztr. in 
Kernengewicht abgeliefert ſeien. Die bloße Unrichtigkeit dieſer 
tatſächlichen Annahme, auch wenn ihr ein Verſehen zugrunde 
liegen ſollte, würde die Reviſion nicht begründen. 

Allein dieſe Annahme des Urteils ſteht mit den in an⸗ 
deren Teilen des Urteils enthaltenen Feſtſtellungen im Wi⸗ 
derſpruch. Aus der Ausführung im Urteil: von den am 
1. Juli vorhandenen 343,5 kg Weizen habe der Angeklagte 
6 Ztr. abgeliefert, es verbleiben daher „43 kg Dinkel = 
30 kg Kernen“, ergibt ſich, daß nach der an dieſer Urteils⸗ 
ſtelle zum Ausdruck kommenden Annahme des Vorrichters 
am 1. Juli 343,5 kg in rohem Dinkelgewicht vorhanden 
waren und hievon, alſo im gleichen Gewicht und nicht im 
Kernengewicht, 6 Ztr. abgeliefert wurden und die hieran ge⸗ 
knüpfte Bemerkung, es ſeien ſchon vorher 10,6 Ztr. abge⸗ 
liefert worden, kann im Zuſammenhang nur dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß auch dieſe nicht im Kernengewicht ge⸗ 
meint ſeien. Bei Zugrundelegung dieſer Berechnung würde 
ſich ein Abmangel nicht nur von 40 Pfund, ſondern von 
5 Ztr. 38 Pfund ergeben. 

Das Urteil enthält hienach keine genügende tatſächliche 
Feſtſtellung, die dem Reviſionsgericht als Grundlage für die 
vorzunehmende Prüfung dienen könnte, ob nicht das Geſetz 
durch Rechtsanwendung verletzt iſt. Darin liegt ein materiell⸗ 
rechtlicher Verſtoß, der die Reviſion begründet (RG.⸗St. 
Bd. 4 S. 370). Das Urteil kann auch nicht etwa mit der 
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Erwägung aufrecht erhalten werden, es habe durch die zur 
Rechtfertigung des Abmangels von 40 Pfund angeführten 
Gründe zugleich eventuell einen größeren Abmangel und zwar 
auch in Höhe von 5 Ztr. 38 Pfund erklärt und damit die 
Nichtanwendung des 8 7 BRV. auch für dieſen Fall bes 
gründet. Die für die 2 Taglöhner in der Heuernte einzu⸗ 
ſtellende Getreidemenge (je 300 g im Tag) iſt von vornherein 
eine geringe. Die Nichtanwendung des 8 7 auch für den 
Fall des Zuvielverbrauchs durch die Haushälterin iſt in tat⸗ 
ſächlicher Bejahung überhaupt nicht genügend begründet, um 
dem Reviſionsgericht die Prüfung zu ermöglichen, ob der 
Vorrichter bei Verneinung der Schuld des Angekl. von rich⸗ 
tiger Geſetzesanwendung ausgegangen iſt. Dieſer Entſchul⸗ 
digungsgrund muß alſo zunächſt ausſcheiden und dafür, daß 
nach Annahme des Urteils die Beſtandsüberſchätzung mög⸗ 
licherweiſe eine ſo erhebliche war, daß damit ein Abmangel 
nicht nur von 40 Pfund, ſondern ſogar von über 5 Ztr. erklärt 
wäre, bietet das Urteil keine Anhaltspunkte. Hienach war 
nach 88 393, 394 Abſ. 2 StPO. zu verfahren. 
Urteil des Strafſenats vom 22. Nov. 1915 in der Straf⸗ 
ſache gegen J. Sch. in H. wegen Vergehens gegen die 
Bundesratsverordnung über die Regelung des Verkehrs 
mit Brotgetreide und Mehl. 


20. 


1. Sind die Horfihriften über den Umfang der Militär- 
gerichtsbarkeit Rerfahrensvorſchriften i. 5. des 
§ 380 St.? 
2. Zur Frage der Bufländigkeit der Militürſtrafge⸗ 
richte. 


Der Angeklagte war vom Schöffengericht wegen fort⸗ 
geſetzten Vergehens gegen $ 10 Min. Vfg. vom 28. Aug. 1915 
über die Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide und Mehl 
durch die Selbſtverſorger, vgl. 8 57 BRWO. in gleichem 
Betreff aus dem Erntejahr 1915 vom 28. Juni 1915 zu 


4 


B. in Strafſachen. 237 


einer Geldſtrafe verurteilt auf Grund der Feſtſtellung, daß 
er anfangs April 1916 von mehreren Selbſtverſorgern in 
ſeine Mühle gebrachtes Getreide ohne den erforderlichen 
Mahlſchein zum Ausmahlen angenommen habe. Seine Be⸗ 
rufung wurde wegen Ausbleibens des Angekl. von der Straf⸗ 
kammer gemäß § 370 StPO. verworfen. 

Die von ihm eingelegte Reviſion beantragt Aufhebung 
des Berufungsurteils, da das Militärgericht zuſtändig fei. 
Die Reviſion iſt zuläſſig und begründet. 

Die Vorſchriften über den Umfang der Militärgerichts- 
barkeit §88 1 ff. Mil StG. vom 1. Dezember 1898 vgl. mit 
87 ECG. z. GWC. find nicht Rechtsnormen über das Ber: 
fahren im Sinn des $ 380 StPO., ſondern Vorſchriften 
ſtaatsrechtlicher Art über die Vorausſetzung und Vorbedin⸗ 
gung des Strafverfahrens überhaupt, RgSt. Bd. 43 ©. 225; 
Bd. 38 S 70; Bd. 34 S. 255; Bd. 35 S. 418. Ausweis⸗ 
lich der Akten wurde der Angekl. am 3. April 1916 als 
Landſturmrekrut zu einem Erſatzbataillon eingezogen, war 
dort vom 3.—11., 13.— 27. April, 28. April bis 6. Mai 
1916 beurlaubt und wurde am 23. Mai zu einem anderen 
Truppenteil verſetzt, dem er jedenfalls zur Zeit der Erlaſſung 
des Berufungsurteils noch angehörte. Das vom Berufungs⸗ 
gericht in Bezug genommene ſchöffengerichtliche Urteil ent⸗ 
hält zwar eine genaue Feſtſtellung der Begehungszeit nicht; 
wie aber die Akten ergeben, iſt die Straftat jedenfalls zum 
Teil nach dem 3. April 1916 begangen. 

Als zur Dienſtleiſtung einberufener unausgebildeter 
Landſturmpflichtiger war der Angekl. Militärperſon des ak⸗ 
tiven Heeres, er gehörte zu den im Sinn des § 9 Mil StPO. 
den Perſonen des Beurlaubtenſtandes geſetzlich gleichſtehen⸗ 
den Perſonen (vgl. § 38 B, § 56 Ziff. 1 RMilGeſ. vom 
2. Mai 1874, § 26 Geſ. v. 11. Februar 1888 betr. Aenderung 
der Wehrpflicht) und zwar auch in der Zeit, während der 
er von feinem Truppenteil nur beurlaubt war. Nach 8 9 
Abſ. 1 MilStGdO. treten ſolche Perſonen wegen der vor dem 
Tage, zu welchem ſie einberufen ſind, begangenen Zuwider⸗ 
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handlungen gegen die allgemeinen Strafgeſetze nicht unter 
die Militärgerichtsbarkeit. Nun iſt die Tat des Angekl. 
jedenfalls zum Teil nach dieſem Zeitpunkt begangen und 
muß es ſomit bei dem durch § 1 Ziff. 1 MilStO. aus⸗ 
geſprochenen Grundſatz der Zuſtändigkeit der Militärftraf- 
gerichtsbarkeit verbleiben. Da hienach zur Zeit der Erlaſſung 
des Berufungsurteils die Militärgerichte zuſtändig waren, 
jo unterlag das Urteil nach $ 393 StPO. der Aufhebung, 
ohne Rückſicht darauf, ob in der Reviſionsinſtanz die Zu⸗ 
ſtändigkeit der bürgerlichen Gerichte eingetreten iſt (RGSt. 
Bd. 43 S. 293; Bd. 38 S. 70). Nachdem aber der Angekl. 
laut Vermerk auf der letzten Zuſtellungsurkunde inzwiſchen 
entlaſſen worden ſein ſoll, in welchem Fall die Zuſtändigkeit 
der Militärgerichte nach $ 10 Abſ. 2 Mil StG O. aufgehört 
hätte — eventuell wäre eine Uebergabeerklärung des höheren 
Gerichtsherrn in ſichere Ausſicht zu nehmen, die vom nie⸗ 
deren Gerichtsherrn eingekommene iſt unwirkſam, — ſo er⸗ 
ſchien es geboten, die Sache nach § 394 Abi. 2 StPO. an 
das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Der Anſicht des 
Reichsgerichts, RGSt. Bd. 38 S. 70, daß auch in ſolchen 
Fällen Einſtellung des Verfahrens zu erfolgen hat, vermochte 
ſich der Senat nicht anzuſchließen. 

Urteil des Strafſenats vom 22. Januar 1917 in der 

Strafſache gegen H. M. in Stein, OA. N. wegen Ver⸗ 

gehens gegen die Brotgetreideverordnung. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltnngsgerichtshofs. 


9. 


Wird in den Geſellſchaftsvertrag über die Umwand⸗ 

lung einer offenen Handelsgeſellſchaft in eine Geſell⸗ 

ſchaft mit beſckränkter Haftung der Uebergang ſümtlicher 

Aktiven (Grundſtücke uſw.) als Stammeinlagen auf die 

nene Geſellſchaft vereinbart, fa gehürt zu den umſatz⸗ 

ſtener pflichtigen Gegenſtänden neben den Grundſtücken 
immer auch ihr Zubehör. 


In den Gründen iſt ausgeführt: 

I. Die Geſellſchafter der ſeit 1892 unter der Firma 
J. V. Nachfolger in R. beſtehenden offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, Friedrich H. in St. und Heinrich H. in R., verein⸗ 
barten durch notariell beurkundeten Geſellſchaftsvertrag vom 
14. März 1910 die Errichtung einer G. m. b. H. unter Bei⸗ 
behaltung der ſeitherigen Firma. Das Stammkapital der 
Geſellſchaft wurde hiebei auf 500 000 M. feſtgeſtellt. Die 
Stammeinlagen auf dieſes wurden im 8 4 des Vertrags auf 
251000 M. für Friedrich H. und 249 000 M. für Heinr. H. be⸗ 
ſtimmt. 8 5 des Geſellſchaftsvertrags hat folgenden Inhalt: 
„In die Geſellſchaft legen ein: Die Herren Fr. H. und 
Heinr. H. das von ihnen unter der Firma J. V. Nachfolger 
in R. als offene Handelsgeſellſchaft betriebene Geſchäft mit 
ſämtlichen Aktiven und Paſſiven ſowie der Firma nach dem 
Stand der auf 1. Januar 1910 errichteten ... Bilanz. Un: 
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ter den Aktiven dieſer Bilanz ſind aufgeführt, die im Grund⸗ 
buch von R. eingetragenen Grundſtücke: Parz. Nr. 4, Wohn⸗ 
haus und Fabrikgebäude, Schuppen und Hofraum in der 
Bismarckſtraße 17 a 95 qm; Parz. Nr. 664/2 Gras⸗ und 
Baumgarten allda 1 4 22 qm im Geſamtbetrag von 133 544 M. 
23 Pf. Dieſe Grundſtücke ſtehen im Eigentum des Geſell⸗ 
ſchafters Fr. H. Derſelbe verpflichtet ſich hiemit das Eigen⸗ 
tum an dieſen Grundſtücken an die G. m. b. H. zu über⸗ 
tragen. Dieſe Einlagen werden insgeſamt zu dem Betrag 
von 500 000 M. in die Geſellſchaft eingelegt und hievon der Be⸗ 
trag von 251 000 M. auf die Stammeinlage des Herrn Fr. H., 
der Reſtbetrag von 249 000 M. auf die Stammeinlage des 
Herrn Heinr. H. angerechnet, ſo daß dieſe Stammeinlagen 
durch dieſe Sacheinlagen geleiſtet ſind.“ 

Der als Wert der Gebäude und ſonſtigen Grundſtücke 
hier bezeichnete Betrag von 133 544 M. umfaßte nicht den 
Wert des in den Bilanzaktiven der Geſellſchaft enthaltenen 
Zubehörs zu ihnen, nämlich die zum Fabrikbetrieb gehörigen 
Maſchinen und Gerätſchaften. Dieſe ſind vielmehr in den 
von den Geſellſchaftern gemeinſam eingebrachten Geſchäfts⸗ 
aktiven enthalten. Das Kameralamt R. hat durch Verfügung 
vom 23. März 1911 der neugegründeten Geſellſchaft aus 
dem Erwerb der Grundſtücke Umſatzſteuer in Höhe von 
1602 M. 53 Pf. für den Staat, 1068 M. 35 Pf. für die 
Gemeinde feſtgeſetzt. Durch Verfügung vom 23. April 1912 
hat es der Geſellſchaft aus dem Wert des an dieſe ebenfalls 
übergegangenen Zubehörs zu dieſen Grundſtücken (Maſchinen 
und Gerätſchaften) in Höhe von 136123 M. 13 Pf. eine 
weitere Umſatzſteuer von 1633 M. 48 Pf. für den Staat, 
1068 M. 98 Pf. für die Gemeinde, zuſammen 2722 M. 46 Pf. 
angeſetzt. Die Umſatzſteuerpflicht des Zubehörs hatte die 
Firma beſtritten, indem ſie vortragen ließ, bei Errichtung 
der offenen Handelsgeſellfchaft habe Fr. H. die Liegenſchaft 
ſamt Zubehör, deren Eigentümer er geweſen ſei, nicht in die 
Geſellſchaft eingebracht, ſondern nur an ſie vermietet. Am 
23. Dezember 1900 ſei zwiſchen den Geſellſchaftern ein neuer 
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Geſellſchaftsvertrag geſchloſſen worden, worin unter anderem 
beſtimmt worden ſei, daß das Geſellſchaftsvermögen aus den 
Einlagen der Kontrahenten beſtehe und zwar bringe in die 
Geſellſchaft ein: a) Fr. H. das Fabrikanweſen .... ſamt 
Bauplatz .... 2) ſämtliche Maſchineneinrichtungen . .. 
das Wohnhaus .. ., 4) fein Guthaben auf Kapitalkonto 
mit . . . . b) Heinr. H. fein Guthaben aus Kapitalfonto ... 
Dieſer Geſellſchaftsvertrag ſei nur privatſchriftlich abge⸗ 
ſchloſſen worden und deshalb hinſichtlich der Liegenſchaft 
ungültig geweſen, weshalb dieſe im Eigentum des Fr. H. 
verblieben ſei. Dagegen ſei das Mobiliar auf die Firma 
übergegangen. Die ſeit Abſchluß dieſes Vertrags neu ange⸗ 
ſchafften Mobilien ſeien von der Firma jeweils auf ihre 
Rechnung erworben worden. Da das Mobiliar hienach im 
Eigentum der Geſellſchaft ſei, ſo könne es nicht von dem 
Eigentümer der Grundſtücke eingebracht worden ſein und 
unterliege daher der Umſatzſteuer nicht. 

Dieſe Einwendungen ſind von der Geſellſchaft im Weg 
der Beſchwerde gegen den das Zubehör betreffenden Steuer⸗ 
anſatz weiter verfolgt worden. Die Beſchwerde iſt aber ſo⸗ 
wohl von dem K. Steuerkollegium, als bei weiterer Ver⸗ 
folgung von dem K. Finanzminiſterium abgewieſen worden. 
Während das Steuerkollegium angenommen hatte, daß auf 
Grund des Vertrags vom 23. Dezember 1900 das Eigen⸗ 
tumsrecht an den Zubehörgegenſtänden ſich nicht verändert 
habe, dieſe vielmehr im Eigentum des Fr. H. bis zum Ab⸗ 
ſchluß des Geſellſchaftsvertrags von 1910 verblieben ſeien, 
bejahte das K. Finanzminiſterium die Umſatzſteuerpflicht des 
Zubehörs lediglich aus dem Grund, weil die Zubehörſtücke 
von der G. m. b. H. bei ihrer Errichtung mit den ebenfalls 
unter den Aktiven der offenen Handelsgeſellſchaft aufgeführ⸗ 
ten Grundſtücken des Fr. H. als zu dieſen gehörig erworben 
worden ſeien. Gegen die am 7. Mai zugeſtellte Min.⸗Ent⸗ 
ſcheidung hat die Beſchwerdeführerin mittelſt eines am 6. Juni 
d. Is. bei dem Finanzminiſterium eingereichten Schriftſatzes 
Rechtsbeſchwerde eingelegt. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XX VIII. 2. 16 
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II. Die Beſchwerde iſt zwar formrichtig und rechtzeitig 
erhoben, aber nicht begründet. Nach Art. 1 Abſ. 1 des 
UmſeStGeſ. unterliegen Kauf⸗ und Tauſchverträge und an⸗ 
dere entgeltliche Rechtsgeſchäfte, welche den Erwerb des Ei⸗ 
gentums an Grundſtücken und grundſtückegleichen Berechti⸗ 
gungen zum Gegenſtand haben der Umſatzſteuer. Zu den 
ſteuerpflichtigen Gegenſtänden gehört nach Abſ. 3 auch das 
mit den Grundſtücken erworbene Zubehör, mit Ausnahme 
der Vorräte, des Viehs und des Düngers. „Mit dem Grund⸗ 
ſtück“ iſt das Zubehör erworben, wenn das Grundſtückser⸗ 
werbsgeſchäft auf dasſelbe ſich erſtreckt (ſ. Begr. zu Art. 1 
des Entw. z. UmſStGeſ., Verh. der K. der Abg. 1899, Beil. 
Bd. 82 S. 288). Außerdem muß die Zubehöreigenſchaft der 
betr. Gegenſtände ſchon beim Zuſtandekommen des ſteuer⸗ 
pflichtigen Rechtsgeſchäfts vorhanden geweſen ſein, darf alſo 
nicht erſt auf einer Beſtimmung des Erwerbers beruhen. Die 
Beſchwerdeführerin erhebt nun in der Rechtsbeſchwerde den 
Einwand, daß dem erſten Erfordernis nicht genügt ſei, da 
die Grundſtücke im Eigentum des Fr. H., das Zubehör aber 
in dem Geſamthandseigentum der Geſellſchafter der offenen 
Handelsgeſellſchaft zur Zeit des Abſchluſſes des Geſellſchafts⸗ 
vertrags vom 14. März 1910 geſtanden haben, alſo zwei 
innerlich vollſtändig getrennte Rechtsgeſchäfte trotz ihrer Zu⸗ 
ſammenſtellung in ein und demſelben Vertrag hier vorliegen. 
Dieſer Anſchauung kann nicht beigetreten werden; auch wenn 
man davon ausgeht, daß die Geſellſchafter die Uebertragung 
der in ihrem Geſamthandseigentum befindlichen Zubehör⸗ 
gegenſtände auf die neu zu gründende G. m. b. H. auf ihre 
Rechnung und nicht im Auftrag und auf Rechnung des ge⸗ 
mäß § 314 BGB. im Zweifel — auch in Ermanglung eines 
Eigentumsrechts an ihnen — hiezu verpflichteten Fr. H. be⸗ 
wirkt haben. Die in dem Vertrag vom 14. März 1910 ver⸗ 
einbarte Einlegung ſowohl der oben bezeichneten Grundſtücke 
durch ihren Eigentümer Fr. H., als auch des Vermögens der 
offenen Handelsgeſellſchaft einſchließlich des Zubehörs zu 
dieſen Grundſtücken durch die Geſellſchafter gemeinſam als 
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Geſamthandsberechtigte in die neu zu errichtende G. m. b. H. 
iſt nach dem Vertrag ($ 5) als Leiſtung von Einlagen auf 
das Stammkapital durch die als Gründer auftretenden Ge⸗ 
ſellſchafter der gleichzeitig aufgelöſten offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft zu betrachten (zu vgl. auch § 5 Abſ. 4, vgl. mit $ 3 
Abſ. 1 Ziff. 4 des Gel. betr. die G. m. b. H.). Der von den 
Geſellſchaftern hiefür erworbene Gegenwert beſtand ſomit in 
dem Erwerb des in Geſchäftsanteilen ausgedrückten Mit⸗ 
gliedſchaftsrechts. Stellte demnach die Vereinbarung dieſer 
Einlagen einen Einbringungsvertrag im eigentlichen Sinne 
dar, im Gegenſatz zu einem ſogenannten Uebernahmevertrag, 
bei welchem die Gegenleiſtung nicht in der Einräumung ge⸗ 
ſellſchaftlicher Rechte beſteht, ſo bildete ſie einen weſentlichen 
Beſtandteil des Geſellſchaftsvertrags, 8 3 Abſ. 1 Ziff. 4 des 
Geſetzes betr. die G. m. b. H. (zu vgl. auch RG. in JW. 
1912 341). Die Uebertragung der als Zubehör anzuſehen⸗ 
den Maſchinen und Gerätſchaften an die neu errichtete G. m. 
b. H. beruhte daher auf demſelben Kauſalgeſchäft, wie die 
Uebertragung der Grundſtücke ſelbſt (des Fabrikanweſens uſw.) 
an dieſe. Die Zubehörgegenſtände ſind demgemäß von der 
Geſellſchaft mit den Grundſtücken (im Sinn des Art. 1 Abſ. 3 
des UmſStGeſ.) erworben worden, und ihre Heranziehung 
zur Umſatzſteuer war gemäß Art. 12 Ziff. 2 Abſ. 1 dieſes 
Geſetzes gerechtfertigt. 

Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache der Firma J. V. 

Nachfolger, G. m. b. H. in R. vom 3. Febr. 1915. 


10. 


Ber für die Erſatzpflicht eines Ortsarmenverbands 
nach Art. 19 Abſ. 3 des Für ſorgeerziehnngsgeſetzes 
maßgebende Zeitpunkt wird durch die Anordnung der 
Fürſorgeerziehung, nicht durch die Berfügung einer 
norſorglichen Unterbringung beſtimmt. 


Nachdem das Amtsgericht H. am 16. Mai / 3. Auguſt 
1913 die vorſorgliche Unterbringung von vier ſittlich verwahr⸗ 
16 * 
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loſten Kindern verfügt und am 30. Juni / 14. November 1913 
die Fürſorgeerziehung dieſer Kinder angeordnet hatte, han⸗ 
delte es ſich darum, ob der Ortsarmenverband H. dem Land⸗ 
armenverband für den N. kreis nach Art. 19 Abſ. 3 des 
Fürſorgeerziehungsgeſetzes vom 29. Dezember 1899 / 11. No⸗ 
vember 1905 den fünften Teil der Koſten zu erſetzen habe. 
Der Ortsarmenverband H. beſtritt dieſe Verpflichtung unter 
Berufung darauf, daß die Kinder den Unterſtützungswohn⸗ 
ſitz in H. zur Zeit ihrer vorſorglichen Unterbringung noch 
nicht beſaßen, ſondern ihn erſt nachher, übrigens vor dem 
Tag der Anordnung der Fürſorgeerziehung, erwarben. 

Am 5. November 1914 verurteilte die Kreisregierung L. 
auf Klage des Landarmenverbands den Ortsarmenverband 
H. zum Erſatz jener Koſten, wobei fie von nachſtehenden Er⸗ 
wägungen ausging: 

Es handle ſich um die Frage, ob mit dem in Art. 19 
Abſ. 3 FEG. angeführten „die Fürſorgeerziehung anordnen: 
den Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts“ ausſchließlich der 
die Fürſorgeerziehung ordentlicher Weiſe zur Wirkung brin⸗ 
gende Beſchluß im Sinn der Art. 1 bis Art. 6 Abſ. 1—3 
FEG. gemeint ſei, oder ob hierunter auch der auf die vor⸗ 
ſorgliche Unterbringung des Zöglings gemäß Art. 6 Abſ. 4 
FEG. gerichtete Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts ver⸗ 
ſtanden werden könne. Der Wortlaut des Geſetzes ſpreche 
gegen letzteres; Art. 1 FEG. beſtimme: „Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht kann zum Zweck der Erziehung eines ſittlich 
verwahrloſten Minderjährigen die Unterbringung desſelben 
in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungsanſtalt 
oder einer Beſſerungsanſtalt (Fürſorgeerziehung) anordnen: 
1. Wenn der Minderjährige . ...“ Das Geſetz beſtimme 
ſodann die Fälle, in welchen die Fürſorgeerziehung ange⸗ 
ordnet werden könne, und regle das Verfahren. In Art. 6 
Abſ. 4 ſei dagegen beſtimmt: „Wenn ſofortiges Einſchreiten 
dringend geboten erſcheint, kann das Vormundſchaftsgericht, 
auch bevor das Verfahren abgeſchloſſen iſt, durch einen 
ſchriftlichen, mit Gründen verſehenen Beſcheid .... eine vor⸗ 
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ſorgliche Unterbringung anordnen.“ Aus der Gegenüber⸗ 
ſtellung dieſer Beſtimmung ergebe ſich, daß es ſich um zwei 
ihrem Weſen nach verſchiedene Maßnahmen handle, die ſtreng 
von einander unterſchieden werden müſſen. Auch die Aus⸗ 
legung des Preuß. FEG. vom 2. Juli 1900, das in dieſer 
Beziehung ganz ähnliche Beſtimmungen getroffen habe, wie 
das württ. Geſetz, gehe von folgenden Geſichtspunkten aus: 
„Die vorläufige Unterbringung, welche nicht als vorläufige 
Unterbringung zur Fürſorgeerziehung bezeichnet werden kann, 
iſt keine ſelbſtändige, ſondern eine nur einſtweilige Maß⸗ 
nahme. Sie ſoll die Fürſorgeerziehung nicht erſetzen und 
nur für die Zeit bis zum Abſchluß des Verfahrens eine 
durch Entfernung des Minderjährigen aus ſeiner Umgebung 
ſofort gebotene Inſchutznahme gegen Verwahrloſung gewäh⸗ 
ren“ (Schmitz, Die Fürſorgeerziehung Minderjähriger S. 109 
bis 110). Die Anordnung der Fürſorgeerziehung ſei hienach 
etwas anderes, als die Anordnung der vorläufigen Unter⸗ 
bringung. Wenn das Geſetz auch an die Anordnung der vor⸗ 
läufigen Unterbringung die Folgen des Art. 19 Abſ. 3 des FEG. 
hätte knüpfen wollen, ſo hätte dies im Geſetz ausdrücklich geſagt 
werden müſſen. Am Tag des die Fürſorgeerziehung anord⸗ 
nenden Beſchluſſes des Vormundſchaftsgerichts haben dem⸗ 
nach die genannten Kinder ihren Unterſtützungswohnſitz inner⸗ 
halb des Ortsarmenverbands H. gehabt. 

Die gegen das Urteil der Kreisregierung eingelegte 
Berufung wies der Verwaltungsgerichtshof aus folgenden 
Gründen ab: 

Der für den vorliegenden Fall maßgebende Art. 19 FEG. 
beſtimmt in Abſ. 1—4: „Die Koſten der Fürſorgeerziehung 
eines Minderjährigen einſchließlich der durch die Fürſorge 
für ein geeignetes Unterkommen (Art. 10 Abſ. 1 und Art. 15 
Abſ. 1) oder durch die Beerdigung desſelben erwachſenen 
Koſten hat derjenige Landarmenverband zu tragen, deſſen 
Ausſchuß für die Durchführung der Fürſorgeerziehung zu⸗ 
ſtändig iſt. Die Koſten der vorſorglichen Unterbringung 
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fallen der Staatskaſſe zur Laſt, wenn die Anordnung in der 
Beſchwerdeinſtanz aufgehoben wird.“ 

„Der Landarmenverband kann Erſatz ſeiner notwendi⸗ 
gen Aufwendungen von dem Zögling, ſowie von demjenigen 
verlangen, welchem nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Unterhaltspflicht gegenüber dem Zögling 
während der Zeit der Fürſorgeerziehung obliegt. Die Er⸗ 
ſparniſſe des Zöglings dürfen keinesfalls zum Erſatz der 
Aufwendungen herangezogen werden; auf die Beerdigungs⸗ 
koſten eines verſtorbenen Zöglings findet dieſe Vorſchrift 
keine Anwendung.“ 

„Vermögen die in Abſ. 2 bezeichneten Perſonen die ent⸗ 
ſtandenen Koſten nicht oder nur teilweiſe zu decken, ſo iſt 
derjenige württ. Ortsarmenverband, innerhalb deſſen der 
Zögling am Tag des die Fürſorgeerziehung anordnenden 
Beſchluſſes des Vormundſchaftsgerichts ſeinen Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz hat, zum Erſatz des fünften Teils der nicht gedeck⸗ 
ten Koſten verpflichtet. Hat der Zögling zu dem bezeichneten 
Zeitpunkt keinen Unterſtützungswohnſitz in Württemberg, ſo 
fallen die Koſten dem in Abſ. 1 bezeichneten Landarmenver⸗ 
band vollſtändig zur Laſt.“ 

Dieſe Vorſchriften beſtimmen demnach, wer die Koſten 
der Fürſorgeerziehung zu tragen hat. Daß zu den Koſten 
der Fürſorgeerziehung auch die Koſten der vorſorglichen Un⸗ 
terbringung gemäß Art. 6 Abſ. 4 FEG. gehören, iſt im Ge⸗ 
ſetz zwar nicht ausdrücklich geſagt, wird aber auf Grund des 
Wortlauts des Abſ. 1 von Art. 19 (insbeſ. Satz 2) und auf 
Grund der Materialien des Geſetzes in ſtändiger Auslegung 
angenommen. Nun fallen nach den angeführten Beſtimmun⸗ 
gen in Art. 19 FEG. die Koſten der Fürſorgeerziehung grund: 
ſätzlich dem Landarmenverband desjenigen Kreiſes zur Laſt, 
innerhalb deſſen das die Fürſorgeerziehung anordnende Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ſeinen Sitz hat; im vorliegenden Fall 
treffen die Koſten demnach den Kläger. Dieſer kann ſich je⸗ 
doch, da die in Abſ. 2 der angeführten Beſtimmungen er⸗ 
wähnte anderweite Deckung fehlt, für den 5. Teil der Koſten 
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an denjenigen Ortsarmenverband halten, „innerhalb deſſen 
der Zögling am Tag des die Fürſorgeerziehung anordnenden 
Beſchluſſes des Vormundſchaftsgerichts ſeinen Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz hatte.“ Maßgebend iſt daher für den Erſtattungs⸗ 
anſpruch des Landarmenverbands der Tag des die Fürſorge⸗ 
erziehung anordnenden Beſchluſſes des Vormundſchaftsge⸗ 
richts. Das Geſetz trifft in dieſer Beziehung nirgends eine 
andere Beſtimmung, und ſein Wortlaut läßt keinen Zweifel 
zu: es kann ſich nach ihm nur um den Tag handeln, an dem 
der Beſchluß auf Anordnung der Fürſorgeerziehung gemäß 
Art. 3 FEG. ergangen iſt. Daß durch Art. 19 Abſ. 1 da⸗ 
mit auch zugleich über den Erſatz der Koſten der vorſorg⸗ 
lichen Unterbringung entſchieden wird, ändert hieran nichts. 
Darauf, in welchem Zeitpunkt die vorſorgliche Unterbringung 
angeordnet worden iſt, nimmt das Geſetz in ſeinen Beſtim⸗ 
mungen über die Koſtentragung keine Rückſicht, und es iſt 
unerfindlich, wie der Beklagte dazu kommt, an Stelle des 
im Geſetz ausdrücklich beſtimmten Tages der Anordnung 
der Fürſorgeerziehung den Tag der Anordnung der vor⸗ 
ſorglichen Unterbringung ſetzen zu wollen. Angeſichts der 
ſachlichen Verſchiedenheit der beiden Anordnungen und ange⸗ 
ſichts des ausdrücklichen Wortlauts des Geſetzes iſt dies, 
wie ſchon der Unterrichter zutreffend ausgeführt hat, nicht 
möglich. Ob dieſe Auslegung des Geſetzes mit deſſen Grund⸗ 
gedanken durchaus in Uebereinſtimmung ſteht oder nicht, und 
ob ſie ſich in allen Fällen als zweckmäßig erweiſt, was der 
Beklagte beides beſtreitet, iſt gegenüber dem zweifelloſen 
Wortlaut und Sinn des Geſetzes nicht weiter zu erörtern. 
Ebenſo kann hier der vom Beklagten angeführte Fall un⸗ 
erörtert bleiben, wem die Koſten der vorläufigen Unter⸗ 
bringung dann zur Laſt fallen, wenn das Vormundſchafts⸗ 
gericht die vorſorgliche Unterbringung anordnet, nachher aber 
die Fürſorgeerziehung ablehnt. 

Urteil in der Ber.fache des O. A. V. H. gegen den Land⸗ 

armenverband f. d. N.kreis vom 17. Febr. 1915. 
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11. 


Der Begriff des Gewerbegewinns in ſeiner Bedeutung 
für die Gewerbebeſtenerung. 


Aus den 
Gründen: 

I. Die Stadtgemeinde E., die Generaldirektion der 
Staatseiſenbahnen, die Maſchinenfabrik E., die Firma M. 
und K. und die Firma C. D. daſelbſt haben ſich im Jahr 
1858 zur Erſtellung und Abgabe von Kohlengas auf gemein⸗ 
ſchaftliche Rechnung zu der Geſellſchaft „Gasfabrik E.“ zu⸗ 
ſammengeſchloſſen. Nach dem am 21. März 1887 auf 5 
Jahre abgeſchloſſenen und zuletzt am 15. Juli /6. Aug. 1907 
bis 31. März 1913 verlängerten Geſellſchaftsvertrag beträgt 
das Geſellſchafts kapital: 20 000 M., woran 


die Stadt E. mit 10 000 M. 
die Eiſenbahnverwaltung mit 3 000 M. 
die Maſchinenfabrik mit 3000 M. 
M. und K. mit 3 000 M. 
und C. D. mit 1000 M. 


beteiligt ſind. Die weiter erforderlichen Betriebsmittel hat 
ſich die Geſellſchaft durch Schuldaufnahme beſchafft; ſo iſt in 
8 2 des Vertrags vom 21. März 1887 ein Anlehen von 
100 000 M. erwähnt und in der Bilanz auf 31. März 1911 
laufen die Kreditoren mit 503 267 M.; nach der Bilanz auf 
31. März 1912 beträgt die Schuld an die Württ. Spar⸗ 
kaſſe —: 670 000 M. Der von den Geſellſchaftern zu ent⸗ 
richtende Preis des Gaſes wird alljährlich auf den 31. März 
ermittelt. Bei Berechnung des Preiſes werden ihm auch die 
Zinſen aus dem aufgenommenen Kapital und eine etwaige 
Amortiſationsſumme zugeſchlagen, wogegen die Einnahmen 
aus den verwerteten Nebenerzeugniſſen (Koks, Teer, Am⸗ 
moniak uſw.) abgezogen werden (§ 13 des Vertrags). Das 
von den Geſellſchaftern bezogene Gas wird nach jedem Mo⸗ 
nat innerhalb 4 Wochen an die Gasfabrik bezahlt auf Grund 
eines für das laufende Betriebsjahr vorläufig feſtgeſetzten 
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Preiſes. So lange der Schuldenſtand der Geſellſchaft neben 
dem Betriebskapital von 20000 M. die Summe von 
100 000 M. nicht überſteigt, ſoll von einer Amortiſation 
abgeſehen werden (8 15). Bei der Kataſterberichtigung auf 
1. Januar / 1. April 1911 iſt das Gewerbeſteuerkapitel der 
Geſellſchaft von bisherigen 10 985 M. (gekürzt 7690) auf 
17 875 M. (gekürzt 12513 M.) erhöht worden. Die hie⸗ 
gegen unter Beſtreitung der Gewerbeſteuerpflicht überhaupt 
erhobene Beſchwerde hat das K. Steuerkollegium am 22. März 
1913 abgewieſen. Die weitere Beſchwerde wurde vom K. 
Finanzminiſterium aus folgenden Erwägungen am 28. Mai 
1914 abgewieſen: Nach der Rechtſprechung des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofs genüge zwar zur Bejahung der Gewerbe⸗ 
ſteuerpflicht der Umſtand für ſich allein nicht, daß der Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der Gasfabrik in den äußeren Formen eines 
Gewerbebetriebs ſich abſpiele und daß er auch Betriebskapi⸗ 
tal und Hilfsperſonen umfaſſe, die vom Grund⸗, Gebäude⸗ 
und Gewerbeſteuergeſetz in Art. 91 als die weſentlichſten 
Merkmale für die Einſchätzung eines Gewerbes bezeichnet 
werden. Hiezu trete aber noch, daß das Gas von der Ge⸗ 
ſellſchaft an die Geſellſchafter nicht zu den reinen Selbſt⸗ 
koſten, ſondern zu einem Preis abgegeben werde, der auch 
die Zinſen und die Tilgungsquoten des von der Geſellſchaft 
aufgenommenen Kapitals umfaſſe. Zinſen und Tilgungs⸗ 
quoten, letztere jedenfalls inſoweit, als ſie die notwendige 
Amortiſation wegen Entwertung überſteigen, gehören nicht 
zu den Selbſtkoſten, ſeien keine durch die Produktion ver⸗ 
anlaßten Koſten, ſondern Koſten, welche mit den perſönlichen 
Vermögensverhältniſſen des Gewerbetreibenden zuſammen⸗ 
hängen. Nach den Grundſätzen und Beſtimmungen, auf 
denen die Gewerbebeſteuerung nach dem Grund⸗, Gebäude⸗ 
und Gewerbeſteuergeſetz aufgebaut ſei, gehören die Schuld⸗ 
zinſen und mit der erwähnten Einſchränkung die Tilgungs⸗ 
quoten zum gewerbeſteuerpflichtigen Reinertrag (vgl. Mitt. 
aus der Steuerrechtſprechung von 1911 S. 16). Nach der 
Gaspreisberechnung für das Jahr 1911/12 ſeien 28 550 M. 
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Zinſen verausgabt worden. Aus dem Umſtand, daß Zinſen 
in ſo erheblichem Betrag jährlich in dem Betrieb der Gas⸗ 
geſellſchaft verdient werden müſſen, erhelle zugleich die Er⸗ 
werbsabſicht der Geſellſchaft. Damit aber erſcheinen ſämt⸗ 
liche Vorausſetzungen für die Gewerbeſteuerpflicht gegeben, 
zumal überdies nach der erwähnten Gaspreisberechnung ein 
Ueberſchuß von rund 7400 M. ſich ergeben habe, auch nach 
der E.⸗Zeitung vom 31. Mai 1911 für das Geſchäftsjahr 
1910/11 die Rechnung mit einem Ueberſchuß von 5590 M. 
abgeſchloſſen habe, und ſchon bei Beginn des Geſchäftsjahrs 
jeweils mit einem nicht unerheblichen Ueberſchuß gerechnet 
werde. 

Die ihr am 3. Juni 1914 zugeſtellte Entſcheidung hat 
die Geſellſchaft am 16. Juni rechtzeitig und formrichtig mit 
der Rechtsbeſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof ange⸗ 
fochten. 

II. Zur Begründung der Beſchwerde wird im weſent⸗ 
lichen ausgeführt: Die Steuerpflicht der Gasgeſellſchaft werde 
von dem angefochteneu Beſcheid zu Unrecht angenommen. 
Derſelbe verkenne die Sachlage, wenn er mit Rückſicht dar⸗ 
auf, daß die Zinſen und Amortiſationsbeträge anläßlich der 
Feſtſtellung des Gaspreiſes und innerhalb der Bilanz der 
Gasfabrik verrechnet werden, das Vorliegen einer reinen 
Selbſtkoſtenproduktion beſtreite. Die Schuldzinſen und Til⸗ 
gungsquoten können doch nur dann zum gewerbeſteuerlichen 
Reinertrag gehören, alſo außerhalb der Selbſtkoſten fallen, 
wenn ihre Deckung in der Form von Zuſchlägen zu dem von 
dritten Perſonen zu bezahlenden Selbſtkoſtengaspreis er⸗ 
folgen würde. Das ſei hier, wo das Gas nur an die Ge⸗ 
ſellſchafter ſelbſt abgegeben werde, nicht der Fall. Die Ge⸗ 
ſellſchaft „verdiene“ ihre Zinſen und Tilgungsquoten nicht, 
ſie würde nur dann „verdienen“, wenn ſie den zu ihrer 
Deckung erforderlichen Betrag von Dritten in Form des 
Gaspreiſes einnehmen würde. Da aber bei der Gasgeſell⸗ 
ſchaft der Zinſen⸗ und der Gaspreisſchuldner derſelbe ſei, 
ſo liege ein Verdienſt, ein Reinertrag i. S. eines „Erwerbs“ 
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überhaupt nicht vor. Das werde ganz klar, wenn man die 
Verrechnung der Schuldzinſen und Tilgungsquoten außer⸗ 
halb der durch die eigentliche Produktion verurſachten Koſten 
vornehme. Niemand könnte der Gasgeſellſchaft verwehren, 
daß ſie den Gaspreis nur auf der Grundlage der eigentlichen 
durch die Fabrikation verurſachten Geſtehungskoſten feſtſetze, 
dagegen die jährlich zu leiſtenden Zinſen und Tilgungsquo⸗ 
ten beſonders auf die einzelnen Teilhaber, die hiefür ja als 
Geſamtſchuldner haften, umlege. Der Umſtand, daß die 
Umlegung der für die Verzinſung erforderlichen Beträge der 
Einfachheit halber gleichzeitig mit der Umlegung der Be⸗ 
triebskoſten und in derſelben Bilanz, wie die letztere, erfolge, 
könne doch die rechtliche Beurteilung der Geſellſchaft nicht 
ändern. Tatſächlich ſei die Sachlage bei der einen wie bei 
der anderen Berechnungsweiſe die, daß die Geſellſchafter ſo⸗ 
wohl die eigentlichen Produktionsunkoſten wie die Zinſen 
und Amortiſation aus ihrer eigenen Taſche bezahlen. Ob 
die Amortiſation der tatſächlichen Wertsminderung der An⸗ 
lagewerte entſpreche oder nicht, ſei ganz gleichgültig, denn 
auch diejenigen Beträge, welche die Geſellſchafter etwa über 
die Bedürfniſſe des einzelnen Jahres hinaus an die Gasge⸗ 
ſellſchaft zahlen würden, wären nichts anderes als Rücklagen 
aus ihrem eigenen Vermögen, keinesfalls aber ein „Erwerb“, 
ein „Verdienſt“. Dasfelbe gelte von einem etwaigen Rech⸗ 
nungsüberſchuß am Ende des Jahres. Derſelbe ergebe ſich 
zum Teil daraus, daß der Einfachheit der Berechnung zu⸗ 
liebe die von den Geſellſchaftern zu erhebenden Umlagen nach 
oben abgerundet werden; er ſei aber im übrigen nichts an⸗ 
deres, als eine Rücklage, eine Anſammlung desjenigen Ver⸗ 
mögens, das bei den Geſellſchaftern ſchon vorher vorhanden 
ſei, kein durch die Gasproduktion „erworbenes“ Vermögen. 
Falſch ſei, wenn der angefochtene Beſcheid ausführe, aus 
dem Umſtand, daß Zinſen in ſo erheblichem Betrag jährlich 
in dem Betrieb der Gasgeſellſchaft verdient werden müſſen, 
erhelle zugleich die Erwerbsabſicht der Geſellſchaft. Im Be⸗ 
trieb der Gasgeſellſchaft müſſe gar nichts verdient werden 
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und könne auch gar nichts verdient werden; der Gasabſatz 
ſei auf die Beſchaffung der Deckungsmittel für Zinſen und 
Unkoſten ganz ohne Einfluß; ob viel oder wenig Gas ab⸗ 
gegeben werde, dieſe Deckungsmittel kommen ſtets und ſtets 
in voller Höhe aus der Taſche der Geſellſchafter. Es handle 
ſich tatſächlich um nichts anderes, als um gemeinſchaftliche 
Gasbeſchaffung für die Mitglieder der Geſellſchaft gegen 
volle Koſtendeckung durch die Geſellſchafter ſelbſt. Der jähr⸗ 
lich feſtzuſetzende „Gaspreis“ habe nicht die Bedeutung eines 
„Verkaufspreiſes“, ſondern nur die Bedeutung eines Maß⸗ 
ſtabes für die Verteilung der geſamten Koſten auf die Ge⸗ 
ſellſchafter: an Fabrikationsunkoſten und Darlehenszinſen 
ſoll jeder Geſellſchafter nach Verhältnis ſeines Gasbedarfs 
teilnehmen. Da ein gewerblicher oder kaufmänniſcher Ver⸗ 
dienſt nicht vorliege, ſo entfalle die Erwerbsabſicht und damit 
die Gewerbeſteuerpflicht der Gasgeſellſchaft. 

III. Nach Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 3 des Geſetzes über die 
Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer vom 23. April 1873 
und 8. Auguſt 1903 unterliegen der Gewerbeſteuer die im 
Lande betriebenen ſtehenden Gewerbe jeder Art. Es fragt 
ſich daher, ob der Betrieb der Beſchwerdeführerin zu den 
ſtehenden Gewerben in dieſem Sinn zu rechnen iſt. Das 
Steuergeſetz gibt keine weitere Auskunft darüber, welche Be⸗ 
triebe als Gewerbe anzuſehen ſind; für die Bedeutung des 
Gewerbebetriebs im ſteuerlichen Sinn iſt daher der gewöhn⸗ 
liche Sprachgebrauch zugrund zu legen. Hienach iſt unter 
Gewerbe im weiteſten Sinn zu verſtehen jede fortgeſetzte, 
mit der Abſicht auf Gewinnerzielung unternommene, ſelb⸗ 
ſtändige und erlaubte Arbeitstätigkeit, die ſich als Beteili⸗ 
gung am allgemeinen wirtſchaftlichen Verkehr darſtellt 
(Württ. J. 13 S. 119, 14 S. 369, 20 S. 57). Daß der 
Betrieb der „Gasgeſellſchaft E.“ eine forgeſetzte, ſelbſtändige, 
erlaubte Arbeitstätigkeit iſt, die ſich als Beteiligung am all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Verkehr darſtellt, unterliegt keinem 
Zweifel. Zutreffend hat auch der angefochtene Beſcheid dar⸗ 
gelegt, daß die in Art. 91 angef. Gef. bezeichneten weſent⸗ 


Gewerbegewinn in feiner Bedeutung für die Gewerbebeſteuerung. 253 


lichen Merkmale für die Einſchätzung zur Gewerbeſteuer 
(Betriebskapital, Gehilfen) vorhanden ſind. Dagegen iſt der 
Nachweis einer auf Gewinnerzielung gerichteten Abſicht nicht 
erbracht. Es iſt zwar als ſicher anzunehmen, daß den Teil⸗ 
habern der Geſellſchaft aus dem Betrieb wirtſchaftliche Vor⸗ 
teile verſchiedener Art zufließen: Möglichkeit des Verbrauchs 
von Gas in ihren Betrieben überhaupt, billigere Erſtehung 
desſelben, als ſolche von Dritten zu erwarten wäre, Einrich⸗ 
tung und Fortführung der Gaserzeugung nach ihren beſon⸗ 
deren Bedürfniſſen und anderes mehr. Allein damit iſt der 
Begriff des Gewerbegewinns noch nicht gegeben. Dieſer 
ſetzt voraus, daß als Ergebnis der Verwertung des Gewerbe⸗ 
erzeugniſſes eine Vermehrung des Vermögens des Gewerbe⸗ 
treibenden von außen her erfolgt. Eine Arbeitstätigkeit, 
auch wenn ſie eine gewerbsmäßige iſt, fällt nicht unter das 
Geſetz, wenn dabei die Möglichkeit eines ſolchen Gewinns 
ausgeſchloſſen iſt. Ein ſolcher iſt tatſächlich bei dem Betrieb 
der Beſchwerdeführerin ausgeſchloſſen, denn es handelt ſich 
bei ihm nur darum, das erzeugte Gas zu Selbſtkoſtenpreiſen 
an die Teilhaber abzugeben. Daran ändert auch der Um⸗ 
ſtand nichts, daß die Zinſen und Tilgungsbeträge anläßlich 
der Feſtſtellung des Gaspreiſes und innerhalb der Bilanz 
der Gasgeſellſchaft verrechnet werden, ſowie daß ſich in der 
Bilanz jeweils ein Rechnungsüberſchuß ergibt und auch im 
Voranſchlag mit einem ſolchen gerechnet wird. Es iſt viel⸗ 
mehr den oben wiedergegebenen Ausführungen der Be⸗ 
ſchwerdeführerin in dieſen Richtungen durchaus beizutreten. 

Nach Vorſtehendem war die Gewerbeſteuerpflicht der 
Beſchwerdeführerin zu verneinen und die angefochtene Ver⸗ 
fügung außer Wirkung zu ſetzen. 

Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache der Gasgeſellſchaft 

E. vom 14. April 1915. 
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12. 


Koſtenerſatz für die Herſtellung eines Gehwegs ent⸗ 

lang einer Ortsſtraße kann von dem Anlieger nicht 

verlangt werden, ſolange die Ortsſtraße nur teilweiſe 
ausgeführt iſt. 


Die Gründe beſagen: 

I. Die E. M., Privatiers Witwe in M., iſt Eigentüme⸗ 
rin des Grundſtücks Nr. 201 an der Ayſtraße daſelbſt. Auf 
dieſem Grundſtück ſteht ſeit 1900 ein Wohngebäude. Am 
12. Mai / 10. November 1886 haben die Gemeindekollegien 
von M. mit oberamtlicher Genehmigung vom 25. November 
1886 den Ortsbauplan für die Ayſtraße derart feſtgeſetzt, 
daß vor dem Grundſtück der M. betragen ſoll: Die Breite 
der Straße im ganzen 23,80 m, die der Fahrbahn 6 m, 
die Breite des Gehwegs 2 m, die Breite der Vorgärten je 
5 m, Breite des Baches ſamt Böſchung 5,80 m. Am 5. 
März / 16. April 1913 beſchloſſen die Gemeindekollegien die 
Anlage des Gehwegs entlang der Ayſtraße. Auf Grund 
dieſes Beſchluſſes wurde auch ein Gehweg vor dem Grund⸗ 
ſtück Nr. 201 hergeſtellt, aber nicht unmittelbar entlang dieſes 
Grundſtücks oder der für dasſelbe geltenden Vorgartenlinie, 
ſondern gegen die Mitte der Straße derart, daß zwiſchen der 
Vorgartenlinie des M.ichen Hauſes und dem Gehweg ein 
2—3 m breiter, nicht zur Straße angelegter Streifen beſteht. 
Die Gemeinde fordert nun von der M. einen Gehwegbeitrag 
von 41 Mk. 93 Pf. Dieſe verweigert aber die Bezahlung 
mit der Begründung, zwiſchen ihrem Grundſtück und dem 
angelegten Gehweg befinde ſich noch ein der Gemeinde ge⸗ 
höriger Landſtreifen ſamt Graben; das Grundſtück Nr. 201 
grenze demnach nicht an die Ortsſtraße, und es fehle des⸗ 
halb für ihre Heranziehung zu den Koſten der Gehwegan⸗ 
lage an einem weſentlichen Erfordernis des Art. 24 Abſ. 7 BO. 
Hierauf erhob die Gemeinde am 26. März / 8. Mai 1914 ver: 
waltungsgerichtliche Klage gegen die M. mit dem Antrag, ſie 
zur Bezahlung von 41 Mk. 93 Pf. nebſt 4% Zinſen hieraus 
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vom Tag der Klagzuſtellung ab zu verurteilen. Die Beklagte 
beantragt Abweiſung der Klage. Am 13. Mai 1914 hat die 
Kreisregierung die Klage koſtenfällig abgewieſen. Hiebei iſt 
ſie von folgendem ausgegangen: Die von der Klägerin aus⸗ 
geführte Gehweganlage auf der Ayſtraße enthalte eine Aen⸗ 
derung des Ortsbauplans, die im vorgeſchriebenen Verfahren 
noch nicht feſtgeſtellt und genehmigt worden ſei. Zur Gel⸗ 
tendmachung des der Gemeinde auf Grund § 6 Abſ. 2 der 
Ortsbauſatzung zuſtehenden Erſatzanſpruchs genüge es des⸗ 
halb nicht, daß die Lage und Führung des Gehwegs gemäß 
§ 6 Abſ. 4 der Ortsbauſatzung von den Gemeindekollegien 
beſtimmt worden ſei. Der Erſatzanſpruch der Klägerin ſei viel⸗ 
mehr inſolang nicht begründet, als die eine Abänderung des 
Ortsbauplans der Klägerin in ſich ſchließende tatſächlich aus⸗ 
geführte Gehweganlage nicht im ordnungsmäßigen Verfahren 
des Art. 7 ff. BO. feſtgeſtellt und genehmigt worden ſei. 

Das ihr am 18. Mai zugeſtellte Urteil hat die Klägerin 
am 12. Juni rechtzeitig und formrichtig mit der Berufung 
an den Verwaltungsgerichtshof angefochten. 

II. Die Ortsbauſatzung der Gemeinde M. beſtimmt in 
8 6: „Wo es das Verkehrsbedürfnis erfordert, werden von 
der Gemeinde entlang den öffentlichen Straßen und Plätzen 
Gehwege angelegt und unterhalten. Die Eigentümer der an 
die Ortsſtraßen angrenzenden überbauten oder überbaubaren 
Grundſtücke haben die Koſten der Herſtellung der Gehwege 
der Gemeinde nach Fertigſtellung der Arbeiten zum vierten 
Teil zu erſetzen. Die Breite, Höhe, Lage, Führung und ſon⸗ 
ſtige Einrichtung der Gehwege wird von den Gemeindekolle⸗ 
gien beſtimmt.“ Dieſe Beſtimmung iſt gegründet auf Art. 24 
Abſ. 7 BO., der die Gemeinden zur Erlaſſung von Vor⸗ 
ſchriften ermächtigt „über die Verpflichtung der Eigentümer 
der an die Ortſtraßen angrenzenden Grundſtücke zur Herſtel⸗ 
lung der öffentlichen Gehwege“. Es fragt ſich nun, ob die 
Klägerin die rechtlichen Vorausſetzungen für ihren Erſatzan⸗ 
ſpruch ihrerſeits erfüllt hat. Dies iſt zu verneinen. Es iſt 
in Art. 24 Abſ. 7 zwar nicht ausdrücklich ausgeſprochen, geht 
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aber aus dem Wortlaut des Geſetzes und insbeſondere aus 
dem Zuſammenhalt des Abſ. 7 mit dem Abſ. 1 des Art. 24 
mit Deutlichkeit hervor, daß der Heranziehung der Grund⸗ 
ſtückseigentümer zu den Koſten der Gehwege die ortsbauplan⸗ 
mäßige Herſtellung der Ortsſtraße, deren Teil die Gehwege 
bilden ſollen, voranzugehen hat. Iſt die Straße nur zum 
Teil ausgeführt und iſt ſie insbeſondere, wie im vorliegenden 
Fall vor dem Grundſtück der Beklagten, nicht in der vorge⸗ 
ſchriebenen Breite und nicht bis an das Grundſtück beziehungs⸗ 
weiſe die Vorgartengrenze heran ausgeführt, ſo kann die Orts⸗ 
ſtraße nicht als „hergeſtellt“ angeſprochen werden. Es kann 
dann die auf ſolcher Straße erſtellte Gehweganlage auch nicht, 
wie erforderlich, als dem beſonderen Bedürfnis der Anlieger 
entſprechend angeſehen werden. Letzteres iſt insbeſondere im 
vorliegenden Fall ausgeſchloſſen. 

Der Unterrichter hat den erhobenen Anſpruch demnach 
mit Recht abgewieſen, und es war die Berufung zurückzu⸗ 
weiſen, wie geſchehen. 

Urteil in der Ber.ſache der Gde. M. gegen die Pri⸗ 
vatiers Witwe E. M. in M. vom 28. 4. 15. 


Literariſche Anzeigen. 


Die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Dr. Arthur 
Nußbaum (Tübingen, Mohr 1916, geb. 10 M. 50 Pf.). 

Der Verfaſſer, RA. und Privatdozent in Berlin, der ſchon früher 
ein Lehrbuch des deutſchen Hypothekenrechts veröffentlicht hat, dem eine 
Autorität wie Güthe „bewundernswerte Klarheit“ in der Erörterung aller 
der behandelten großen wirtſchaftlichen Fragen nachrühmt, behandelt in 
dem vorliegenden Werk in ähnlicher Weiſe das wichtige und ſchwierige 
Gebiet der Zwangsverſteigerung und ⸗ verwaltung unter eingehender kriti⸗ 
ſcher Berückſichtigung der Rechtslehre und Rechtſprechung bis auf die 
neueſte Zeit (die Bekanntmachung des Bundesrats vom 8. Juni 1916 iſt 
noch berückſichtigty). Das Werk wird für die richtige Auffaſſung und An⸗ 
wendung der Grundſätze des Geſetzes dem Praktiker von hohem Wert ſein. 

Pf. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 


35. 
Verdingung eines elfjährigen Kinds durch den Rater 
an einen Dritten bis zur Volljährigkeit. 


Der Beklagte heiratete am 29. November 1904; die 
Gatten waren württ. Staatsangehörige. Am 6. Februar 
1905 gebar die Frau des Bekl. während eines vorübergehen⸗ 
den Aufenthalts in N. (Württ.) ein Kind Joſef Aloys. In 
der Folge hielten ſich die Gatten ununterbrochen in England 
und Amerika auf. Das Kind blieb bei den Eltern der Frau, 
bis ſie im Jahr 1908 ihr Anweſen verkauften und in ein 
Spital eintraten. Nun nahm der Kläger das Kind auf. 
Nach dem Tod der Großeltern wurde, weil der Aufenthalt 
des Bekl. und ſeiner Frau unbekannt war, vom Vormund⸗ 
ſchaftsgericht Vormundſchaft über das Kind angeordnet und 
der Kläger zum Vormund beſtellt. In ſeine Verwaltung 
kam das aus Schenkungen der Großeltern von 500 M. und 
400 M. beſtehende, bei der Oberamtsſparkaſſe W. angelegte 
Vermögen des Kinds. Im Herbſt 1915 verlangte der Bekl., 
der inzwiſchen mit ſeiner Frau nach Zürich gezogen und 
Schweizer Bürger geworden war, von dem Kläger die Her⸗ 
ausgabe des Kinds und des Kindsvermögens. Nachdem das 
Amtsgericht W. als Vormundſchaftsgericht am 18. Januar 
1916 die Vormundſchaft aufgehoben hatte, erklärte der Kläger 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVIII. 3. 17 


258 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


ſich bereit, das Kind herauszugeben; die Herausgabe des 
Vermögens verweigerte er, bis ſein Anſpruch auf Erſatz ſei⸗ 
ner Aufwendungen auf das Kind befriedigt ſei. Infolge⸗ 
deſſen kam es im März 1916 zu zwei Prozeſſen des Klägers 
und des Bekl. vor dem Landgericht R. In dem einen 
Rechtsſtreit forderte der Kläger von dem Bekl. 1000 M. 
als Erſatz ſeiner Aufwendungen auf das Kind; in dem an⸗ 
deren verlangte der jetzige Beklagte die Herausgabe ſeines 
Kinds. In der erſteren Sache kam es nicht zu einer Ver⸗ 
handlung; in der letzteren anerkannte der jetzige Kläger den 
Klaganſpruch unter Verwahrung gegen die Tragung der 
Koſten. Auf Grund dieſes Anerkenntniſſes wurde der Kl. 
nach dem Antrag des Bekl. durch vorläufig vollſtreckbares 
Teilurteil vom 7. April 1916 unter Vorbehalt der Entſchei⸗ 
dung im Koſtenpunkt zur Herausgabe des Kinds verurteilt. 
In dem zur Weiterverhandlung über die Koſtenpflicht be⸗ 
ſtimmten Termin vom 20. Juni 1916 ſchloſſen die Parteien 
zur Beilegung der beiden Sachen folgenden von ihren Aal 
anwälten entworfenen Vergleich: 

5„1. Der Kläger J. A. M., Schneidermeiſter in Zürich, 
verdingt ſeinen am 6. Februar 1905 geborenen Sohn J. 
A. M. an den Bekl. J. E. und deſſen Rechtsnachfolger 
bis zur Vollendung ſeines 21. Lebensjahrs gegen Verzicht 
auf alle Erſatzanſprüche für deſſen Verpflegung in der 
Vergangenheit und Zukunft und gegen eine einmalige 
Abfindung von 250 M. an den Vater J. A. M. 

2. Der Beklagte J. E. verpflichtet ſich für ſich und ſeine 
Angehörigen, den Sohn J. A. M. wie ſein eigenes Kind 
in geſunden und kranken Tagen zu halten und zu behan⸗ 
deln und ihn ſeinen Fähigkeiten entſprechend auszubilden. 

3. Der Bekl. J. E. verpflichtet ſich, dafür Sorge zu 
tragen, daß die bei der Oberamtsſparkaſſe W. auf den 
Namen des J. A. M. hinterlegten Beträge ſamt Zinſen 
an den Kläger J. A. M. ausbezahlt werden, was heute 
durch Auszahlung der Summe von 1062 M. 95 Pfg. er⸗ 
folgt iſt. 
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4. Der Bekl. J. E. übernimmt alle Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits gegen den Verzicht des Klägers J. A. M. auf Er⸗ 
ſatz ſeiner weiteren perſönlichen Auslagen. | 

5. Die Klage wird zurückgenommen.“ 

Das Kind blieb bei dem jetzigen Kläger J. E., bei dem 
es ſich noch befindet. Es wird dort wie ein eigenes Kind 
gehalten und iſt in Beziehung auf ſein leibliches und geiſti⸗ 
ges Wohl auf das Beſte untergebracht. Am 31. Auguſt 
1916 ließ der Bekl. das Urteil vom 7. April 1916 zuſtellen 
und ſodann auf Grund desſelben die Zwangsvollſtreckung 
auf Herausgabe des Kinds einleiten. Der Kläger erhob 
Vollſtreckungsgegenklage mit dem Antrag, auszuſprechen, daß 
die Vollſtreckung des Urteils vom 7. April 1916 wegen des 
Vergleichs vom 20. Juni 1916 unzuläſſig ſei. Der Bekl. 
widerſprach dem Klagverlangen, weil der Vergleich nichtig 
ſei. Das Landgericht erkannte nach dem Antrag des Klä⸗ 
gers. Die Berufung des Beklagten wurde e 
aus folgenden 

Gründen: | | 

I. Richtig iſt, daß die Klage in dem Segen 
Rechtsſtreit als Klage im Sinn des § 767 ZPO. gemäß 
8 178 vgl. § 176 ZPO. nicht, wie geſchehen, dem Bekl. per⸗ 
ſönlich, ſondern dejfen Prozeßbevollmächtigtem in dem Bor: 
prozeß der Parteien hätte zugeſtellt werden ſollen. Dieſer 
Mangel kann aber gemäß § 295 Abſ. 1 ZPO. in dieſer 
Inſtanz nicht mehr gerügt werden, weil es ſich nicht um 
die Verletzung einer dem Verzicht der Parteien entzogenen 
Vorſchrift im Sinn des § 295 Abi. 2 ZPO. handelt. 

II. Durch das Urteil vom 7. April 1916 war der Klr. 
entſprechend dem Klagbegehren des Bekl. in dem Vorprozeß 
verurteilt worden, dem Bekl. deſſen bei ihm befindliches Kind 
herauszugeben. Durch den Vertrag vom 20. Juni 1916 
wurde vereinbart, daß das Kind weiterhin beim Klr. ver⸗ 
bleiben, alſo nicht herausgegeben werden ſolle. Hieraus er⸗ 
gibt ſich mit Notwendigkeit die Annahme eines vom Bekl. 
mit dem Vergleich wenn auch nicht ausdrücklich ausgeſpro⸗ 

17 * 
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chenen, ſo doch ſtillſchweigend gewollten und ebenſo vom 
Klr. angenommenen Verzichts des Bekl. auf ſeinen in der 
Klage erhoben geweſenen und durch das Urteil zuerkannten 
Anſpruch auf Herausgabe des Kinds. Mit Recht ſetzt des⸗ 
halb an ſich der Klr. gemäß § 767 ZPO. der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, die der Bekl. auf Grund des Urteils gegen ihn 
eingeleitet hat, den Einwand entgegen, daß dieſelbe wegen 
des in dem Vergleich enthaltenen Verzichts des Bekl. auf 
den Urteilsanſpruch unzuläſſig ſei. 

Demgegenüber macht der Bekl. geltend, daß der ganze 
Vergleich vom 20. Juni 1916, insbeſondere gerade die Vein⸗ 
barung über den fernern Verbleib des Kinds beim Klr. nichtig ſei. 
Die Zuläſſigkeit und die Schlüſſigkeit dieſes Einwands iſt nicht zu 
bezweifeln. Auf die prozeſſualen Wirkungen des Vergleichsſchluſ⸗ 
ſes und der in Ziff. 5 des Vergleichs erklärten Klagzurücknahme, 
daß der Rechtsſtreit erledigt worden bzw. als nicht anhängig ge⸗ 
worden anzuſehen ſei, kann ſich der Klr., wenn der Vergleich 
wegen ſeines Inhalts nichtig war, nicht berufen, da er ſelbſt 
fein Klagverlangen im Sinn des § 767 ZPO. gerade auf 
die Rechtsbeſtändigkeit des Vergleichs und der darin getrof- 
fenen Abmachung über den Verbleib des Kindes ſtützt; zu⸗ 
dem wären auch dieſe Wirkungen, wenn der Vergleich aus 
irgendeinem Grund nichtig war, eben nicht eingetreten. War 
aber der Vergleich im ganzen oder hinſichtlich der Verein⸗ 
barung über den Verbleib des Kinds nichtig, ſo war es ge⸗ 
mäß $ 139 BGB. auch der mit jener Vereinbarung erklärte 
Verzicht des Bekl. auf ſeinen urteilsmäßigen Anſpruch. 
Dann aber fehlt es an einem Grund, der die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus dem Urteil vom 7. April 1916 unzuläſſig er⸗ 
ſcheinen laſſen würde. Es iſt daher erheblich, ob der Ver⸗ 
gleich vom 20. Juni 1916, wie der Klr. behauptet, gültig, 
oder, wie die Bekl. behauptet, nichtig iſt. 

Die Ziffer 1 des Vergleichs beſagt, daß das Kind des 
Bekl. bis zur Vollendung ſeines 21. Lebensjahrs dem Klr. 
und zwar, wie nach dem Beruf des Klrs. angenommen wer⸗ 
den muß und wie auch die Parteien annehmen, als Dienſt⸗ 


A. in Civilſachen. 261 


bote in deſſen landwirtſchaftlichem Betrieb verdingt ſein ſolle. 
Daß damit nicht, wie an ſich nach dem Gebrauch des Aus⸗ 
drucks: der Knabe werde verdingt, ſcheinen könnte, ein eigent⸗ 
liches Dienſtverhältnis begründet werden ſollte, muß aller⸗ 
dings angenommen werden, da es ſich um ein ſolches Ver⸗ 
hältnis ſchon wegen der Jugend des Knaben, der zur Zeit 
des Vergleichsſchluſſes erſt 11 Jahre alt war, zum mindeſten 
für die nächſten Jahre ernſtlich nicht handeln konnte. Allein 
hieraus folgt nicht, daß die Erklärung zum Schein und zu 
dem bewußten Zweck der Verdeckung eines anderen Rechts⸗ 
geſchäfts abgegeben wurde. Vielmehr iſt anzunehmen, daß 
die Bezeichnung des Verhältniſſes als eines Dienſtverhält⸗ 
niſſes lediglich eine ungenaue, vielleicht auch unrichtige Be⸗ 
zeichnung desjenigen Verhältniſſes darſtellte, das die Parteien 
in Wirklichkeit und ernſtlich zu begründen beabſichtigten und 
das, wie insbeſondere aus der Beſtimmung der Ziff. 2 des 
Vergleichs zu ſchließen iſt, dahin gehen ſollte, daß das Kind, 
das vom Klr. ſchon bisher aufgezogen und nach dem Zeug⸗ 
nis des Pfarramts wie ein eigenes Kind gehalten worden 
war, auch weiterhin in bisheriger Weiſe beim Klr. verblei⸗ 
ben und dabei — dies mag die Veranlaſſung zum Gebrauch 
des Ausdrucks „verdingt“ gegeben haben — auch zur Dienſt⸗ 
leiſtung im Hausweſen und im Betrieb des Klr. wie ein 
eigenes Kind desſelben verpflichtet ſein ſolle. Unzuläſſig 
wäre es nun allerdings geweſen, wenn mit dieſer Regelung der 
Verhältniſſe ſeines Kinds der Bekl. zugunften des Klrs. auf 
das elterliche Erziehungsrecht oder auf das gleichfalls aus 
ſeiner elterlichen Gewalt fließende Recht, den Aufenthalt des 
Kinds zu beſtimmen, dauernd verzichtet hätte, da beides nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen höchſtperſönliche und darum 
nicht übertragbare und nicht verzichtbare Rechte ſind. So 
wie das Verhältnis nach dem Geſagten geregelt wurde, han⸗ 
delte es ſich indes bei dem Erziehungsrecht nicht um die 
Uebertragung des Rechts als ſolchen, ſondern lediglich um 
die ohne weiteres für zuläſſig zu erachtende Uebertragung der 
Ausübung des als ſolchen beim Bekl. ſelbſt verbleibenden 
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Rechts. Aber auch ein Verzicht des Bekl. auf ſein Recht, 
den Aufenthalt des Kinds zu beſtimmen, kann nicht als ge⸗ 
wollt angeſehen werden. Denn auch die Beſtimmung, daß 
das Verhältnis bis zum vollendeten 21. Lebensjahr des Kinds 
dauern ſolle, darf unbedenklich dahin verſtanden werden, daß 
zwar eine ſolche Dauer in Ausſicht genommen, daß aber der 
Bekl. dadurch nicht gehindert ſein ſolle, jederzeit wieder an⸗ 
dere Beſtimmung über den Verbleib des Kinds zu treffen, 
daß alſo lediglich beſtimmt werden ſollte, das Kind ſolle bis 
auf weiteres beim Klr. verbleiben. So verſtanden war aber 
die Vereinbarung weder nach Deutſchem Recht noch nach 
dem — weil der Bekl. ſchweizeriſcher Staatsangehöriger iſt, 
anzuwendenden — Recht des Schweiz. Ziv. GB. Art. 273 ff. 
unzuläſſig. Sie verſtieß aber auch nicht gegen die guten Sitten. 
Zwar iſt in Ziff. 1 des Vergleichs weiter geſagt, daß das 
Kind dem Klr. verdingt werde gegen Verzicht des Klrs. auf 
Erſatzanſprüche wegen feiner bisherigen und künftigen Auf— 
wendungen für das Kind und gegen Zahlung einer Abfin— 
dung von 250 M. Unſittlich wäre es geweſen, wenn die 
danach vom Klr. dem Bekl. zu gewährenden und tatſächlich 
auch ſofort gewährten Vermögensvorteile wirklich ein Ent: 
gelt für das Aufgeben des Erziehungsrechts des Bekl. und 
ſeines Rechts, den Aufenthalt des Kinds zu beſtimmen, hätten 
bilden ſollen. Hierum konnte es ſich jedoch deshalb nicht 
handeln, weil nach dem hievor Geſagten durch die Verein— 
barung, wie ſie verſtanden werden muß, jene Rechte des Bekl. 
in Wirklichkeit nicht geſchmälert werden ſollten. Es kann 
auch nicht umgekehrt daraus, daß die Gewährung von Ber- 
mögensvorteilen für den Bekl. vereinbart wurde, geſchloſſen 
werden, daß in Wahrheit doch ein Verzicht des Bekl. auf 
die genannten Rechte beabſichtigt geweſen ſei. Denn die Ver⸗ 
einbarung der Gewährung der Vermögensvorteile iſt auch 
ohne ſolchen Verzicht verſtändlich, da ſie ſich ohne Zwang 
daraus erklären läßt, daß, wie ausgeführt, in Ausſicht ge⸗ 
nommen war, das Verhältnis werde bis zum 21. Jahr des 
Kinds, alſo auch noch während der Zeit dauern, in der es 
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vermöge ſeines Alters zu der gleichfalls in Ausſicht genom⸗ 
menen Dienſtleiſtung für den Klr. im Stand fein werde: 
Als Vereinbarung eines Entgelts für dieſe künftig dem Klr. 
zu leiſtenden und damit dem Bekl. entgehenden Dienſte des 
Kinds enthielt aber auch die Vereinbarung der Gewährung 
der genannten Vermögensvorteile nichts, was gegen die guten 
Sitten verſtoßen würde. 

Hienach kann die Annahme des Bekl., daß der Vergleich 
vom 20. Juni 1916 nichtig ſei, nicht für begründet erachtet 
werden. Beſteht aber der Vergleich zu Recht, ſo begründet 
derſelbe, wie ausgeführt, den vom Klr. durch die Klage nach 
8 767 ZPO. erhobenen Einwand der Unzuläſſigkeit der Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils vom 7. April 1916. Ob der Klr. auch 
einem etwaigen neuerlichen Verlangen des Bekl. nach Heraus⸗ 
gabe des Kinds gegenüber ſich auf den Vergleich berufen könnte, 
und wie weit ihm ſeinerſeits, wenn er einem ſolchen Ver⸗ 
langen entſprechend das Kind herausgeben müßte, wegen der 
genannten, dem Bekl. gewährten Vermögensvorteile ein An⸗ 
ſpruch gegen den Bekl. aus ungerechtfertigter Bereicherung 
oder aus ſonſtigem Rechtsgrund zuſtehen würde, iſt in dieſem 
Prozeß, in dem es ſich nur darum handelt, ob der Vergleich 
rechtsbeſtändig iſt und deshalb die Einwendung aus § 767 
ZPO. rechtfertigt, nicht zu entſcheiden. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 15. Februar 1917 in 

Sachen M. gegen E. U. Nr. 540/1916. 


36. 


Beſchlagnahme der verkauften Ware durch die Militür⸗ 
verwaltung nach Abſendung, aber vor Uebergabe 
der Ware. 


Die Klägerin verkaufte am 15. März 1916 an die Bekl. 
4000 kg Reißfäden „frei Waggon Gronau, zahlbar bei Er⸗ 
halt der Faktura.“ Die Bekl. verkaufte die Ware ſofort an 
die Firma St. weiter. Die Klägerin ſollte die Ware an die 
Speditionsfirma Pf. in Dresden ſenden. Am 18. März 1916 
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verlangte die Klägerin Ueberweiſung des ungefähren Gegen⸗ 
werts, da die Ware zum Verſand bereit liege. Am 20. März 
antwortete die Bekl., ihr Käufer ſei verpflichtet, ihr, ſobald 
die Ware bei dem Spediteur eingetroffen ſei, den Betrag vor 
Uebernahme der Ware auszuhändigen; dann ſchicke ſie ſofort 
der Klägerin das Geld. Durch Brief vom 23. März wies 
die Klägerin die Speditionsfirma Pf. an, die Bekl. vom Ein⸗ 
gang der Ware zu benachrichtigen, die Ware zur Verfügung 
der Klägerin zu halten und ſie nicht ohne ausdrückliche Er⸗ 
mächtigung durch die Klägerin auszuhändigen. Am 27. März 
erhielt die Bekl. die am 25. März abgeſandte Rechnung, „zahl⸗ 
bar gegen ſofortige Kaſſe“. Die Ware traf nach Behauptung 
der Klägerin am 31. März, nach Behauptung der Bekl. am 
2. April bei Pf. ein. Am 1. April wurden mit Wirkung 
von dieſem Tag die baumwollenen Spinnſtoffe uſw. durch die 
Militärbehörde beſchlagnahmt. Die Bekl. und ihr Käufer 
erhielten die Ware nicht mehr; die Bekl. bezahlte nichts. Die 
Klägerin hat mit der Klage Bezahlung des Kaufpreiſes, hilfs⸗ 
weiſe Schadenerſatz in gleicher Höhe verlangt, iſt aber ab- 
gewieſen worden. Auch ihre Berufung iſt zurückgewieſen 
worden aus folgenden 
Gründen: 

Nach dem zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrag 
war Erfüllungsort für die Klrin. Gronau. Dort hat ſie auf 
Verlangen der Bekl. die Ware auf die Bahn gegeben und 
an die von der Bekl. bezeichnete Speditionsfirma Pf. in 
Dresden geſandt. Nach dem Telegramm der Firma Pf. an 
die Klrin. vom 17. April 1916 ſind die Ballen laut bahn⸗ 
amtlichem Stempel in Dresden am 31. März 1916 einge⸗ 
troffen. Pf. ſelbſt hat nach dem Telegramm vom 1. April 1916 
an dieſem Tag ihre Ankunft der Bekl. angezeigt. Die Klrin. 
hatte nun aber am 23. März 1916 Pf. angewieſen, die Ware 
zu ihrer, der Klrin., Verfügung zu halten, ſie ohne ausdrück⸗ 
liche Ermächtigung der Klrin. nicht auszuhändigen und inſo⸗ 
lange für die Klrin. auf gutes verſichertes Lager zu nehmen. 
Damit hatte die Klrin. ſich die Verfügung über die Ware 
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vorbehalten; eine Uebergabe an die Bekl. oder deren Ab⸗ 
nehmer durfte ohne ausdrückliche Ermächtigung der Klrin. 
nicht geſchehen und die Firma Pf. hat die Ware für die Klrin. 
und nicht für die Bekl. in Empfang genommen und auf⸗ 
bewahrt. Hiedurch iſt zwar keine Veränderung des Erfül⸗ 
lungsorts vorgenommen worden; dieſer blieb nach wie vor 
Gronau, fo daß die Ware nach § 447 BGB. auf Gefahr 
der Bekl. gereiſt iſt. Denn daß die Klrin. auf dieſes Recht 
verzichtet hätte, iſt nicht dargetan. Bevor nun aber die Klrin. 
die Ermächtigung zur Uebergabe der Ware an die Bekl. oder 
deren Abnehmer erteilt hat, iſt die Ware von der Militär⸗ 
verwaltung mit Beſchlag belegt worden; mit dem 1. April 1916 
iſt das Veräußerungsverbot für derartige Waren in Kraft 
getreten, ein Verbot, das ſinngemäß nicht bloß den Verkauf 
ſolcher Waren, ſondern auch die Uebergabe bereits veräußerter 
Waren an dritte Perſonen umfaßte. Die Klrin. war alſo in 
Folge dieſer behördlichen Verfügung, die weder ſie noch die 
Bekl. zu vertreten hat, nicht mehr in der Lage, der Bekl. das 
Eigentum an den Waren zu verſchaffen und hat deshalb auch 
den Anſpruch auf den Kaufpreis verloren ($ 433, 440, 323 
BGB.). Das würde ſich nicht anders verhalten, wenn, wie 
die Klrin. unter Beweisantritt behauptet hat, die Ware bei 
Pf. ſchon am 31. März angekommen wäre. Denn Pf. hat 
bis zur Anweiſung ſeitens der Klrin. für dieſe beſeſſen und 
eine Anweiſung der Klrin. iſt vor dem 1. April nicht erfolgt. 
Daß die Klein. mit ihrer Anweiſung an Pf. vom 23. März 
nur von ihrem Retentionsrecht Gebrauch gemacht habe, iſt 
mit dem Inhalt der Anweiſung unvereinbar. Es wäre dies 
aber auch unerheblich, weil die Rückbehaltuug ſeitens der 
Klrin. zur Zeit der Beſchlagnahme noch fortgedauert hätte, 
da ſie vorher keine Weiſung zur Ausfolge erteilt hatte, und 
weil ſonach auch in dieſem Fall vor dem kritiſchen Zeitpunkt 
des 1. April 1916 keine eee und Eigentumsüber⸗ 
tragung erfolgt wäre. 

Die Klrin. macht nun geltend, mit ber Uebergabe der 
Ware an die Bahn, um fie dem Verlangen der Bell. ent⸗ 
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ſprechend an Pf. nach Dresden zu ſenden, habe ſie ihre 
Verpflichtungen erfüllt; wenn zwiſchen der am 25. März 
erfolgten Abſendung der Ware und ihrer Ankunft bei Pf. eine 
Beſchlagnahme erfolgt und dadurch eine Eigentumsüber⸗— 
tragung unmöglich geworden ſei, ſo treffe die Gefahr nach 
8 447 BGB. die Bekl., da dieſe Beſtimmung auch auf die 
auf behördlichen Verfügungen beruhenden Einwirkungen auf 
die Waren und deren Veräußerungsfähigkeit während des 
Transportes zumal in der jetzigen Kriegszeit, in der mit 
ſolchen Verfügungen jeder Teil rechnen müſſe, Anwendung zu 
finden habe. Allein 8 447 BGB. findet hier keine Anwendung. 
Er bezieht ſich, wie aus dem Wortlaut des damit zuſammen⸗ 
hängenden § 446 hervorgeht, nur auf eine körperliche Ver⸗ 
ſchlechterung der Ware während des Transports. Dieſe allein 
wird dem Käufer zur Laſt gelegt, weil es unbillig wäre, ſie 
den Verkäufer tragen zu laſſen, der auf Verlangen des Käufers 
die Ware überſendet. Daß einer körperlichen Verſchlechterung 
auch Verfügungen der Behörde, die auf die Ware einwirken, 
gleichzuſtellen wären, dafür bietet das Geſetz keinen Anhalt 
und die dieſem Geſichtspunkt ſich nähernde Meinung von 
Dernburg!) wird von der herrſchenden Anſicht nicht geteilt, 
vielmehr beſtimmen ſich die Folgen des durch die behördliche 
Beſchlagnahme bewirkten Mangels im Recht nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften der §§ 433 ff., insbeſondere § 440 
BGB. Hienach iſt der Anſpruch auf Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes nicht begründet. 

Aber auch auf den angeblichen Zahlungsverzug der Bekl. 
kann die Klrin. eine Schadenerſatzforderung nicht ſtützen. Iſt 
die Ware erſt am 1. April bei Pf. angekommen und wäre 
die Bekl. verpflichtet geweſen, ſofort nach Empfang der Rech⸗ 
nung am 27. März zu zahlen, ſo hätte auch eine alsbald nach 
der Zahlung erfolgte Anweiſung der Klrin. an Pf., die Ware 
für die Bekl. in Empfang zu nehmen und für dieſe zu ver⸗ 
wahren, nicht mehr wirkſam werden können, da Pf. die Ware 


1) Bürgerliches Recht § 178 Ziff. VIII. 
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erſt nach Inkrafttreten der Beſchlagnahme erhalten hätte. Eine 
Uebergabe und Eigentumsübertragung an die Bekl. wäre auch 
in dieſem Fall nicht möglich geweſen. Hätte aber die Bekl. 
auch ſchon vorher bezahlt gehabt, fo hätte fie nach 8 323 
Abi. 3 BGB. die Zahlung wieder zurückfordern können, weil 
die der Klrin. obliegende Leiſtung, die Uebergabe an die Bekl., 
in der Folge unmöglich geworden wäre. 

Wäre dagegen die Ware ſchon am 31. März bei Pf. 
angekommen und hätte hienach an ſich die Möglichkeit be⸗ 
ſtanden, daß Pf. noch vor der Beſchlagnahme die Ware für 
die Bekl. empfangen und an dieſe übergeben hätte, ſo hänge 
dieſe Möglichkeit immerhin davon ab, ob die Klrin. bei als⸗ 
baldiger Zahlung der Bekl. nach Empfang der Rechnung 
(27. März 1916) noch die Gelegenheit gehabt und benutzt 
hätte, Pf. rechtzeitig vor dem 1. April mit entſprechender 
Weiſung zu verſehen. Dies wäre nur auf telegrafiſchem Weg 
ausführbar geweſen und dafür, daß die Klrin. das getan hätte, 
beſteht keine Gewißheit oder ſo hohe Wahrſcheinlichkeit, um 
darauf einen Schadenerſatzanſpruch gründen zu können. Aber 
auch abgeſehen davon iſt ein ſchuldhafter Zahlungsverzug der 
Bekl., der fie zum Schadenerſatz verpflichten könnte, zu ver— 
neinen. Es kann ſich ſchon fragen, ob nicht die Verpflich⸗ 
tung der Bekl., ſofort nach Empfang der Rechnung zu be— 
zahlen, von den Parteien vertragsmäßig geändert worden iſt. 
Die Bekl. hat in ihrem Schreiben vom 20. März der Klrin. 
mitgeteilt, ihr Abnehmer wolle ihr den Kaufpreis erſt bezahlen, 
wenn die Ware beim Spediteur eingetroffen ſei; die Bekl. 
werde dann der Klrin. vor Aushändigung der Ware an ihren 
Käufer den Betrag zuſenden; auf dieſes Schreiben hin hat die 
Klrin. die Firma Pf. angewieſen, die Ware bis zu weiterer Wei⸗ 
ſung für ſie auf Lager zu nehmen. Daraus kann geſchloſſen 
werden, die Klrin. ſei mit dem Vorſchlag der Bekl. einverſtanden 
geweſen, daß ihr Abnehmer die Ware zuvor beſichtige, die Bekl. 
bezahle, und daß ſodann die Bekl. den Kaufpreis an die Klrin. 
einſende, worauf erſt die Klrin. der Firma Pf. Anweiſung 
zur Aushändigung der Ware erteilen würde. Jedenfalls aber 
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konnte die Bekl., nachdem ihr Vorſchlag bei der Klrin. auf 
keinen Widerſpruch geſtoßen war, ohne Verſchulden annehmen, 
daß die Klrin. mit ihrem Vorſchlag einverſtanden ſei und die 
Bekl. daher ihre Zahlung bis zum Eintreffen und zur Be⸗ 
ſichtigung der Ware im Anſtand laſſen könne. Das war 
wiederum vor dem 1. April nicht möglich. Die Bekl. iſt des⸗ 
halb auch nicht im Zahlungsverzug geweſen. Dem ſteht die 
Tatſache, daß die Klrin. der Bekl. am 25. März die Rech⸗ 
nung mit der Bemerkung „zahlbar gegen ſofortige Kaſſe“ 
überſandt hat, nicht entgegen. Damit entſprach die Klrin. nur 
dem Verlangen der Bekl. in ihrem Schreiben vom 20. März, 
zunächſt die richtige Originalrechnung an die Bekl. zu ſenden. 
Dieſe Zuſendung bedeutete ſonach keine Ablehnung des An⸗ 
ſinnens der Bekl. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 4. April in S. Baum⸗ 

wollſpinnerei Gr. g. K. U. Nr. 30/1917. 


37. 


Sicherungsabtretung der zugunſten der Ehefrau ab⸗ 
geſchloſſenen Lebens verſicherung. — Unzulüſſige even- 
tuelle Klageerhebung. 


E. W., Alleininhaber der Firma J. D. Barth Nachf., 
in E. verſicherte ſein Leben am 23. Mai 1904 bei der Baſler 
Lebensverſicherungsgeſellſchaft mit 5000 Mark, zahlbar auf 
ſeinen Tod an ſeine Frau M. W., ſpäteſtens aber am 15. Mai 
1926 an ihn ſelbſt. Am 27. Mai 1909 übertrug E. W. durch 
notariell beglaubigte Urkunde die Anſprüche aus dem Ver⸗ 
ſicherungs vertrag und das Eigentum an der Police auf die Stahl 
& Federer AG. In der „Abtretungsurkunde“ heißt es: „Die 
Stahl & Federer AG. in St. hat der Firma J. D. Barth 
Nachf. in E. einen Kredit in laufender Rechnung eingeräumt. 
Als Sicherheit für alle ihr aus dieſem Kreditverhältnis gegen 
die Firma J. D. Barth Nachf. bereits erwachſenen und in 
Zukunft erwachſenden Forderungen übertrage ich der Stahl 
& Federer A. G. alle diejenigen Anſprüche, welche aus dem 
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mit der Baſler Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft geſchloſſenen 
Verſicherungsvertrag hervorgehen, indem ich gleichzeitig die be⸗ 
treffende Police Nr. 84762 der Stahl & Federer AG. zu 
Eigentum übergebe. Ich verpflichte mich, nach wie vor die 
Prämien rechtzeitig zu entrichten und die Quittungen der 
Stahl & Federer AG. alsbald einzufenden . . . . Wird 
die Police während des Beſtehens des Kreditverhältniſſes 
durch Todesfall oder Ablauf der abgekürzten Verſicherungs⸗ 
zeit fällig, ſo iſt die Stahl & Federer AG. ohne weiteres be⸗ 
rechtigt, ſie einzuziehen. Andererſeits iſt die Police nach er⸗ 
folgter Einlöſung des Kredits an mich oder meine Erben 
zurückzuübertragen; auch iſt die Stahl & Federer AG. ohne 
weiteres berechtigt, ſie einzuziehen. Andererſeits iſt die Police 
nach erfolgter Einlöſung des Kredits an mich oder meine 
Erben zurückzuübertragen; auch iſt die Stahl & Federer AG. 
verpflichtet, die aus der Police eingehenden Beträge, ſoweit 
ſie nicht zur Befriedigung ihrer Anſprüche erforderlich ſind, 
an mich oder meine Erben zurückzuvergüten.“ Frau M. W. 
ſtimmte der „Zeſſion“ „mit ehemännlicher Ermächtigung“ 
unterſchriftlich zu. Die Stahl & Federer AG. teilte der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft die Abtretung mit; die Geſellſchaft merkte 
vor, daß die Police „fauſtpfändlich abgetreten und übergeben“ 
ſei. Am 16. Januar 1915 ſtarb E. W. Seine geſetzlichen 
Erben waren die drei Klägerinnen, nämlich ſeine Frau, jetzt 
verehelichte Bl., und zwei Töchter. Es wurde Nachlaß— 
verwaltung angeordnet. Die Verſicherungsgeſellſchaft bezahlte 
die Verſicherungsſumme für Rechnung der Witwe an Stahl 
& Federer AG., deren Zweigſtelle E. nahm das Geld als 
Gegenwert der ihr „verpfändet geweſenen“ Police an und 
ſchrieb es einem neu errichteten „J. D. Barth Nachf. Sicher⸗ 
heitskonto“ gut. Sie ſchaffte von dem Geld deutſche Reichs⸗ 
kriegsanleihe zum Nennbetrag von 5000 Mark an und wollte 
die Wertpapiere der Klägerin herausgeben, verlangte aber die 
Einwilligung des beklagten Nachlaßverwalters. Auf dieſe 
Einwilligung wurde geklagt, hilfsweiſe auf Einwilligung, daß 
die Wertpapiere allen drei Klägerinnen ausgefolgt werden. 
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Die Stahl & Federer AG. hat ſich wegen ihrer Forderung 
gegen J. D. Barth Nachf. bis auf rund 700 Mark, welche 
die Klägerinnen vorläufig auslegen wollen, anderweit Be⸗ 
friedigung verſchafft. Das Landgericht hat dem in erſter Linie 
geſtellten Antrag ſtattgegeben und damit den Hilfsantrag für 
erledigt erachtet. In der Berufungsinſtanz wurde die Klage 
abgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

I. Die Klaganträge begehren in Wirklichkeit eine Feſt⸗ 
ſtellung. Die Vorausſetzungen des § 256 ZPO. ſind an 
ſich gegeben. 

II. Der in erſter Linie geſtellte Antrag iſt nur ein An⸗ 
trag der M. Bl., er ſtützt ſich auf ihr angebliches Recht aus 
dem Verſicherungsvertrag vom 23. Mai 1904. Ein ſolches 
Recht beſteht nicht, obgleich der Vertrag urſprünglich zu 
ihren Gunſten abgeſchloſſen war. 

Die am 27. April 1909 von E. W. vorgenommene Ab⸗ 
tretung aller Anſprüche aus dem Verſicherungsvertrag an die 
Stahl & Federer AG. war nach dem Wortlaut und dem 
ganzen Zuſammenhang der Urkunde eine Abtretung zu Siche⸗ 
rungszwecken; aber es war eine wirkliche Forderungsüber⸗ 
tragung, verbunden mit dem nach 8 952 BGB. ohnedies ein- 
tretenden Eigentumserwerb des Zefſionars an der Police als 
dem Ausweispapier über die Forderung !). Wie bei der 
Sicherungsübereignung von Sachen in derartigen Fällen 
formellrechtlich nicht Verpfändung, ſondern Uebertragung des 
Eigentums zu treuer Hand vorliegt, ſo wirkte hier die Forde⸗ 
rungsabtretung kraft ihres abſtrakten Charakters nach außen 
hin als Veräußerung. Im Innenverhältnis zwiſchen den 
Vertragsparteien war nur ein Sicherungsgeſchäft bezweckt. 
Die juriſtiſche Form des Rechtsgeſchäfts deckte ſich alſo nicht 
mit dem wirtſchaftlichen Zweck, und kraft des zwiſchen den 
Vertragſchließenden begründeten Treuverhältniſſes war die 
Stahl & Federer AG. der Firma J. D. Barth Nachf. (Allein⸗ 


1) RG. 51, 86. 
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inhaber E. W.) gegenüber verpflichtet, von ihrer äußeren 
Rechtsſtellung nur einen dem inneren Zweck entſprechenden 
Gebrauch zu machen?). Die Beſtimmungen des BGB. über 
das Pfandrecht an Forderungen ſind demnach nicht un⸗ 
mittelbar hier anzuwenden; ſie ſind aber bei der Prü⸗ 
fung, welche Rechte und Pflichten ſich für die Vertrag⸗ 
ſchließenden aus ihrem obligatoriſchen, grundſätzlich den Vor⸗ 
ſchriften über den Auftrag unterliegenden Treuverhältnis er⸗ 
geben, mit zu berückſichtigen. Wie die Bafler Lebens⸗Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft die Abtretung vom 27. April 1909 auf⸗ 
faßte, daß die Stahl & Federer AG. der Auslegung der 
Verſicherungsgeſellſchaſt nicht widerſprach, daß ſie ſelbſt ſchließ⸗ 
lich am 22. April 1915 in einem Brief an die Klägerin 
M. Bl. von einer verpfändet geweſenen Lebensverſicherungs⸗ 
police ſprach und daß ſie nun die von der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft für Rechnung der Frau M. Bl. ausgefolgte Ver⸗ 
ſicherungsſumme einem neuen Konto J. D. Barth Nachf. 
Sicherheitskonto gutſchrieb, ſpricht nicht entſcheidend gegen 
die vorbezeichnete Auslegung des Vertrags vom 27. April 1909. 
Es handelt ſich dabei um nicht maßgebende, nachträglich 
kundgegebene Rechtsauffaſſungen. Die Tatſache, daß die Ab⸗ 
tretung dem Verſicherer unter Anſchluß einer Abſchrift der 
Abtretungsurkunde angezeigt wurde, iſt auf die Beantwortung 
der Frage, ob Abtretung oder Verpfändung vorliegt, nicht 
von entſcheidendem Einfluß; die Anzeige konnte dem § 410 
wie dem § 1280 BGB. genügen wollen. 

Auch wenn es in dem Verſicherungsvertrag nicht von 
vornherein geheißen hätte, E. W. dürfe das Recht ſeiner 
Frau ohne ihre Zuſtimmung aufheben oder ändern, wäre er 
zu der Abtretung aller Anſprüche aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrag nicht bloß im Verhältnis zu der Lebensverſicherungs⸗ 
geſellſchaft, ſondern auch im Verhältnis zu ſeiner Frau be⸗ 
rechtigt geweſen. Denn die Frau hätte, im Zweifel nach 


) RGR. Komm. zum BGB. 2. Aufl. Bem. 6 vor 8 104, Bem. 1 
zu 8 398; JW. 1904, 6°; 1905, 435; 1911, 71210. 
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8 331 BGB., das Recht auf die Leiſtung erſt mit dem Tod 
des Mannes erworben, vorher hatte ſie nur eine Anwart⸗ 
ſchaft. Doch kommt es hierauf im vorliegenden Fall nicht 
an, da Frau W. (jetzt verehelichte Bl.) allen Erklärungen 
ihres Mannes vom 27. April 1909 alsbald urkundlich zu⸗ 
ſtimmte. Die Stahl & Federer AG. wäre auch durch die 
Abtretung nicht genügend geſichert geweſen, wenn ihr nicht 
die Rechte, auf die bisher Frau W. Anwartſchaft gehabt 
hatte, gleichfalls zu treuer Hand übertragen worden wären. 
Der — zudem erſt am 1. Januar 1910 in Kraft getretenen 
— 8 166 Verſ. Vertr. G. kommt hieher nicht in Frage, weil 
er die rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem Bezugsberech⸗ 
tigten und dem Verſicherungsnehmer einerſeits, dem Ver⸗ 
ſicherer andererſeits nicht regelt. — Angeſichts der Treuhand⸗ 
ſtellung der Stahl & Federer AG. hätte nun ein obligato⸗ 
riſcher Anſpruch der Frau M. W. auf künftige Wieder⸗ 
herſtellung ihrer bisherigen Anwartſchaft auf die Lebens⸗ 
verſicherungsſumme geſchaffen werden und insbeſondere hätte 
E. W. die Stahl & Federer AG. zu treuer Hand obligatoriſch 
verpflichten können, daß ſie in dem hernach eingetretenen Fall 
des Todes des E. W., ehe die Verſicherungsanſprüche zurück⸗ 
übertragen waren, die Verſicherungsſumme nach außen hin 
in eigenem Namen einziehen, aber den zu ihrer Befriedigung 
nicht verwendeten Betrag an die Witwe W. als die nächſte 
Bezugsberechtigte im Sinn des §S 328 BGB. herauszahlen 
müſſe. In der Urkunde vom 27. April 1909 iſt aber für 
den genannten Fall beſtimmt: „Auch iſt die Stahl & Federer 
AG. verpflichtet, die aus der Police eingehenden Beträge, 
ſoweit ſie nicht zur Befriedigung ihrer Anſprüche erforderlich 
ſind, an mich oder meine Erben zurückzuvergüten.“ Nach dieſer 
klaren und eindeutigen Beſtimmung bleibt für die Annahme 
einer Bezugsberechtigung der Frau als ſolcher kein Raum 
mehr. Allerdings wurde ſpäter die Verſicherungsſumme für 
Rechnung der Frau von der Verſicherungsgeſellſchaft aus⸗ 
bezahlt und von der Stahl & Federer AG. eingenommen und 
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verwaltet; aber damit wurde nicht ein neues Recht der Frau 
auf die Verſicherungsſumme begründet. 

III. Der in zweiter Linie geſtellte Antrag iſt ein gemein⸗ 
ſamer Antrag der Frau und der zwei Kinder; er ftüßt ſich 
darauf, daß am 27. April 1909 die Rückgabe der Verſiche⸗ 
rungsſumme an die Erben des E. W. als Dritte im Sinn 
des § 328 BGB. bedungen worden ſei und daß die Kläge⸗ 
rinnen dieſe Erben ſeien. Der Antrag iſt genügend beſtimmt; 
er geht auf Einwilligung des Bekl. in die nicht nach § 2039 
BGB., ſondern nach $ 432 BGB. an die drei Klägerinnen 
gemeinſchaftlich zu bewirkende Leiſtung. Aber die Klage der 
zwei Kinder iſt nur für den Fall der Abweiſung des in erſter 
Linie geſtellten Antrags ihrer Mutter erhoben. Dies iſt aus⸗ 
geſchloſſen; die Klageerhebung erträgt keine Bedingung!). Die 
Klage der Kinder iſt daher unzuläſſig. Soweit der Hilfs- 
antrag von der Frau geſtellt wurde, iſt er zuläſſig; bei ihr 
bedeutet er nur eine Erweiterung des aus einem anderen Tat— 
beſtand abgeleiteten erſten Antrags; ihr Verlangen, daß der 
Bekl. in die Leiſtung der Stahl & Federer AG. einwillige, 
beruht hier auf ihrem vorbezeichneten angeblichen eigenen Recht, 
kraft deſſen ſie nach §S 432 BGB. die unteilbare Leiſtung an 
ſie und die Kinder gemeinſam fordern dürfe. Aber auch unter 
dieſem Geſichtspunkt ſteht der Witwe ſo wenig wie den 
Kindern ein Recht auf die Verſicherungsſumme zu. Mit der 
in der Urkunde vom 27. April 1909 von E. Stahl & Federer 
AG. anbedungenen Rückgabe oder Rückvergütung „an mich 
oder meine Erben“ iſt Rückgabe oder Rückvergütung an 
E. W., im Fall ſeines Todes an feine Rechtsnachfolger ge- 
meint. Wortlaut und Zuſammenhang verbieten es, inſoweit 
einen Vertrag zu Gunſten Dritter im Sinn von $ 328 BGB. 
anzunehmen. Der § 330 BGB. kommt nicht in Frage, weil 
der Vertrag vom 27. April 1909 kein Lebensverſicherungs⸗ 
vertrag iſt. Da hienach die Erben in der Urkunde vom 


1) Gaupp⸗Stein, ZPO., 10. Aufl., Vorbem. V. 9 vor § 128; 
Bem. II. 3 zu § 260. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVIII. 3. 18 
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27. April 1909 nicht als Dritte im Sinn von § 328 BGB., 
ſondern lediglich als Rechtsnachfolger des verſtorbenen E. W. 
für bezugsberechtigt erklärt ſind, gehörte der nicht zur Deckung 
der Stahl & Federer AG. verwendete Teil der Verſicherungs⸗ 
ſumme zum Nachlaß des E. W.; daher wäre die von der 
Stahl & Federer AG. nach außen hin in eigenem Namen 
einzunehmende Verſicherungsſumme dem Nachlaßverwalter 
von der Stahl & Federer AG., ſoweit dieſe ihrer nicht be⸗ 
durfte, auszufolgen geweſen. 

IV. Daß die Ausbezahlung der Verſicherungsſumme von 
der Verſicherungsgeſellſchaft an die Stahl & Federer AG., 
die Einnahme des Gelds durch die Stahl & Federer AG. 
und die Anſchaffung von Wertpapieren mit dem Geld je für 
Rechnung der Frau W.⸗Bl. geſchah, entſprach nach dem Aus⸗ 
geführten nicht der wirklichen Rechtslage. Der Beklagte hat 
jetzt an ſich keinen Anſpruch auf die Wertpapiere, ſondern 
auf Erſatz des zu ihrer Anſchaffung verwendeten Geldes. 
Aber andererſeits beſteht kein Rechtsgrund, aus dem der bekl. 
Nachlaßverwalter verpflichtet werden könnte, ſeine Einwilli⸗ 
gung in die Hingabe der Wertpapiere an Frau W.⸗Bl. aus⸗ 
zuſprechen oder der dem Bekl. gegenüber die Feſtſtellung recht⸗ 
fertigen würde, daß die Stahl & Federer AG. die Wert⸗ 
papiere an Frau W.⸗Bl. auszufolgen habe. Eine ſolche Pflicht 
beſteht auch im Verhältnis zwiſchen der Stahl & Federer AG. 
und Frau W.⸗Bl. nicht unbedingt; vielmehr iſt Frau W.⸗Bl. 
dadurch, daß mit dem Lebensverſicherungsgeld Wertpapiere 
für ſie angeſchafft wurden, ungerechtfertigt bereichert. 

Urteil des J. Zivilſenats vom 19. Januar 1917 in Sachen 

L. gegen Bl. u. Gen. U. Nr. 506/1916. 
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38. 


1. Bertragsauslegung nach Treu und Glauben (8 133 
BOB.), 
2. Anwendung des 8 313 BOB. in betreff der Preis⸗ 
beſtimmung bei einem in eine Mehrzahl von Kauf⸗ 
verträgen zerlegten Tanſchgeſchäfts. 


Am 21. Juni 1916 hat in Stuttgart je mittels eines 
notariell beurkundeten Kaufvertrags verkauft 

1. der Kl. an den Bekl. B. und deſſen Ehefrau den 
Gaſthof zur Poſt in Kirchheim u. T. nebſt Zubehör um 
114 500 M. zahlbar: 22000 M. durch Verrechnung mit einer 
dem B. vom Bekl. Kr. abgetretenen Kaufpreisforderung des Kr. 
in gleicher Höhe gegen den Kl., 7500 Mark Angeld am Tag 
der Auflaſſung, 65000 M. hypothekariſch ſicherzuſtellen, zu⸗ 
nächſt ſtehen bleibend, 20000 M. durch Abtretung einer dem 
Bekl. B. gegen Witwe Gr. zuſtehenden, hypothekariſch ge⸗ 
ſicherten Forderung; 

2. der Bekl. B. an den Bekl. Kr. ein Haus in Baden⸗ 
Baden um 49000 M. und eine hypothekariſch geſicherte Forde⸗ 
rung an Franz Fr. im Betrag von 12000 M. um dieſe 
Summe, zahlbar: 39000 M. durch Uebernahme einer auf 
dem Haus ruhenden Hypothek der Bezirksſparkaſſe Staufen 
und 22000 M. Die ihm in dieſem Betrag zuſtehende Kauf⸗ 
preisforderung tritt B. an den Kl. ab; 

3. Der Bekl. Kr. an den Kl. ein Haus in der Schwabſtraße 
in Stuttgart um 78000 M., zahlbar: 60 000 durch Ueber⸗ 
nahme zweier auf dem Haus ruhender Hypotheken von 48 000 
und 12000 M., 18 000 Mk. durch Verrechnung mit einem ent⸗ 
ſprechenden Teil der dem Kl. vom Bekl. B. abgetretenen Forde⸗ 
rung des Bekl. B. gegen Kr. von 22000 M., den Mehr⸗ 
betrag von 4000 M. über die verrechneten 18000 M. ver⸗ 
pflichtete ſich Kr. in deutſcher Reichs⸗Kriegsanleihe zu bezahlen. 

In allen drei Kaufverträgen iſt in Ziff. 7 beſtimmt: 
„Dieſer Vertrag löſe ſich nach rückwärts wieder auf, wenn 
die beiden andern Verträge aus irgend einem Grund nicht 

18 * 
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zum Vollzug kommen ſollten.“ Die Auflaſſungen ſollten 
ſpäteſtens am 1. Juli 1916 erfolgen. 

A Am 27. Juni 1916 ſchloſſen die beiden Bekl. einen nota⸗ 
riellen Vertrag, wodurch ſie den zwiſchen ihnen über das Haus 
des Bekl. B. in Baden⸗Baden geſchloſſenen Kaufvertrag auf⸗ 
hoben; die Auflöſung — iſt in dem Vertrag geſagt — habe 
ihren Grund in dem Geſundheitszuſtand des Bekl. B., der 
es ihm nicht möglich mache, den Vertrag zu erfüllen; die 
Gültigkeit des Auflöſungsvertrags ſei bedingt durch die Hin⸗ 
fälligkeit der oben in Ziff. 1 und 3 angeführten Verträge. 

Die Bekl. haben gegen die auf die ſchriftlichen Kauf⸗ 
verträge geſtützte Klage eingewendet: 

1. die unter ihnen vereinbarte Aufhebung des zwiſchen 
ihnen über das Haus des Bekl. B. in Baden⸗Baden ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrags habe nach $ 7 der drei Verträge vom 
21. Juni die Auflöſung der von ihnen mit dem Kl. ge⸗ 
ſchloſſenen Kaufverträge zur Folge. 

Kl. hat die von den Bekl. vertretene Auslegung des 
8 7 der Verträge als deſſen Wortlaut und Sinn wider⸗ 
ſprechend und den Grundſätzen von Treu und Glauben zu⸗ 
widerlaufend bekämpft. 

2.) Die drei notariellen Kaufverträge vom 21. Juni ſeien 
nichtig, weil in allen der Kaufpreis niedriger, als die Ver⸗ 
tragſchließenden in Wirklichkeit vereinbart haben, angegeben ſei. 

Unbeſtritten iſt, daß nach längeren Unterhandlungen 
(wobei der Kl. anfänglich für die Poſt in Kirchheim erheb⸗ 
lich mehr forderte), die Parteien ſich mündlich im Grundſatz 
dahin geeinigt haben, B. ſolle die Poſt in Kirchheim um 
124500 M., Kr. das Haus in Baden-Baden um 59 000 M. 
und Kl. das Schwabſtraßenhaus um 88000 M. dem bis⸗ 
herigen Eigentümer abnehmen. 

Die Bekl. behaupten: die Parteien haben auf Anregung 
des Kls. im gegenſeitigen Einverſtändnis (der Bekl. B. will 
übrigens einfach überrumpelt und mit zum Notar genommen 
worden ſein, ohne daß er ſich die Sache einigermaßen habe 
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überlegen können) dem Notar die protokollierten Beträge an⸗ 
gegeben, um an der Umſatzſteuer zu ſparen. 

Das Berufungsgericht hat dem Klagantrag entſprochen 
aus folgenden 

Gründen: 

I. Der Einwand der Bekl.: die in Rede ſtehenden Kauf⸗ 
verträge des Klrs. ſeien dadurch hinfällig geworden, daß die 
Bekl. den unter ihnen abgeſchloſſenen Kauf wieder aufgehoben 
haben, hat die Zivilkammer mit Recht als nicht zutreffend 
angeſehen. Zwar iſt der $ 7 der Verträge dahin zu ver: 
ſtehen, daß der betreffende Vertrag ſich auflöſe, wenn nicht 
die beiden andern Verträge — aus irgend einem Grund — zum 
Vollzug kommen, d. h. wenn auch nur einer der beiden 
andern Verträge nicht zum Vollzug komme: dieſe Auslegung iſt 
trotz der abweichenden (ungenauen) Faſſung deshalb geboten, 
weil der § 7 augenſcheinlich die von den Parteien gewollte Ab⸗ 
hängigkeit der drei Verträge von einander zum Ausdruck bringen 
ſollte und es dieſer Abhängigkeit entſprach, daß alle drei Ver⸗ 
träge zuſammen ſtehen oder fallen ſollten. Auf der andern 
Seite verlangt aber eine ſinngemäße Auslegung gemäß 8$ 133, 
157 BGB., daß die Worte: „aus irgend einem Grund“ nicht 
buchſtäblich genommen werden. Es war — da nach der Dar⸗ 
ſtellung aller Teile eine einſchlägige Abrede nicht getroffen 
worden iſt — augenſcheinlich nicht der Wille der Beteiligten, 
es den Kontrahenten des einen oder andern der drei Ver⸗ 
träge zu geſtatten, durch eine willkürliche Vereinbarung be⸗ 
treffs Aufhebung des zwiſchen ihnen geſchloſſenen Vertrags 
alle drei Verträge zu Fall zu bringen; vielmehr wollte eben 
geſagt werden: Nichtigkeit oder Unwirkſamkeit auch nur eines 
der drei Verträge, oder Hinderniſſe, die gegen den Willen 
der Vertragsſchließenden den Vollzug eines der Verträge ver⸗ 
hindern oder unmöglich machen oder etwa einen wichtigen 
Grund zum Rücktritt geben, ſollen alle drei Verträge hinfällig 
machen. Ein derartiger Grund für die Aufhebung des unter 
den Bekl. geſchloſſenen Vertrags iſt nicht behauptet und nicht 
erſichtlich: wieſo der Geſundheitszuſtand des Bekl. B. es ihm 
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ſollte unmöglich gemacht haben, den Vertrag zu erfüllen, 
wodurch er ſein Haus an den Bekl. Kr. verkauft hatte, iſt 
nicht einzuſehen; zudem iſt — da etwas Gegenteiliges nicht 
behauptet iſt — davon auszugehen, daß dieſer Geſundheits⸗ 
zuſtand am 27. Juni derſelbe war wie am 21. Juni. 
Der einſchlägige Satz beſagt alſo in Wirklichkeit eben: 
weil den Bekl. B. der mit dem Kl. geſchloſſene Vertrag 
reue, löſe er, um dieſen Vertrag zu Fall zu bringen, 
den mit dem Bekl. Kr. geſchloſſenen Vertrag auf. Das iſt 
ein gegen Treu und Glauben verſtoßendes Vorgehen, das 
durch den Wortlaut des 87 nicht gedeckt fein und eine Hin⸗ 
fälligkeit der vom Kl. geſchloſſenen Verträge nicht zur Folge 
haben kann. Da die Gültigkeit des Auflöſungsvertrags nach 
deſſen Inhalt bedingt ſein ſollte durch die Hinfälligkeit der 
vom Kl. abgeſchloſſenen Verträge, wird er auch unter den 
Bekl. keine Geltung haben; es iſt dies aber unerheblich, denn 
jedenfalls beeinträchtigt er nach dem Geſagten nicht die Wirk⸗ 
ſamkeit der vom Kl. mit den Bekl. geſchloſſenen Verträge: 
inſoweit iſt der Vertrag der Bekl. vom 21. Juni als fort⸗ 
beſtehend zu betrachten. 

II. Die drei Verträge vom 21. Juni 1916 bedurften 
gemäß $ 313 BGB. der notariellen (oder gerichtlichen) Be⸗ 
urkundung in betreff aller weſentlichen Beſtimmungen, die 
hiebei wahrheitsgemäß angegeben werden mußten. Bei Kauf: 
verträgen machen unrichtige Angaben über den Kaufpreis den 
Vertrag ungültig. Ein Tauſchvertrag dagegen wird wegen 
falſcher Wertangabe (zwecks Erſparnis an Steuer) nicht un⸗ 
gültig!). Wie bei einem Tauſch die Beteiligten den Wert 
der vertauſchten Grundſtücke anſchlagen, iſt ihnen anheim⸗ 
gegeben; erfahrungsgemäß wird hiebei ſehr häufig dieſer Wert 
aus verſchiedenen Beweggründen abſichtlich höher oder niedriger 
angeſetzt als den wirklichen Verhältniſſen entſpricht. 

III. Im vorliegenden Fall handelt es ſich um ein unter 


1) S. RG. in Seuff A. 64 Nr. 27; KG. in Rechtſpr. OLG. 25 
S. 74. 
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den drei Beteiligten vereinbartes Tauſchgeſchäft: der Kl. 
tauſchte für die Poſt in Kirchheim das Haus des Kr. in 
Stuttgart, dieſer für ſein Haus das des B. in Baden⸗ 
Baden, letzterer hiefür die Poſt in Kirchheim ein; daß mit 
dieſen Vertauſchungen noch Geldzahlungen, Forderungs⸗ 
abtretungen und Verrechnungen verbunden waren, ändert 
an dem Charakter der Geſchäfte als eines Tauſchgeſchäft unter 
drei Beteiligten nichts (wie ja ein gewöhnlicher Tauſch zwiſchen 
zwei Beteiligten häufig derartige Abreden einſchließt), ebenſo⸗ 
wenig der Umſtand, daß zufolge der Beteiligung von drei 
Vertragsſchließenden das einheitliche Tauſchgeſchäft in drei 
Kaufverträge zerlegt wurde und vielleicht zerlegt werden 
mußte; die nicht bloß wirtſchaftliche, ſondern auch rechtliche 
Abhängigkeit der drei Geſchäfte von einander ift in §S 7 der 
Verträge — wie in Ziff. I hervorgehoben — zum Aus⸗ 
druck gelangt ). 

IV. Es find daher die Grundſätze über den Tauſch an- 
zuwenden. Hienach ſtand es den Beteiligten frei, den Wert 
der zu vertauſchenden Grundſtücke, von dem die Bemeſſung 
der Kaufpreiſe abhing, nach ihrem freien Ermeſſen feſtzuſetzen 
und dieſe Wertfeſtſetzung auch noch im letzten Augenblick zu 
ändern, wie dies tatſächlich in gegenſeitigem Einverſtändnis 
geſchehen iſt (der Einwand des Bekl. B., eines erfahrenen 
Geſchäftsmanns, er habe der ſchließlichen Preisfeſtſetzung nicht 
zugeſtimmt, iſt offenſichtlich — wie ſchon das angefochtene 
Urteil zutreffend ausgeführt hat — unhaltbar). Dieſe ſchließ⸗ 
liche Kaufpreis⸗Feſtſetzung würde die Verträge nur dann un⸗ 
gültig machen, wenn das hiedurch herbeigeführte Ergebnis 
dem wirklichen Willen der Beteiligten nicht entſpräche. Das 
iſt aber nicht erſichtlich; im Gegenteil: wären die Preiſe auf 
124 500, 88 000 M. und 59 000 M. feſtgeſetzt geblieben, jo 
hätte im Ergebnis jeder der Beteiligten genau dasſelbe er⸗ 
halten, was er nach der in den ſchriftlichen Verträgen getrof⸗ 
fenen Feſtſetzung erhält (jede Partei hätte rechnungsmäßig 


1) Vgl. hiezu RG. bei Warneyer 1912 Nr. 247. 
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10 000 M. mehr zu erhalten und andererſeits zu bezahlen 
gehabt; die Verrechnungspoſten hätten ſich entſprechend erhöht); 
daß die Aenderung der Kaufpreiſe irgend eine dem wahren 
Willen der Parteien nicht entſprechende Verſchiebung der 
gegenſeitigen Leiſtungen zur Folge gehabt hat, iſt nicht er⸗ 
ſichtlich; die vom Bekl. B. angeſtellte Berechnung iſt nicht 
verſtändlich. Ob die ſchließliche Wertfeſtſetzung einen Hypo⸗ 
thekengläubiger veranlaßt hat oder veranlaſſen konnte, ſeine 
Hypothek zu kündigen, berührt die Gültigkeit der Verträge 
nicht; es war Sache der Beteiligten, bei der ihrem Ermeſſen 
überlaſſenen Kaufpreis⸗ oder Wertfeſtſetzung dieſen Umſtand 
zu berückſichtigen. Wenn die ſchließliche Kaufpreisfeſtſetzung 
mit Rückſicht auf die Bemeſſung der Umſatz⸗ oder Wert⸗ 
zuwachsſteuer erfolgt iſt, ſo verſtieß ſie deshalb nicht etwa 
gegen § 138 BGB.; die fragliche Feſtſetzung iſt für die 
Steuerbehörde nicht ohne weiteres maßgebend und die Schätzung 
des Werts von Grundſtücken in weitem Umfang Ermeſſens— 
ſache der Beteiligten. 

V. Iſt es nach dem Geſagten nicht richtig, wenn die 
Zivilkammer meint: jede Abänderung, vor allem bezüglich 
der feſigeſetzten Kaufpreiſe, ziehe eine weſentliche Verſchiebung 
des urſprünglich von den Parteien übereinſtimmend Gewollten 
nach ſich, ſo kann auch der weiteren Ausführung der Zivil— 
kammer nicht beigetreten werden womit fie die in den ſchrift⸗ 
lichen Verträgen getroffene Preisfeſtſetzung beanſtandet: jeder 
Teil habe ein vertragsmäßiges Anrecht, daß ihm das aus— 
zutauſchende Grundſtück zu dem vereinbarten Anſchlag über⸗ 
geben werde: einmal haben eben die Parteien — wozu ſie 
befugt waren — den Anſchlag der Grundſtücke ſchließlich ent⸗ 
ſprechend der Herabſetzung der Kaufpreiſe ermäßigt und ſo⸗ 
dann iſt ein ſolcher Wertanſchlag nicht etwa einer Eigenſchaft 
der Sache gleichzuſtellen; er enthält auch keine Zuſicherung 
oder Garantie, ſeine Bedeutung erſchöpft ſich vielmehr darin, 
daß er die Grundlage der Kaufpreis⸗ oder Tauſch-Aufgelds⸗ 
berechnung bildet. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 16. Januar 1917 i. S. 

Scheuerle g. Bieſinger u. Gen. U. Nr. 487/1916. 
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Das Reichsgericht hat die Reviſion gegen dieſes Urteil 
unter Billigung der Gründe des Oberlandesgerichts zurüd- 
gewieſen. 


39. 


Fahrläſſiges Schießen mit einem Luftgewehr. Auffichts⸗ 
pflicht des Naters. 


Der am 11. Januar 1903 geb. Bekl. J. Z. beſaß ein 
Diana⸗Luftgewehr. Sein Vater, der Bekl. N. Z., hatte ihm 
erlaubt, damit im Freien zu ſchießen. Am 26. Dezember 1915 
überließ der Bekl. J. Z. das Luftgewehr dem am 26. Mai 1902 
geb. Mitbeklagten O. auf deſſen Bitte zum Schießen. Als 
mehrere kleine Knaben, darunter der am 7. September 1910 
geb. Kläger, herbeikamen, legte der Bekl. O. das geladene 
Gewehr auf den Kläger an. Während der Kläger davon» 
ging und zurückſchaute, ging der Schuß los; die Bleikugel 
traf den Kläger in das rechte Auge. Der Kläger klagte auf 
Auslagenerſatz, Schmerzensgeld und Feſtſtellung der Erſatz⸗ 
pflicht der Beklagten hinſichtlich des weiter entſtehenden 
Schadens. In der Berufungsinſtanz wurden die Bekl. O. 
und N. Z. als Geſamtſchuldner zum Auslagenerſatz und zur 
Bezahlung von Schmerzensgeld verurteilt; auch wurde ihre 
Pflicht, als Geſamtſchuldner den künftig noch entſtehenden 
Schaden zu erſetzen, feſtgeſtellt; die Klage gegen J. Z. wurde 
abgewieſen. In den 

8 Gründen 
iſt geſagt: 

Es iſt unbeſtritten, daß der Kläger am 26. Dezember 1915 
durch einen Schuß des Bekl. O. aus einem Luftgewehr in 
das rechte Auge getroffen und daß infolge hievon das Seh: 
vermögen dieſes Auges bedeutend herabgeſetzt wurde. Ob O. 
den Kläger abſichtlich treffen wollte, kann dahingeſtellt bleiben; 
jedenfalls iſt auf Grund der Angaben, die O. nicht lange 
nach dem Vorfall dem Landjäger J. in L. gemacht hat, und 
ſeiner Einräumungen im gegenwärtigen Rechtsſtreit bewieſen, 
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daß er mit dem geladenen Gewehr nach dem in der Nähe 
befindlichen Kläger, um dieſen zu ſchrecken, gezielt und dabei 
den Finger am Abzug des Gewehrs gehabt hat mit der Wirkung, 
daß der Schuß los ging und den Kläger ins rechte Auge traf. 
Hienach ſteht feſt, daß die Verletzung des Klrs. durch das 
Verhalten des Bekl. O. verurſacht worden iſt. Die Wider⸗ 
rechtlichkeit ſeines Verhaltens ergibt ſich ohne weiteres aus 
dem feſtgeſtellten Hergang und der Tatſache, daß der Kläger 
dem O. keinen gerechtfertigten Anlaß zu ſeinem Vorgehen 
gegeben hatte. Das Verhalten des O. war ein fahrläſſiges. 
Bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt mußte 
er erkennen, daß er dadurch, daß er nach dem Kläger mit dem 
geladenen Gewehr zielte und dabei mit dem Finger gegen 
den Abzugshahnen drückte, infolge Losgehens des Gewehrs 
den Kläger ernſtlich verletzen könne und daß er deshalb ver⸗ 
pflichtet ſei, dieſe Handlung zu unterlaſſen. Der Bekl. O. 
iſt nach den Bekundungen des Pfarrers Sch. und des Haupt⸗ 
lehrers St., die ihn in der Schule unterrichteten, ein normal 
begabter und normal entwickelter Knabe; nach der Angabe 
des Pfarrers Sch. gehörte er ſogar zu den beſten Schülern ſeiner 
Jahresklaſſe. Ein Knabe im Alter des O. — er war zur 
Zeit der Tat über 13½ Jahre alt — und von feiner geiſtigen 
Begabung und Entwicklung hat Einſicht in das Gefährliche 
und Unerlaubte einer Handlungsweiſe, wie ſie dem O. zur 
Laſt fällt, und er hat auch die Erkenntnis, daß er, wenn er 
ein Unrecht der hier in Rede ſtehenden Art begeht, hiewegen 
vom Verletzten und von der Obrigkeit zur Verantwortung 
gezogen wird. Das Berufungsgericht hat als erwieſen an⸗ 
genommen, daß auch O. dieſe Einſicht und Erkenntnis beſaß. 
Der Bekl. O. iſt daher für den Schaden, den er dem Kläger 
fahrläſſigerweiſe und widerrechtlich an ſeinem Körper ver⸗ 
urſacht hat, verantwortlich und dem Kläger gemäß $ 823, 
§ 828 Abſ. 2 BGB. erſatzpflichtig. 

Der Einwand, den Kläger treffe ein Mitverſchulden an 
dem Unfall, geht ſchon deshalb fehl, weil bei der Unmündig⸗ 
keit des am 7. September 1910 geborenen Klägers die Frage 
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des eigenen Verſchuldens nach $ 828 Abi. 1 BGB. ausſcheidet. 

Aber auch eine Erſatzpflicht des Bekl. N. Z. iſt be- 
gründet. Zwiſchen dem Umſtand, daß N. Z. das Luftgewehr 
ſeinem nicht ganz 13 Jahre alten, am 11. Januar 1903 ge⸗ 
borenen Sohn J. zum Schießen im Freien überließ und der 
Verletzung des Klägers beſteht ein urſächlicher Zuſammenhang. 
Die Ueberlaſſung des Gewehrs an den J. Z. war eine der 
Bedingungen des Erfolgs und zwar eine für den Eintritt 
der Schadenshaftung zureichende. Der Bekl. N. Z. mußte 
damit rechnen, daß das Gewehr in die Hand eines andern 
Knaben kommen, von dieſem als Schußwaffe benützt und 
dabei durch Unvorſichtigkeit ein dritter Knabe verletzt werden 
könne. Der Bekl. N. Z. gibt auch ſelbſt zu, daß er ge⸗ 
duldet habe, daß ſein Sohn mit gleichaltrigen Kameraden 
ohne ſeine perſönliche Aufſicht Schießübungen vornahm. Es 
iſt deshalb unerheblich, ob, wie der Bekl. N. Z. in 2. In⸗ 
ſtanz behauptet, der Schuß des O. auf den Kläger mit Muni⸗ 
tion, die ſich O. ſelbſt gekauft hatte, erfolgte oder mit Mu⸗ 
nition, die der Bekl. J. Z. dem O. überließ. Dem Bekl. 
N. Z. iſt das Ueberlaſſen des Luftgewehrs zu Schießübungen 
an feinen nicht ganz 13 Jahre alten Sohn ohne Aufſicht als 
Fahrläſſigkeit anzurechnen. Es iſt allgemein bekannt, daß 
ein ſolches Luftgewehr eine gefährliche Schußwaffe iſt. Auch 
der Bekl. N. Z. wußte dies, wie aus ſeinem eigenen Vor⸗ 
bringen erhellt, er habe von ſeinen Söhnen größte Vorſicht 
verlangt und ihnen die Weiſung erteilt, nur im Hof gegen 
die Scheuer und gegen Scheiben, nicht aber auf Geflügel oder 
gar Perſonen zu ſchießen. Ohne Belang wäre, wenn Kauf⸗ 
mann N. in L. bezeugen würde, daß derartige Luftgewehre 
allgemein und ohne Anſtand an Kinder verkauft werden. 
Wenn bei N. dieſe Uebung beſtehen ſollte, ſo wäre ſie eine 
mißbräuchliche. Keines Beweiseinzugs bedarf es, ob Lehrer 
St. in B. ab und zu mit Knaben, darunter auch dem Bekl. 
J. Z., aus einem Luftgewehr geſchoſſen hat. Denn die Be⸗ 
nützung des Luftgewehrs wäre in dieſem Fall unter der Auf⸗ 
ſicht des Lehrers, die einen vorſichtigen, die Gefährdung von 
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Perſonen ausſchließenden Gebrauch gewährleiſtete, erfolgt. 
Unerheblich iſt, ob J. Z. ein folgſamer Knabe iſt. Auch wenn 
dies richtig iſt, mußte der Bekl. N. Z. bei der bekannten 
Neigung von Knaben im Alter des J. Z. zu Schießereien 
mit der naheliegenden Möglichkeit rechnen, daß mit dem Ge⸗ 
wehr, wenn er es ſeinem Sohn ohne Aufſicht überlaſſe, von 
ſeinem Sohn oder deſſen Kameraden Unfug durch Schießen, 
ſei es mit Munition des J. Z., ſei es mit Munition, die 
die Kameraden des J. Z. gekauft hatten, getrieben werde, 
und er mußte ſich ſagen, daß ſeine nur an ſeinen Sohn ge⸗ 
richtete, nicht durch fortdauernde Beaufſichtigung des Knaben 
unterſtützte Weiſung, nur auf die Scheuer und Scheiben und 
unter Beobachtung größter Vorſicht zu ſchießen, ſich als un⸗ 
wirkſam erweiſen könnte. Der Bekl. N. Z. hat daher gleich⸗ 
falls fahrläſſig dazu beigetragen, daß der Körper des Klrs. 
widerrechtlich verletzt wurde, fo daß er dem Kläger nach $ 823 
BGB. erſatzpflichtig iſt. 

Auch der Bekl. J. Z. hat eine Miturſache für den ſchaden⸗ 
ſtiftenden Vorgang geſetzt und ſo einen weſentlichen Teil zur 
Entſtehung des Schadens beigetragen. Er hat, wie in 1. In⸗ 
ſtanz nicht beſtritten war, ſeinem Kameraden O. das Gewehr 
ſamt der Kugel übergeben. In 2. Inſtanz wird behauptet, 
J. Z. habe dem O. das Gewehr überlaſſen, ohne zugleich ihm 
Munition zu geben. Allein dadurch wird nicht beſeitigt, daß 
J. Z. dem O. das Gewehr zum Schießen überließ. J. Z. 
kann ſelbſt nicht geltend machen, daß er geglaubt habe, O. 
werde mit dem Gewehr lediglich ſpielen und nicht ſchießen. 
Er hat den O. beim Schießen nicht beaufſichtigt und ihm 
keine Weiſung, wie er ſich beim Schießen verhalten ſolle, 
erteilt. Dagegen kann dem damals noch nicht ganz 13 Jahre 
alten (am 11. Januar 1903 geborenen) Bekl. J. Z. ſubjektiv 
nicht als Fahrläſſigkeit angerechnet werden, daß er ſeinem 
um 7 Monate älteren Kameraden O. ſein Gewehr zum 
Schießen überließ. Wenn J. Z. auch normal begabt und 
normal entwickelt war, ſo iſt doch nicht anzunehmen, daß er 
ſchon diejenige geiſtige Reife erlangt hatte, um erkennen zu 
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können, daß er, wenn er ſein Gewehr ſeinem älteren Kame⸗ 
raden überlaſſe, andere Perſonen einer Gefahr ausſetze, zu⸗ 
mal J. Z. zweifellos nicht daran dachte und auch nicht daran 
denken mußte, O. werde mit dem Gewehr auf Menſchen 
ſchießen. Es iſt nicht anzunehmen, daß J. Z. die zur Er⸗ 
kenntnis der Gefährlichkeit ſeines Handelns erforderliche Ein⸗ 
ſicht beſeſſen hat. Wenn ihm aber dieſe Einſicht abging, ſo 
hatte er auch nicht die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit 
ſeines Handelns erforderliche Einſicht. J. Z. iſt daher nach 
§ 828 Abſ. 2 BGB. für den von ihm mitverurſachten Schaden 
nicht verantwortlich. Eine Schadenserſatzpflicht im Umfang 
des § 829 BGB. kommt gegen J. Z. gleichfalls nicht in 
Betracht, da der Kläger ſeinen Schaden von dem aufſichts⸗ 
pflichtigen Bekl. N. Z. erlangen kann. 

Hienach iſt der Grund des Anſpruchs gegenüber den 
Bekl. O. und N. 3. gerechtfertigt. Dieſe beiden Bekl. haften 
dem Kläger gemäß $ 840 Abſ. 1 BGB. als Geſamtſchuldner. 
Dagegen iſt die Klage gegen J. Z. unbegründet. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 24. Mai 1907 i. S. O. 

u. Gen. gegen W. U. Nr. 152/1917. 


40. 


Schaden eines verletzten, verficherungsfreien Gemeinde⸗ 
unterbeamten, dem die Gemeinde den Gehalt fort⸗ 
bezahlt. Abtretung des Erſatzanſpruchs an die Gemeinde. 


G. W., Bauaufſeher der klagenden Gemeinde, wurde am 
21. Februar 1912 durch den Kraftwagen des Beklagten an⸗ 
gefahren und verletzt. Durch rechtskräftiges Urteil des Land⸗ 
gerichts vom 17. März 1914 wurde unter anderem feſtgeſtellt, 
daß der Bekl. dem G. W. den ihm aus ſeinem Unfall ent⸗ 
ſtehenden Schaden in dem durch das Kraft-Fahr⸗G. be⸗ 
ſtimmten Umfang zu erſetzen habe. G. W. war Mitglied 
der Unterbeamten⸗Penſionskaſſe der Klrin. Er war infolge 
des Unfalls bis 1. Juli 1912 arbeitsunfähig und außer 
Dienſt, bezog aber ſeinen Jahresgehalt von 1875 M. weiter. 
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Am 10. Januar 1914 erkrankte er zufolge des Unfalls aufs 
neue; er war vollſtändig arbeitsunfähig, bezog aber ſeinen 
Gehalt, der am 1. April 1913 auf 2044 M., am 1. April 
1914 auf 2130 M. ſtieg, bis 31. Mai 1914 weiter. Mit 
Wirkung vom 1. Juni 1914 wurde er als dauernd dienſt⸗ 
unfähig mit einer Jahrespenſion von 1420 M. zur Ruhe 
geſetzt. Mit der gegenwärtigen, am 13. September 1913 er⸗ 
hobenen Klage hat die Klrin. von dem Bekl. Erſatz der 
an G. W. je in den erſten 13 Wochen ſeiner Erkrankung 
und Wiedererkrankung (21. Februar bis 22. Mai 1912 und 
10. Januar bis 10. April 1914) bezahlten Gehaltsbeträge 
verlangt, weil G. W. ihr ſeinen entſprechenden Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen den Bekl. abgetreten habe. Das Ober⸗ 
landesgericht hat die Klage grundſätzlich inſoweit, als der 
Gehalt den Charakter einer Krankenunterſtützung trage, für 
gerechtfertigt erachtet aus folgenden 

Gründen: 

Durch die von dem Beklagten nach dem Kraft⸗Fahr⸗G. 
zu vertretende Körperverletzung ihres früheren Bauaufſehers 
W. wurde auch die Klrin. in ihrem Vermögen beſchädigt. 
Ihr Schaden beſtand, ſoweit er hier in Betracht kommt, 
darin, daß ſie dem W. nach § 10 der Satzung für die 
Penſionskaſſe ihrer Unterbeamten während der erſten 13 Wochen 
ſeiner erſten und wiederholten Erkrankung den vollen Gehalt 
bezahlen mußte, ohne hiefür in Dienſten des W. einen ent⸗ 
ſprechenden Gegenwert zu erhalten. Allein dieſe, nur mittel⸗ 
bare Vermögensbeſchädigung verleiht der Klrin. nach der feſt⸗ 
ſtehenden Rechtſprechung des Reichsgerichts!) kein eigenes Recht 
auf Schadenerſatz gegen den Bekl. Die Klrin. ſtützt denn 
auch ihren Klaganſpruch nicht auf ein eigenes Recht, ſondern 
auf das Recht des Verletzten W., der ſeinen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gegen den Bekl. an die Klrin. in Höhe der von 
dieſer an ihn während ſeiner Krankheit geleiſteten Gehalts⸗ 
zahlungen abgetreten hat. 


) Vgl. z. B. RG. Bd. 61 S. 295; Bd. 64 S. 345; Bd. 79 S. 58 
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Mit Unrecht hat der Bekl. die Gültigkeit dieſer Abtre⸗ 
tung unter Berufung auf § 850 Abſ. 3 ZPO., $ 400 BGB. 
bemängelt, wonach die nach § 843 BGB. zu entrichtende 
Geldrente nur inſoweit der Pfändung unterworfen iſt und 
daher auch nur inſoweit abtretbar iſt, als der Geſamtbetrag 
die Summe von 1500 M. für das Jahr überſteigt. In der 
Abtretungsurkunde iſt der von W. an die Klrin. abgetretene 
Anſpruch allerdings als Rentenanſpruch bezeichnet, dieſe Be⸗ 
zeichnung iſt aber ungenau und unrichtig. Zur Zeit der 
beiden Erkrankungen des W., für welche die Klrin. den mit 
der gegenwärtigen Klage erſetzt verlangten Gehalt an W. 
weiter bezahlt hat, war noch nicht vorauszuſehen, daß W. 
zufolge des von ihm erlittenen Unfalls dauernd erwerbs⸗ 
unfähig werde, dies entſchied ſich erſt mit der auf 1. Juli 1914 
erfolgten Penſionierung. Der Schaden, der dem W. durch 
den Verluſt ſeiner Erwerbsfähigkeit in der Zeit vor ſeiner 
Penſionierung enſtand, iſt daher nicht im Weg der ihrem 
Weſen nach einen dauernden Schaden vorausſetzenden Renten⸗ 
zahlung auszugleichen, ſondern durch eine einmalige Kapital⸗ 
abfindung. Als es ſich durch die Penſionierung des W. er⸗ 
gab, daß der von W. erlittene Schaden ein dauernder ſein 
werde, hat ſowohl W. gegen den Bekl. Klage auf Bezahlung 
einer Rente erhoben, als auch die Klrin., dieſe in Höhe der 
von ihr an W. bezahlten Penſion. Hieraus iſt erſichtlich, 
daß W. mit der von ihm zuvor — am 30. Juli 1913 — 
erklärten Abtretung nicht den damals noch gar nicht voraus⸗ 
zuſehenden künftigen Rentenanſpruch, ſondern ſeinen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch gegen den Bekl., wie er damals beſtand 
und von ihm nicht ſelbſt gegen den Bekl. geltend gemacht 
wurde, einſchließlich einer künftig etwa noch eintretenden Ver⸗ 
größerung an die Klrin. abtreten wollte und abgetreten hat. 
Dieſer Anſpruch ging aber nicht auf Bezahlung einer Geld⸗ 
rente und unterlag daher nicht den Beſchränkungen des 8 850 
Abſ. 3 ZPO. und des § 400 BGB. 

Vorausſetzung des erhobenen aus der Perſon des W. 
abgeleiteten Schadenserſatzanſpruchs iſt, daß W. den in der 
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Klage geltend gemachten Schaden auch wirklich erlitten hat; 
denn W. konnte nur ſolche Rechte auf die Klrin. übertragen, 
die er ſelbſt erworben hatte. 

Auf den erſten Anblick könnte es ſcheinen, als ſei dem 
W. durch den auf ſeinen Unfall zurückzuführenden Verluſt 
ſeiner Erwerbsfähigkeit während der hier in Rede ſtehenden 
Erkrankungen vom 21. Februar bis 22. Mai 1912 und vom 
10. Januar bis 10. April 1914 überhaupt kein Schaden ent⸗ 
ſtanden, den er an die Klrin. hätte abtreten können, weil W. 
in den genannten Zeiträumen ſeinen Gehalt in der vollen 
Höhe fortbezogen hat, wie wenn er erwerbsfähig geblieben wäre. 

Nun ſind aber dem W. mit dieſen Gehaltszahlungen 
wenigſtens zum Teil Leiſtungen gewährt worden, die er, wenn 
er geſetzlich gegen Krankheit verſichert geweſen wäre, aus der 
Krankenverſicherung erhalten hätte. An ſich wäre auch W. 
während der hier in Frage kommenden Krankheitsperioden 
krankenverſicherungspflichtig geweſen und zwar während der 
erſten Periode vom 21. Februar bis 22. Mai 1912 auf Grund 
von $ 2b KVG., weil fein damaliger Gehalt von 1875 M. 
den Betrag von 2000 M. für das Jahr nicht überſtieg, 
während der zweiten Periode vom 10. Januar bis 10. April 
1914 auf Grund von § 165 der nach Art. 4 der Kaiſerl. 
Verordnung vom 5. Juli 1912 RGeſ. Bl. S. 439 mit dem 
1. Januar 1914 in Kraft getretenen Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung, weil ſein Jahresgehalt in dieſer zweiten Krankheits⸗ 
periode den von der RVO. beſtimmten Höchſtgehalt von 
2500 M. für das Jahr nicht überſtieg. Nur in Folge davon, 
daß W. nach dem genannten § 10 der ſchon erwähnten 
Satzung und der hiezu erlaffenen Ergänzungsvorſchrift gegen 
die Klrin. während der erſten 13 Wochen ſeiner Krankheit 
Anſpruch auf Fortzahlung ſeines jeweiligen Gehalts und bei 
Fortdauer der Erkrankung Anſpruch auf eine dem 1½fachen 
Betrag des (geſetzlichen) Krankengelds gleichkommende Unter⸗ 
ſtützung hatte, war er gemäß § 3 vgl. mit 8 6 KVG. und 
gemäß § 169 vgl. mit SS 182 und 183 RWO. für die in 
Frage kommenden Krankheitsperioden von der Kranken⸗ 
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verſicherungspflicht befreit. Dieſe Verſicherungsfreiheit beruht 
ſonach lediglich darauf, daß W. in der Form ſeines Gehalts 
die gleichen Gebührniſſe erhielt, wie er ſie bei dem Beſtehen 
der Krankenverſicherungspflicht aus der Krankenverſicherung 
zu beanſpruchen gehabt hätte. Soweit ihm dieſe Gebührniſſe 
in dem Gehalt zukommen, ſtellt der Gehalt zugleich eine 
Krankenunterſtützung dar; denn inſoweit trägt die klagende 
Stadtgemeinde gewiſſermaßen die Krankenverſicherung, die 
ſonſt die Ortskrankenkaſſe oder Erſatzkaſſe zu tragen hätte. 
Wäre W. gegen Krankheit geſetzlich verſichert geweſen, ſo 
wäre nach § 57 Abſ. 4 KVG., § 1542 RVO. fein Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch gegen den Bekl. in der Höhe der Kranken⸗ 
unterſtützung auf den Verſicherungsträger kraft Geſetzes über⸗ 
gegangen. Auch in dem Reichsunfallfürſorgegeſetz für Be- 
amte und Perſonen des Soldatenſtands vom 18. Juni 1901 
(RGeſ. Bl. S. 211), auf Grund deſſen die Klrin. die Unfall⸗ 
fürforge für ihre Beamten in dem Ortsſtatut vom 13. Auguſt 
bis 3. September 1903 geregelt hat, iſt in § 12 Abſ. 3 vorge⸗ 
ſehen, daß die Forderung des entſchädigungsberechtigten Ver⸗ 
letzten an den Dritten auf die Betriebs verwaltung inſoweit 
übergehe, als ſie zu Zahlungen an den Verletzten auf Grund 
des genannten Geſetzes verpflichtet ſei. Dabei iſt beſtimmt, 
daß, wenn der Verletzte auf Grund geſetzlicher Verpflichtung 
einer Krankenverſicherung angehört, die Penſion und der Erſatz 
der Koſten des Heilverfahrens bis zum Ablauf der 13. Woche 
nach Eintritt des Unfalls um den Betrag der von der Kranken⸗ 
kaſſe geleiſteten Krankenunterſtützung gekürzt werde — vgl. 
8 6 Abſ. 2 des Geſ. vom 18. Juni 1901 und § 7 Abſ. 2 
des genannten Ortsſtatuts. 

Es würde nun eine nicht zu rechtfertigende Lücke in den 
Geſetzen entſtehen, wenn die in dieſen 13 Wochen an einen 
an ſich Verſicherungspflichtigen geleiſtete Krankenunterſtützung 
nur darum von dem Dritten nicht erſetzt zu werden brauchte, 
weil ſie, wie im vorliegenden Fall, von der Gemeinde und 
nicht von einer Ortskrankenkaſſe oder Erſatzkaſſe geleiſtet wurde. 

Aus dem in den oben angeführten Geſetzesſtellen zum 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXVIII. 3. 19 
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Ausdruck gekommenen Rechtsgedanken, daß die geſetzlichen 
Entſchädigungsanſprüche der Verſicherten gegen Dritte auf 
den Verſicherungsträger inſoweit übergehen, als dieſer den 
Verſicherten geſetzliche Unterſtützung gewährt hat, muß daher 
für den vorliegenden Fall die Folgerung abgeleitet werden, 
daß der Verletzte W., weil er auf Grund des 8 10 der 
Satzung während ſeiner Krankheit ſeinen vollen Gehalt fort— 
bezog, obgleich er keine Dienſte für die Klrin. leiſtete, der 
Klrin. gegenüber verpflichtet iſt, ſeinen Entſchädigungsanſpruch 
gegen den Bekl. inſoweit auf die Klrin. zu übertragen, als 
ihm dieſe in der Form des bezahlten Gehalts eine Kranken— 
unterſtützung gewährte, wie er ſie im Fall ſeiner Verſiche— 
rungspflicht von der Ortskrankenkaſſe oder einer Erſatzkaſſe 
zu beanſpruchen gehabt hätie. 

Hienach iſt dem W. durch ſeine Erwerbsunfähigkeit 
während der hier in Rede ſtehenden 2 mal 13 Wochen, ob— 
wohl er in dieſer Zeit ſeinen Gehalt von der Klrin. erhielt, 
dennoch inſoweit ein Schaden entſtanden, als dieſer Gehalt 
nach dem Ausgeführten den Charakter einer Krankenunter— 
ſtützung trägt; denn inſoweit wurde er von der Klrin. nur 
mit der Maßgabe dem W. geſchuldet, daß W. ihr ſeinen 
Entſchädigungsanſpruch gegen den Bekl. in dieſem Um— 
fang abtretet). 

Darüber hinaus hat aber W. in der fraglichen Zeit durch 
ſeine Erwerbsunfähigkeit keinen Schaden erlitten; denn ſo— 
weit der dem W. fortbezahlte Gehalt die Bezüge überſchreitet, 
die dem W. im Fall feiner Verſicherungspflicht zugeſtanden 
wären, wurde er von der Klrin. nicht als Erſatz der dem W. 
ſonſt zuſtehenden Krankenunterſtützung gewährt, ſondern wegen 
ſeiner Beamtenſtellung und für die von ihm bisher geleiſteten 
Beamtendienſte. | 

Nach 8 6 KVG. hätte W. während der erſten Krank⸗ 
heitsperioden erhalten: außer der in Ziff. 1 genannten freien 
Heilbehandlung vom 13. Tag ſeiner Erkrankung ab für jeden 


) Vgl. RG. Bd. 73 S. 216. 
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Arbeitstag ein Krankengeld in Höhe der Hälfte des orts⸗ 
üblichen Taglohns gewöhnlicher Tagearbeiter. Dieſes Kranken⸗ 
geld hätte nach der unbeanſtandeten Berechnung des Land- 
gerichts 195 M. betragen. 

Während der zweiten Krankheitsperiode hätte W. nach 
§ 182 RVO. außer der in Ziffer 1 daſelbſt erwähnten freien 
Krankenbehandlung vom 4. Krankheitstag an ein Kranken⸗ 
geld in Höhe des halben Grundlohns für jeden Arbeitstag 
erhalten. Dieſes Krankengeld hätte nach der Berechnung des 
Landgerichts 228 M. betragen. Der Umſtand, daß die Klrin. 
dem W. keine freie ärztliche Behandlung gewährt hat, ſtünde 
an ſich der Geltendmachung eines Erſatzanſpruchs hiefür gegen 
den Bekl. nicht im Weg; denn das Geſetz bietet einen An: 
halt, den Wert der Krankenbehandlung zu beſtimmen, auf 
die W. im Fall ſeiner Verſicherungspflicht Anſpruch gehabt 
hätte, und deren Wert ſonach in dem von der Klrin. an W. 
bezahlten Gehalt inbegriffen iſt. 

Nach § 57 Abſ. 5 KVG. gilt nämlich als Erſatz der 
Heilungskoſten die Hälfte des geſetzlichen Mindeſtbetrags des 
Krankengelds und nach $ 1512 vgl. mit § 1503 RVO. find 
für Krankenpflege /s des Grundlohns zu erſetzen, nach dem 
ſich das Krankengeld des Berechtigten beſtimmt. 

Allein daraus, daß W., wie die Akten der Vorprozeſſe 
ergeben, die ihm durch das Heilverfahren entſtandenen Koſten 
ſelbſt von dem Bekl. erſetzt verlangt hat, ergibt ſich, daß er 
ſeinen Entſchädigungsanſpruch gegen den Bekl. nicht auch in 
Höhe der von ihm ſelbſt ausgelegten Koſten des Heilver— 
fahrens an die Klrin. abtreten wollte. Deshalb beſchränkt 
ſich der dem W. durch ſeine Erwerbsunfähigkeit in der frag⸗ 
lichen Zeit entſtandene Schaden, ſoweit er zufolge der Ab- 
tretung des W. auf die Klrin. übergegangen iſt, auf den- 
jenigen Teil des von der Klrin. an W. fortbezahlten Gehalts, 
der dem einfachen Krankengeld entſpricht, das W. im Fall 
ſeiner Verſicherungspflicht zu beanſpruchen gehabt hätte. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 2. März 1917 i. S. B. 

g. Stadtgemeinde St. U. Nr. 565, 1916. 

19* 
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41. 


Haftpflichtverſicherung (vorſützliche Herbeiführung des 
Schadens; mit der Bernfspflicht in Zuſammenhang 
ſtehender Haftpflichtfall). 


Der minderjährige Sohn P. M. des bei der Bekl. auch 
für ſeine Kinder gegen Haftpflicht verſicherten Klrs. hat 
als Lehrling in einer Eiſenwarenhandlung im Laden den 
K. Schm. durch einen Schuß mit einer im Laden befindlichen 
Zimmerflinte in ein Auge getroffen. Die Bekl. hat ihre Ver⸗ 
pflichtung beſtritten, für den durch dieſen Unfall dem P. M. 
erwachſenen Schaden aufzukommen, einmal unter Berufung 
auf 8 6 Ziff. I, 1 ihrer Allgemeinen Verſicherungsbedin⸗ 
gungen, wonach von der Verſicherung ausgeſchloſſen ſind: 
Verſicherungsanſprüche aller derjenigen Perſonen, welche den 
Schaden vorſätzlich herbeigeführt haben, und auf 8 152 BB Gef., 
und ſodann mit der Behauptung: P. M. ſei laut Ziff. 16 
des im Verſicherungsſchein in Bezug genommenen Verſiche— 
rungsantrags nur als Privatmann verſichert, alſo nicht in 
Bezug auf Haftpflichtfälle, die — wie der in Rede ſtehende — 
mit ſeiner Berufstätigkeit in Zuſammenhang ſtehen. 

Die Bekl. iſt verurteilt worden, vom Berufungsgericht 
aus folgenden 

Gründen: 

I. Ob die Bekl. nicht haften würde, wenn die Beſtim⸗ 
mung des 8 152 VVG. anzuwenden wäre, kann dahingeſtellt 
bleiben. Denn der § 6 I, 1 der Allg. Verſ. Bed. der Bell. 
beſtimmt — abweichend von 8 152 VVG. —: ausgeſchloſſen 
ſeien Verſicherungsanſprüche aller derjenigen Perſonen, „welche 
den Schaden vorſätzlich herbeigeführt haben“. Eine derartige 
Abänderung der geſetzlichen Beſtimmung des § 152, die keine 
zwingende iſt (ogl. die Begründung der Entwürfe des VVG. 
und die Literatur), iſt, da ſie keineswegs gegen die guten 
Sitten verſtößt, zuläſſig. 

Der Sohn des Klrs. hat nun zwar den Schuß, der die 
Verletzung des Schm. herbeigeführt hat, vorſätzlich abgegeben; 
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er hat aber keineswegs den Schaden vorſätzlich herbeigeführt. 
Als vorſätzlich herbeigeführt mag ein Schaden zu gelten haben, 
deſſen Eintritt ſich der Täter als mögliche Folge ſeiner Hand⸗ 
lung vorgeſtellt hat, auch wenn er ihn nicht gewollt hat, und 
ebenſo aller Schaden, der aus einer Handlung entſprungen 
iſt, mit der ein Schaden zugefügt werden wollte oder von 
der doch der Täter ſich geſagt hat, ſie könne einen Schaden 
verurſachen. Aber wenn es ſich um einen durch Verletzung 
des Körpers eines Menſchen entſtandenen Schaden handelt, 
ſo kann dieſer nur dann als vorſätzlich herbeigeführt gelten, 
wenn eine körperliche Verletzung oder Mißhandlung gewollt 
war, die nach der Erfahrung des Lebens geeignet iſt, einen 
(irgendwelchen) Schaden zu verurſachen. Dies trifft nicht 
zu, wenn jemand einem Andern eine unbedeutende Unluſt⸗ 
oder Schmerzempfindung durch eine Handlung erregen will, 
die nach der Erfahrung des Lebens keinen Schaden zur Folge 
hat (3. B. es will jemand einem Andern mit der flachen Hand 
einen Schlag auf den Rücken verſetzen, trifft ihn aber zufolge 
einer unvorhergeſehenen Wendung des Andern ins Auge). 
So liegt aber der gegenwärtige Fall. P. M. hat offenbar 
bei Schm. nur eine vorübergehende leichte Schmerzempfindung 
hervorzurufen beabſichtigt; es iſt davon auszugehen, da er 
geſchoſſen hat, als Schm. zur Türe hinausging und ihm den 
Rücken bot, daß er den Schm. auf den Rücken treffen wollte 
und an die Möglichkeit einer durch den Schuß entſtehenden 
Körperverletzung nicht gedacht, ſie ſomit auch nicht in ſeinen 
Willen aufgenommen hat: ein Schuß mit einem Luftgewehr 
auf den (bekleideten) Rücken iſt aber durchaus ungefährlich, 
ungeeignet, einen Schaden herbeizuführen, wie dies ja der 
unmittelbar vor dem verhängnisvollen Schuß von P. M. auf 
den Rücken des Ha. abgegebene Schuß bewieſen hat. Dem 
P. M. fällt daher eine vorſätzliche Körperverletzung oder 
Mißhandlung i. S. der SS 223 ff. StGB. nicht zur Laſt und 
er hat den dem Schm. erwachſenen Schaden nicht vorſätzlich 
herbeigeführt. Der erſte Einwand der Bekl. gegen ihre Zah⸗ 
lungspflicht iſt daher nicht begründet. 
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II. Zweifelhaft mag fein, ob die Haftung der Bekl. aus⸗ 
geſchloſſen iſt für Haftpflichtfälle, die ein minderjähriges Kind 
des Klrs. in deſſen beruflichen Verhältniſſen betreffen, und 
ob ſich ein ſolcher — von der Bekl. vielleicht gewollter — 
Ausſchluß bei unbefangener gag der Verſicherungs⸗ 
bedingungen ergibt. 

Es kann dies aber dahingeſtellt bleiben. Denn es läßt 
ſich nicht ſagen, der Unfall habe ſich im Zuſammenhang mit 
der Berufstätigkeit des P. M. ereignet, es wäre alſo nur, 
wenn P. M. in ſeiner Eigenſchaft als Angeſtellter (Hand— 
lungsgehilfe, Lehrling) eines Kaufmanns (Eiſenwarenhändlers) 
verſichert wäre, der Verſicherungsfall gegeben. Das würde 
z. B. zutreffen, wenn P. M. beim Vorzeigen des Gewehrs 
an einen Kaufsliebhaber die Verletzung herbeigeführt hätte; 
denn eine ſolche Handlung fällt in den Kreis der Berufs» 
tätigkeit einer in einem derartigen Geſchäſt angeſtellten Perſon. 
Letzteres iſt aber nicht der Fall, wenn wie hier ein An- 
geſtellter einen im Laden oder Geſchäftslokal befindlichen 
Gegenſtand benützt, um damit eine mit feiner Berufstätig- 
keit in keinem Zuſammenhang ſtehende Handlung vorzunehmen; 
ſo wenig eine Berufshaftpflicht in Frage käme, wenn P. M. 
zu ſeinem Vergnügen vom Laden aus mit einem Luftgewehr 
etwa nach einer Taube oder Katze geſchoſſen und dabei 
einen Menſchen verletzt hätte, ſo wenig trifft dies im vor⸗ 
liegenden Fall zu, wo er, um den Schm. zu erſchrecken 
oder ihm eine unangenehme Empfindung zu erregen, nach 
dieſem geſchoſſen hat: das Schutzvorbringen des P. M. 
in dem gegen ihn gerichteten Rechtsſtreit: er habe ge— 
ſchoſſen, weil Schm. und Ha. trotz ſeiner wiederholten Auf— 
forderung den Laden nicht verlaſſen und Dummheiten gemacht 
haben, hat ſich die Bekl. nicht angeeignet, es ſtellt auch augen- 
ſcheinlich nur eine ſchlechte Ausrede dar; es kann deshalb 
unerörtert bleiben, ob, wenn P. M. aus ſolchem Grund den 
Schuß abgegeben hätte, ſich ein Zuſammenhang mit ſeiner 
Berufstätigkeit annehmen ließe. 

Urt. des III. Zivilſenats vom 14. Nov. 1916 i. S. 

Wilhelma gegen Mattes U. Nr. 360/1916. 
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Das Reichsgericht hat die Reviſion der Bekl. zurück⸗ 
gewieſen, zu Ziff. II der Gründe, weil die Kinder des Klrs. 
nach den Verſicherungsbedingungen auch gegen berufliche 
Haftpflichtfälle verſichert ſeien. 


42. 


Uebergang des Schadenserſatzanſpruchs ans dem Kraft⸗ 

Fahr G. anf einen Berſicherungsträger. Berjährung 

des Anſpruchs und Hemmung der Verjährung durch 
ſchwebende Rerhandlungen. 


Am 29. Juli 1911 wurde J. Sch. auf dem Wilhelms⸗ 
platz in St. durch einen Kraftwagen der beklagten Fahrſchule 
umgeworfen und verletzt. Der Wagen wurde unter Aufſicht 
des Fahrmeiſters K. der Bekl. von dem Fahrſchüler B. ge⸗ 
lenkt; es war eine Uebungsfahrt im Sinn von § 3 Abſ. 2 
Kraft FahrG. Auf Klage des Sch. vom Oktober 1911 wurde 
ſchließlich die Bekl. als Halterin des Fahrzeugs nach 88 7 
Abſ. 1 und 2, 11, 13 Kraft Fahr G. zu Schadenserſatz ver⸗ 
urteilt; das Verfahren gegen K. und B. ruht. Die Klin. 
(Ortskrankenkaſſe St.) gewährte dem Sch. wegen der durch 
den Unfall herbeigeführten Erkrankungen in der Zeit vom 
29. Juli 1911 bis 29. Oktober 1915 zuſammen 1108 M. 28 Pf. 
Krankenunterſtützung und macht geltend, daß in Höhe der 
geleiſteten Unterſtützung der aus dem Kraft Fahr G. abzuleitende 
Erſatzanſpruch des Verletzten gegen die Bekl. geſetzlich auf 
ſie übergegangen ſei. Schon mit Schreiben vom 17. April 1912 
verlangte die Klrin. Erſatz ihrer Aufwendungen (damals 
578 M. 90 Pf.) von der Bekl. Der Vertreter der letzteren 
erwiderte mit Schreiben vom 22. April 1912, daß die Bell. 
die „Schadenserſatzpflicht beſtreitet. Es ſchwebt vor der Zivil⸗ 
kammer des K. Landgerichts St. ein Prozeß, welcher am 
3. Mai 1912 zum erſtenmal verhandelt werden wird.“ Die 
Klin. gab keine Antwort mehr. Erſt Mitte März 1916 ſandte 
ſie der Bekl. die Koſtenaufſtellung mit dem Erſuchen um Be⸗ 
gleichung. Letztere wurde verweigert. Mit der am 1. Auguſt 
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1916 zugeſtellten Klage hat die Klrin. Bezahlung von 1108 M. 
28 Pf. nebſt 4% Zins ſeit 17. März 1916 verlangt. Die Bekl. 
hat eingewendet: ſie habe dem Sch. nur aus § 7 Kraft⸗ 
Fahr G. gehaftet. Der Klaganſpruch ſei nach 8 14 Kraft Fahr. 
ſchon am 30. Juli 1913 verjährt geweſen. Die Verjährung 
ſei nicht nach $ 14 Abſ. 2 Kraft Fahr G. gehemmt worden; 
zwiſchen den Parteien ſei nicht verhandelt worden. Die Klrin. 
hat vorgebracht: das Schreiben der Bekl. vom 22. April 1912 
habe bedeutet, daß die Verhandlungen bis zur Beendigung 
des Rechtsſtreits ruhen ſollen. Dem habe ſich die Klrin. ſtill⸗ 
ſchweigend gefügt. Jede andere Auslegung würde gegen Treu 
und Glauben verſtoßen. Es ſei argliſtig, wenn die Bekl. 
ſich auf Verjährung berufe; mindeſtens läge darin ein Ver⸗ 
ſtoß gegen Treu und Glauben. Das Landgericht hat die 
Klage abgewieſen. Die Berufung der Klrin. iſt zurückgewieſen 
worden aus folgenden 
Gründen: 

Bis zum 1. Januar 1914 gewährte die Klrin. dem Sch. 
die Krankenunterſtützung auf Grund des KrankVG. Während 
nach den Unfallverſicherungsgeſetzen der geſetzliche Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch des Verletzten gegen Dritte in dem Zeitpunkt 
auf den Verſicherungsträger überging, in dem die Leiſtungs⸗ 
pflicht des Verſicherungsträgers entſtand!), war nach $ 57 
KrankVG. jener Uebergang außer von dem die Leiſtungs— 
pflicht des Verſicherungsträgers begründenden Krankheitsfall 
noch davon abhängig, daß eine Krankenunterſtützung nach 
dem Geſetz geleiſtet worden war?). Seit 1. Januar 1914 
(Kaiſ. VO. vom 5. Juli 1912, RGBl. 439) gehen nach $ 1542 
RVerſO. auch die Anſprüche des für den Fall der Krankheit 
Verſicherten gegen die ihm nach anderen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriſten zum Schadenserſatz Verpflichteten inſoweit, als der 
Verſicherungsträger dem Entſchädigungsberechtigten Leiſtungen 
nach der RVerſO. zu gewähren hat, ſchon in dem Zeitpunkt 
) RG. 60, 204 u. 213; 61, 167. 

) Schicker, Krank G., 2. Aufl. §S 57 Anm. 19, 23, 24; Württ J. 23, 
112 f., zu vgl. auch RG. 76, 217. 
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auf den Verſicherungsträger über, in dem die Leiſtungspflicht 
des Verſicherungsträgers entſteht. Da die Klrin. dem Sch. 
die Krankenunterſtützung ſeit 1. Januar 1914 nach den Vor⸗ 
ſchriften der RVerſO. ſchuldete, gingen mit dieſem Tag alle 
den Gegenſtand des jetzigen Rechtsſtreits bildenden Forde⸗ 
rungen des Sch. gegen die Bekl. auf die Klrin. über, ſoweit 
ſie nicht ſchon vorher auf ſie übergegangen waren. 

Der auf die Klrin. übergegangene, von ihr geltend ge⸗ 
machte Entſchädigungsanſpruch des Sch. gegen die Bekl. aus 
dem Kraft Fahr GG. unterlag der zweijährigen Verjährung nach 
§ 14 Kraft Fahr G. Sch. erlangte, wie unbeſtritten iſt, ſchon 
am Tage des Unfalls (29. Juli 1911) von dem Schaden und 
von der Perſon der erſatzpflichtigen Bekl. Kenntnis. Die 
Verjährung beginnt, auch wenn der Beſchädigte die Höhe des 
Vermögensnachteils noch nicht zu beſtimmen vermag, ſofort 
hinſichtlich des ganzen Erſatzrechts; der aus dem Unfall ent- 
ſpringende Schaden ſtellt eine Einheit dar, wofern er nur 
— wie hier — aus der dem Erſatzberechtigten bekannten 
Schadensgquelle teils entſtanden, teils zu erwarten iſt!). Die 
zweijährige, nach 88 187 Abſ. 1, 188 Abſ. 2 BGB. zu be⸗ 
rechnende Verjährungsfriſt dauerte demnach hinſichtlich aller 
Poſten der Klagforderung bis 29. Juli 1913 einſchließlich. 
Durch die Klagerhebung des Sch. gegen die Bekl. vom Ok⸗ 
tober 1911 wurde dieſe Verjährung nicht nach 8 209 BGB. 
unterbrochen. Sch. war zwar, ſoweit die Anſprüche noch 
nicht auf die Klrin. übergegangen waren, der Berechtigte im 
Sinn von § 209 Abſ. 1 BGB.“); aber die jetzt im Streit 
befindlichen Forderungen waren im Rechtsſtreit des Sch. gegen 
die Bekl. als Schaden, den die Ortskrankenkaſſe trage, ausge⸗ 
nommen und die Verjährung nach $ 209 BGB. wird, wenn nur 
ein Teil eines Anſpruchs eingeklagt wird, nur in Bezug auf 
dieſen Teil unterbrochen ). Durch den teilweiſen Uebergang der 

1) Zu vgl. Eger, Komm. z. Kraft Fahr G. S. 397402; RGKomm. 
BGB. 2. Aufl. $ 852 Ben. 4. 


) RG. 85, 430. 
2) RG. 57, 372; 66, 366; 75, 302; 77, 215. 
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Entſchädigungs forderung auf die Alrin. wurde der Lauf der 
Verjährung auch hinſichtlich des übergegangenen Teils weder 
gehemmt noch unterbrochen, gleichgültig ob die Klrin. die in 
8 14 Abſ. 1 Kraft Fahr G. bezeichnete Kenntnis hatte: die 
Verjährung iſt eine Anſpruchsverjährung; die begonnene Ber: 
jährung läuft im Falle ſolcher Sukeeſſion ungehindert weiter“. 
Daher darf die Bekl. der anſpruchsberechtigten Klrin. gegen⸗ 
über die Verjährung einwenden, die erſt nach dem Uebergang 
des Anſpruchs auf die Klein. vollendet wurde. Soweit die 
Verjährung ſchon vor dem Forderungsübergang vollendet 
war, ſteht der Bekl. nach 88 412, 404 BGB. die Ver⸗ 
jährungseinrede zu. 

Nach § 14 Abi. 2 Kraft Fahr G. wird die Verjährung 
gehemmt, wenn zwiſchen dem Erſatzpflichtigen und dem Erſatz⸗ 
berechtigten Verhandlungen über den zu leiſtenden Schadens- 
erſatz ſchweben. Erſatzpflichtige war ſtets die Bekl., Erſatz— 
berechtigter war zunächſt Sch. Daß er hinſichtlich der hier 
in Frage ſtehenden Forderungen Verhandlungen mit der Bekl. 
gepflogen habe, vermochten die Parteien nicht zu behaupten. 
Seit dem Uebergang der Erſatzanſprüche auf die Klrin. war 
jeweils dieſe die Erſatzberechtigte. Hinſichtlich der nach Krank. 
VG. oder RVerſoO. auf die Klrin. übergegangenen Erſatz⸗ 
anſprüche war der Verletzte Sch. nicht mehr zu Verhandlungen 
mit der Bekl. berechtigt, weil er nicht mehr verfügungsberechtigt 
war. In ſolchem Falle wäre, wenn nunmehr nicht der Ver— 
ſicherungsträger als Erſatzberechtigter im Sinne des $ 14 
Ab. 2 Kraft Fahr GG. anzuſehen wäre, inſoweit die Beſtimmung 
des § 14 Abi. 2 Kraft Fahr. gegenſtandslos; dies wider⸗ 
ſpräche dem Sinn und Zweck des Geſetzes. Ob die Klrin. der 
Bekl. ſchon am 26. Auguſt 1911 eine Entſchädigungsforderung 
zuſandte, kann dahingeſtellt bleiben; da unbeſtrittenermaßen 
die Bekl. nicht antwortete, hatten damit keinesfalls Verhand⸗ 
lungen begonnen. Die Klrin. behauptet, durch ihre Anforde- 


1) RGKomm. BGB. § 221 Ben. 1; Stan dinger, BGB. 
5/6. Aufl. §S 221 Bem. 2; Eger a. a. O. S. 404 f. 
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rung an die Bekl. vom 17. April 1912 und die Antwort der 
Bekl. vom 22. April 1912 ſeien Verhandlungen begonnen 
worden, die dann geruht haben, weil der Schadenserſatzprozeß 
des Sch. gegen die Bekl. habe abgewartet werden wollen; 
kein Teil habe je die Fortſetzung der Verhandlungen ver- 
weigert. In Wirklichkeit ſchwebten indeſſen nie Verhandlungen 
über den zu leiſtenden Schadenserſatz zwiſchen den Parteien. 
Durch die Sondervorſchrift des 8 14 Abſ. 2 Kraft Fahr. 
ſoll, wie die Begründung S. 16 ausführt, verhindert werden, 
daß der Erſatzberechtigte durch Vergleichsverhandlungen hin- 
gehalten wird, bis die kurze Verjährungsfriſt abgelaufen iſt. 
Zur Hemmung der Verjährung genügt aber nach $ 14 Abſ. 2 
Kraft Fahr G. (anders als nach § 98 Abſ. 3 Eiſenb. VerkO.) 
das bloße Erheben des Anſpruchs gegenüber dem Erſatz— 
pflichtigen nicht. Auch wenn der Erſatzpflichtige die Forde— 
rung ablehnt und dem Erſatzberechtigten vorſchlägt, mit dem 
Vorgehen gegen ihn bis zur Erledigung eines anderen Ver— 
fahrens zuzuwarten, liegt noch kein Verhandeln über den zu 
leiſtenden Schadenserſatz vor. Dieſes Verhandeln beſteht in 
einem Austauſch von Meinungen über die Frage der Ent— 
ſchädigung; es ſetzt die Erklärung einer Geneigtheit des Erſatz— 
pflichtigen voraus, unter gewiſſen Bedingungen einen gewiſſen 
Erſatz zu leiſten!). Nach dem Ausgeführten verhandelten die 
Parteien im vorliegenden Fall über den zu leiſtenden Schadens— 
erſatz ſelbſt dann nicht, wenn die Bekl. durch den Schlußſatz 
ihres Schreibens vom 22. April 1912, in dem ſie ihre Erſatz⸗ 
pflicht beſtritt, der Klrin. anheimgab, mit der Geltendmachung 
ihrer Forderung gegen die Bekl. bis zum Ausgang des Rechts⸗ 
ſtreits zwiſchen Sch. und der Bekl. zuzuwarten. 

Mit Unrecht wendet die Klrin. gegen die Einrede der 
Verjährung Argliſt oder einen Verſtoß gegen Treu und 
Glauben ein. Für die Annahme, daß ſchon die Antwort der 
Bekl. vom 22. April 1912 argliſtig geweſen ſei, fehlt es an 


1) Zu vgl. Eger a. a. O. S. 406 Anm. 112 und Urteil des 
III. Zivilſenats vom 1. Juni 1912 U. 188/1912. 
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jedem Anhalt. Daß die Bekl. von der Einrede der Ver⸗ 
jährung Gebrauch macht, iſt gleichfalls nicht argliſtig, — 
auch nicht in dem Sinn, daß es mit einem früheren Ver⸗ 
halten der Bekl. nach dem Grundſatz von Treu und Glauben 
unvereinbar wäre!). Insbeſondere gab die Bekl., ſelbſt wenn 
ſie ſchon am 22. April 1912 an ihre Erſatzpflicht glaubte, 
durch ihr Verhalten der Klrin. nicht etwa begründeten Anlaß, 
von gerichtlicher Geltendmachung ihres Anſpruchs abzuſehen. 
Die Frage, ob die Klrin. gegen die Bekl. klagen werde, wurde 
zwiſchen den Parteien nicht erörtert. Nachdem die Klrin. das 
Schreiben der Bekl. vom 22. April 1914 nicht beantwortet 
hatte, war die Bekl. auch nach Treu und Glauben nicht ver— 
pflichtet, die Klrin. von dem Fortgang und dem Ergebnis des 
Rechtsſtreits zwiſchen ihr und Sch. in Kenntnis zu ſetzen oder 
gar die Klrin. auf die drohende Verjährung ihres Anſpruchs 
hinzuweiſen. Verhandlungen über die Erſatzpflicht ſchwebten 
zwiſchen den Parteien, wie ausgeführt, überhaupt nicht. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 13. April 1917 i. S. 
Ortskrankenkaſſe St. g. Fahrſchule des K. W. Autom.⸗ 
Klubs U. Nr. 47/1917. 


43. 


Abſchluß und Beweis des Eiſenbahnfrachtvertrags. — 
Haftung für den Berluf des Frachtguts. 


Die Klrin. behauptete, fie habe mit dem Eilfrachtbrief 
vom 10. April 1915 an dieſem Tag die dort bezeichnete Kiſte 
Nr. 1398, enthaltend 50 Paar Infanterieſtiefel im gemeinen 
Handelswert von 31 M. das Paar, durch Spediteur D. in 
T. der Eiſenbahn dort zur Beförderung an das Prov. Be⸗ 
kleidungs⸗ und Ausrüſtungsdepot in N. übergeben. Die Kiſte 
kam nicht an und konnte nirgends mehr aufgefunden werden. 
Die Klrin. verlangte von dem Eiſenbahnfiskus Schadenserſatz 
und erzielte ſeine Verurteilung durch das Landgericht. Der 


1) Zu vgl. RG. 87, 281. 
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Fiskus hatte beſtritten, daß die Kiſte zur Beförderung über⸗ 
geben und übernommen worden ſei. Ferner hat er Ent- 
ſtehung des Schadens aus der mit dem Aufladen verbundenen 
Gefahr und vorbehaltsloſe Uebernahme der ganzen Sammel⸗ 
ſendung, zu der das Gut gehört habe, vorgeſchützt. Auf die 
Berufung des Beklagten wurde das Urteil des Landgerichts 
abgeändert und die Klage abgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

Unrichtig iſt die Unterſtellung des Bekl., daß hinſichtlich 
der 20 Kiſten Nr. 1410—1429 und der Kiſte Nr. 1398 ein 
einziger Frachtvertrag vorliege. Allerdings wurden beide 
Sendungen zuſammen aufgegeben und verladen und ſie waren 
an denſelben Empfänger gerichtet; aber für die 20 Kiſten 
und für die Kiſte Nr. 1398 war je ein beſonderer Eilfracht⸗ 
brief ausgeſtellt, zu vgl. 8$ 55 Abi. 1, 56 Abſ. 1 d und 
Abſ. 3, 61 Abſ. 1 und 3 EiſenbVerkO.; auch wurde die 
Fracht für jede Sendung beſonders berechnet. Jedem Fracht⸗ 
brief lag ein ſelbſtändiger Frachtvertrag zugrunde. Daß 
bei dem Adreſſaten die Frachtſätze für beide Sendungen zu⸗ 
ſammen erhoben wurden, iſt gleichgültig). 

Die Klrin. muß beweiſen, daß der Eiſenbahnfrachtvertrag 
über die Kiſte Nr. 1398 zuſtande kam. Nach S 61 Abſ. 1 
EiſenbVerkO. wird der Frachtvertrag erſt dadurch abge⸗ 
ſchloſſen, daß die Abfertigungsſtelle der Verſandbahn das 
Gut mit dem Frachtbrief zur Beförderung annimmt. Als 
Zeichen der Annahme dient bis zum Gegenbeweis der dem 
Frachtbrief aufgedrückte Tages ſtempel der Abfertigungsſtelle. 
Nach vollſtändiger Ablieferung des Guts und nach Entrich⸗ 
tung der vorauszubezahlenden Beträge muß die Abſtempelung 
unverzüglich erfolgen; aber auch durch frühere Abſtempelung 
wird eine Beweisurkunde geſchaffen?). Der abgeſtempelte 
Frachtbrief dient als Beweis für den Frachtvertrag; § 61 
Abſ. 3 EiſenbVerkO. Der Frachtbrief vom 10. April 1915 


1) Eger, EiſenbVerkO., 3. Aufl. $ 61 Anm. 264. 
2) Zu vgl. Eger a. a. O. Anm. 262 und 264. 
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über die Kiſte Nr. 1398 trägt vorſchriftsmäßig den Tages⸗ 
ſtempel der Verſandſtation T. Daher hat die Klrin. den Ab⸗ 
ſchluß des Frachtvertrags bewieſen. Nur hinſichtlich der An⸗ 
gaben über das „Gewicht und die Anzahl der Stücke“ „dient“ 
der Frachtbrief nicht als Beweis gegen den Bekl., weil die 
Klin., wie auch auf dem Frachtbrief vermerkt iſt, das Gut 
ſelbſt verladen und nicht zu beweiſen vermocht hat, daß die 
Eiſenbahn die Stücke nachgewogen oder nachgezählt hat. Die 
Frage, ob das von der Klrin. in dem Frachtbrief angegebene 
Gewicht ſtimmt, ſpielt im gegenwärtigen Rechtsſtreit keine 
Rolle; übrigens iſt es trotz des durch Gegenbeweis entkräft— 
baren Stempels „Gewogen“ auf dem Frachtbrief nach dem 
glaubhaften Zeugnis des Bahnarbeiters Sch. ausgeſchloſſen, 
daß anläßlich der Auflieferung und Verladung des Guts am 
10. April 1915 das Gut von einem hiezu legitimierten Organ 
der Eiſenbahn gewogen wurde. Ob der Stempel „Gewogen“ 
zu einer Beurkundung im Sinne von § 61 Abſ. 4 Eifenb.- 
VerkO. genügen würde, kann dahingeſtellt bleiben. An einer 
bahnamtlichen Beurkundung der Stückzahl im Frachtbrief fehlt 
es ganz, und nur eine Beurkundung in dieſer Richtung ſteht hier 
in Frage. Die Eiſenbahn war mangels eines hierauf gerichteten 
Antrags der Klrin. nicht verpflichtet, das Gewicht und die Stück— 
zahl feſtzuſtellen, 8 58 Abſ. 3 EiſenbVerkO.; und die Klrin. 
bedarf im vorliegenden Fall eines beſonderen Beweiſes der 
Stückzahl neben dem Beweis dafür, daß der Frachtvertrag 
zuſtande kam, nicht. Der Frachtvertrag hat begriffsweſentlich 
mindeſtens ein zu beförderndes Stück zum Gegenſtand. Die 
Annahme mindeſtens eines Stücks iſt ſchon damit bewieſen, 
daß nach § 61 Abf. 1 und 3 EiſenbVerkO. der Frachtvertrag 
und die Annahme des Guts als ſolchen bewieſen iſt. 

Unter dieſen Umſtänden iſt es hieher gleichgültig, daß 
die Klrin. nach den zutreffenden Ausführungen in den Gründen 
des landgerichtlichen Urteils den Zeugenbeweis dafür, daß 
die Kiſte Nr. 1398 tatſächlich in den Güterbahnwagen Elſ.⸗ 
Lothringen 37169 eingeladen wurde, nicht voll zu erbringen 
vermochte. Dem Bekl. ſteht es frei, die nach $ 61 Abſ. 1 
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bis 3 EiſenbVerkO. beſtehende Vermutung für die Annahme 
des Guts zur Beförderung und den Abſchluß des Fracht— 
vertrags durch Gegenbeweis zu entkräften. Der Gegenbeweis 
iſt nicht geführt und kann nach dem Ergebnis der Beweis⸗ 
aufnahme I. Inſtanz nicht geführt werden. (Dies ift näher 
ausgeführt.) 

Nach dem Ausgeführten würde der Bekl. gemäß der 
Regel von §8 456, 458 HGB., S 84 EiſenbVerkO. für den 
durch den Verluſt des Guts in der Zeit von der Annahme 
zur Beförderung bis zur Ablieferung entſtandenen Schaden 
haften; der Erſatzanſpruch der Klrin. wäre nicht nach § 97 
Abſ. 1 EiſenbVerkO. erloſchen; denn das Gut wurde weder 
dem Adreſſaten geliefert, noch von ihm abgenommen. Aber 
die Haftung des Bekl. entfällt nach § 86 Abſ. 1 Ziff. 3 und 
Abſ. 2 EiſenbVerkO. Es handelt ſich um ein Gut, deſſen 
Aufladen nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Verein— 
barung mit der Abſenderin von dieſer beſorgt wurde. Den 
Umſtänden nach kann der Schaden aus der mit dem Auf— 
laden verbundenen Gefahr entſtanden fein. Auch gänzliches 
Abhandenkommen eines Guts gehört zu den mit dem Auf— 
laden verbundenen Gefahren, ſofern es hier leichter als wäh— 
rend der Lagerung in geſchloſſenem Raum oder in plom— 
biertem Wagen abhanden kommen kann, und ſofern es in 
einen falſchen Wagen verladen werden kann. Allerdings iſt 
im vorliegenden Fall nach der Beweisvermutung des 8 61 
EiſenbVerkO., wie oben angeführt, anzunehmen, daß die 
Eiſenbahn das Gut angenommen hat. Aber abgeſehen davon, 
daß dies nur eine widerlegbare Vermutung iſt, iſt die Wir⸗ 
kung der mit dem Aufladen verbundenen Gefahr nicht not= 
wendig auf die Zeit des Aufladens beſchränkt; insbeſondere 
die durch das Einladen in einen falſchen Wagen hervorge— 
rufene Gefahr, daß das ganze Gut verloren geht, kann nach 
dem Einladen und nach der darauf durch bloße Abſtempe⸗ 
lung des Frachtguts erfolgten Annahme des Guts ſeitens 
der Eiſenbahn eintreten. Auch die aus dem Einladen über⸗ 
haupt entſtehende Gefahr leichteren Diebſtahls durch einen 
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Dritten kann noch nach dem Einladen bis zur Annahme des 
Guts durch die Eiſenbahn fortdauern. Mit der Möglichkeit, 
daß die Kiſte Nr. 1398 in einen falſchen Bahnwagen einges 
laden wurde, aber auch mit der Möglichkeit, daß die Kiſte 
überhaupt nicht eingeladen wurde oder daß ſie nach dem Ein⸗ 
laden in den Güterwagen Elſ.⸗Lothringen 37169 aus dieſem 
noch vor der Abſtempelung des Frachtbriefs und vor dem 
Plombieren des Wagens geſtohlen wurde, iſt nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles zu rechnen. Aus dem letzterwähnten Grund 
iſt es hieher auch unerheblich, ob die Klrin. durch das Zeug⸗ 
nis des im Feld ſtehenden M. oder durch die Eideszuſchie⸗ 
bung an den Präſidenten der K. Generaldirektion der Staats⸗ 
eiſenbahnen noch beweiſen könnte, daß die Kiſte Nr. 1398 
in den Güterwagen Elſ.⸗Lothringen 37169 eingeladen worden 
ſei. — Da der Schaden der Klrin. den Umſtänden nach aus 
der mit dem Aufladen verbundenen Gefahr entſtanden ſein 
kann, wird vermutet, daß er aus dieſer Gefahr entſtanden 
iſt, 8 86 Abſ. 2 EiſenbVerkO. Um die Vermutung zu wider- 
legen, müßte die Klrin. beweiſen, entweder, daß der Schaden 
durch ein beſtimmtes von dem Bekl. zu vertretendes Ereignis 
entſtanden ſei, oder daß er aus der nicht von dem Bell. 
übernommenen, mit dem Aufladen verbundenen Gefahr nicht 
habe entſtehen können ). In beiden Richtungen vermag die 
Klrin. nach dem Ausgeführten den Gegenbeweis nicht zu er— 
bringen. Da durch wurde die Haftungsbeſchränkung der Eiſen⸗ 
bahn nad) 8 86 EiſenbVerkO. nicht beſeitigt, daß einige Bahn⸗ 
arbeiter ohne oder mit Erlaubnis der zuſtändigen Organe 
des Bekl. den Leuten der Klrin. beim Aufladen mit oder ohne 
Entgelt halfen ?); denn die Bahn übernimmt in ſolchen Fällen 
nicht das Aufladen unter eigener Verantwortung und Kon⸗ 
trolle, und der Frachtvertrag iſt noch nicht geſchloſſen. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 24. November 1916 in 
Sachen Fiskus gegen R. U. Nr. 445/1916. 


1) Eger a. a. O. § 86 Anm. 463 Abſ. 4. 
2) Eger a. a. O. § 86 Bem. 459 Abſ. 3. 
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Steht denjenigen, deren verſteigertes Grundſtück mit 
einer Hypothek belastet war, die der Erſteher über⸗ 
nommen hat, und denen für den (tatſächlich einge⸗ 
tretenen) Fall der Richtigerklärung dieſer Hypothek 
eine an deren Stelle tretende Forderung gegen den 
Erſteher zugewieſen worden iſt, ein Anſpruch aus un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung gegen den Bypotheken⸗ 
glänbiger zu, der nach dem Buſchlag des Grundſtücks 
die Hypothek gegen Entgelt an einen an. 
Dritten übertragen hat? 


Zu Gunſten des Zimmermanns S. Gr. in St. 11 
bei Veräußerung des Hauſes Kloſterſtr. 14 in St. wegen der 
reſtlichen Kaufpreiszielerforderung ein Unterpfands recht an 
dieſem Haus im Jahr 1898 beſtellt und ſpäter als Hypothek 
vom Güterbuch ins Grundbuch übertragen. Die Hypothek ging 
im Reſtbetrag von 8600 M., zahlbar in Zielern von je 1000 M. 
auf 1. Januar 1915—1922 und von 600 M. auf 1. Januar 
1923, beim Tod des Gr. am 11. Februar 1914 auf die Bekl. 
(ſeine Witwe) und die gemeinſamen Kinder über, die Bekl. 
iſt Teſtamentsvollſtreckerin und zur Nutznießung und Ver⸗ 
waltung am Nachlaß ihres Ehemanns berechtigt. Das er⸗ 
wähnte Haus war unter Uebernahme der Hypothek (Pfand⸗ 
ſchuld) 1898 von Sofie Sp., 1899 von Johannes W., Näh⸗ 
maſchinenhändler in St., erworben worden und es iſt nach 
dem am 12. Februar 1914 erfolgten Tod des W. bei der 
Zwangsverſteigerung zur Aufhebung der Erbengemeinſchaft 
am 12. November 1914 der ledigen Sofie W. in St. um 
17473 M. 22 Pf. zugeſchlagen worden, wobei ſie die Gr.ſche 
Hypothek als beſtehen bleibendes Recht zu übernehmen hatte. 
Gegen die Rechtsbeſtändigkeit der Hypothek (als ſog. 
Bordellhypothek) haben die Erben des W. im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren Widerſpruch erhoben; der Kom—⸗ 
miſſär hat im Verteilungstermin vom 17. März 1915 „unter 
der Bedingung, daß der Widerſpruch der Erben = 3 gegen 


Jahrbücher der Württemb. Rechtöpflege. XXVIII. 3. 
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den Beſtand der Gr.ſchen Hypothek für begründet erklärt 
und der Wegfall dieſes Rechts gerichtlich entſchieden wird, 
was zur Folge hätte, daß es ſchon zur Zeit des Zuſchlags 
nicht beſtanden hat“, die an deſſen Stelle tretende Forderung 
gegen die Erſteherin im Betrag von 8600 M., verzinslich 
vom 12. November 1914 an zu 4½ % . . . auf die Erben 
des W. übertragen und hiewegen iſt auf Antrag des Kom⸗ 
miſſärs am 26. März 1915 im Grundbuchheft der Sofie W. 
eine Sicherungshypothek zu Gunſten der Erben W.s auf 
dem Haus Kloſterſtr. 14 mit den Worten eingetragen worden: 
„dadurch bedingt, daß der Widerſpruch der W.ſchen Erben 
gegen den Beſtand dieſes Rechts für begründet erachtet, deſſen 
Wegfall alſo gerichtlich feſtgeſtellt wird“. 

Die Bekl. hat ſodann gegen Sofie W. wegen des auf 
1. Januar 1915 verfallenen Zieles von 1000 M. nebſt Zinſen 
die Hypothekenklage erhoben, iſt damit beim LG. St. am 
14. Juli 1915 durchgedrungen, vom OLG. aber am 3. März 
1916 rechtskräftig abgewieſen worden, da die Hypothek als 
ſog. Bordellhypothek erkannt wurde. Im Dezember 1916 
hat die Bekl. die Löſchung der Hypothek hinſichtlich des er⸗ 
wähnten Zieles bewilligt. Am 21. Juni 1915 hatte ſie ihre 
Zielerforderung im Reſtbetrag von 7600 M. nebſt Zinſen 
an Auguſt Z. abgetreten; er hat das auf 1. Januar 1916 
fällige Ziel nebſt Zinſen gegen die Sofie W. mit der Hypo⸗ 
thekenklage beim LG. St. eingeklagt und ſowohl bei dieſem 
Gericht am 3. Juni 1916 wie beim OLG. am 17. November 
1916 ein obſiegendes rechtskräftiges Urteil erzielt. Das AG. 
St. (Stadt) hat den Widerſpruch der W.ſchen Erben gegen die 
Zuteilung des Anſpruchs auf die Hypothekenzinſen für die 
Zeit vom 1. Januar bis 12. November 1914 an die Bekl. 
durch Urteil vom 28. April 1916 rechtskräftig für begründet 
erklärt und dieſen Betrag den Erben W.3 zugewieſen. 

Die erwähnte Sicherungshypothek iſt von den Erben 
W. s dem Kl. zu / am 8. März 1916 abgetreten und die 
Abtretung im Grundbuch am 25. März 1916 eingetragen 
worden. 
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Auguſt Z. hat in dem erwähnten Rechtsſtreit gegen Sophie 
W. mit ſeiner auf gutgläubigen Erwerb der Hypothek nach 
8 892 BGB. geſtützten Klage obgeſiegt, weil ein Wider⸗ 
ſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs nicht eingetra⸗ 
gen war!) und ihm die Kenntnis der Unrichtigkeit nicht nad): 
gewieſen worden iſt. Der Kl. hat nun geltend gemacht: die 
Verfügung der Bekl. über die Hypothek ſei den W.ſchen Er⸗ 
ben gegenüber wirkſam, der Anſpruch dieſer Erben und ihres 
Rechtsnachfolgers, des Kl., aus der Sicherungshypothek ſei 
infolge der Abtretung der Bordellhypothek an den Z. er⸗ 
loſchen. Nach 8 816 BGB. habe daher die Bekl. das durch 
die Verfügung Erlangte herauszugeben. 

Die Klage iſt abgewieſen worden, im Berufungsver⸗ 
fahren aus folgenden 
| Gründen: 

Die Anſicht des Klrs. und des angefochtenen Urteils, 
daß die zu gunſten des Klrs. beſtellte Sicherungshypothek 
durch den Z.ſchen Hypothekenerwerb hinfällig geworden ſei, 
iſt irrig. Den Erben des W. iſt eine durch Sicherungshypo⸗ 
thek ſichergeſtellte Forderung gegen Sophie W. gemäß 88 50, 
125, 128 ZVG. unter der Bedingung zugewieſen worden, 
daß die Gr. ſche Hypothek nicht beſteht und der Wegfall die⸗ 
ſes Rechtes feſtgeſtellt wird. Dieſe Bedingung iſt eingetreten; 
es iſt vom I. Zivilſenat des OLG. am 3. März 1916 in 
Sachen Gr. g. W. und im Anſchluß daran vom Amtsge⸗ 
richt St. Stadt am 28. April 1916 in Sachen E. gegen 
Gr. rechtskräftig feſtgeſtellt worden, daß die Gr.ſche Hypo⸗ 
thek als ſog. Bordellpfandrecht und Bordellhypothek von 
Anfang an nichtig geweſen iſt und das Güterbuch und das 
Grundbuch einen unrichtigen Inhalt gehabt haben, ſofern 
darin dieſe Hypothek als zu Recht beſtehend eingetragen war. 

Maßgebend für die Frage, ob eine bei Feſtſtellung des 
geringſten Gebots im Zwangsverſteigerungsverfahren berück⸗ 
ſichtigte Hypothek beſteht, iſt der Zeitpunkt, in welchem der 

) Vgl. Württ J. 28 S. 162. 
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Zuſchlagsbeſcheid wirkſam wird, im vorliegenden Fall alſo 
nach $ 89 3G. der Tag der Verkündung dieſes Beſcheids 
d. h. der 12. November 19141). Am 12. November 1914 
hat aber die Gr. ſche Hypothek nicht beſtanden. 

Z. hat nicht die Gr.ſche Hypothek, die nie zu Recht be⸗ 
ſtanden, ſondern immer nur eine Scheinexiſtenz geführt hat, 
erworben, vielmehr iſt zu ſeinen Gunſten, weil er den un⸗ 
richtigen Grundbuchinhalt — gegen deſſen Richtigkeit ein 
Widerſpruch nicht eingetragen war — für richtig gehalten 
hat, eine neue Hypothek entſtanden und zwar erſt am 26. Juli 
1915, an welchem Tag die Abtretung der Gr. ſchen Hypo⸗ 
thek an Z. im Grundbuch eingetragen worden iſt, wäh⸗ 
rend die Forderung gegen Sophie W. den Erben des Johan⸗ 
nes W. ſchon am 17. März 1915 zugewieſen, die Sicher⸗ 
rungshypothek dafür ſchon am 26. März 1915 ins Grund⸗ 
buch eingetragen worden iſt. Die an Stelle der Gr.ſchen 
Hypothek zufolge deren Nichtigerklärung getretene (durch Si⸗ 
cherungshypothek geſicherte) Forderung der Wiſchen Erben 
(bzw. ihrer Rechtsnachfolger) gegen Sophie W. beſteht ſo⸗ 
nach noch jetzt zu Recht und iſt nicht durch die Abtretung 
der Gr.ſchen Scheinhypothek an Z. erloſchen. 

Hienach kann es ſich höchſtens darum handeln, daß die 
Bekl., indem ſie dem Z. den gutgläubigen Erwerb einer Hy⸗ 
pothek ermöglichte, über das der Sophie W. gehörige Haus 
unberechtigterweiſe verfügt und ihr Anlaß zu einer Klage 
aus § 816 BGB. gegeben hat; dieſe Frage iſt jedoch in 
dieſem Rechtsſtreit nicht zu entſcheiden. 

Durch das Vorgehen der Bekl. können die Erben des 
W. und damit der Kl. als ihr Rechtsnachfolger nur inſofern 
geſchädigt worden ſein, als ihre Forderung gegen Sophie W. 
ſamt der dafür beſtellten Sicherungshypothek deshalb viel⸗ 
leicht weniger wert geworden iſt, weil die Hypothek des Z. 
den Vorrang vor der Sicherungshypothek erhalten hat. Ei⸗ 


1) Vgl. die Kommentare von Jäckel⸗Güthe und von Wolff zu 
§ 50 32G. 
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nen derartigen Schaden hat der Kl. aber nicht geltend ge⸗ 
macht, vielmehr iſt die Klage auf die angebliche Hinfälligkeit 
der Sicherungshypothek geſtützt. 
Dieſe Begründung aber iſt unzutreffend. 
Urteil des III. Zivilſenats vom 12. Juni 1917 i. S. 
Wacker g. Groß U. Nr. 181/1917. 
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21. 


Die Strafbarkeit eines alternativ über zwei Schweſtern 
ausgeſprochenen ehrenrührigen Bezichts. 


Aus den 
Gründen: 

Nach Feſtſtellung des Berufungsgerichts hat die Ange⸗ 
klagte vor Dritten über zwei Bauerntöchter zu verſchiedener 
Zeit, aber in Fortwirkung desſelben Entſchluſſes geäußert: „ob 
ſie ſchon das Neueſte wiſſen, es werde davon geſprochen, eine 
der beiden Töchter des G. bekomme ein Kind“ und auf die 
Frage: welche wohl? beigefügt „wahrſcheinlich die A., der 
gönne ſie es mehr als der M.“. Das Berufungsgericht hat 
trotz Nichterweislichkeit der fraglichen Tatſache eine Beleidi⸗ 
gung im Sinne des § 186 oder $ 185 StGB. verneint, weil 
die an ſich ehrverletzende Kundgebung ſich nicht gegen eine 
beſtimmte Perſon, nämlich gerade gegen die Strafklägerin ge⸗ 
richtet habe. Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft iſt begründet. 

Die den Aeußerungen der Angeklagten anhaftende Un⸗ 
beſtimmtheit beſteht nicht ſowohl darin, daß ſie nicht gegen 
eine beſtimmte Perſon gerichtet war, ſondern darin, daß 
die von der Angeklagten weitergegebene Mitteilung nicht be⸗ 
ſtimmt, ſondern nur alternativ über die Strafklägerin (und 
ebenſo über ihre Schweſter) zum Ausdruck brachte, daß ſie 
infolge außerehelichen Geſchlechtsverkehrs ſchwanger ſei, d. h. 
je für den Fall, daß dies nicht bei der anderen Schweſter zu⸗ 
treffe. Der $ 186 StGB. erfordert aber nicht, daß die Be⸗ 
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hauptung des Täters oder wie hier im Fall der Verbreitung 
die von ihm nur weiterverbreitete Behauptung eine Tatſache 
beſtimmt als wahr verſichert, vielmehr genügt die Aeußerung 
eines Verdachts, die Hinſtellung einer Tatſache als möglicher⸗ 
weiſe geſchehen, insbeſondere in Form einer bedingungsweiſen 
oder alternativen Aufſtellung. Vgl. Olshauſen, Aufl. 9, 
Anm. 9 b zu § 186 StGB.; Oppenhoff, Aufl. 14 Anm. 3 
daſ. vgl. Anm. 4, 5 zu 8 131 StGB.; RGSt. Bd. 23 S. 246; 
Stenglein, Zeitſchr. f. GerPrax. Bd. 3, S. 8; Vogt, Entſch. 
Hanſ. OLG. S. 49, Nr. 38. Nur dieſe Geſetzesauslegung 
gewährleiſtet einen genügenden Schutz der Ehre. Denn ins⸗ 
beſondere bei ehrenrührigen Gerüchten handelt es ſich viel⸗ 
fach nur um Mutmaßung und Verdacht, deren Aeußerung 
die Ehre aber kaum weniger verletzt als beſtimmte Behauptungen. 

Die Vorausſetzungen des S 185 StSB., den manche 
anwenden wollen (Stenglein, Zeitſchr. Bd. 2, S. 374; Ort⸗ 
loff, Zur Lehre von der Beleidigung S. 49), treffen keines⸗ 
wegs immer zu; denn insbeſondere die bloße Verbreitung 
enthält nicht ohne weiteres eine vorſätzliche Kundgebung der 
Mißachtung im Sinne des § 185. Es wird auch die Hand⸗ 
lung nicht bloß im allgemeinen als möglich, als dem Be⸗ 
troffenen zuzutrauen hingeſtellt, ſondern es wird — wenn 
auch unter Vorbehalt, bedingungsweiſe, alternativ — aus⸗ 
geſprochen, daß eine konkrete Tatſache in die Erſcheinung 
getreten ſei. Dieſen Sonderfall will aber $ 186 StGB. 
regeln (RG. St. Bd. 29, S. 40). Die Angeklagte hat alſo 
bezüglich der beiden Schweſtern eine beſtimmte Tatſache 
verbreitet. 

Daß die Tatſache bezüglich der Schweſter A. als wahr⸗ 
ſcheinlich hingeſtellt wurde, iſt unerheblich; und wenn etwa 
hiedurch die Angeklagte ihre perſönliche Meinung ausgeſprochen 
haben ſollte, ſo würde auch dies die Verbreitung einer ehren⸗ 
rührigen Tatſache über die Schweſter M. nicht ausſchließen, 
RG. St. Bd. 38, S. 368. Da auf dem erwähnten Rechts⸗ 
irrtum die Freiſprechung wegen Beleidigung beruht, ſo war 
nach § 393, Abſ. 1 StPO. das Urteil inſoweit aufzuheben, 
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jedoch unter Aufrechterhaltung der Feſtſtellungen. Dieſe ſind 
von dem Rechtsirrtum nicht betroffen, ſondern rechtfertigen 
eine Verurteilung wegen eines Vergehens im Sinn des $ 186 
StGB. Wenn auch das Bewußtſein der Angeklagten, die 
fragliche Tatſache ſei im Sinn dieſer Strafvorſchrift ehren⸗ 
rührig, nicht ausdrücklich feſtgeſtellt iſt, ſo läßt ſich doch aus 
dem Zuſammenhang entnehmen, daß das Berufungsgericht 
dies als ſelbſtverſtändlich bejahen wollte. Eine ausdrückliche 
Feſtſtellung war mangels eines Einwands der Angeklagten 
auch nicht erforderlich. In Anwendung des § 394, Abf. 2 
StPO. war daher mit der angeführten Einſchränkung die 
Zurückverweiſung an das Berufungsgericht geboten. 

Urteil des Ferienſtrafſenats als Strafſenat vom 21. Au⸗ 

guſt 1916 in der Strafſache gegen die Bauerntochter 

Cr. W. in H. wegen Beleidigung. 


22. 


Wie if zu verfahren, wenn an einer Freiheitsſtrafe 
ein Monat und mehrere Tage Unterſuchungshaft abzu⸗ 
rechnen ſind? 


Der Angeklagte wurde durch Urteil der Strafkammer 
vom 7. März 1916 zur Zuchthausſtrafe von 1 Jahr verur⸗ 
teilt, auf welche Strafe 1 Monat 15 Tage der erlittenen 
Unterſuchungshaft angerechnet werden ſollten. Die Zucht⸗ 
hausdirekton und die Staatsanwaltſchaft ſind im Anſchluß 
an RG. St. Bd. 29, S. 75 zutreffend darin einig, daß zu⸗ 
nächſt die erkannte Strafe vom Beginn der Strafzeit, 7. März 
1916 bis zum 7. März 1917 zu berechnen und hievon die 
Unterſuchungshaft zurückzurechnen ſei. Die Zuchthausdirektion 
will aber im Anſchluß an die Ausführungen in der D. Strafr.⸗ 
Z. Bd. 3, S. 60 zuerft die 15 Tage und dann den Monat 
abrechnen und gelangt ſo zum 20. Januar 1917 als Straf⸗ 
ende; die Staatsanwaltſchaft dagegen will in Uebereinſtim⸗ 
mung mit der bisherigen allgemeinen Uebung der württem⸗ 
bergiſchen Strafanſtalten umgekehrt verfahren und gelangt 
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daher zum 23. Januar 1917 als Strafende. Die gemäß 
88 490, 494 StPO. angerufene Strafkammer hat den Stand⸗ 
punkt der Zuchthausdirektion gebilligt mit der Begründung, 
daß beide Berechnungsweiſen möglich ſeien und daher die 
dem Angeklagten günſtigere zu wählen anzuwenden ſei. Auf 
ſofortige Beſchwerde der Staatsanwaltſchaft iſt vom Straf⸗ 
ſenat der Strafkammerbeſchluß aufgehoben und das Ende 
der Strafzeit auf den 23. Januar 1917 feſtgeſetzt worden 
mit nachſtehender 
Begründung: 

Die Berufung der Zuchthausdirektion ift nur bei der 
konkreten Sachlage für den Angeklagten günftiger, weil die 
Strafzeit zufällig am 7. März begann; hätte ſie innerhalb 
eines anderen Monats z. B. am 7. April begonnen, ſo wäre 
die Berechnungsweiſe die für den Angeklagten ungünſtigere. 
Sie muß aber vernünftigerweiſe eine einheitliche ſein und es 
geht nicht an, je nach dem Zeitpunkte des Strafbeginns die 
eine oder andere anzuwenden. Auf dieſem Standpunkte ſteht 
übrigens auch die erwähnte Einſendung in der deutſchen 
Strafrechtszeitſchrift. Aber deren weitere Ausführung „tat⸗ 
ſächlich ſei die Zurückrechnung nichts anderes als ein Sub⸗ 
traktionsexempel und es folge aus den Elementarregeln der 
Rechenkunſt, zuerſt die Tage, dann die Wochen und zuletzt 
die Monate abzuziehen“, iſt verfehlt. Denn nach der zu⸗ 
grunde liegenden Berechnungsweiſe von R. St. Bd. 29, S. 75 
handelt es ſich rechneriſch gerade nicht um eine Subtraktion, 
ſondern um Zurückrechnung einer Friſt von einem Endtermin. 
Die Berechnungsweiſe der Zuchthaus direktion mag vielleicht 
dann berechtigt ſein, wenn zugleich auf Tage erkannt iſt, die 
dann bei Berechnung der erkannten Strafzeit an das Ende 
zu ſtehen kommen, — wenigſtens im Betrag dieſer Tage, auf 
die erkannt iſt. Lautet aber die erkannte Strafe nur auf 
Monate oder wie hier auf einen mehrere Monate umfaſſenden 
Zeitraum, ſo erſcheint das umgekehrte Verfahren als das 
richtige. Denn da die Strafzeit dann in Anwendung des 
8 19 StGB. nach dem Kalender berechnet wird, jo ergibt 
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ſich zunächſt ein Zeitraum von beſtimmten kalendermäßigen 
Monatsfriſten von verſchiedener Tageszahl. Soll nun nach 
dem Urteil neben Tagen ein Monat Unterſuchungshaft an⸗ 
zurechnen ſein, der wiederum gemäß § 19 StGB. nach dem 
Kalender zurückzurechnen iſt, ſo erſcheint es als das nächſt⸗ 
liegende und natürliche, daß von jenen Monatsfriſten der zunächſt 
berechneten Strafzeit eine in Wegfall kommt, nicht aber daß 
infolge zuerſt vorgenommener Zurückrechnung von Tagen ganz 
andere kalendermäßige Monatsfriſten eröffnet werden und 
von dieſen eine wegfällt. 

Beſchluß des Strafſenats vom 23. Oktober 1916 in der 

Strafſache gegen P. N. von T. wegen Diebſtahls i. R. 


23. 


Kann ein vom Ehemann für die Ehefran geſtellter 
Strafantrag von dieſer wirkſam zurückgenommen 
werden? 


Die Frage wurde vom Strafſenat verneint. 

Der Angeklagte iſt wegen Körperverletzung gegen § 223, 
Abſ. 2 StGB. zum Nachteil ſeiner Mutter und wegen Körper⸗ 
verletzung i. S. des § 223, Abſ. 1 daſ. zum Nachteil 
ſeines Stiefvaters zu Strafe verurteilt worden auf Grund eines 
von letzterem wegen beider Straftaten geſtellten Strafantrags. 
Die auf Verurteilung wegen Mißhandlung der Mutter be⸗ 
ſchränkte Reviſion wurde verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Die Reviſion rügt Verletzung der 88 61 —64, 232, Abſ. 2 
StGB. Es wird geltend gemacht, daß der bei den Akten 
erſter Inſtanz liegende Brief der Mutter des Angeklagten 
nichts anderes als eine Zurücknahme des Strafantrags ent⸗ 
halte, dieſe Erklärung aber nicht für wirkungslos zu erachten 
ſei, weil wenn eine Mehrheit von Perſonen zum Strafantrag 
berechtigt ſei, eine Mehrheit auch berechtigt ſein müſſe, den 
Strafantrag zurückzunehmen; ebenſo wie der Strafantrag von 
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einem Berechtigten gegen den Willen eines anderen geſtellt 
werden könne, müſſe logiſcherweiſe ein Strafantrag auch gegen 
den Willen eines anderen zurückgenommen werden können. 
Dieſe Rüge iſt verfehlt. 

Zur Zurücknahme eines Strafantrags iſt grundſätzlich 
nur der berechtigt, der den Strafantrag geſtellt hat (Ols⸗ 
hauſen Ziff. 7 zu § 64 StGB., Frank Ziff. II, 1. Abſ.). 
Nur der Vertretene kann den vom Vertreter geſtellten Antrag 
zurücknehmen oder der ſpäter eintretende Vertreter den von 
einem früheren Vertreter geſtellten. Die Antragsbefugnis des 
Ehemanns aber iſt eine ſelbſtändige. Wenn auch nach den 
Motiven zum StGB. die in $ 195 bzw. 232 StGB. dem 
Ehemann eingeräumte Antragsbefugnis nicht die mittelbare 
Injurie berückſichtigt, ſondern die Rechte beleidigter Ehefrauen 
beſonders gewahrt werden ſollen, ſo übt der Ehemann ſein 
Antragsrecht doch nicht in Vertretungsmacht ſeiner Ehe⸗ 
frau, ſondern kraft eigenen, von dem etwaigen gegenteiligen 
Willen der Ehefrau unabhängigen Rechts aus. Die ſelb⸗ 
ſtändige Antragsbefugnis des Ehemanns aber wäre illuſoriſch, 
wenn die Ehefrau den gegen ihren Willen geſtellten, aber 
trotzdem rechtswirkſam geſtellten Strafantrag gegen den Willen 
des Ehemanns rechtswirkſam zurücknehmen könnte. Hienach 
kann die Frage auf ſich beruhen, ob überhaupt in dem Brief 
der Mutter eine Zurücknahme des Strafantrags zu erblicken iſt. 

Urteil des Strafſenats vom 23. Oktober 1916 in der 

Strafſache gegen O. H. R. in E. wegen Körperverletzung. 


24. 


Ber ſubjektive Tatbeſtand der Stenergefährdung im 
Sinne des Art. 70 des Einkommensſtenergeſ. 


Aus den 
Gründen: 
Der Angekl. hatte ſein ſteuerbares Jahreseinkommen aus 
Grundeigentum, Kapital und Gewerbe für 1909 auf 3780 M., 
für 1910 auf 3687 M., für 1911 auf 4445 M. angegeben. 
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Tatſächlich berechnete ſich dasſelbe für 1909 auf 14046 M., 
für 1910 auf 23614 M., für 1911 auf 19831 M. Von der 
Strafkammer wurde er wegen 3 Vergehen gegen Art. 70, 
Abſ. 1, Z. 1 a EinkStG. je in einer Handlung zuſammen⸗ 
treffend mit einem Vergehen nach Art. 71, Abſ. 1 u. 2 daſ., 
vgl. Art. 24 Gemeinde StGeſ. verurteilt. Dies geſchah auf 
Grund der Feſtſtellung: er habe mindeſtens gewußt, daß ſein 
ſteuerbares Jahreseinkommen jedenfalls jährlich 6500 M. 
betrage und er habe es niederer angegeben, um nur den an⸗ 
gegebenen Betrag verſteuern zu müſſen und zwar habe er zu 
dieſem Zweck das gewerbliche Roheinkommen abſichtlich zu 
nieder angegeben; wenn ihm auch die Grundlagen für eine 
genaue Berechnung fehlten, habe er doch gewußt, daß ſein 
gewerbliches Roheinkommen die angegebene Summe erheblich, 
näherhin in dem einem ſteuerbaren Einkommen von 6500 M. 
entſprechenden Betrag überſteige und er habe im Bewußtſein 
gehandelt, daß die falſchen Angaben geeignet ſeien zur ent⸗ 
ſprechenden Verkürzung der Steuer zu führen, ſowie in der 
Abſicht dieſen Erfolg herbeizuführen; er habe den bei An⸗ 
nahme eines ſteuerbaren Jahreseinkommens von 6 500 M. 
ſich ergebenden Steuerbetrag für jede zutreffende Form der 
Berechnung mit voller direkter Abſicht gewollt, während nicht 
bewieſen ſei, daß er ſich bewußt war, ſeine Angaben ſeien 
geeignet einen höheren Steuerbetrag herbeizuführen oder daß 
er die Abſicht hatte, die Steuer in beliebig zutreffender und 
deshalb auch in der für das oben berechnete Einkommen ſich 
ergebenden Höhe zu gefährden; bezüglich des weiteren Ein⸗ 
kommens habe er zu einem kleinen Teil zwar wiſſentlich, aber 
nicht in der Abſicht der Steuerverkürzung, immerhin jedoch 
ſchuldhaft gehandelt, im übrigen fahrläſſig. 

Die vom K. Steuerkollegium als Nebenkläger eingelegte 
Reviſion rügt Verletzung des Art. 70 EinkStGeſ. mit der 
Begründung: das Urteil erfordere zur Abſicht der Steuer⸗ 
verkürzung offenbar die wiſſentlich unrichtige, den Erfolg der 
Steuerverkürzung unmittelbar bezweckende („volle direkte 
Abſicht“) Angabe, während die wiſſentlich unwahre Angabe 
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mit dem Bewußtſein genüge, daß der Erfolg der Steuer⸗ 
verkürzung notwendig eintreten müſſe; eine genaue zahlen⸗ 
mäßige Vorſtellung von ſeinem Einkommen brauche der Steuer⸗ 
pflichtige hiebei nicht zu haben. Die Strafkammer habe eine 
Feſtſtellung darüber nicht getroffen, ob ſich der Angekl. der 
höheren Beträge überhaupt bewußt war oder nicht, es handle 
ſich nicht um die Herbeiführung eines „Steuerbetrugs“, auf 
das Bewußtſein hievon komme es daher nicht an; dieſe Lücke 
werde auch nicht durch die ſpätere Feſtſtellung ausgefüllt, 
der Angekl. habe ſoweit nicht abſichtliche Steuergefährdung 
feſtgeſtellt ſei, die unrichtige Angabe bei pflichtgemäßer Sorg⸗ 
falt vermeiden können und ſich ſagen müſſen, ſeine Einnahmen 
ſeien weſentlich höher als einem ſteuerbaren Jahreseinkommen 
von 6500 M. entſpreche. Denn einmal komme es nicht auf 
die Vorſtellung von den Einnahmen ſondern von dem Ein⸗ 
kommen an und weiter habe die Schuldform der Fahrläſſig⸗ 
keit ſubſidiären Charakter, ſie ſchließe nicht aus, daß tatſäch⸗ 
lich eine andere Schuldform vorliege. 

Die Angriffe der Reviſion ſind nicht begründet. Nach 
Annahme der Strafkammer hat der Angekl. zwar gewußt, 
daß ſein ſteuerbares Jahreseinkommen jedenfalls 6500 M. 
betrage und daß im beſonderen ſein gewerbliches Rohein⸗ 
kommen die angegebene Summe um den bei einem ſteuer⸗ 
baren Einkommen von 6 500 M. ſich ergebenden Mehrbetrag 
überſteige. Die Strafkammer hält aber nicht für bewieſen, 
daß der Angekl. gewußt habe, daß ſein ſteuerbares Einkommen 
und im beſonderen ſein gewerbliches Roheinkommen höher 
ſeien. In dieſem Sinn muß, wie der Zuſammenhang ergibt, 
die allerdings zweideutige und daher zu Mißverſtändnis Anlaß 
gebende Ausführung, es ſei nicht nachweisbar, daß der An⸗ 
gekl. ſich bewußt geweſen ſei, daß ſeine Angaben geeignet 
ſind, einen höheren Steuerbetrug herbeizuführen, verſtanden 
werden. Das Urteil enthält alſo die von der Reviſion be⸗ 
hauptete Lücke nicht. Nun iſt allerdings zu der Annahme 
einer abſichtlichen Steuerverkürzung im geſamten, zu wenig 
angegebenen Betrag nicht eine genaue zahlenmäßige Kenntnis 
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des tatſächlichen Einkommens erforderlich (Goltd. Arch. Bd. 61, 
S. 118). Erforderlich iſt aber jedenfalls der auf die Nicht⸗ 
verſteuerung des geſamten Betrags gerichtete Wille, alſo bei 
Annahme eines Einkommens von 6500 M. durch den An⸗ 
gekl. der wenigſtens eventuelle Wille, auch einen etwaigen 
höheren Betrag der Verſteuerung zu entziehen. Dieſen Willen 
hat aber die Strafkammer verneint mit der zureichenden Feſt⸗ 
ſtellung, es ſei auch nicht erweislich „daß der Angekl. die Ab⸗ 
ſicht gehabt habe, die Steuer in beliebig zutreffender und des⸗ 
halb auch in der für das oben berechnete Einkommen ſich 
ergebenden Höhe zu gefährden“. 

Es ſind keine Anhaltspunkte dafür gegeben, daß die 
Strafkammer den Begriff der Abſicht hiebei nicht im Sinn 
des Geſetzes, welches damit nichts anderes als den Vorſatz, 
den auf den Erfolg gerichteten Willen verſteht, gebraucht hat. 
Die Wendung „volle direkte Abſicht“ gebraucht die Straf⸗ 
kammer nur in anderem Zuſammenhang zu dem Zweck, um 
zum Ausdruck zu bringen, daß der Angekl. bis zu einem Ein⸗ 
kommen von 6 500 M. die Steuerverkürzung direkt bezweckt 
habe; hat er aber inſoweit mit dieſem qualifizierten Vorſatz. 
gehandelt, ſo war es auch am Platze, dies auszuſprechen. Die 
Ausführung des Urteils, es ſei nicht erwieſen, daß der An⸗ 
gekl. ſich bewußt geweſen ſei, daß ſeine Angaben geeignet 
ſeien, einen höheren Steuerbetrug herbeizuführen uſw., weiſen 
vielmehr poſitiv darauf hin, daß die Strafkammer von zu⸗ 
treffender Rechtsanſchauung ausging. 

Im übrigen ließ das Urteil einen Rechtsirrtum nur zu 
ungunſten des Angekl. erkennen, inſoweit er nämlich zum Er⸗ 
ſatz der dem Nebenkl. (Steuerkollegium) erwachſenen not⸗ 
wendigen Auslagen verpflichtet wurde. Dies entſprach aller⸗ 
dings der früheren Praxis. Unter Aufgabe dieſer Rechts⸗ 
anſchauung (Württ J. Bd. 25, S. 323) hat der Straf⸗ 
ſenat in Uebereinſtimmung mit dem Reichsgericht (RSt. 
Bd. 48, S. 340) ſich in einer neueren Entſcheidung vom 
15. Nov. 1915 auf den Standpunkt geſtellt, daß die Vor⸗ 
ſchriften des 8 503, Abſ. 1 u. 2 StPO. im Verhältnis 
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der Verwaltungsbehörde zum Angekl. keine Anwendung finden 
können; hieran iſt feſtzuhalten. 
Urteil des Strafſenats vom 9. Oktober 1916 in der 
Strafſache gegen Ch. K. in W. wegen Einkommens⸗ 
ſteuergefährdung. ö 


25. 


Was iſt unter „Mitwirken als Mittelsperſon“ im Sinn 
des Art. 5, Abf. 1 Lotteriegeſ. zu verſtehen? 


Aus den 
Gründen: 

Der Angekl. war wegen 4 Vergehen gegen Art. 5, Abſ. 1, 
S. 2, Abſ. 2 u. 4 des Württ. Lotteriegeſetzes vom 18. Au⸗ 
guſt 1911 verurteilt und ſeine hiegegen gerichtete Reviſion 
iſt verworfen worden. Die von ihr beanſtandete Annahme 
des Berufungsgerichts, der Angekl. betreibe den Loshandel 
gewerbsmäßig und leiſte bei ihm gewerbsmäßig Hilfe, recht⸗ 
fertigt ſich auf Grund der tatſächlichen Feſtſtellung, daß er 
den Abſatz von Loſen als eine von vornherein auf fortge⸗ 
ſetzten Erwerb hieraus gerichtete Tätigkeit ausübe und daß 
er ebenſo anderen bei einem ſolchen Handel Hilfe leiſte. Auch 
die weitere Annahme, der Angekl. habe beim Anbieten von 
Loſen zum Erwerb als Mittelsperſon mitgewirkt, iſt nicht zu 
beanſtanden. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt trat der 
Angekl. auf Grund einer von ihm veröffentlichten Chiffre⸗ 
anzeige, daß ſich jemand das Geld für eine Ueberſeereiſe ver⸗ 
dienen könne, mit dem Zeugen H. K. in Berlin unter dem⸗ 
ſelben Vorgeben in Verbindung, mietete ihn in Hamburg in 
einem Gaſthaus ein unter Zahlung eines Wochenlohns und ließ 
ſich von ihm eine Poſtvollmacht ausſtellen, wobei er nach 
einiger Zeit geſtand, es handle ſich um ein allerdings mit 
Strafe bedrohtes Lotteriegeſchäft. Auf dies reiſte H. K. wie⸗ 
der nach Berlin zurück, beließ aber die Vollmacht in den 
Händen des Angekl., ohne ſie jedoch wie dieſer verlangte, 
notariell beglaubigen zu laſſen. In der Folge erhielten 4 in 
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Württemberg wohnhafte Perſonen Losangebote der daſelbſt 
nicht zugelaſſenen H. Stadtlotterie von einem Losgeſchäft 
H. K. in Hamburg überſandt. Die Strafkammer hat das 
Schutzvorbringen des Angekl., er habe nicht ſelbſt die Los⸗ 
angebote überſandt, ſondern ein gewiſſer W. St., als nicht 
widerlegt, jedoch als erwieſen erachtet, daß der Angekl. ſich 
im Auftrag des St. oder eines anderen Hintermannes in 
Kenntnis des Zwecks die Vollmacht ausſtellen ließ und ſie 
dann dem Hintermann übergab, um ihm unter der Deckadreſſe 
H. K. den ungeſtraften Vertrieb nicht zugelaſſener Loſe zu 
ermöglichen. 

Die Reviſion macht geltend, der Angekl. habe nicht bei 
einem Geſchäft oder einer Handlung im Sinne von Abſ. 1 
des Art. 5, alſo nicht beim Losvertrieb ſelbſt, als Mittels⸗ 
perſon mitgewirkt. Allerdings enthält nicht jede Beihilfe⸗ 
handlung eine Mitwirkung als Mittelsperſon und das Vor⸗ 
liegen einer ſolchen bei einem Geſchäft oder einer Handlung 
im Sinn des Abſ. 1, Art. 5 LottGGeſ. wäre vielleicht zu ver⸗ 
neinen, wenn die Vermittlung des Angekl. ſich darauf be⸗ 
ſchränkt hätte, den H. K. dem Hintermann zwecks unmittel⸗ 
barer Bevollmächtigung des letzteren zuzuführen. H. K. trat 
aber mit dem eigentlichen Losverkäufer in keinerlei unmittel⸗ 
bare Beziehung, ſondern lediglich mit dem Angekl.; durch die 
nach Annahme der Strafkammer gutgläubige Ausſtellung und 
Belaſſung der nach der Urteilsfeſtſtellung auch ohne Beglaubigung 
verwertbaren Poſtvollmacht ſetzte H. K. den Angekl. und zu⸗ 
nächſt nur dieſen in den Stand, ihn und zwar ſchon bei den 
Losangeboten des Deckadreſſaten zu benützen, da die Be⸗ 
nützung fremden Namens ohne die Poſtvollmacht nicht Sinn 
und Zweck gehabt hätte. Die unter dem Namen des H. K. 
gemachten und daher formell zunächſt als ſeine Angebote er⸗ 
ſcheinenden Losangebote erfolgten vom Standpunkt des H. K. 
aus betrachtet für den Angekl. als Geſchäftsherrn und Hinter⸗ 
mann, tatſächlich aber durch ſeine Perſon hindurch für einen 
Dritten, da der Angekl. von Anfang für dieſen gehandelt und 
ihm insbeſondere durch die Weitergabe der Vollmacht die 
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Ausnützung der Deckadreſſe ermöglicht hatte. Der Angekl. 
war bisher Mittelsperſon bei den Losangeboten, mag man 
darunter denjenigen verſtehen, der zwiſchen dem eigentlichen 
Verkäufer und dem Publikum ſtehend im Intereſſe des Ver⸗ 
kaufs tätig wird (vgl. Oppenhoff, Rechtſpr. des Obertrib. 
Bd. 15, S. 368) oder nur denjenigen, der im Auftrag und 
an Stelle des eigentlichen Verkäufers auf den Verkauf ge⸗ 
richtete Handlungen vornehmen ſoll (Räuberg, Lotterieſtrafr. 
S. 373, Recht 1907, Sp. 163). Weitere Handlungen des 
Angekl. bei den Losangeboten ſelbſt waren nicht erforderlich, 
da durch ſeine im voraus entwickelte Tätigkeit jedes einzelne 
Angebot gefördert wurde. 

Urteil des Strafſenats vom 16. Oktober 1916 in der 

Strafſache gegen Kaufmann M. S. in H. wegen Lotterie⸗ 

vergehens. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


13. 


Ob eine Riehhaltung und die Berwertung der daraus 

ſich ergebenden Erzengniſſe als gewerbeſtenerpflichtiger 

Betrieb zu gelten hat, wird allein nach den Beſtim⸗ 
mungen des Gewerbeſtenergeſetzes entſchieden. 


Aus den 
Gründen: 

I. Die praktiſchen Tierärzte Dr. B. und K. in St. be⸗ 
treiben unter dem Namen Neue St. .. er Milchzentrale den 
Milchhandel, indem ſie Milch aufkaufen und an Kunden ab⸗ 
ſetzen; ſodann betreiben fie unter der Firma St.. . er Milch⸗ 
kuranſtalt vormals G. die Gewinnung von Kinder- und Kur⸗ 
milch, auch paſteuriſiert und ſteriliſiert, und die Erzeugung 
von Kefir⸗ und Joghurtpräparaten zu Kurzwecken. Die 
Milchkuranſtalt gewinnt ihre Milch ausſchließlich aus eigenen 
Kühen, die mit aufgekauftem Futter gefüttert werden. Eigene 
und gepachtete Grundſtücke zur Futtergewinnung ſind nicht 
vorhanden. Dr. B. und K. ſind mit beiden Betrieben ſeit 
Jahren zur Gewerbeſteuer einheitlich veranlagt. Auf 1. April 
1913 hatte die Schätzungskommiſſion das Gewerbeſteuerkapi⸗ 
tal von —: 15875 M. auf —: 21745 M. erhöht. Auf 
erhobene Beſchwerde hat dann das Steuerkollegium, Abtei⸗ 
lung für direkte Steuern, am 19. November 1913 das 
Steuerkapital auf den früheren Betrag von —: 15875 M. 
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(bzw. gekürzt 11113 M.) ermäßigt. Beſchwerde gegen dieſe 
Entſcheidung gemäß Art. 99 Abſ. 2 in Verbindung mit Art. 5. 
Abſ. 6 Grund⸗, Gebäudes und Gewerbeſteuergeſetz vom 87 
Auguſt 1903, Rgbl. 344, haben Dr. B. und K. innerhalb 
der geſetzlichen Friſt von 15 Tagen nicht erhoben, dagegen 
haben ſie mit Schriftſatz vom 28. März 1914 die Gewerbe⸗ 
ſteuerpflicht der Milchkuranſtalt überhaupt beſtritten und 
Exkataſtrierung vom laufenden Steuerjahr an ſowie Rück⸗ 
erſtattung ſämtlicher angeblich zu Unrecht bezahlter, nicht 
verjährter Gewerbeſteuer mit der Begründung verlangt, das 
Gewerbeſteuergeſetz enthalte keine Beſtimmung des Begriffs 
Gewerbe, man ſei alſo auf die allgemeinen Beſtimmungen 
der Reichsgewerbeordnung angewieſen. Nach dieſer ſei nicht 
als Gewerbe anzuſehen die auf Gewinnung roher Natur⸗ 
erzeugniſſe gerichtete Tätigkeit, die ſog. Urproduktion. Eben⸗ 
ſowenig ſei als Gewerbebetrieb anzuſehen die der Natur 
dieſer Produktion entſprechende Reinigung, Zurichtung und 
Verarbeitung der ſelbſtgewonnenen Rohſtoffe. Auch der Ver⸗ 
kauf der ſelbſtgewonnenen Rohprodukte ſei inſolange nicht 
als Gewerbebetrieb anzuſehen, als er nicht in einer die üb⸗ 
lichen Grenzen überſchreitenden gewerbsmäßigen Weiſe ſtatt⸗ 
finde, z. B. durch Halten eines offenen Ladens. Urproduk⸗ 
tion ſei vor allem die Landwirtſchaft, hierunter ſei aber im 
weiteren Sinn zu verſtehen derjenige Zweig wirtſchaftlicher 
Tätigkeit, der die Erzeugung pflanzlicher oder tieriſcher Roh⸗ 
ſtoffe zum Gegenſtand habe und ſich zu dieſem Zweck mit 
der Bebauung des Bodens, Landbau, oder mit der Pflege 
landwirtſchaftlicher Nutztiere, Viehzucht, Viehhaltung befaſſe. 
Da alle dieſe Begriffsmerkmale bei der Milchkuranſtalt zu⸗ 
treffen, habe die Strafkammer des K. Landgerichts Stutt⸗ 
gart mit Urteil vom 5. Februar 1912 dahin entſchieden, daß 
dieſer Betrieb als ein landwirtſchaftlicher anzuſehen und 
nicht der Gewerbeordnung unterſtellt ſei. Das K. Steuer⸗ 
kollegium, dem der Schriftſatz vom 28. März 1914 vom K. 
Hauptſteueramt zur Entſcheidung vorgelegt worden war, hat 
die erhobene Beſchwerde am 2. Mai 1914 aus ſachlichen 
21 * 
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Gründen abgewieſen, ebenſo das K. Finanzminiſterium am 
19. Juni 1914. Hiebei iſt das Miniſterium von Nachſtehen⸗ 
dem ausgegangen: Für die Frage, ob der Betrieb der Milch⸗ 
kuranſtalt der Beſchwerdeführerin gewerbeſteuerpflichtig ſei, 
ſeien nicht die Beſtimmungen der Gewerbeordnung, ſondern 
ausſchließlich die Beſtimmungen des Grund⸗, Gebäude⸗ und 
Gewerbeſteuergeſetzes vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903, 
Reg Bl. von 1903 S. 344, maßgebend. Vom Standpunkt 
diefes Geſetzes aus könne aber bei der Geſtaltung des Be⸗ 
triebs der Milchkuranſtalt kein Zweifel beſtehen, daß es ſich 
nicht um einen landwirtſchaftlichen Betrieb handle, welcher 
der Grundſteuer unterliege, ſondern um einen gewerblichen 
Betrieb. Liege aber ein gewerblicher Betrieb vor, ſo ſei die 
Gewerbeſteuerpflicht begründet, weil die Befreiungsbeſtim⸗ 
mung in Art. 2 Ziff. 8 des Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes auf ihn keine Anwendung finde, inſofern die 
Erzeugniſſe der Milchkuranſtalt nicht von Tieren gewonnen 
werden, die mit Produkten von eigenen oder gepachteten 
Grundſtücken ernährt werden, ganz abgeſehen davon, daß ſie 
jedenfalls z. T. auch nicht in einem Zuſtand verkauft wer⸗ 
den, der in dem Kreiſe des gewöhnlichen landwirtſchaftlichen 
Betriebs liege. 

Die ihnen am 20. Juni zugeſtellte Entſcheidung des 
Finanzminiſteriums haben Dr. B. und K. mit Schriftſatz 
vom 2. Juli 1914 mit der Rechtsbeſchwerde an den Ver⸗ 
waltungsgerichtshof angefochten. 

II. Der Verwaltungsgerichtshof geht davon aus, daß 
mit der neuerdings bei den Steuerbehörden erhobenen Be? 
ſchwerde die Gewerbeſteuerpflicht der Milchkuranſtalt an ſich 
beſtritten wurde. Deshalb war für die Beſchwerde nach 
Art. 16 Abſ. 2 GewStG. der Weg der ſog. allgemeinen 
Verwaltungsbeſchwerde (Verf. Urkunde §8 36—38) eröffnet, 
der an keine beſondere Friſt gebunden iſt, und es ſcheidet 
danach die Frage der Friſtverſäumnis und damit der Un⸗ 
ſtatthaftigkeit der Beſchwerde (Art. 59 Abſ. 2 Verwaltungs⸗ 
rechtspflegegeſetzes) aus. Die Rechtsbeſchwerde iſt ſonach 
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rechtzeitig und formrichtig erhoben, es war ihr aber der Er⸗ 
folg zu verſagen. 

Bei der Frage, ob es ſich bei der Milchkuranſtalt ſteuer⸗ 
lich um einen landwirtſchaftlichen oder um einen gewerblichen 
Betrieb handelt, ſind die allgemeinen Beſtimmungen der 
Reichsgewerbeordnung nicht ohne weiteres maßgebend, maß⸗ 
gebend ſind vielmehr, wie ſchon der angefochtene Beſcheid 
zutreffend feſtgeſtellt hat, die Beſtimmungen des Grund», 
Gebäude⸗ und Gewerbeſteuergeſetzes. In Art. 1 Ziff. 3 unter⸗ 
wirft dieſes Geſetz die im Land betriebenen ſtehenden Ge⸗ 
werbe jeder Art der Gewerbeſteuer. Eine Beſtimmung 
des Begriffs des Gewerbes gibt das Geſetz nicht. Wie der 
Verwaltungsgerichtshof ſchon früher feſtgeſtellt hat (W. 
Jahrbücher 13 S. 119), iſt unter Gewerbe im Sinn des 
Geſetzes anzuſehen jede fortgeſetzte, mit der Abſicht auf Ge⸗ 
winnerzielung unternommene ſelbſtändige und erlaubte Ar⸗ 
beitstätigkeit, die ſich als Beteiligung am allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verkehr darſtellt. Unter den Begriff des Ge⸗ 
werbes in dieſem Sinn und damit unter Art. 1 Ziff. 3 
GewStG. und deſſen Steuerpflicht fällt auch der Betrieb 
der Milchkuranſtalt der Beſchwerdeführer. Es könnte ſich 
höchſtens darum handeln, ob nicht Art. 2 Ziff. 8 GewStG., 
wonach der Handel mit Erzeugniſſen von eigenen oder ge⸗ 
pachteten Grundſtücken ſowie mit den davon ernährten Tie⸗ 
ren und deren Erzeugniſſen von der Gewerbeſteuer ausge⸗ 
nommen iſt, auf den Betrieb der Milchkuranſtalt zutrifft. 
Dies hat aber der angefochtene Beſcheid mit Recht verneint. 
Es iſt alſo auch die Viehhaltung und die Verwertung der 
daraus ſich ergebenden Erzeugniſſe in der von der Milchkur⸗ 
anſtalt betriebenen Art Gewerbebetrieb im Sinn des GewStG. 
ohne Rückſicht darauf, ob ſie ſich im Sinn der Gewerbe⸗ 
ordnung als landwirtſchaftlicher Betrieb darſtellen. 

Urteil in der R. B.ſache der Firma St. ... Milchkur⸗ 

anſtalt vom 14. April 1915. 
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14. 


Nach dem Reichsbeſtenerungsgeſetz vom 15. April 1911 
8 11 kann eine württ. Gemeinde das Reich noch bis 
zum 1. April 1921 zur Gemeindeeinkommenſtener inſo⸗ 
weit heranziehen, als fie im Rechnungsjahr 1910 tatſäch⸗ 
lich Schon ihr Beſtenerungsrecht ausgeübt hat. 


In den 
Gründen 
iſt ausgeführt: 

I. Ein Teil des Truppenübungsplatzes H. liegt auf Mar⸗ 
kung E. Das Reich bezog aus den in Betracht kommenden 
Grundſtücken am 1. April 1910 ein Einkommen. Von die⸗ 
ſem Einkommen hat die Gemeinde E. 1910 zunächſt keine 
Steuer verlangt; auch war das Reich jür 1910 weder zur 
Einkommenſteuer veranlagt noch bezahlte es eine ſolche; erſt 
am 31. Mai 1911 verlangte die Stadtgemeinde E. nachträg⸗ 
lich Einkommenſteuer für 1910. Das Kameralamt B... 
ſetzte hierauf am 19. Februar 1912 das ſteuerpflichtige Ein⸗ 
kommen des Reichs aus den in Betracht kommenden Grund⸗ 
ſtücken auf 2094 Mk. feſt. Das Steuerkollegium hat die Be⸗ 
ſchwerde des Reichs hiegegen am 4. Auguſt 1913 als unbe⸗ 
gründet abgewieſen und dabei ausdrücklich feſtgeſtellt, daß 
die Nachſchätzung geſetzlich begründet geweſen und daß die 
Höhe der Veranlagung nicht zu beanſtanden ſei. Auf die 
weitere Beſchwerde der Militärverwaltung hat das Miniſte⸗ 
rium des Innern am 19. Februar 1914 die Streitſache auf 
den Verwaltungsrechtsweg verwieſen, ohne ſich auf die Steuer⸗ 
einſchätzung ſelbſt einzulaſſen. Die Stadtgemeinde E. er⸗ 
hob am 19. Juni 1914 gegen den Reichsmilitärfiskus Klage. 
Sie beantragte zu erkennen: Es wird feſtgeſtellt, daß der 
Beklagte ſchuldig iſt, der Klägerin Gemeindeeinkommenſteuer 
aus Grundbeſitz vom Rechnungsjahr 1910 ab zu entrichten. 
Der Beklagte beantragte koſtenfällige Abweiſung der Klage. 
Mit Urteil vom 27. Oktober 1914 erkannte die Kreisregie⸗ 
rung, der Beklagte ſei ſchuldig, der Klägerin Gemeindeein⸗ 
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kommenſteuer aus Grundbeſitz vom Rechnungsjahr 1910 ab 
bis zum 1. April 1921 zu entrichten. Hiebei iſt die Kreis⸗ 
regierung von Nachſtehendem ausgegangen: Die Berechtigung 
der Stadtgemeinde E., den Reichsmilitärfiskus aus dem Ein⸗ 
kommen aus feinem auf E,er Markung befindlichen Grundbeſitz 
zur Einkommenſteuer für das Jahr 1910 heranzuziehen, könne 
angeſichts des Urteils des Verwaltungsgerichtshofs vom 22. 
September 1909 nicht in Zweifel gezogen werden. Dieſes Recht 
ſei auch nicht durch das am 1. April 1911 in Kraft getretene 
Reichsbeſteuerungsgeſetz beſeitigt worden, da dieſem Geſetz keine 
rückwirkende Kraft innewohne, eine ſolche vielmehr nach dem 
ausdrücklichen Beſchluß der Reichstagskommiſſion habe ausge⸗ 
ſchloſſen werden ſollen. (Vgl. Reichstagsverh. Bd. 277 
S. 2923 zu § 10.) Die Nachholung der Steuerveranlagung 
ſei hienach zu Recht erfolgt. Auch der weitere Einwand gegen 
die Steuerveranlagung, daß ein ſteuerpflichtiges Einkom⸗ 
men nicht vorhanden ſei, ſei hinfällig. Der Beklagte habe aus 
den Grundſtücken des Truppenübungsplatzes im Jahr 1910 
tatſächlich ein Einkommen bezogen. Dies genüge zur Feſt⸗ 
ſtellung der Steuerpflicht an ſich, denn dieſes Einkommen ſei 
nach den württ. Steuergeſetzen grundſätzlich der Gemeinde⸗ 
beſteuerung unterworfen. Die Höhe des Einkommens und 
der ſtatthaften Abzüge an demſeben zu beſtimmen, ſei Sache 
des Steuereinſchätzungs verfahrens. Dem Beſteuerungsan⸗ 
ſpruch für die folgenden Jahre bis zum 1. April 1921 ſtehe 
allerdings der Wortlaut des § 11 des Reichsbeſteuerungsge⸗ 
ſetzes entgegen. Allein die wörtliche Auslegung dieſer Be⸗ 
ſtimmung führe zu unhaltbaren Folgerungen. Auch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte derſelben nötige durchaus nicht, auf die tat⸗ 
ſächliche Steuerleiſtung im Jahr 1910 die entſcheidende Be⸗ 
deutung zu legen. Die vom Berichterſtatter der Reichstags⸗ 
kommiſſion in 2. Leſung beantragte Geſetzesbeſtimmung ſollte 
„denjenigen Gemeinden, welche bisher eine ſolche Einkom⸗ 
menſteuer vom Reich erhoben hätten, dieſe Einnahme wenig⸗ 
ſtens für eine gewiſſe Uebergangszeit ſichern, damit ſie ſich auf 
den nach Ablauf der Uebergangszeit eintretenden Fortfall ein⸗ 
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richten können“. Hiedurch ſollte den in Betracht kommenden 
Gemeinden eine Abfindung für das in erſter Leſung be⸗ 
ſchloſſene, aus grundſätzlichen Bedenken und wegen der Ge- 
fährdung des Zuſtandekommens des Geſetzes aber wieder fal⸗ 
en gelaſſene Beſteuerungsrecht gewährt werden. Es habe 
nicht in der Abſicht des Geſetzgebers liegen können, den An⸗ 
ſpruch der Gemeinden auf die Einkommenſteuer für die Ueber⸗ 
gangszeit von der tatſächlichen Steuerleiſtung abhängig zu 
machen, die ja ganz in das Belieben des Reichs geſtellt gewe⸗ 
ſen wäre. Vielmehr ſei als Sinn und Zweck jener Geſetzes⸗ 
vorſchrift feſtzuſtellen, daß das Beſteuerungsrecht denjenigen 
Gemeinden, welche es ſchon im Jahr 1910 beſeſſen haben, 
auch für die Uebergangszeit gewährleiſtet werden ſollte. 
Gegen das ihm am 2. November 1914 zugeſtellte Urteil 
hat der Beklagte mit Schriftſatz vom 15. November am 19. No⸗ 
vember 1914 rechtzeitig und formrichtig die Berufung an den 
Verwaltungsgerichtshof erhoben. 

II. Dem Unterrichter iſt darin beizutreten, daß die Be⸗ 
rechtigung der Klägerin, den Reichsmilitärfiskus für das Ein⸗ 
kommen aus ſeinem auf E.er Markung gelegenen Grundbeſitz 
zur Einkommenſteuer für das Jahr 1910 heranzuziehen, nicht 
zweifelhaft iſt. Richtig iſt auch, daß an dieſer Berechtigung 
durch das Reichsbeſteuerungsgeſetz vom 15. April 1911 
(RGBl. S. 187) nichts geändert iſt und daß demnach die Nach⸗ 
holung der Steuerveranlagung für 1910 zu Recht erfolgt iſt. 
Auch den weiteren Ausführungen des Unterrichters hinſichtlich 
des Beſteuerungsrechts für 1910 iſt zuzuſtimmen. Dagegen 
iſt der Verwaltungsgerichtshof hinſichtlich des Beſteuerungs⸗ 
anſpruchs für die folgenden Jahre bis zum Jahr 1921 zu 
anderer Anſicht gelangt. Das Geſetz vom 15. April 1911 
beſtimmt in § 3: „Von Gemeinden und weiteren Kommunal⸗ 
verbänden kann das Reich lediglich zu Realſteuern von Grund⸗ 
beſitz und zu indirekten Steuern. .. herangezogen werden.“ 
Da das Geſetz am 1. April 1911 in Kraft getreten iſt, wäre 
hienach die Heranziehung des Reichs zur Einkommenſteuer von 
dieſem Tag an unzuläſſig, wenn nicht in § 11 beſtimmt wäre: 
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„Diejenigen Gemeinden, an welche das Reich im Rechnungs⸗ 
jahr 1910 Steuern von Einkommen aus Grundbeſitz gezahlt 
hat, ſind berechtigt, dieſe Steuern in gleicher Höhe bis zum 
1. April 1921 weiter zu erheben.“ Dieſe Ausnahme hat der 
Unterrichter für den vorliegenden Fall als zutreffend erachtet. 
Hierin iſt ihm jedoch nicht beizutreten. Aus dem Wortlaut 
des § 11 erhellt unzweideutig, daß die Steuerberechtigung bis 
1921 nur denjenigen Gemeinden gewährt werden wollte, an 
die das Reich tatſächlich im Jahr 1910 ſchon Steuer gezahlt 
hat. Die bloße Feſtſtellung, daß eine Gemeinde Steuer vom 
Reich für 1910 hätte bezahlt verlangen können, genügt zur 
Wahrung dieſes Anſpruchs jedenfalls dann nicht, wenn eine 
Gemeinde, wie in vorliegendem Fall die Klägerin, im ganzen 
Verlauf des Rechnungsjahrs 1910 überhaupt keinen Anſpruch 
auf Steuerbarkeit des Reichs erhoben, noch viel weniger eine 
tatſächliche Steuerleiſtung verlangt hat. Für dieſe Auffaſſung 
ſprechen auch die Ausführungen des Berichterſtatters und des 
Vertreters der verbündeten Regierungen in den Kommiſſions⸗ 
verhandlungen (Reichstagsdruckſache Nr. 591, 12. Leg. Per., II. 
Seſſion 1909/11, S. 36/37). Der erſtere führte aus, es er⸗ 
ſcheine zweckmäßig, „denjenigen Gemeinden, die bisher eine 
ſolche Einkommenſteuer vom Reich erhoben hätten, dieſe Ein⸗ 
nahme wenigſtens für eine gewiſſe Uebergangszeit zu ſichern, 
damit ſie ſich auf den nach Ablauf der Uebergangszeit ein⸗ 
tretenden Fortfall einrichten könnten“; der letztere: „demge⸗ 
genüber ſichern die beantragten Uebergangsbeſtimmungen den 
betr. Gemeinden ihre bisherige Steuereinnahme wenigſtens 
auf die Dauer von 10 Jahren.“ Hier iſt deutlich ausge⸗ 
drückt, daß die Ausnahmeberechtigung zur Steuererhebung 
bis 1921 nur dann gegeben ſein ſoll, wenn ſchon vor dem 
1. April 1911 eine beſtimmte Steuereinnahme für die Gemeinde 
beſtanden hat, und es iſt nicht im Sinn dieſer Aeußerungen 
gelegen, den bloßen Beſtand eines Rechts zur Beſteuerung 
bei Unterlaſſung der tatſächlichen Ausübung desſelben der 
Vereinnahmung von Steuern gleich zu ſtellen. 

Hienach war der erhobenen Berufung inſoweit ſtattzu⸗ 


330 Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


geben, als ſie ſich auf die Steuerverpflichtung des Reichsmi⸗ 
litärfiskus für die Jahre 1911/1920 bezieht. Im übrigen 
war die Berufung als unbegründet abzuweiſen. 

Urteil in der Ber.ſache des Reichsmilitärfiskus gegen 
die Stadtgde. E. vom 28. 4. 15. 


15. 


Die Oeffentlichkeit eines Wegs iſt ansgeſchloſſen, wenn 

notwendige Brücken und Stege im Inge dieſes Megs 

nicht kraft öffentlichen Rechts benützt werden können. 

Begriff des Herkommens für die Entſtehung einer 
öffentlichen Wegdienſtbarkeit. 


Die Gemeinde M. O / A. G. . . . hatte behauptet, der 
Wirt Johann N. in M. ſei verpflichtet, über die ihm ge⸗ 
hörigen Grundſtücke Nr. 768, 769, 770 auf der Markung 
der Gemeinde einen unbeſchränkten öffentlichen Verkehr in 
Geſtalt eines Fußwegs zu dulden. N. beſtritt dies und er⸗ 
hob bei der Regierung des Donaukreiſes gegen die Ge⸗ 
meinde M. Klage mit dem Antrag, feſtzuſtellen, daß kein 
öffentlicher Fußweg über ſeine Grundſtücke führe. Die Kreis⸗ 
regierung wies die Klage als unbegründet ab. Dagegen gab 
der Verwaltungsgerichtshof auf die gegen das Urteil der 
Kreisregierung eingelegte Berufung der Klage ſtatt, wobei 
er in den Gründen ſeiner Entſcheidung folgendes ausführte: 

„Der Unterrichter hat den Nachweis der Belaſtung der 
Grundſtücke des Klägers mit dem von der Beklagten behaup⸗ 
teten öffentlichen Fußweg für den unbeſchränken Verkehr auf 
die allgemeine, offene und ungehinderte Benützung der kläge⸗ 
riſchen Grundſtücke für dieſen Fußweg und auf einen über 
Menſchengedenken zurückliegenden Beginn dieſes Zuſtandes 
abgeſtellt, und er iſt hiebei des weiteren davon ausgegangen, 
daß die Abſicht der Rechtsausübung aus der Allgemeinheit 
der Benützung zu folgern ſei. Nun iſt aber der ſtrittige Weg, 
ſoweit er über die Grundſtücke des Klägers führt, nur das 
etwa 280 m lange Mittelſtück eines im ganzen etwa 1000 m 
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langen Fußwegs, der an der nordöſtlichen Ecke des Grund⸗ 
ſtücks Nr. 185 / 3 beginnt, auf dieſem einen 1,30 m breiten, 
dem ſüdlich anſtoßenden Grundſtück Nr. 773 dienenden Wäſ⸗ 
ſerungsgraben und dann, um von Grundſtück Nr. 185/3 auf 
die Grundſtücke des Klägers zu gelangen, die hier 6,40 m 
breite Fils überſchreitet und nach Verlaſſen der Grundſtücke 
Nr. 768, 769, 770 über die Grundſtücke Nr. 771, 774, 775 
und 776 in den Nachbarſchaftsweg Nr. 1 einmündet. Nach 
Lage der Verhältniſſe kann die Ueberſchreitung des Wäſſe⸗ 
rungsgrabens und der Fils nur mittels der beiden vorhandenen 
feſt angebrachten Stege geſchehen. Ohne dieſe Stege wäre 
ein allgemeiner Verkehr auf dem ſtrittigen Weg tatſächlich 
ausgeſchloſſen, die beiden Stege bilden weſentliche Teile des 
beanſpruchten Weges, Teile, ohne welche der Weg als ſolcher 
gar nicht denkbar iſt. Die öffentliche Benützung des Weges 
iſt deshalb rechtlich ausgeſchloſſen, wenn die beiden Stege 
nur kraft Privatrechts benützt werden und demnach weſent⸗ 
liche Teile des Weges kraft Privatrechts dem Verkehr jeder⸗ 
zeit wieder entzogen werden können. Es fehlt dann dem 
Weg an einem notwendigen Erfordernis der Oeffentlichkeit. 
Nun hat die Gemeinde, die geſetzlich (Wegordnung vom 
23. Okt. 1808, Rgbl. 1809 S. 19, SS 1, 8; Min. Verf. vom 
19. 6. 1828, Rgbl. S. 553, § 2 Abſ. 2) zur Erſtellung und 
Unterhaltung von Brücken und Stegen, die im Zug öffent⸗ 
licher Wege liegen, verpflichtet wäre, ſolche Stege an dem 
ſtrittigen Weg nie unterhalten, vielmehr von jeher jede Ver⸗ 
pflichtung hiezu abgelehnt. Sie hat insbeſondere auch im 
gegenwärtigen Rechtſtreit den Verkehr auf dem ſtrittigen Weg 
auf die vorhandenen beiden Stege verwieſen, nämlich für 
die Ueberſchreitung des Wäſſerungsgrabens auf einen unter⸗ 
halb der Einlaßfalle über den Graben gelegten Balken, für 
Ueberſetzung der Fils auf einen unterhalb des Stauwehrs 
E. 9 eingebauten Betonſteg von 40 cm Breite. Grabenfalle 
und Wehr dienen der Bewäſſerung des Grundſtücks Nr. 773, 
der Balken bei der Grabenfalle und der eiſerne Steg bei dem 
Waſſerwehr ſind beides Teile dieſer Staueinrichtung, ſie ſind 
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zu deren Gebrauch, zur Ausübung des dem Grundſtück Nr. 773 
zuſtehenden Waſſerentnahmerechts, angebracht und werden von 
den Wäſſerungsberechtigten, den Eigentümern des Grund⸗ 
ſtücks Nr. 773, zu dieſem Zweck unterhalten. Will die Ge⸗ 
meinde ſie zugleich als Teile eines öffentlichen Wegs, als 
öffentliche Stege, für den allgemeinen Verkehr beanſpruchen, 
ſo hat ſie zu erweiſen, daß die Wäſſerungsberechtigten kraft 
eines beſonderen Rechtstitels oder eines die Stelle eines 
ſolchen vertretenden Herkommens verpflichtet ſind, an ihrer 
Statt dieſe Stege für den öffentlichen Verkehr zu unterhalten. 
Die Beklagte macht denn auch ein ſolches Herkommen gel⸗ 
tend, ſie hat es aber nicht zu erweiſen vermocht. Unter Her⸗ 
kommen iſt zu verſtehen die in einem längeren Zeitraum zu⸗ 
tage getretene Befolgung einer Norm, worin eine die vertrags⸗ 
mäßige Abmachung erſetzende gegenſeitige Anerkennung dieſer 
Norm als einer bindenden zu erblicken ift (RGZ. 11, 214; 
VGH. 15. 11. 11, WÜRD. 1912, 63). Dieſe Norm ginge 
im vorliegenden Fall dahin, daß die Wäſſerungsberechtigten 
die beiden Stege nicht allein für die Zwecke ihrer Waſſer⸗ 
nutzung, ſondern auch für den öffentlichen Verkehr, und zwar 
nach den für die Gemeinde geltenden Vorſchriften der Weg⸗ 
ordnung beſtändig und zu jeder Jahreszeit brauchbar zu 
unterhalten haben.“ 

Es wird nun des weiteren auf Grund der Beweisauf⸗ 
nahme dargelegt, daß die Wäſſerungsberechtigten ſelbſt an 
eine derartige Unterhaltungspflicht nie gedacht und daß auch 
die Benutzer der Stege eine ſolche Pflicht nicht beanſprucht 
haben. Alsdann fahren die Gründe fort: 

„Nach dem Ausgeführten waren die Eigentümer des 
Grundſtücks Nr. 773 nicht verpflichtet, die von ihnen über 
den Wäſſerungsgraben und die Fils zur Bedienung der 
Grabenfalle und des Wehrs hergeſtellten Stege dauernd für 
den von der Beklagten beanſpruchten öffentlichen Verkehr zu 
unterhalten. Sie waren vielmehr kraft ihres Eigentumsrechts 
an den Stegen jederzeit befugt, dieſe zu entfernen oder ſonſtwie 
dem Verkehr Dritter zu entziehen und ſo den ſtrittigen Weg 
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zu unterbrechen. Da dem beanſpruchten Weg auf dieſe Weiſe 
Teile, wie die beiden Stege, kraft Privatrechts jederzeit ent⸗ 
zogen werden konnten, ſo fehlte es an einem weſentlichen Er⸗ 
fordernis für einen öffentlichen Weg, und es konnte die Be⸗ 
gehung der Grundſtücke des Klägers ſeitens Dritter ihren 
Grund nicht in einer öffentlichen Wegdienſtbarkeit haben.“ 

Urteil in der Berufungsſache des Wirts Johannes N. 

in M. gegen die Gemeinde M. vom 17. Mai 1916. 


16. 


Kapital- u. Einkommenſtenerpflicht für Rabatte, die 
beim Ankauf von verzinslichen Bieler- n. Hypotheken⸗ 
forderungen genommen worden find. 


Aus den 
Gründen: 

I. Der Privatmann David B. in ©. hat in den Jahren 
1908, 1909, 1910 und 1911 folgende verzinsliche Zieler⸗ 
und Hypothekenforderungen angekauft: 

1. an W., jährl. Zieler von 500 M. auf 33 Jahre, 
Nennwert 16 500 M., Kaufpreis 14500 M., 

2. an Wen, jährl. Zieler von 500 M., beginnend ab 
1926 auf 32 Jahre, Nennwert 15900 M., Kaufpreis 11100 M., 

3. an J., hypothekariſch geſichertes Darlehen unkündbar 
bis 1914, Nennwert 4100 M., Kaufpreis aus 2. Hand 
4020 M., 

4. an H., laufende Zieler bis 1930, Nennwert 14400 M., 
Kaufpreis 13 680 M., 

5. an N., Zieler zu 500 M. jährlich, Nennwert 5 000 M., 
Kaufpreis 4800 M., 

6. an G., laufende Zieler bis 1922, Nennwert 6550 M., 
Kaufpreis 6000 M., 

7. an S., Zieler ab 1913 auf 7 Jahre, Nennwert 
12000 M., Kaufpreis 11000 M. 

Die bei dieſen Käufen erzielten Rabatte im Geſamtbetrag 
von 9450 M. (für 1909: 6900 M., für 1910: 1550 M., 
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für 1911: 1000 M.) hat B. nicht zur Verſteuerung ange⸗ 
meldet. Das K. Hauptſteueramt S. und die Einſchätzungs⸗ 
kommiſſion I des Hauptſteueramts haben deshalb mit Be⸗ 
ſchlüſſen vom 4. März 1913 und 23. Februar 1914 gegen 
ihn eine Kapitalſteuernachholung für die Jahre 1909, 1910, 
1911 und 1912 mit zuſammen 200 M. 95 Pf. für den Staat 
und 85 M. 70 Pf. für die Gemeinde und eine Einkommen⸗ 
ſteuernachholung für die Jahre 1909, 1910 und 1911 mit 
zuſammen 436 M. 80 Pf. für den Staat und 208 M. für 
die Gemeinde verfügt. Dieſe Verfügungen wurden damit 
begründet, die von B. erzielten Rabatte ſeien gemäß $ 11 
Abi. 2 Ziffer 2 VollzVerf. zum EinkStG. und § 1 1 
Ziff. 2 VollzVerf. zum KapSt. kapital⸗ und einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig, und fie ſeien mit dem vollen Unterſchied zwiſchen 
dem bezahlten Wert und dem Nennwert jeweils auf den 
dem Erwerb der Forderung folgenden 1. April als Kapital⸗ 
ertrag und Kapitaleinkommen zu behandeln. Der von B. 
hiegegen erhobenen Beſchwerde hat das K. Steuerkollegium 
mit Beſcheid vom 17. November 1914 mit folgenden Er⸗ 
wägungen ſtattgegeben: Ueber die Steuerpflicht von Rabatten, 
die neben ausdrücklich bedungenen Zinſen gewährt werden, 
haben Kapital⸗ und Einkommenſteuergeſetz (Art. 1 Abſ. 1 
Ziff. 1 und Art. 14 Abſ. 1 Ziff. 1) keine ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmungen getroffen. Es frage ſich, ob die Steuerpflicht 
dieſer Rabatte auf entſprechende Anwendung der über die 
Kapitalzuſchläge bei unverzinslichen Kapitalforderungen ge⸗ 
troffenen Vorſchriften zu gründen ſei oder ob die Rabatte 
etwa als ſonſtige Einkünfte beziehungsweiſe Erträgniſſe aus 
verzinslichen Kapitalforderungen zu behandeln ſeien. Dies 
ſei zu verneinen. Die im Handel mit verzinslichen Zieler⸗ 
und ſonſtigen Kapitalforderungen gewährten Rabatte oder 
Nachläſſe der vorliegenden Art ſeien Ausgleichungen für das 
Riſiko, das der Erwerber ſolcher Forderungen durch die lange 
Bindung ſeiner Kapitalien und die Ungewißheit ihrer völligen 
Einbringbarkeit übernehme, und es ſeien darin keine Erträg⸗ 
niſſe, keine Einkünfte des angelegten Kapitals, ebenſo aber 
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auch keine Zinſen, auch nicht in verſchleierter Form, zu er⸗ 
blicken, die Rabatte ſeien vielmehr Vorteile, Gewinne, die ſich 
rein auf dem Gebiet des Vermögens, nicht des Einkommens 
und Ertrags bewegen und deshalb der Einkommen- und Kapital⸗ 
ſteuer grundſätzlich nicht unterliegen (Preuß. OberverwGer.⸗ 
Entſch. in Staatsſteuerſachen Bd. XIV S. 20/21). Insbeſondere 
ſei die Anwendbarkeit der Beſtimmungen der beiden Vollzugs⸗ 
verfügungen, wonach auch diejenigen Kapitalzinſen ſteuer⸗ 
pflichtig ſeien, die nicht ausdrücklich bedungen, ſondern in 
verſchleierter Form, namentlich in Form einer Kapitalerhöhung 
bezahlt werden, wie Rabatte, Proviſion uſw., in der Er⸗ 
wägung zu verneinen, daß dieſe nur ſolche in Kapitaler⸗ 
höhungen beſtehende Vorteile betreffen, die als verſchleierte 
. Binfen gereicht werden, was hier nicht zutreffe. Dabei könne 
dahingeſtellt bleiben, ob nicht eine ſolche Kapitalerhöhung, die 
einen verſchleierten Zins darſtellen würde, nur dann vorliege, 
wenn ſie bei Begründung der Forderung verſprochen worden 
ſei, ob alſo ein erſt im Handel gewährter Nachlaß am Nenn⸗ 
oder Anfangswert einer Forderung eine Kapitalerhöhung in 
dieſem Sinn überhaupt darſtellen könne. Gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung hat der Vorſitzende der Beſchwerdekommiſſion II 
des Steuerkollegiums Beſchwerde an das K. Finanzminiſterium 
erhoben, welches mit Beſcheid vom 30. März 1916 verfügte, 
daß die Rabatte, die B. bei dem Ankauf verzinslicher Zieler⸗ 
und Hypothekenforderungen genommen habe, zur Einkommen⸗ 
ſteuer und zur Kapitalſteuer zu veranlagen ſeien. Als ſteuer⸗ 
bar ſei auf 1. April jeden Jahres der Betrag zu behandeln, 
der ſich aufs Jahr berechnet ergebe, wenn die Summe des 
Rabatts geteilt werde durch die Zeit vom Erwerb bis zur 
Fälligkeit der Forderung. Hiebei iſt das Finanzminiſterium 
von nachſtehendem ausgegangen: Die Vergütung für die 
Kapitalnutzung werde teils durch Zinsverſprechen (wie bei 
den gewöhnlichen verzinslichen Forderungen) teils durch Ka⸗ 
pitalabzug (wie bei Wechſeln, Schatzſcheinen) gewährt. Es 
gebe aber auch Fälle, in denen die Vergütung in den beiden 
Formen durch Zinsverſprechen und Kapitalabzug gewährt 
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werde. Dies ſei der Fall, wenn bei Hingabe eines zinsbaren 
Darlehens ein Kapitalabzug gemacht werde, wie dies nament⸗ 
lich bei Hypotheken vielfach vorkomme. Der Kapitalabzug 
pflege Damno genannt zu werden. Ein ſolches Damno ſtellen 
auch die von B. genommenen Rabatte dar. Gewähre jemand 
ein mit 5% verzinsliches Hypothekendarlehen von 10000 M. 
auf ein Jahr mit 200 M. Damno (Rabatt), ſo gewähre er 
in Wahrheit nur ein Darlehen von 9800 M., auf welches 
er nach Ablauf eines Jahres 10 500 M. erhalte. Die 200 M. 
Damno (Rabatt) bilden einen Teil der Vergütung, die der 
Schuldner für die Ueberlaſſung des Darlehens gewähre. Sie 
haben daher wirtſchaftlich den Charakter von Zinſen. Das 
Tatſächliche des Geſchäfts beſtehe darin, daß nach einem Jahr 
außer dem gewährten Darlehens kapital von 9800 M. noch 
700 M. gezahlt werden; wirtſchaftlich können dieſe 700 M. 
ſomit lediglich Zinſen fein (vgl. Simon, die Bilanzen der 
Aktiengeſellſchaften 1898 S. 424). Wenn aber das Damno, 
die Rabatte wirtſchaftlich Zinſen darſtellen, ſei ihre Ein⸗ 
kommen⸗ und Kapitalſteuerpflicht nach dem Wortlaut ſowohl 
wie nach der Entſtehungsgeſchichte und dem Zweck des Ein⸗ 
kommen⸗ und Kapitalſteuergeſetzes gegeben. An der Steuer⸗ 
pflicht ändere der Umſtand nichts, daß der Rabatt nicht bei 
der Begründung der Forderung, ſondern erſt oder von neuem 
bei einer ſpäteren Abtretung der Forderung verſprochen werde. 
Wie der Wechſeldiskont nicht nur bei der erſtmaligen Dis⸗ 
kontierung eines Wechſels ſteuerpflichtig ſei, ſo könne es auch 
auf die Steuerpflicht der Rabatte nicht von Einfluß ſein, ob 
ſie von dem erſten Darlehensgeber oder von einem ſpäteren 
Zeſſionar bezogen werden. Zweifelhaft ſei, wann und in 
welchem Betrag die Rabatte zu verſteuern ſeien. Vom Haupt⸗ 
ſteueramt ſei der geſamte Rabatt, alſo der volle Unterſchied 
zwiſchen dem bezahlten Wert und dem Nennwert der Forde⸗ 
rung jeweils auf den dem Erwerb der Forderung folgenden 
1. April als Kapitaleinkommen und Kapitalertrag behandelt 
worden, und auch der Vorſitzende der Beſchwerdekommiſſion 
des Steuerkollegiums hebe auf dieſe Behandlungsweiſe ab. 
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Das Finanzminiſterium halte die dieſer Behandlungsweiſe 
zugrundeliegende Auffaſſung nicht für richtig. Der Rabatt⸗ 
nehmende erhalte den Unterſchied zwiſchen der Darlehens⸗ 
valuta und dem Nennwert der Forderung nicht am 1. April 
des auf den Erwerb der Forderung folgenden Jahres ver⸗ 
gütet. Bezahlt werde der Rabatt erſt mit der Fälligkeit der 
Forderung. Eine Verſteuerung des Rabatts erſt im Zeit⸗ 
punkt der Fälligkeit, an die man hienach denken könnte, wäre 
aber deshalb nicht begründet. So wenig wie der Wechſel⸗ 
diskont erſt bei Fälligkeit des Wechſels ſteuerpflichtig werde, 
ſo wenig ſei es angängig, die Steuerpflicht der Rabatte auf 
den Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung zu verlegen. Der 
Wert der mit Rabatt erworbenen Forderung komme ihrem 
Nennwert um ſo näher, je mehr die Forderung der Fällig⸗ 
keit näher rücke. Wenn daher der Rabatt wirtſchaftlich Zins 
darſtelle, ſo ſei der Beſitzer der Forderung verpflichtet, ſür 
die Dauer ſeines Beſitzes die jeweilige jährliche als bedungenen 
Zinszuwachs anzuſehende Wertſteigerung am 1. April als 
Kapitalertrag und Kapitaleinkommen zur Steuer zu erklären. 
Die jährliche Wertſteigerung komme dabei dem Betrag gleich, 
der ſich ergebe, wenn berechnet werde, wieviel vom ganzen 
Rabatt (vom Erwerb bis zur Fälligkeit der Forderung) auf 
ein Jahr entfalle. Es ſei feſtzuſtellen, wann die Forderungen, 
die B. je am 1. April 1909, 1910, 1911 und 1912 beſeſſen 
habe, fällig werden. Alsdann ſei der auf die einzelnen Forde⸗ 
rungen genommene Rabatt auf die Zeit bis zur Fälligkeit 
der Forderungen zu verteilen. Der hiebei auf 1 Jahr ent⸗ 
fallende Betrag ſei dem ſonſtigen ſteuerbaren Einkommen und 
Kapitalertrag zuzuſchlagen. 

II. Die Entſcheidung des Finanzminiſteriums iſt dem B. 
am 3. April 1916 zugeſtellt worden. Mit Schriftſatz vom 
10. April 1916 hat er dieſelbe rechtzeitig und formrichtig mit 
der Rechtsbeſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof ange⸗ 
fochten. Zur Begründung führte er aus: Das in der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung angeführte Beiſpiel ſei deshalb un⸗ 
geeignet, weil es den reinen Fall der Zinsverſchleierung dar⸗ 
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ſtelle; derartige Rabatte ſeien allerdings als Zinseinkommen 
zu verſteuern. Anders ſei es aber bei dem Einkauf von 2. 
und 3. Hypotheken aus zweiter Hand und durch Vermittler. 
Solche Geſchäfte ſeien denen mit Staatspapieren gleichzu⸗ 
achten; ſowenig als bei dieſen die Kursgewinne als Ein⸗ 
kommen zu verſteuern ſeien, ebenſowenig könne dies bei Hypo⸗ 
theken verlangt werden. Und doch ſei der bei Staatspapieren 
in Ausſicht ſtehende Gewinn viel ſicherer, als der bei Hypo⸗ 
theken. Der Käufer, der der Meinung wäre, es ſei bei 
Hypotheken ebenſo wie bei Staatspapieren nichts weiter nötig, 
als ſeinen Zins und Rabatt alljährlich einzuſtecken, würde 
ſchlimme Er fahrungen machen. Die angefochtene Entſcheidung 
laſſe die weſentliche Tatſache des Riſikos ganz außer Be⸗ 
tracht. Und doch ſei dies allein maßgebend für den Rabatt. 
Es leuchte ein, daß bei Geſchäften, die ſich auf Jahrzehnte 
erſtrecken, allerlei unvorhergeſehene Dinge, wie z. B. der Krieg, 
alle Berechnungen über den Haufen werfen. Wollte er heute 
ſeine Hypotheken verkaufen, ſo würde er nicht einmal ſeinen 
Kaufpreis dafür erhalten, geſchweige denn den ihm in dem 
angefochtenen Beſcheid herausgerechneten Gewinn. Ein gar 
nicht vorhandener Gewinn könne nicht beſteuert werden, noch 
dazu in einem Zeitpunkt, in dem es fraglich ſei, ob er über⸗ 
haupt je eintrete. Denn die gegenwärtige Wertminderung 
von Hypotheken ſei vorausſichtlich eine dauernde. 

III. Die Beſchwerde war als begründet anzuerkennen. 

Der Kapitalſteuer unterliegt nach KapSt. Art. 1 Abſ. 1 
Ziff. 1 und Art. 8 Abſ. 1 der Jahresertrag aus Kapitalen 
und Renten, und zwar: „Zinſen oder ſonſtige Erträgniſſe 
aus verzinslich angelegten Kapitalen jeder Art einſchließlich 
kapitaliſierter Zins⸗ und anderer Ausſtände, ferner Zinſen, 
welche in unverzinslichen Zielerforderungen oder in ſonſtigen 
unverzinslichen Kapitalforderungen inbegriffen ſind, bei denen 
ein höheres als das urſprünglich gegebene Kapital zurück⸗ 
gewährt wird, einſchließlich derartiger unverzinslicher Lotterie⸗ 
anlehensloſe“. Gleichlautend beſtimmt das EinkStG. Art. 14 
Abſ. 1 Ziff. 1 das der Einkommenſteuer unterliegende Ein⸗ 
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kommen aus Kapitalen und Renten. Nach Art. 14 Abſ. 2 
EinkStG. find ſodann „bei den unverzinslichen Zielern und 
ſonſtigen unverzinslichen Kapitalforderungen, in welchen Zinſen 
inbegriffen ſind, ohne Rückſicht auf die Verfalltermine im 
Zweifelsfall 4 vom Hundert des Nennwerts der ausſtehen⸗ 
den Forderungen in Rechnung zu nehmen, infoweit dieſer 
Betrag den durchſchnittlich auf 1 Jahr entfallenden Bezug 
nicht überſteigt“; nach Art 14 Abſ. 5 iſt „bei Berechnung des 
Einkommens aus Wertpapieren eine Erhöhung oder Ver⸗ 
minderung des Kurswerts außer Betracht zu laſſen“. Nach 
Art. 10 Abſ. 1 bildet das Jahreseinkommen des Steuer⸗ 
pflichtigen den Maßſtab für die Beſteuerung. Zu dieſen ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften beſtimmen die Vollzugsverfügungen zum 
KapStG. § 1 1 Ziff. 2 und zum EinkStG. 5 11 Abſ. 2 
Ziff. 2 je gleichlautend: „Steuerpflichtig ſind auch diejenigen 
Kapitalzinſen, welche nicht ausdrücklich als ſolche bedungen 
ſind, ſondern in verſchleierter Form, namentlich in der Form 
einer Kapitalerhöhung bezahlt werden, wie bei Kapitalanlagen, 
die ein Kapitaliſt durch Ankauf von Schatzſcheinen oder von 
Wechſeln bewirkt, ferner bei den beſonderen Vorteilen, welche 
unter verſchiedenen Namen, wie Rabatt, Proviſion und dergl. 
bezogen werden.“ 

7 Der Begriff des Ertrags aus Kapitalen und Renten, 
wie er auf Grund des Kapitalſteuergeſetzes der Kapital⸗ 
ſteuer unterliegt, deckt ſich im weſentlichen mit dem des Ein⸗ 
kommens aus Kapitalen und Renten im Sinn des Art. 14 
EintSt®. Bei Auslegung der angeführten Beſtimmungen 
der beiden Geſetze iſt demnach von denſelben Geſichtspunkten 
auszugehen. Hiebei iſt nun vor allem feſtzuſtellen, daß beide 
Geſetze, ſoweit ſie ausdrücklich etwas beſtimmen über die Be⸗ 
ſteuerung von Zieler⸗ oder Kapitalforderungen, bei denen ein 
höheres als das urſprünglich gegebene Kapital zurückgereicht 
wird, nach ihrem unzweifelhaften Wortlaut nur unverzins⸗ 
liche Zielerforderungen oder ſonſtige unverzinsliche Kapital⸗ 
forderungen treffen. Eine Steuerpflicht der dem Beſchwerde⸗ 
führer zugut kommenden Rabatte kann demnach, da es ſich 
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bei den von ihm erworbenen Hypotheken- und Zielerforde⸗ 
rungen durchweg um verzinsliche Forderungen handelt, nicht 
auf dieſe Beſtimmungen gegründet werden. Damit ſcheiden 
auch die Beſtimmungen der Vollzugs verfügungen für den vor- 
liegenden Fall aus. Zunächſt iſt aus ihnen überhaupt nicht 
erſichtlich, daß ſie auch andere als unverzinsliche Kapital⸗ 
forderungen im Auge haben. Sollte dies von ihnen je be⸗ 
abſichtigt ſein, ſo wäre zu bemerken, daß darin eine Erweite⸗ 
rung der geſetzlichen Vorſchriften läge, die für den Steuer⸗ 
pflichtigen unverbindlich wäre. Die Steuerpflicht der vor⸗ 
liegenden Rabatte kann deshalb nur dann in Frage kommen, 
wenn feſtzuſtellen iſt, daß es ſich bei ihnen um Zinſen oder 
um „Erträgniſſe“ oder „Einkünfte“ aus verzinslich angelegten 
Kapitalen handelt, die neben den Zinſen gewährt werden. 
Dies iſt zu verneinen. Dem Beſchwerdeführer iſt darin bei⸗ 
zutreten, daß der in der angefochtenen Entſcheidung angeführte 
Fall einer Erhöhung des Zinſes durch Rabattgewährung 
ſeinem Tatbeſtand nach hier nicht zutrifft; es iſt ihm nicht 
zu verwerfen, daß es ſich bei Gewährung der vorliegenden 
Rabatte rechtlich und wirtſchaftlich jeweils um eine Mehrung 
ſeines Vermögens gehandelt hat, die ſowohl nach Abſicht der 
Vertragſchließenden, als nach dem tatſächlichen wirtſchaft⸗ 
lichen Erfolg ihres Handelns nicht in dem regelmäßigen Ein⸗ 
kommen des Beſchwerdeführers, ſondern in ſeinem Kapital⸗ 
beſtand bewirkt werden ſollte und, ſoweit ſie überhaupt ein⸗ 
treten wird, auch in dieſem bewirkt werden wird. In dieſem 
Fall laſſen aber die Beſtimmungen beider Geſetze die Heran⸗ 
ziehung der Vermögensvermehrung nicht zu. Denn ſie ſind 
beide nicht darauf gerichtet, das Vermögen, den Kapital⸗ 
beſtand an ſich zu erfaſſen, ſondern nur das Einkommen aus 
demſelben. Iſt aber Einkommen im Sinn der beiden Geſetze 
als der Geldwert der ſämtlichen Sachgüter aufzufaſſen, die 
in einem Jahr dem Steuerpflichtigen als die reinen Erträg⸗ 
niſſe dauernder Quellen der Gütererzeugung zur freien Ver⸗ 
fügung verbleiben (Göz, EinkStG. II. Aufl. S. 66), fo iſt 
nicht zu verkennen, daß es ſich bei der dem Steuerpflich⸗ 
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tigen zugegangenen, oder von ihm erwarteten Vermögens⸗ 
vermehrung nicht um ſteuerbares Kapitaleinkommen handelt. 
Daß man mit der gegenteiligen Behandlung den Tatſachen 
Zwang antun muß, ergibt ſich aus der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung ſelbſt, wenn dieſe den als ein Ganzes gewährten 
Rabatt mechaniſch auf die einzelnen Jahre zwiſchen Geſchäfts⸗ 
abſchluß und Verfall der Zieler verteilt. Dies widerſpricht 
nicht nur der äußeren Geſtaltung der vorliegenden Geſchäfte, 
ſondern iſt auch inſofern unrichtig, als der jeweilige Wert 
der Zieler und damit der etwaige jährliche Vermögenszuwachs 
des Beſchwerdeſührers nicht allein vom Ablauf der Zeit, 
ſondern, wie der Beſchwerdeführer zutreffend geltend macht, 
von der allgemeinen Geſtaltung der wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe derart abhängig iſt, daß von einer regelmäßigen Steige⸗ 
rung des Werts der Zieler in der von dem angefochtenen 
Beſcheid vorgeſehenen Weiſe nicht die Rede ſein kann. 
Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache des Privatmanns 
David B. in S. vom 21. Juni 1916. 


17. 
Kaupolizeilicher Begriff des Eckgebündes. 


In einer zur Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofs 
im Wege der Berufung gebrachten Streitigkeit handelte es 
ſich für die Höhe eines Dohlenbeitrags namentlich um die 
Frage, ob ein Wohnhaus nach den Vorſchriften der Bau⸗ 
ordnung und der Ortsbauſatzung der Stadt Stuttgart als 
Eckgebäude anzuſehen ſei. Hierüber wird in den Gründen 
des Urteils folgendes bemerkt: 

„Art. 20 Abſ. 4 BO. beſtimmt über die Berechtigung 
der Gemeinden zur Erhebung von Dohlenbeiträgen: „Auch 
können die Grundſtücksbeſitzer durch Ortsbauſatzung verpflich⸗ 
tet werden, der Gemeinde im Fall der Benützung ihrer Dohlen 
beſondere Beiträge zu den Koſten ihrer Herſtellung und Unter⸗ 
haltung zu leiſten.“ Von dieſer Ermächtigung hat die Stadt⸗ 
gemeinde Stuttgart durch Ortsbauſatzung vom 1. Auguſt 1912 
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derart Gebrauch gemacht, daß fie in 8 18 Abſ. 1 und 2 be⸗ 
ſtimmt: „Die Grundeigentümer haben für die Benützung der 
öffentlichen Dohlen der Stadtgemeinde zur Abführung des 
Tag⸗ und Abwaſſers an die Stadtkaſſe einen einmaligen Bei⸗ 
trag zu entrichten. Die Beitragspflicht findet ſtatt ohne Unter⸗ 
ſchied, ob die öffentliche Dohle der Straße benützt wird, an 
der das betreffende Grundſtück liegt, oder eine andere öffent⸗ 
liche Dohle“. § 19 Abſ. 1 der Ortsbauſatzung beſtimmt: 
„Der einmalige Dohlenbeitrag beträgt bei überbauten Grund⸗ 
ſtücken a) für Vordergebäude an denjenigen Straßen und 
öffentlichen Plätzen, in welchen nur eine Dohle hergeſtellt 
wird, für den laufenden Meter der Frontlänge des Gebäudes 
und des dazu gehörigen Hofraums und Gartens 32 M. 
Die Frontlänge wird berechnet, wenn der Ortsbauplan feſt⸗ 
geſtellt iſt, entlang der dem Ortsbauplan entſprechenden be⸗ 
ſtehenden oder künftigen Straßengrenze, wenn ein Ortsbau⸗ 
plan nicht beſteht, entlang der beſtehenden Straßengrenze.“ 
8 19 Abſ. 2 ſchreibt vor: „Wird die öffentliche Dohle einer 
andern Straße benützt als derjenigen, zu der das Gebäude 
baupolizeilich zählt, ſo kommt der Beitragſatz der Straße zur 
Anwendung, an deren Dohle das Gebäude angeſchloſſen iſt.“ 
§ 19 Abſ. 3 beſtimmt: „Bei Eckgebäuden iſt die längſte Front 
zuzüglich / der Länge ſämtlicher übrigen Fronten maßgebend.“ 

Aus dem Angeführten iſt erſichtlich, daß die Bauord⸗ 
nung die Aufſtellung des Maßſtabs für die Bemeſſung der 
Dohlenbeiträge ganz der Ortsbauſatzung überläßt. Auf Grund 
dieſer Ermächtigung hat die Stuttgarter Ortsbauſatzung für 
Vordergebäude — um ein ſolches handelt es ſich im vor⸗ 
liegenden Fall — als Maßſtab die Frontlänge feſtgeſetzt, 
d. h. die Länge der Vorderſeite, oder bei Eckgebäuden der 
mehreren Vorderſeiten eines Gebäudes. Unter Vorderſeite 
iſt baupolizeilich zu verſtehen die der maßgebenden Bauſtraße, 
d. h. einer zum regelmäßigen Anbau mit Vordergebäuden 
beſtimmten Straße zugewendete Gebäudeſeite. Die andern 
Seiten des Gebäudes ſind baupolizeilich Neben⸗ oder Rück⸗ 
ſeiten desſelben. Eckhaus iſt ein Gebäude dann, wenn es 
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zwei oder mehr aneinanderſtoßende Vorderſeiten hat. Um 
baupolizeilich als Eckhaus zu gelten, muß ein Gebäude dem⸗ 
nach an mehr als eine Bauſtraße ſtoßen. Vgl. hierüber 
Bauordnung vom 6. Okt. 1872, Art. 25 Abſ. 1 und 2 
(Bitzer BO. S. 254 ff.); Art. 26 Abſ. 1 und 2 (Biber 
S. 261 ff.); Art. 77 Abſ. 1 Ziff. 2; Art. 78 Abſ. 1 Ziff. 2; 
damit übereinſtimmend Ortsbauſtatut der Stadt Stuttgart 
vom 22. Juli 1897 $ 20, § 44 Abſ. 1, 8 52 Abſ. 1, 871 
Abſ. 1—3, § 72 Abſ. 1, 2. Vgl. weiter Bauordnung vom 
28. Juli 1910, Art. 34, Ab. 2; Art. 37 Abſ. 1 und 2 
(Häffner BO. Anm. 2, 8 und 9 S. 105, 107, 109, Kälber 
und Mörike BO. Anm. 6—9, S. 160/62); Art. 38 (Häffner 
Anm. 1 S. 118, Kälber und Mörike Anm. 1 S. 165); Art. 41 
Abſ. 3 (Häffner Anm. 4 S. 125; Kälber und Mörike Anm. 10 
S. 171); Art. 45 Abſ. 1 und 2 (Kälber und Mörike Anm. 3 
und 8 S. 176, 177); Art. 46 Abſ. 1 und 3 (Häffner Anm. 3 ff. 
S. 136 ff.; Kälber und Mörike S. 178/182); Art. 48 Abſ. 1 
(Kälber und Mörike Anm. 2 S. 183); Art. 52 Abſ. 1 Ziff. 1a; 
Art. 53 Abſ. 1. Nach der früheren, wie nach der geltenden 
Bauordnung, ebenſo nach der Ortsbauſatzung der Stadt Stutt⸗ 
gart vom 22. Juli 1897 hängt demnach innerhalb des Orts⸗ 
bauplans die Feſtſtellung, welche Seite eines Hauſes bau⸗ 
polizeilich als deſſen Vorderſeite anzuſehen iſt oder ob mehreren 
Seiten desſelben die Eigenſchaft von Vorderſeiten zukommt 
und ob danach ein Eckhaus vorliegt, von der Beziehung ab, 
in welcher die betreffenden Gebäudeſeiten zu den in Betracht 
kommenden Bauſtraßen ſtehen. Gebäudeſeiten, die an ſolchen 
öffentlichen Wegen liegen, welche nicht zum regelmäßigen An⸗ 
bauen mit Vordergebäuden beſtimmt ſind, ſind baupolizeilich 
ſtets Neben⸗ oder Rückſeiten. Von dieſem baupolizeilichen 
Begriff der Vorderſeite (Front) und des Eckgebäudes geht 
auch die Ortsbauſatzung der Stadt Stuttgart vom 1. April 1912 
aus. Nach Art. 20 Abſ. 4 BO. wäre es der Stadtgemeinde 
Stuttgart bei Aufſtellung dieſer Satzung allerdings freige⸗ 
ſtanden, bei Verwertung des Begriffs der Frontlänge und 
des Eckhauſes auch von andern als den im vorſtehenden feſt⸗ 
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geſtellten baupolizeilichen Vorausſetzungen auszugehen. Es 
gewähren aber weder Wortlaut noch Sinn der Satzung An⸗ 
haltspunkte dafür, daß dieſe eine derartige Abweichung von 
den baupolizeilichen Begriffen beabſichtigen würde. Es geht 
im Gegenteil aus verſchiedenen ihrer Beſtimmungen deutlich 
hervor, daß ihr die allgemeinen baupolizeilichen Begriffe zu⸗ 
grunde liegen. So beſtimmt Art. 19 Abſ. 1, daß die Front⸗ 
länge zu berechnen iſt „entlang der Straßengrenze“ (Bau⸗ 
linie). § 19 Abſ. 2 beſtimmt ſodann, daß die Gebäude in 
erſter Reihe an die Dohle derjenigen Straße angeſchloſſen 
werden ſollen, zu der ſie baupolizeilich gehören. Es iſt alſo 
hier ausdrücklich auf die baupolizeiliche Zugehörigkeit des in 
Betracht kommenden Gebäudes zu einer Bauſtraße abgehoben. 
Weiter geht aus § 19 Abſ. 3 hervor, daß die Ortsbauſatzung 
übereinſtimmend mit dem oben entwickelten Begriff des Eck⸗ 
gebäudes unter einem ſolchen nur ein Gebäude verſtehen 
kann, das mehr als eine Straßenfront, d. h. alſo mindeſtens 
zwei an eine Bauſtraße anſtoßende Vorderſeiten hat. Endlich 
iſt in 8 19 Abſ. 4 für Gebäude, die hinter die Baulinie 
zurückgeſtellt werden, beſtimmt, daß der Dohlenbeitrag nach 
der Frontlänge entlang derjenigen Straße berechnet wird, zu 
welcher das Gebäude baupolizeilich zählt. Ebenſowenig wie 
der Wortlaut der Satzung läßt auch deren bisherige Hand⸗ 
habung ſeitens der Klägerin irgendwie erkennen, daß ſie der 
Satzung einen anderen als den baupolizeilichen Begriff der 
Vorderſeite zugrunde gelegt hätte.“ 

Wie endlich in den Gründen noch beigefügt iſt, könnte 
das fragliche, mit einer Seite an einer Bauſtraße liegende 
Wohnhaus, ſofern es mit einer zweiten Seite einem öffent⸗ 
lichen Platze zugewendet ſei, deshalb nur dann als Eckgebäude 
angeſehen werden, wenn der Platz zum regelmäßigen Anbau 
mit Vordergebäuden ortsbauplanmäßig beſtimmt wäre, was 
hier tatſächlich nicht zutreffe. Etwas anderes laſſe ſich weder 
aus Art. 7 Abſ. 5 noch aus Art. 27 BO. entnehmen. Keine 
der beiden Vorſchriften bezwecke die baupolizeiliche Gleich⸗ 
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ſtellung öffentlicher, aber nicht zur Bebauung beſtimmter 
Plätze mit Bauſtraßen. 
Urteil in der Berufungsſache des Albert S. in S. gegen 
die Stadtgemeinde Stuttgart vom 19. Juli 1916. 


18. 


Kann ein Volksſchullehrer infolge eines ihm durch die 
Anfſichtsbehürde erteilten beſonderen Vienſtanftrags 
ſein ordentliches Amt an der Schule der für fie unter⸗ 
haltungspflichtigen Gemeinde nicht verſehen, Ta ver- 
mindert ſich deshalb für dieſe Gemeinde das Maß des ihr 
geſetzlich obliegenden Cehrerbeſoldungsanfwands nicht. 

Die 

Gründe 
beſagen: 

I. Die katholiſche Volksſchule in W. OA. W., deren (un⸗ 
ſtändiger) Lehrer zum Heere einberuſen wurde, konnte wegen 
Lehrermangels von Januar 1915 bis April 1916 nicht durch 
eine eigene Lehrkraft verſorgt werden. Das Bezirksſchulamt G. 
beauftragte deshalb von ſich aus ohne Rückſprache mit dem 
Ortsſchulrat oder dem Gemeinderat in G. die beiden Haupt⸗ 
lehrer P. u. W. an der katholiſchen Volksſchule daſelbſt nach⸗ 
einander mit der ſtellvertretenden Erteilung des Schulunter⸗ 
richts zu W. in der Weiſe, daß dieſe Lehrer an vier Wochen⸗ 
tagen in W. zu unterrichten und nur für zwei Wochentage 
den im übrigen von anderen ©. . er Lehrern fortgeführten 
Unterricht an ihren eigenen Schulklaſſen in G. beizubehalten 
hatten. Für die Zeit der Verwendung der beiden Haupt⸗ 
lehrer P. u. W. an der Schule in W., wofür die dortige 
Schulgemeinde außer Reiſekoſtenvergütungen nur kleine außer⸗ 
ordentliche Belohnungen für die genannten Lehrer veraus⸗ 
gabte, verlangt nun die Stadtgemeinde G. eine Entſchädi⸗ 
gung von 1742 M. 50 Pf. aus der Staatskaſſe unter dem 
Vorbringen, daß es der Schulverwaltung nicht geſtattet ſein 
könne, durch Heranziehung der von der Stadt G. belohnten 
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Lehrkräfte zur Aushilfe an der Schule in W. eine die dortige 
Schulgemeinde treffende Laſt auf G. abzuwälzen, und daß 
deshalb der Stadt G. nach Maßgabe des von ihr zur Be⸗ 
ſoldung der Hauptlehrer P. u. W. auf einen Schultag be⸗ 
ſtrittenen Aufwands und der Zeit des von den G. . er Lehrern 
während 175 Tagen in W. erteilten Unterrichts Erſatz ge⸗ 
leiſtet werden müſſe. Dieſer Anſpruch iſt zuerſt vom Kath. 
Oberſchulrat am 23. Mai 1916 und auf erhobene Beſchwerde 
vom Miniſterium des Kirchen⸗ und Schulweſens am 21. Sep⸗ 
tember abgewieſen worden. Gegen die dem Gemeinderat G. 
eröffnete Entſcheidung des Miniſteriums hat derſelbe am 
16./17. Okt. rechtzeitig und formrichtig Rechtsbeſchwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof eingelegt. 

II. Die Rechtsbeſchwerde iſt nicht begründet. 

Während nach dem in Württemberg geltenden Recht die 
Koſten der Volksſchule von der Gemeinde aufzubringen ſind, 
ſofern nicht Herkommen oder andere Rechtstitel oder beſondere 
geſetzliche Vorſchriften ausdrücklich etwas anderes beſtimmen 
(Art. 18 des Volksſchulgeſetzes vom 17. Auguſt 1909 — Regbl. 
S. 178 —), liegt die Dienſtgewalt über die Volksſchullehrer 
grundſätzlich in der Hand der ſtaatlichen Schulaufſichts⸗ 
behörden (der Bezirksſchulaufſeher, der gemeinſchaftlichen 
Oberämter in Schulſachen, der Oberſchulbehörden und des 
Miniſteriums des Kirchen⸗ und Schulweſens). Ihnen ſteht 
es nicht bloß zu, die Lehrer anzuſtellen, zu verſetzen und zu 
entlaſſen; ſie üben auch ſonſt die mit der Dienſtaufſicht ge⸗ 
gegebenen Befugniſſe gegenüber den Lehrern aus. In dieſer 
Beziehung kommt namentlich neben Urlaubsbewilligungen, 
disziplinären Maßnahmen und vorläufigen Dienſtenthebungen 
die Erteilung beſonderer Dienſtaufträge, vorzüglich ſolcher 
zum Zweck der Vertretung verhinderter Lehrer, in Betracht, 
wofür der die Zuläſſigkeit derartiger Aufträge vorausſetzende, 
nach Art. 1 des Lehrergeſetzes vom 10. Juli 1912 (Rgbl. 
S. 235) auch für Volksſchullehrer anwendbare Art. 16 des 
Beamtengeſetzes in der Faſſung vom 1. Oktober 1912 (Rgbl. 
S. 715) die allgemeine rechtliche Grundlage bietet. Dabei 
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ſind die ſtaatlichen Behörden, ſoweit nicht etwa ausdrückliche 
Beſtimmungen entgegenſtehen, im Intereſſe einer ſtets zweck⸗ 
mäßig, einheitlich, ſtraff und ſtreng nach ſachlichen Geſichts⸗ 
punkten zu handhabenden Schulverwaltung von der Mit⸗ 
wirkung der ſchulunterhaltungs pflichtigen Gemeinden unab⸗ 
hängig. Im gegenwärtigen Fall fehlt es nun an jeder 
geſetzlichen Vorſchrift, die das nach der Vollzugsverfügung 
des Miniſteriums des Kirchen⸗ und Schulweſens vom 1. März 
1910 Anlage ID S 2 Ziff. 7 (Rgbl. S. 167) zuſtändige 
Bezirksſchulamt im Verhältnis zur Stadtgemeinde G. gehindert 
hätte, die von ihm zum Zweck der Verſorgung der Schule 
in W. für geeignet erachtete Anordnung ſelbſtändig zu treffen, 
oder die aus der ohne Zuſtimmung der örtlichen Organe 
vollzogenen Anordnung die Verbindlichkeit des Staats zur 
Uebernahme einer ſonſt der Gemeinde obliegenden Leiſtung 
hätte hervorgehen laſſen. In Art. 41 Abſ. 3 des Volks⸗ 
ſchulgeſetzes verbunden mit § 17 Ziff. 4 der Vollzugsver⸗ 
fügung des Miniſteriums des Kirchen- und Schulweſens vom 
1. März 1910 iſt nur die Verpflichtung des Lehrers zur 
Vertretung anderer Lehrer an Volksſchulen desſelben Orts 
oder benachbarter Orte näher beſtimmt und begrenzt. 

Wenn hienach der Entſchädigungsanſpruch der Stadt⸗ 
gemeinde G. keine geſetzliche Stütze hat, ſo rechtfertigt ſich 
dieſe Auffaſſung auch noch aus einer anderen Erwägung. 
In Art. 9 verbunden mit Art. 4, 5 und 7 des Lehrer⸗ 
beſoldungsgeſetzes vom 14. Auguſt 1911 (Rgbl. S. 502) 
werden die gebotenen Leiſtungen zur Beſoldung der Volks— 
ſchullehrer zwiſchen Gemeinde und Staat geteilt und dabei 
die Gemeindeleiſtungen zu den Gehalten der ſtändigen Lehrer 
(Hauptlehrer) nicht für die Lehrer als ſolche, ſondern für die 
Lehrſtellen ohne Rückſicht auf die jeweiligen Gehaltsbezüge 
ihrer Inhaber beſtimmt. Wie danach die Gemeindeleiſtung 
an eine beſtehende Einrichtung, die Lehrſtelle, und nicht an 
die Perſon des jeweiligen Lehrers geknüpft iſt, ſo daß die 
Leiſtung nach Art. 23 des Volksſchulgeſetzes auch bei erledigter 
Stelle zur Belohnung des Amtsverweſers und als Zuſchuß 
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an die Schulkaſſe für ſachliche Schulbedürfniſſe fortzudauern 
hat, iſt ſie um ſo weniger dadurch bedingt, daß der jeweilige 
Lehrer ſein Amt tatſächlich ausfüllt. Unbeſtrittenermaßen 
wird die Gemeindeleiſtung weder durch die Dienſtverhinde⸗ 
rung des Lehrers infolge einer Krankheit, einer Einberufung 
zum Militärdienſt uſw., noch durch die, eine vorübergehende 
Dienſtentziehung herbeiführenden amtlichen Verfügungen der 
Urlaubserteilung oder vorläufigen Dienſtenthebung berührt. 
Dasſelbe muß aber auch gelten für beſondere Dienſtauf⸗ 
träge, die den Lehrer zeitweilig von der Beſorgung ſeines 
ordentlichen Amts ganz oder zum Teil abhalten. Aus dem 
Umſtand, daß zwei Lehrer der Volksſchule zu G. mit 
Dienſtleiſtungen an der Volksſchule in W. beauftragt 
wurden und deshalb ihre Arbeit an der eigenen Schule ein⸗ 
zuſchränken hatten, konnte ſich ſomit eine Verringerung 
des Maßes der geſetzlichen Lehrerbeſoldungsleiſtungen der 
Stadtgemeinde G. und bei voll entrichteten Leiſtungen eine 
entſprechende Erſatzforderung nicht ergeben. 

Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache der Stadtgemeinde 

G. vom 29. November 1916. 


19. 


Mürttembergiſche Geſandte oder Bundesratsbevoll⸗ 

mächtigte in Berlin, die in Württemberg einen Wohnſitz 

beibehalten haben, kännen zur württembergiſchen Ein⸗ 
kommen⸗ und Kapitalſtener herangezogen werden. 

Die ö 
Gründe 
lauten: 

Der Beſchwerdeführer v. F. lebte vor Ausbruch des 
Krieges als Offizier z. D. in Stuttgart. Nach der Mobil⸗ 
machung wurde er durch Kgl. Entſchließung vom 11. Auguſt 
1914 zum ſtellvertretenden Militärbevollmächtigten in Berlin 
ernannt. Er nahm von da ab ſeinen Auſenthalt in Berlin, 
ließ aber ſeine Familie in Stuttgart zurück und behielt auch 
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feine Wohnung dort bei. Auf 1. April 1915 ift er wie bis» 
her von der Einſchätzungskommiſſion Stuttgart zur Kapital⸗ 
und Einkommenſteuer veranlagt worden. Die hiegegen ein⸗ 
gelegte Beſchwerde wurde durch Entſcheidung der Befchwerde⸗ 
kommiſſion 1 des K. Steuerkollegiums vom 1. Februar 1916, 
die weitere Beſchwerde durch Entſcheidung des K. Finanz⸗ 
miniſteriums vom 15. Mai 1916 abſchlägig beſchieden. 

Gegen dieſe Entſcheidung legte der Beſchwerdeführer 
die Rechtsbeſchwerde zum K. Verwaltungsgerichtshof ein mit 
dem Antrag, die Vorentſcheidung aufzuheben und ihn von 
der Einkommen- und Kapitalſteuer für 1915 freizuſtellen. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt friſtzeitig und formgemäß ein⸗ 
gelegt und nach Art. 64 des Einkommenſteuergeſetzes verb. 
mit Art. 19 des Kapitalſteuergeſetzes zuläſſig. 

Bei der ſachlichen Beurteilung iſt der Gerichtshof von 
folgenden Erwägungen ausgegangen: 

Nach dem Doppelſteuergeſetz vom 22. März 1909 darf 
ein Deutſcher zu den direkten Staatsſteuern nur in dem 
Bundesſtaat herangezogen werden, in dem er ſeinen Wohn⸗ 
ſitz im Sinne dieſes Geſetzes hat. Bei mehrfachem Wohnſitz 
in verſchiedenen Bundesſtaaten iſt im allgemeinen der tat⸗ 
ſächliche Wohnſitz im Heimatsſtaat, bei Deutſchen im Reichs⸗ 
oder Staatsdienſt aber der Wohnſitz in dem Staat entſchei⸗ 
dend, in dem ſie ihren tatſächlichen und dienſtlichen Wohnſitz 
haben. | 

Der Beſchwerdeführer hat, wie unbeſtritten ift, feinen 
tatfächlichen Wohnſitz in Stuttgart behalten. Ob er einen 
tatſächlichen Wohnſitz auch in Berlin begründet hat, iſt nach 
Lage der Sache zweifelhaft, kann aber dahingeſtellt bleiben. 
Denn auch in dieſem Falle würde das Doppelſteuergeſetz der 
Beſteuerung in Württemberg nur dann entgegenſtehen, wenn 
der Beſchwerdeführer auch ſeinen dienſtlichen Wohnſitz 
in Preußen hat. 

Der Begriff des dienſtlichen Wohnſitzes iſt im Doppel⸗ 
ſteuergeſetz nicht feſtgelegt. Man wird darunter den dem 
Beamten durch Dienſtvorſchrift beſonders angewieſenen oder 
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durch die Natur des Amts von ſelbſt gegebenen Sitz zu ver⸗ 
ſtehen haben. Wie die Begründung zum Entwurf eines Ge⸗ 
ſetzes zur Abänderung des RG. vom 13. Mai 1870 (Druckſ. 
d. Reichstags XII. Leg Per. I. Seſſ. Bd. XVIII S. 1105) 
bezeugt, iſt auch das Geſetz vom 13. Mai 1870 davon aus» 
gegangen, daß „unter dienſtlichem Wohnſitz die dem Staats⸗ 
diener zur Ausübung ſeines Berufs angewieſene Station zu 
verſtehen“ iſt. Der Sitz der dienſtlichen Funktionen des 
Beſchwerdeführers iſt zweifellos in Berlin, das er auch nach 
einer bei den Akten befindlichen Erklärung des K. Kriegs⸗ 
miniſteriums ohne Urlaub nicht verlaſſen darf. Die Er⸗ 
forderniſſe des dienſtlichen Wohnſitzes würden alſo an ſich 
im vorliegenden Falle in Berlin gegeben ſein. 

Es fragt ſich aber, ob nicht mit Rückſicht auf die be⸗ 
ſondere dienſtliche Stellung des Beſchwerdeführers eine ab⸗ 
weichende Beurteilung Platz zu greifen hat. Er iſt ſtellver⸗ 
tretender Militärbevollmächtigter und als ſolcher Mitglied 
der K. Geſandtſchaft in Berlin, zugleich ſtellvertretender Be⸗ 
vollmächtigter zum Bundesrat und nimmt in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft gemäß den allgemein anerkannten Regeln des Völker⸗ 
rechts ſowie der Beſtimmung des Art. 10 d. RV. an den 
Rechten der diplomatiſchen Agenten teil, die man gemeinhin 
unter dem Begriff der „Exterritorialität“ zuſammenfaßt. 
Daß zu dieſen Rechten auch die Befreiung von der Steuer⸗ 
hoheit des Empfangsſtaates gehört, iſt allgemein anerkannt 
und in den Steuergeſetzen ausdrücklich feſtgeſetzt. Beſtritten 
iſt aber der Begriff und die juriſtiſche Konſtruktion der Ex⸗ 
territorialität an ſich. Die dem Worte zugrunde liegende 
Vorſtellung, daß der Exterritoriale ſeinen Wohnſitz außer⸗ 
halb des Empfangsſtaates beibehalte, iſt neuerdings lebhaft 
angefochten worden (Ueberſicht bei Zorn, Art. Exterritoria⸗ 
lität im Wörterbuch des Deutſchen Staats- und Verwal⸗ 
tungsrechts 2. Aufl. Bd. 2 S. 747 ff.). Es kann indeſſen 
dahingeſtellt bleiben, ob dieſe, übrigens auch jetzt noch von 
namhaften Schriftſtellern (z. B. v. Liſzt, Völkerrecht 10. Aufl. 
S. 134) vertretene Rechtsauffaſſung begründet iſt. Denn 
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es kommt nicht darauf, ob dieſe ſog. Fiktion an ſich wiſſen⸗ 
ſchaftlich haltbar, ſondern allein darauf an, ob ſie in das 
poſitive Reichs⸗ oder Landesrecht übergegangen und ob nur 
ſie zu einer der ratio legis entſprechenden Auslegung des 
Geſetzes führt. | 

Das Doppelſteuergeſetz will lediglich die Doppelbeſteue⸗ 
rung ausſchließen und grenzt zu dieſem Ende die Steuer⸗ 
hoheit der Einzelſtaaten untereinander ab (Motive zum 
Doppelſteuergeſetz 1. Faſſung in ſtenogr. Berichten über die 
Verh. des Reichstages des Norddeutſchen Bundes 1. Leg⸗ 
Per. Seſſion 1870 Bd. IV S. 412). Iſt nun der Geſandte, 
wie hervorgehoben, von der Steuergewalt des Empfangs⸗ 
ſtaats frei, ſo iſt ſchon nach der Abſicht des Geſetzes anzu⸗ 
nehmen, daß es dies Verhältnis des Abſendeſtaates zum Ge⸗ 
ſandten nicht habe treffen wollen. Dieſe Annahme wird durch 
die Entſtehungsgeſchichte des Doppelſteuergeſetzes vom 13. Mai 
1870 beſtätigt. 

Bei der Beratung des Geſetzentwurfs im Norddeutſchen 
Reichstag hat der Abg. Dr. Proſch den Antrag geſtellt, dem 
§ 2 einen vierten Abſatz hinzuzufügen folgenden Inhalts: 
„Bundesbeamte, welche ihren dienſtlichen Wohnſitz im Aus» 
land haben, ſind zu den direkten Steuern nur in dem Bun⸗ 
desſtaat heranzuziehen, wo ſie ihren Wohnſitz hatten, bevor 
ſie denſelben in das Ausland verlegten.“ Zur Begründung 
führte er aus, aus § 2 Abſ. 3 ergebe ſich die Folgerung, 
daß Geſandte uſw., die ihren Wohnſitz im Ausland haben, 
von den direkten Steuern ganz befreit ſein würden; dieſe 
Folgerung habe aber weder in der Abſicht gelegen, noch entſpreche 
ſie dem bisherigen Verfahren. Mit Bezug auf dieſen An⸗ 
trag gab der Bundeskommiſſar die Erklärang ab, die ver⸗ 
bündeten Regierungen ſeien bei der Redaktion des § 2 Abſ. 3 
des Entwurfs von der Auffaſſung ausgegangen, daß die 
Geſandten, ſoweit es ſich um das Bundesgebiet handle, in 
demjenigen Staat, von welchem ſie entſandt ſeien, der Be⸗ 
ſteuerung unterliegen; unter dieſen Umſtänden und mit Rück⸗ 
ſicht auf § 5 des Entwurfs glaubten die verbündeten Re⸗ 
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gierungen dem Antrag ihre Zuſtimmung nicht erteilen zu 
können, weil der Grundſatz, dem durch ihn Anerkennung 
gegeben werden ſoll, bereits in dem Geſetzentwurf allgemei⸗ 
nen Ausdruck gefunden habe. Der Antrag wurde darauf 
abgelehnt (Stenogr. Ber. 1870 Bd. II S. 831/32). 

Wie ſich aus dieſer Verhandlung klar ergibt, waren die 
geſetzgebenden Faktoren ſich darin völlig einig, daß die Ge⸗ 
ſandten uſw. der Steuerhoheit des Abſendeſtaates unter⸗ 
worfen bleiben ſollen. Von dieſer Auffaſſung hat daher die 
Auslegung des Geſetzes auszugehen. Mit ihr vereinbar iſt 
aber der Wortlaut des Geſetzes ohne weiteres dann, wenn 
mit der angeführten völkerrechtlichen Theorie der Exterrito⸗ 
rialität der Wohnſitz der Geſandten als außerhalb des 
Empfangsſtaates liegend angenommen wird. Legt man dieſe 
Rechtsanſchauung zugrunde, dann hat es der Aufnahme ei⸗ 
ner beſonderen Beſtimmung, wie ſie vorgeſchlagen war, nicht 
bedurft. 

Allerdings gilt das Doppelſteuergeſetz jetzt nicht mehr 
in der urſprünglichen, ſondern in der Faſſung des Geſetzes 
vom 22. März 1909; allein weder der Wortlaut noch die 
Begründung dieſes Geſetzes, die über ſeine Veranlaſſung 
klare Auskunft gibt, bietet den geringſten Anhaltspunkt, daß 
der Geſetzgeber ſeine urſprüngliche Rechtsauffaſſung habe 
aufgeben wollen. 

Es iſt ſomit davon auszugehen, daß im Sinne des 
Doppelſteuergeſetzes vom 22. März 1909 ein dienſtlicher 
Wohnſitz für Exterritoriale im Empfangsſtaat nicht begründet 
wird. Dann ſteht aber dieſes Geſetz der Heranziehung des 
Beſchwerdeführers zur württembergiſchen Einkommen⸗ und 
Kapitalſteuer nicht entgegen. 

Es bleibt die Frage zu erörtern, ob die Steuerpflicht 
nach den württembergiſchen Landesgeſetzen begründet iſt. 

Nach Art. 1 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes, mit 
dem Art. 2 Abſ. 1 des Kapitalſteuergeſetzes wörtlich über⸗ 
einſtimmt, iſt grundſätzlich jeder württembergiſche Staatsan⸗ 
gehörige ſteuerpflichtig vorbehaltlich der geſetzlich aufgeführ⸗ 
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ten Ausnahmen. Es ſpricht alſo eine allgemeine Vermutung 
für die Steuerpflicht der württembergiſchen Staatsangehöri⸗ 
gen (Göz, Kommentar z. EinkStG. 2. Aufl. S. 17); eines 
beſonderen Nachweiſes bedarf es nicht, um ſie zu begründen, 
ſondern um ſie auszuſchließen. Für Beamte kommt die 
Ausnahme unter Art. 1 bzw. Art. 2 Abſ. 1 Ziff. 1 Buchſt. b 
in Betracht: ausgenommen ſind die Beamten, die in einem 
anderen Bundesſtaat ihren dienſtlichen Wohnſitz haben. 
Wie ſich aus dem Inhalt dieſer Beſtimmungen ohne 
weiteres ergibt, ſchließen ſich die württembergiſchen Steuer⸗ 
geſetze eng an die Beſtimmungen des Doppelſteuergeſetzes 
vom 13. Mai 1870 an und ziehen nur die Folgerungen, die 
ſich aus der Begrenzung der ſtaatlichen Steuerhoheit durch 
das Reichsgeſetz ergeben. Schon aus dieſem inneren Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis wird gefolgert werden dürfen, daß die 
Landesgeſetze in dem Sinne aufzufaſſen ſind, der den kor⸗ 
reſpondierenden Beſtimmungen des Reichsgeſetzes zugrunde 
liegt. Ihre Entſtehungsgeſchichte beſtätigt dieſen Schluß. 
Für die Beratung des Art. 1 des Entwurfs eines württem⸗ 
bergiſchen Einkommenſteuergeſetzes hatte die Kammer der 
Abgeordneten beſchloſſen, folgende Begriffsbeſtimmung des 
dienſtlichen Wohnſitzes als Abſ. 4 aufzunehmen: „Einen 
dienſtlichen Wohnſitz im Sinn dieſes Geſetzes haben nur Per⸗ 
ſonen, die im Dienſte des Reiches oder eines Bundesſtaates 
ſtehen und zwar gilt als ſolcher der denſelben durch das Amt 
oder den Dienſt dauernd angewieſene Aufenthaltsort“ (Verh. 
d. K. d. Abg. Beil. Bd. 78 S. 4). Der Berichterſtatter der 
Standesherrn ſetzte an dieſer Begriffsbeſtimmung aus, daß 
ſie zu bedenklichen Konſequenzen führen könne, ſo z. B., daß 
die ſtändigen württembergiſchen Bevollmächtigten zum Bun⸗ 
desrat in Württemberg ſteuerfrei würden, „was zur Zeit 
nicht der Fall iſt und auch für künftig nicht beabſichtigt ſein 
kann“; es ſei überhaupt bedenklich, eine ſelbſtändige Defini⸗ 
tion in das württembergiſche Geſetz aufzunehmen, da ſie 
möglicherweiſe mit der maßgebenden Auslegung des Reichs⸗ 
geſetzes nicht übereinſtimmen werde. Nach dem Antrag des 
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Berichterſtatters iſt dann der Abſ. 4 geſtrichen worden (Verh. 
d. K. d. St. Prot. Bd. 18 S. 780 ff.). Bei der Beratung 
der Zweiten Kammer über die abweichenden Beſchlüſſe der 
Kammer der Standesherrn erkannte der Berichterſtatter die 
Einwendungen gegen die vorgeſchlagene Begriffsbeſtimmung 
des dienſtlichen Wohnſitzes als berechtigt an. „Die Konſe⸗ 
quenz — nämlich, daß die württ. Geſandten oder Bundes⸗ 
ratsbevollmächtigten von der Steuerpflicht ausgenommen wür⸗ 
den — iſt natürlich von uns nicht gewollt geweſen. Ebenſo⸗ 
wenig läßt ſich der weitere Einwand von der Hand weiſen, 
daß es ratſamer iſt, eine Begriffsbeſtimmung des dienſtlichen 
Wohnſitzes in unſerem Geſetze überhaupt nicht zu geben, 
weil die Begriffsbeſtimmung unter Umſtänden ſo ausfallen 
könnte, daß man in einen Konflikt mit dem Reichsgeſetz vom 
13. Mai 1870 kommen würde. Das Reichsgeſetz enthält zwar 
ſeinerſeits auch keine Begriffsbeſtimmung des dienſtlichen 
Wohnſitzes, aber gerade weil hienach vom Reichsgeſetz der 
Auslegung überlaſſen worden iſt, zu beſtimmen, was unter 
dienſtlichem Wohnſitz verſtanden werden ſoll, ſo iſt allerdings 
die Gefahr begründet, daß wir durch den Verſuch einer Ab⸗ 
grenzung des Begriffes in unſerem Steuergeſetz unter Um⸗ 
ſtänden eine Vorſchrift geben würden, die dann der maßge⸗ 
benden Auslegung des Reichsgeſetzes nicht entſprechen würde.“ 
Aus dieſen Erwägungen iſt dann die Begriffsbeſtimmung 
des dienſtlichen Wohnſitzes durch Beſchluß der Kammer der 
Abgeordneten wieder geſtrichen worden (Verh. d. K. d. Abg. 
Prot. Bd. 62 S. 5024 ff.). 

Wie ſich aus dieſen Verhandlungen ergibt, ging die 
übereinſtimmende Meinung der geſetzgebenden Körperſchaften 
dahin, daß durch das Geſetz die Heranziehung der württem⸗ 
bergiſchen Geſandten und Bundesratsbevollmächtigten zur 
Einkommenſteuer nicht ausgeſchloſſen ſein ſollte. Die Auf⸗ 
nahme einer Legaldefinition wurde unterlaſſen, um der Aus⸗ 
legung des Geſetzes freien Spielraum zu gewähren und ihr 
ſo die Möglichkeit offen zu halten, ſich der maßgebenden 
Auslegung des Reichsgeſetzes anzupaſſen. Es entſpricht alſo 


Zur Auslegung von Art. 67 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes. 355 


nur dem Willen der geſetzgebenden Faktoren, daß auch dem 
Landesgeſetz die Rechtsauffaſſung zugrunde gelegt wird, die 
oben als der ratio des Doppelſteuergeſetzes vom 13. Mai 
1870 entſprechend feſtgeſtellt wurde. Es iſt demnach ſo an⸗ 
zuſehen, daß der Beſchwerdeführer in ſeiner Eigenſchaft als 
Geſandter und Bundesratsbevollmächtigter einen dienſtlichen 
Wohnſitz außerhalb Wüttembergs nicht beſitzt. 

Ob der völkerrechtlichen Fiktion auch eine poſitive 
Wirkung in dem Sinn zuzumeſſen ſei, daß ein dienſtlicher 
Wohnſitz innerhalb Württembergs anzunehmen ift, kann uns 
erörtert bleiben. Denn der Beſchwerdeführer hat ſeinen tat⸗ 
ſächlichen Wohnſitz in Württemberg behalten. 

Da ſomit die Ausnahmebeſtimmungen des Art. 1 des 
Einkommenſteuergeſetzes verb. mit Art. 2 des Kapitalſteuer⸗ 
geſetzes auf den Beſchwerdeführer keine Anwendung finden, 
iſt er ſowohl zur Einkommenſteuer wie zur Kapitalſteuer 
heranzuziehen. | 

Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache des Generalmajors 

z. D. v. F. in St. vom 7. März 1917. 


20. 
Bur Auslegung von Art. 67 Abſ. 1 des Einkommen⸗ 
ſtener geſetzes. 
Die 
Gründe 


führen aus: 

I. Der Inhaber eines Verlagsinſtituts in St., Julius 
M. in W., hat in der Einkommenſteuererklärung für 1914 
ſein Einkommen aus Handel und Gewerbe auf Grund ſeiner 
Bilanz für das Geſchäftsjahr 1913/14 auf 112 695 M. an⸗ 
gegeben. Das K. Hauptſteueramt hat den M. auf Grund 
dieſer Angabe für 1914 mit einem ſteuerbaren Jahresein⸗ 
kommen aus 110 244 M. veranlagt. In einer Eingabe an 
das Hauptſteueramt vom 22. Dezember 1914 hat M. bean⸗ 
tragt, ihm die Entrichtung von Einkommenſteuer für 1914 
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zu erlaſſen, weil der namentlich im Reiſebetrieb ſich voll⸗ 
ziehende Verkauf aus ſeinem Geſchäft infolge des Krieges bis 
auf einen die Unkoſten nicht entfernt deckenden Stand herab⸗ 
geſunken ſei, dazu ein Verluſt an Ausſtänden in Höhe von 
150 000 M. erwachſen ſei, der ſich noch vergrößern werde. 
Das Hauptſteueramt hat den Antrag am 28. Januar 1916 
mit der Begründung zurückgewieſen, daß zwar ein außerge⸗ 
wöhnlicher Unglücksfall im Sinn des Art. 67 Abſ. 1 Eink⸗ 
StGeſ. anzuerkennen ſei, daß aber der Wegfall einer Ein⸗ 
kommensquelle nicht vorliege und daß ſich die Einkommens⸗ 
verminderung um mehr als den vierten Teil und das ver⸗ 
bliebene Einkommen nicht mit dem Zeitpunkt des Eintritts 
des außergewöhnlichen Unglücksfalls habe feſtſtellen laſſen. 
Die dagegen erhobene Beſchwerde hat das K. Steuerkolle⸗ 
gium am 9. Mai 1916 mit der Begründung abgewieſen, 
Art. 67 Abſ. 1 paſſe uneingeſchränkt nur für das feſtſtehende 
Einkommen, für das veränderliche aber nur inſoweit, als der 
Wegfall einer Einkommensquelle in Frage ſtehe. Die weitere 
Beſchwerde hat das K. Finanzminiſterium am 24. Auguſt 
1916 als unbegründet abgewieſen. Das Miniſterium iſt 
hiebei im weſentlichen von nachſtehenden Erwägungen aus⸗ 
gegangen: Ob der Krieg als außergewöhnlicher Unglücksfall 
anzuſehen ſei, ſei ſtrittig. Während Preußen den Krieg 
nicht allgemein, ſondern nur bei beſtimmten Einzelfällen als 
Unglücksfall anerkenne, wenn z. B. im Betrieb einer Land⸗ 
wirtſchaft Felder verwüſtet oder im Betrieb eines Gewerbes 
Gebäude oder Maſchinen zerſtört worden ſeien, und dadurch 
für den Steuerpflichtigen eine weſentliche und dauernde 
Schmälerung des Einkommens herbeigeführt worden ſei, er⸗ 
kennen die württ. Steuerbehörden den Krieg allgemein als 
außergewöhnlichen Unglücksfall im Sinn von Art. 67 Abſ. 1 
EinkStG. an. Vom Standpunkt dieſer Auslegung des Be⸗ 
griffs „außergewöhnlicher Unglücksfall“ ſei aber mit dem 
Steuerkollegium daran feſtzuhalten, daß Art. 67 Abf. 1 un⸗ 
eingeſchränkt nur für das feſtſtehende Einkommen, für das 
veränderliche aber nur inſoweit paſſe, als der Wegfall einer 
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Einkommensquelle in Frage ſtehe. Aus dem Wortlaut und 
dem ganzen Zuſammenhang des Art. 67 Abſ. 1 ergebe ſich 
ferner, daß die Einkommensverminderung um mehr als den 
vierten Teil und das hienach verbliebene Einkommen mit dem 
Zeitpunkt des Eintritts des außergewöhnlichen Unglücksfalls 
feſtſtellbar ſein müſſe. Nach dem Wortlaut: „ſo kann vom 
Beginn des auf den Eintritt der Einkommensverminderung 
folgenden Monats ab eine dem verbliebenen Einkommen ent⸗ 
ſprechende Ermäßigung der Einkommenſteuer beanſprucht 
werden“ ſei vom Geſetzgeber offenbar vorausgeſetzt, daß die 
Einkommensverminderung mit einem beſtimmten Zeitpunkt 
einſetze und auf dieſen Zeitpunkt in ihrer Höhe ſich ermitteln 
laſſe. Es ergebe ſich das noch beſtimmter aus der Vorſchrift 
in Art. 10 Abſ. 3 des Einkommenſteuergeſetzes, wonach in 
Fällen, wo im Lauf des Steuerjahrs eine Einſchätzung zur 
Einkommenſteuer für einen Teil des Steuerjahrs einzutreten 
habe (Art. 66, 67 und 68), der Stand der Einkommensquelle 
bei Beginn der neuen oder veränderten Steuerpflicht maß⸗ 
gebend ſei. Wenn, wie im vorliegenden Fall nach dem Stand 
der Einkommensquelle bei Beginn des Kriegs eine irgendwie 
zuverläſſige Ermittlung des neuen oder veränderten Ein⸗ 
kommens überhaupt nicht möglich ſei, ſo müſſe dies als Be⸗ 
weis dafür angeſehen werden, daß auf derartig veränder⸗ 
liches Einkommen der Art. 67 Abſ. 1 nach der Abſicht des 
Geſetzes gar nicht angewandt werden ſolle. Dafür fehle es 
auch nicht an einem guten inneren Grund. Veränderliches 
Einkommen, als welches nach dem Geſetz das Einkommen 
aus Gewerben gelte, werde nach dem Ergebnis des Vorjahrs 
veranlagt. Eine Verminderung des Einkommens durch den 
Krieg finde kraft dieſer Veranlagungsweiſe bei der nächſt⸗ 
folgenden Einſchätzung von ſelbſt ſteuerliche Berückſichtigung. 
Es liege kein Anlaß vor, widerſpreche vielmehr dem Zweck 
eines Steuergeſetzes, ſolch veränderliches Einkommen noch 
außerdem durch die Anwendung des Art. 67 zu begünſtigen. 
Wenn die Beſchwerde weiterhin geltend mache, daß im vor⸗ 
liegenden Fall die Verhältniſſe ſo gelegen ſeien, daß ganz 
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kurze Zeit nach Kriegsausbruch und jedenfalls bei Stellung 
des Antrags auf Steuerermäßigung genau zu überſehen ge⸗ 
weſen ſei, daß während der Kriegszeit überhaupt kein Ge⸗ 
winn mehr habe erzielt werden können, ſo könne zugegeben 
werden, daß mit Kriegsausbruch für das laufende Geſchäfts⸗ 
jahr ein ſchlechtes Geſchäftsergebnis mit mehr oder weniger 
Wahrſcheinlichkeit zu vermuten geweſen ſei. Es ſei aber zu 
beſtreiten, daß am maßgebenden Tag die Höhe der Einkom⸗ 
mensverminderung und demnach das verbliebene Einkommen 
ſich irgendwie zahlenmäßig habe feſtſtellen laſſen. Ohne die 
Möglichkeit zahlenmäßiger Feſtſtellung des Einkommens ſei 
aber die Veranlagung ausgeſchloſſen. Die Beſchwerde ſcheine 
die Auffaſſung zu vertreten, es müſſe eben bei veränder⸗ 
lichem Einkommen zugewartet werden, wie ſich das Ein⸗ 
kommen während des laufenden Steuerjahres für die 
Zeit vom Eintritt des außergewöhnlichen Unglücksfalls 
vollends geſtalte. Allein abgeſehen davon, daß dies oft 
(namentlich bei gewerblichem Einkommen) nicht möglich ſein 
werde, und abgeſehen davon, daß das bis zum Schluß des 
Jahrs noch auffallende tatſächliche Einkommen, auch wenn 
es auf einen 12monatlichen Zeitraum umgerechnet werde, 
nicht dem Jahreseinkommen nach Eintritt des außergewöhn⸗ 
lichen Unglücksfalls gleichgeſtellt werden könne, eröffne das 
Geſetz keine Handhabe für eine derartige Art der Einſchä⸗ 
tzung. Dem ſtehe nicht entgegen, daß die Ermäßigung nach 
Art. 67 Abſ. 1 nicht zu gewähren ſei, wenn die Einkom⸗ 
mensverminderung um mehr als den vierten Teil durch eines 
während des laufenden Steuerjahres erfolgte Einkommens⸗ 
vermehrung ausgeglichen werde. Infolge dieſer Beſtimmung 
werde zwar mit der Behandlung der Ermäßigungsanträge 
zweckmäßigerweiſe bis zum Jahresſchluß zugewartet werden 
(vgl. Ausführungsanweiſung des Steuerkollegiums 8 50 I 
Ziff. 5). Der Anſpruch auf Einkommensermäßigung müſſe 
aber als ſofort mit dem Eintritt der Einkommensverminde⸗ 
rung entſtanden angeſehen werden. Auch dieſe Beſtimmung 
zeigt im übrigen wieder, daß dem Geſetzgeber bei der Vor⸗ 
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ſchrift des Art. 67 Abſ. 1 in erſter Linie feſtſtehendes bzw. 
ganz wegfallendes oder ganz neu hinzutretendes Einkommen 
vorgeſchwebt habe, daß er aber veränderliches, nach dem Er⸗ 
gebnis eines bereits abgelaufenen Steuerjahres veranlagtes 
und auch im laufenden Jahr ſich bildendes Einkommen nicht 
im Auge gehabt habe und vernünftigerweiſe nicht habe im 
Auge haben können. 

Die ihm am 28. Auguſt 1916 zugeſtellte Entſcheidung 
des Finanzminiſteriums hat M. am 6. September rechtzeitig 
und formrichtig mit der Rechtsbeſchwerde an den Verwal⸗ 
tungsgerichtshof angefochten. 

II. Art. 67 Abſ. 1 EinkStG. beſtimmt: „Wird nach⸗ 
gewieſen, daß während des laufenden Steuerjahrs infolge 
Wegfalls einer Einnahmequelle oder infolge von außerge⸗ 
wöhnlichen Unglücksfällen das für das Steuerjahr feſtge⸗ 
ſtellte Einkommen eines Steuerpflichtigen um mehr als den 
vierten Teil ſich vermindert hat, oder daß das wegfallende 
Einkommen anderweit zur Einkommenſteuer herangezogen 
wird, ſo kann, inſoweit dieſe Einkommensminderung nicht 
durch eine während des laufenden Steuerjahrs erſolgte Ein⸗ 
kommensvermehrung ausgeglichen wird, vom Beginn des auf 
den Eintritt der Einkommensverminderung folgenden Monats 
ab eine dem verbliebenen Einkommen entſprechende Ermäßi⸗ 
gung der Einkommenſteuer beanſprucht werden.“ 

Der angefochtenen Entſcheidung iſt darin beizutreten, 
daß in gegenwärtiger Beſchwerdeſache ein außergewöhnlicher 
Unglücksfall der in Art. 67 Abſ. 1 gemeinten wirtſchaftlichen 
Art gegeben iſt. Der dermalige Krieg hat auf Geſchäftsbe⸗ 
triebe der in Rede ſtehenden Art jo ſtörend und zerſtö— 
rend eingewirkt, daß er für dieſe ſo gut, wie nach preußi⸗ 
ſcher Auffaſſung die Vernichtung von Gebäuden und Ma⸗ 
ſchinen für andere Gewerbebetriebe, als ein außerordentlicher 
Unglücksfall angeſehen werden muß. 

Im übrigen kommt es für den Anſpruch auf Steuer⸗ 
ermäßigung nach Art. 67 Abſ. 1 EinkStG. nur noch darauf 
un, daß nachgewieſenermaßen während des Steuerjahrs 1914 
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infolge des Kriegs, alſo allein durch dieſen verurſacht, eine 
Verminderung des Einkommens um mehr als den vierten 
Teil eingetreten iſt. Dagegen darf der Anſpruch nicht, wie das 
Finanzminiſterium annimmt, bei einem veränderlichen (ſchwan⸗ 
kenden) Einkommen als ausgeſchloſſen betrachtet oder nur 
dann zugelaſſen werden, wenn die Einkommensverminde⸗ 
rung ſofort mit dem Eintritt des Unglücksfalls feſtſtell⸗ 
bar iſt. | 
Gegen die Beſchränkung des Anſpruchs auf Fälle eines 
feſtſtehenden Einkommens ſprechen der Wortlaut und der 
Zweck der Geſetzesbeſtimmung, wie denn auch die Anweiſung 
des Steuerkollegiums zur Ausführung des EinkStG. § 50 12 
(Piſtorius, EinkStG. 3. Aufl. S. 502) die Anwendbarkeit 
der Beſtimmung auf veränderliches Einkommen vorauszu⸗ 
ſetzen ſcheint, indem ſie als außergewöhnliche Unglücksfälle 
im Sinne des Art. 67 Abſ. 1 des Geſetzes u. a. die für 
landwirtſchaftliche Betriebe mit veränderlichem Einkommen 
erheblichen Ereigniſſe der Viehſeuchen und des Hagelſchlags 
anführt. Allerdings iſt bei veränderlichem Einkommen der 
Nachweis erſchwert, daß der Eintritt der Einkommensver⸗ 
minderung in dem geforderten Maß gerade von einem Un⸗ 
glücksfall, hier alſo vom Kriege, herrührt. Als unmöglich 
erſcheint aber ein ſolcher Nachweis durchaus nicht. Derſelbe 
kann namentlich durch Vergleichung mit früheren Geſchäfts⸗ 
ergebniſſen und insbeſondere da erbracht werden, wo vorher 
die Erträgniſſe im allgemeinen gleichmäßig fortgefloſſen waren. 
Die für den Ausſchluß der Steuerermäßigung bei veränder⸗ 
lichem Einkommen geltend gemachte Berufung auf Art. 10 
Abſ. 4 EinkStG. widerlegt ſich dadurch, daß die Heran⸗ 
ziehung des Vorjahrs für die Steuerveranlagung des fol⸗ 
genden Jahrs nicht geſchieht, um die Geſchäftsergebniſſe des 
Vorjahrs der Steuer zu unterſtellen, ſondern um bei der 
Ungewißheit des künftig zu erwartenden Ertrags an der 
Hand des Vorjahrs einen Maßſtab für die Leiſtungsfähig⸗ 
keit des Steuerpflichtigen im neuen Steuerjahr zu gewinnen. 

Ebenſowenig kann als richtig die Annahme anerkannt 
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werden, daß nach der Beſtimmung des Geſetzes die Ein⸗ 
kommensverminderung mit dem Zeitpunkt des außergewöhn⸗ 
lichen Unglücksfalls feſtſtellbar ſein müſſe. Freilich iſt der 
Nachweis erforderlich, daß die Einkommensverminderung in 
einem beſtimmten Zeitpunkt während des Steuerjahrs in⸗ 
folge des Unglücksfalls eingeſetzt habe. Mehr aber wird im 
Geſetz nicht verlangt. Im Gegenteil geht aus dem Zuſammen⸗ 
hang der Beſtimmung klar hervor, daß abſchließend die Höhe 
der für die Steuerermäßigung maßgebenden Einkommens⸗ 
verminderung erſt nach Ende des Steuerjahrs feſtgeſtellt 
werden kann, da vorher der ausgleichende Einfluß einer etwa 
nach anderer Seite hin erfolgten Vermögensvermehrung auf 
den Betrag der Einkommensverminderung ſich regelmäßig 
ſicher und genau gar nicht überſehen läßt, wovon denn auch 
die Anweiſung des Steuerkollegiums in der Vorſchrift unter 
§ 50 1 5 (Piſtorius a. a. O. S. 503) ausgeht. Demgegen⸗ 
über kann der Wortlaut der Beſtimmung in Art. 10 Abſ. 3 
EinkStG., die von Fällen ſpricht, „wo im Laufe des Steuer⸗ 
jahres eine Einſchätzung zur Einkommenſteuer für einen Teil 
des Steuerjahres einzutreten hat (Art. 66, 67 und 68)“ nicht 
in Betracht kommen. Denn die Anführung des neben an⸗ 
deren Artikeln genannten Art. 67 wird, was den Zeitpunkt 
der Neueinſchätzung zur Steuer für einen Teil des Steuer⸗ 
jahrs betrifft, eben durch den Art. 67 ſelbſt als den ent⸗ 
ſcheidenden Sitz der Regelung der dort bezeichneten Fälle 
richtig geſtellt. Indeſſen wäre auch vom Standpunkt des 
Finanzminiſteriums aus nicht zu fordern, daß die Einkom⸗ 
mensverminderung ſofort bei Beginn des Kriegs hätte feſt⸗ 
ſtellbar ſein müſſen, ſofern nicht allein ſchon der Ausbruch 
des Kriegs, ſondern zugleich die längere Fortdauer desſelben 
ſich als ungewöbnlicher Unglücksfall darſtellen kann. 
Hienach bleibt, um dem Anſpruche auf Steuerermäßi⸗ 
gung ſtattzugeben, bloß zu entſcheiden übrig, ob tatſächlich 
innerhalb des Steuerjahrs 1914 infolge des Kriegs, wenn 
nicht ſchon von deſſen Beginne ſo doch von einem ſpäteren 
beſtimmten Zeitpunkt an eine Einkommens verminderung um 
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mehr als ein Vierteil eingetreten iſt. Das Finanzminiſte⸗ 
rium ſelbſt ſcheint die ſo geſtellte Frage nicht verneinen zu 
wollen. Nach den offenliegenden tatſächlichen Verhältniſſen 
des Falls, zumal in Verbindung mit den vom Beſchwerde⸗ 
führer gelieferten Belegen, iſt nun aber ein ausreichender 
Nachweis dafür erbracht, daß zur Zeit des Kriegsausbruchs, 
alſo jedenfalls vom 1. Auguſt 1914 an, für den Beſchwerde⸗ 
führer eine während des reſtlichen Steuerjahrs andauernde 
Einkommensverminderung begonnen hat, die zum mindeſten 
mehr als den vierten Teil des früher feſtgeſtellten ſteuer⸗ 
baren Jahreseinkommens betrug und als eine durch den 
Krieg herbeigeführte Einbuße erſcheint. In welchem Umfang 
die vom Beſchwerdeführer für das Jahr 1914 zu entrichtende 
Steuer entſprechend zu kürzen iſt, muß der Berechnung oder 
Schätzung durch die Steuerbehörde überlaſſen werden. Die 
angefochtene Entſcheidung als ſolche war aber dem Bemerk⸗ 
ten zufolge außer Wirkung zu ſetzen. 

Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache des Julius M. in 

W. vom 21. März 1917. 


21. 


Unzuſtändigkeit des Berwaltungsgerichtshofs für Be- 

ſchwerden gegen Verfügungen, die von Militürbefehls⸗ 

N anf Grund des Belagernungszuſtandgeſetzes 
ergehen. 


Ein Ortsvorſteher, über den vom Stellv. Generalkom⸗ 
mando des XIII. Armeekorps auf Grund von Art. 3 des 
Geſetzes vom 12. Auguſt 1879, betr. Aenderungen des Lan⸗ 
despolizeiſtrafgeſetzes, und von § 4 des Belagerungszuſtand⸗ 
geſetzes vom 4. Juni 1851 wegen „Ungebühr im fchriftlichen 
amtlichen Verkehr mit einer Behörde“ eine Geldſtrafe ver- 
hängt worden war, erhob gegen dieſe Strafverfügung Be⸗ 
ſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof, die er dahin er⸗ 
läuterte, daß er ſie vorſorglich als Rechtsbeſchwerde gemäß 
Art. 13 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes, als Beſchwerde 
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zufolge Art. 8 Abſ. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung, als 
ſofortige Beſchwerde nach Art. 5 des Geſetzes vom 12. Au⸗ 
guſt 1879, betr. Aenderungen des Landespolizeiſtrafgeſetzes, 
und als einmalige Beſchwerde gemäß Art. 206 der Gemeinde⸗ 
ordnung betrachtet wiſſen wolle. 

Der Verwaltungsgerichtshof wies die Beſchwerde als 
unſtatthaft zurück und führte in den Gründen ſeines Ur⸗ 
teils aus: 

„Gleichviel, in welchem Sinne auch das vom Beſchwerde⸗ 
führer eingelegte Rechtsmittel aufgefaßt wird, erſcheint der 
Verwaltungsgerichtshof für dasſelbe als unzuſtändig. Be⸗ 
ſchwerden an ihn finden nach Art. 13 Abſ. 1 VRpflG. nur 
gegen Entſcheidungen oder Verfügungen der Verwaltungs⸗ 
behörden, nach Art. 8 Abſ. 1 verbunden mit Art. 195 Abſ. 2 
Gd. nur gegen Anordnungen und Entſcheidungen des Mi⸗ 
niſteriums des Innern, nach Art. 5 Abſ. 5 des Polizeiſtraf⸗ 
geſetzes vom 12. Auguſt 1879 nur gegen Straferkentniſſe 
der Verwaltungskollegien und nach Art. 206 Abſ. 2 GdO. 
nur gegen Strafverfügungen der Kreisregierungen und der 
Miniſterien der Juſtiz und des Innern ſtatt. Das Stellv. 
Generalkommando iſt aber keine Verwaltungsbehörde, weder 
eine ſolche im allgemeinen noch eine ſolche der in jenen Ge⸗ 
ſetzen genannten beſonderen Arten. Vielmehr gilt der das 
Stellv. Generalkommando führende Stellv. kommandierende 
General als Militärbefehlshaber gemäß dem preußiſchen Ge⸗ 
ſetz vom 4. Juni 1851 über den Belagerungszuſtand, das 
infolge der Erklärung des Kriegszuſtandes durch die Kaiſerl. 
Verordnung vom 31. Juli 1914 entſprechend dem Art. 68 
der Reichsverfaſſung zurzeit auch in Württemberg in Wirk⸗ 
ſamkeit ſteht. In ſeiner Eigenſchaft als Militärbefehlshaber 
hat der Stellv. kommandierende General die angefochtene 
Verfügung erlaſſen und hiebei keineswegs etwa als bloßer 
Stellvertreter einer Verwaltungsbehörde kraft einer von ihr 
abgeleiteten Befugnis, ſondern durchaus ſelbſtändig und ſelbſt⸗ 
verantwortlich gehandelt, wie ſich aus dem § 4 des e 
über den Belagerungszuſtand klar ergibt.“ 


' 
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Urteil in der Beſchwerdeſache des Stadtſchultheißen R. 
in S. vom 18. April 1917. 


22. 


Air auf Grund unvordenklicher Nerjährung beſtehenden 
Waſſernntzungsrechte an öffentlichen Gewällern find, 
wenn nicht das Gegenteil beſonders nachgewieſen wer⸗ 
den kann, als ſolche anzuſehen, die ſchan vor dem 
Inkrafttreten des Waſſergeſetzes vom 1. Bezember 
1900 nicht dem bürgerlichen, ſondern dem öffentlichen 
Recht angehört haben. Auch vor Erlaſſung des Waſſer⸗ 
geſetzes hat die Verbindung eines Waſſernutzungs⸗ 
rechts mit dem Eigentum an einem Grundſtück [a die 
Hegel gebildet, daß im einzelnen Fall dieſe Rerbindung 
in Ermanglung eines Gegenbeweiſes als vorhanden 
angenommen werden muß. 


Aus den 
Gründen: | 
I. Am ſüdlichen Ende des unteren Stadteils von H. 
befindet ſich im Kocher ein ſchräg zur Flußrichtung verlau⸗ 
fendes Wehr, das am linken Kocherufer das Betriebswaſſer 
für die Herrenſägmühle, am rechten Kocherufer dasjenige für 
die Dorf⸗ oder Stadtmühle liefert und das früher mittelſt 


des noch beſtehenden Kanals durch den Großen Unterwörth 


auch dem durch ein Waſſerrad betriebenen Pumpwerk für 
den Salzbrunnen das Betriebswaſſer geliefert hat. Dieſes 
Pumpwerk iſt 1753/54 von der Saline in H. an dem 
Platz des heutigen Solbads angelegt worden. Auf Grund 
Kaufvertrags vom 17. Auguſt 1804 ging es von der Stadt 
H. auf den württemb. Staat über, der es nebſt Zubehör 
1843 wieder an die Stadt H. verkaufte. Letztere veräußerte 
es 1844 an Private; von 1860 ab wurde die Waſſerwerks⸗ 
anlage von dieſen zum Betrieb einer Oelmühle ausgenützt. 
Im Jahr 1876 kam die Oelmühle ſamt Waſſerwerksanlage 
wieder an die Stadt, die auf den anliegenden Grundſtücken 
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unter Hinzunahme der Grundfläche der Oelmühle 1879 und 
1880 das heutige Solbad errichtete. Durch deſſen von der 
Kreisregierung am 16. Dezember 1879 genehmigten Bau 
wurden das Oelmühlengebäude und das Waſſerradhaus mit 
Fallenanlage beſeitigt. Geblieben iſt nur das Gerinne mit 
dem Kropf, d. h. der Ober- und Unterkanal. Ohne Aende⸗ 
rungen an den Gebäuden, wie ſie heute beſtehen, könnte 
weder ein Waſſerrad oder eine Turbine eingeſetzt, noch die 
benötigten Fallen bedient werden. Für das Solbad iſt eine 
Waſſerkraftanlage nicht erforderlich; doch wurde für das⸗ 
ſelbe neben dem Kanaleinlauf für die ſrühere Oemühle eine 
Kocherwaſſerfiltrieranlage errichtet, und es wird dem Solbad 
aus dieſer durch eine im Oberkanal der Oelmühle verlegte 
Leitung filtriertes Kocherwaſſer zur Keſſelſpeiſung und für 
Bad⸗ und Waſchzwecke zugeführt. Hiefür wurde der offene 
Kanaleinlauf etwa 4 m flußabwärts durch eine Steinmauer 
abgeſchloſſen, die an Stelle des früheren Einlauf⸗ bzw. 
Schutzfallengeſtells errichtet und durch welche ein Rohr in 
der Höhe der Wehrkrone hindurchgeführt iſt, um der Filter⸗ 
anlage Waſſer zuzuführen. Der Verbrauch an filtriertem 
Waſſer iſt auf höchſtens 100 ebm im Tag angegeben, die 
einem gleichmäßigen Zufluß von rund 1,2 Sek. liter entſpre⸗ 
chen würden. In einer Entfernung von etwa 16 m von der 
erſten Abſchlußmauer iſt der Oberkanal der früheren Oel⸗ 
mühle am Anfang der gewölbten Strecke durch eine zweite 
Mauer abgeſchloſſen, das früher bis dahin offene Oberkanal⸗ 
bett zwiſchen den beiden Abſchlußmauern iſt eingefüllt. Seit 
Frühjahr 1880 iſt ſomit der Oberkanal der früheren Oel⸗ 
mühle für den Zufluß von Betriebswaſſer vollſtändig abge⸗ 
ſperrt, dazu das Waſſertriebwerk ſamt zugehöriger Fallen⸗ 
anlage beſeitigt. Das Werk der früheren Oelmühle befindet 
ſich hienach ſeit 1880 in einem ſeine Benützung tatſächlich 
unmöglich machenden Zuſtand. Eine Friſtung des Waſſer⸗ 
nutzungsrechts iſt von der Stadtgemeinde H. nach Inkraft⸗ 
treten des Waſſergeſetzes vom 1. Dezember 1900 nicht nach⸗ 
geſucht und von der Beleihungsbehörde nicht erteilt worden. 
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Die Stadtgemeinde H. hat eine ſolche Friſtung nicht für er⸗ 
forderlich erachtet, weil die „Waſſerkraft der früheren Oel⸗ 
mühle“ im Weg der Pacht von den Beſitzern der Stadtmühle 
auch jetzt noch ausgeübt werde. Entgegen dem Einſpruch 
der Stadt hat die Kreisregierung am 18. April 1914 die mit 
Erlaß vom 24. Januar 1860 den Gebr. O. in H. als den 
Rechts vorgängern der Stadt erteilte polizeiliche Genehmigung 
der Waſſerbenützungsanlage der früheren Oelmühle infolge 
mehr als dreijähriger ununterbrochener Einſtellung des Ge⸗ 
werbebetriebs auf Grund § 49 Abf. 3 vgl. mit $ 50 RGewdo. 
für erloſchen erklärt. Zugleich hat ſie das zum Betrieb der 
Oelmühle dienende Waſſernutzungsrecht der Stadt H. gemäß 
Art. 44 Abſ. 1 Ziff. 2 und 5 WaſſGeſ. infolge Einſtellung 
der Waſſernutzung während eines ununterbrochenen Zeitraums 
von vier Jahren in Verbindung mit dem Eingehenlaſſen der 
zur Ausübung des Nutzungsrechts erforderlichen Vorrichtun⸗ 
gen ſowie infolge Umwandlung der Waſſerbenützungsanlage 
der Oelmühle in eine Waſſerentnahme zur Speiſung der 
Filteranlage des Solbads auf den 1. Januar 1906 als er⸗ 
loſchen erklärt. Gegen die ihr am 23. April 1914 zugeſtellte 
Verfügung der Kreisregierung hat die Stadt wegen der Feſt⸗ 
ſtellung des Erlöſchens des Waſſernutzungsrechts der Oel⸗ 
mühle ſofortige Beſchwerde erhoben. Das K. Miniſterium 
des Innern hat dieſe Beſchwerde am 25. Auguſt 1914 als 
unbegründet zurückgewieſen. Den ihr am 10. September 
1914 eröffneten Beſcheid hat die Stadt am 3. Oktober 1914 
rechtzeitig und formrichtig mit der Rechtsbeſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof angefochten. 

II. Nach Art. 13 Abſ. 1 des Geſetzes über die Verwal⸗ 
tungsrechtspflege vom 16. Dezember 1876 liegt der Be⸗ 
ſchwerdeführerin der Nachweis ob, daß die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung rechtlich nicht begründet iſt und daß ſie hiedurch 
in einem ihr zuſtehenden Recht verletzt oder mit einer ihr 
nicht obliegenden Verbindlichkeit belaſtet iſt. Dieſen Nach⸗ 
weis hat die Stadt nicht erbracht. Sie macht geltend, das 
ſtrittige Waſſernutzungsrecht, deſſen Ausübung ſeit 1880, zu⸗ 
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letzt durch Vertrag vom 18. Februar 1911, an die Eigen⸗ 
tümer der Stadtmühle verpachtet ſei, ſei bis zum Inkraft⸗ 
treten des Waſſergeſetzes ein Privatrecht auf Benützung von 
1/4 der ganzen damals durch das Stadtmühlewehr geſpannten 
Kraft geweſen, das ſeinem Inhalt nach nicht an die Aus⸗ 
nützung durch ein beſtimmtes Triebwerk oder zugunſten eines 
beſtimmten Grundſtücks gebunden geweſen ſei. Gemäß Art. 1 
Abſ. 3 WaſſcGeſ. ſei dieſes wohlerworbene Recht mit uns 
verändertem Inhalt als öffentliches Nutzungsrecht beſtehen 
geblieben. Als ſolches ſei es ein Gegenſtand des Rechts⸗ 
verkehrs und könne von der Stadt durch Verpachtung oder 
eigene Verwertung in einem beliebigen Triebwerk ausgenützt, 
auch verkauft werden. Ein Erlöſchen dieſes Rechts habe 
nicht ſtattgefunden. 

1. Das Vorbringen der Beſchwerdeführerin, das mit der 
früheren Oelmühle verbundene Nutzungsrecht habe vor In⸗ 
krafttreten des Waſſergeſetzes dem bürgerlichen Recht an⸗ 
gehört, es ſeien deshalb die ſachlichen Vorſchriften des Art. 44 
WaſſGeſ. über Erlöſchen der Waſſernutzungsrechte auf 
dasſelbe nicht anzuwenden, iſt nicht begründet. Das ſtrittige 
Waſſernutzungsrecht wird ſeit 1754 ausgeübt, ohne daß ſich 
ein beſtimmter Rechtsgrund für ſeine Entſtehung nachweiſen 
ließe; ſein rechtlicher Beſtand iſt demnach unter Beachtung 
des Umſtandes, daß es von dem Inhaber von jeher als 
Recht ausgeübt worden iſt, auf unvordenkliche Verjährung 
zu gründen. Wie der Verwaltungsgerichtshof ſchon des öfteren 
dargelegt hat (Urteil vom 15. 5. 07, Württ JJ. 19 S. 354, 
WügRV. 8 S. 44, Urteil vom 8. 7. 08, WüRV. 1 S. 631), 
iſt bei Waſſernutzungsrechten, die an öffentlichen Gewäſſern 
beſtehen — und als ein ſolches hat der Kocher von jeher 
gegolten — die unvordenkliche Verjährung ſtets dahin aus⸗ 
zulegen, daß ſie die Vermutung der rechtmäßig erfolgten 
ſtaatlichen Verleihung begründet und daß das betreffende 
Waſſernutzungsrecht dementſprechend dann immer als öffent⸗ 
liches anzuſehen iſt, wenn nicht das Gegenteil beſonders nach⸗ 
gewieſen iſt. Ein Nachweis letzterer Art iſt, wie der ange⸗ 
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fochtene Beſcheid zutreffend dargelegt hat, von der Beſchwerde⸗ 
führerin nicht erbracht, ein ſolcher läßt ſich, wie der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof ſchon wiederholt ausgeſprochen hat, weder 
darauf gründen, daß das ſtrittige Nutzungsrecht jeweils mit 
der Waſſerwerksanlage, für welche es ausgeübt worden iſt, 
im Weg des Kaufs den Beſitzer (Nutzungsberechtigten) ge⸗ 
wechſelt hat, noch darauf, daß die Grundfläche des Zu- 
leitungskanals im bürgerlichen Eigentum ſteht. Handelt es 
ſich demnach um ein auf Grund unvordenklicher Verjährung 
beſtehendes, von jeher dem öffentlichen Recht angehörendes 
Waſſernutzungsrecht, ſo iſt die von den Verwaltungsbehörden 
betätigte Anwendung des Art. 44 auf dasſelbe nicht zu 
beanſtanden. 

2. In zweiter Reihe beſtreitet die Beſchwerdeführerin 
das Zutreffen des Art. 44 Abſ. 1 Ziff. 2 deshalb, weil ihre 
Waſſernutzung trotz der Wegnahme des Waſſertriebwerks und 
der zugehörigen Fallenanlage nicht eingeſtellt geweſen, ſondern 
ſtändig, wenn auch in anderer Form, nämlich in der der 
Verpachtung der Waſſerkraft an eine andere Waſſerwerks⸗ 
anlage, ausgeübt worden ſei. Es ſei dies deshalb rechtlich 
zuläſſig geweſen, weil das ſtrittige Nutzungsrecht nicht mit 
dem Eigentum an einem Grundſtück verbunden ſei. Auch 
dieſer Einwand iſt von dem angefochtenen Beſcheid mit Grund 
zurückgewieſen worden. Wie der Verwaltungsgerichtshof 
ſchon wiederholt ausgeführt hat, hat in Württemberg auch 
vor Erlaß des Waſſergeſetzes die Verbindung von Waſſer⸗ 
nutzung und Grundſtück ſo die Regel gebildet, daß die von 
der Beſchwerdeführerin behauptete Ausnahme beſonderen Nach⸗ 
weiſes bedürfte. Ein ſolcher iſt im vorliegenden Fall aber 
nicht zu erbringen, im Gegenteil ſpricht der ganze Sachverhalt 
gegen eine ſolche Annahme. Es mag richtig ſein, daß ſeit 
Einſtellung der Waſſerwerksanlage der Oelmühle eine der 
bisherigen der Oelmühle etwa entſprechende Waſſernutzung 
auf der Waſſerbenützungsanlage der Dorf(Stadt)mühle aus⸗ 
geübt worden iſt. An eine Fortſetzung der mit der Oelmühle 
verbundenen Waſſernutzung iſt hiebei aber nicht zu denken. 
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Denn dieſe konnte durch bloße Vereinbarung der Beteiligten 
weder nach früherem, noch nach heutigem Recht von dem 
Grundſtück, mit dem es verbunden war, oder von der An⸗ 
lage, für die es ausgeübt wurde, abgelöſt und auf ein anderes 
Grundſtück oder eine andere Anlage übertragen werden. Seine 
Uebertragung auf ein anderes Grundſtück oder eine andere 
Waſſernützungsanlage hätte vielmehr eine neue Verleihung 
vorausgeſetzt und zwar, wenn es ſich darum gehandelt hätte, 
das Recht der Beſchwerdeführerin zu erhalten, eine neue 
Verleihung für dieſe. Eine ſolche liegt aber nicht vor. Die 
Beſchwerdeführerin hat eine ſolche weder beantragt noch iſt 
ſie von der zuſtändigen Behörde ausgeſprochen worden. 
Urteil in der Rechtsbeſchwerdeſache der Stadtgemeinde H. 
vom 18. April 1917. 
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III. 
Entſcheidung des Kompetenzgerichts hofs. 


Streitigkeiten im Sinne von Art. 10 Ziff. 8 n. 24 des 
Nerwaltungsrechtspflege⸗Geſetzes; Geſchüftsführungs⸗ 
klage im öffentlichen Recht. 


In den 
Gründen 
iſt ausgeführt: 

I. Auf der Markung der Gemeinde E. mündet der Rohn⸗ 
bach in die Enz. Die Betten und Ufer dieſer beiden Ge⸗ 
wäſſer hatten — beſonders ſeit der durch Miniſterialverfügung 
vom 25. April 1902 (Regbl. S. 133) erfolgten (teilweiſen) 
Aufhebung der Flößerei auf der Enz, mit welcher auch die 
Unterhaltung der Enzfloßſtraße durch die K. Staatsforſt⸗ 
verwaltung in Wegfall kam — erheblich unter den Ablage⸗ 
rungen und Schiebungen des vom Rohnbach (beſonders bei 
Hochwaſſer) mitgeführten Gerölls gelitten. Gegenüber mehr⸗ 
fachen Anregungen und Aufforderungen des K. Oberamts N., 
für Abſtellung dieſer Schädigungen durch Veranlaſſung der 
erford erlichen Flußbauten beſorgt zu ſein, hatten ſich die bür⸗ 
gerlichen Kollegien von E. ſtets ablehnend verhalten, indem 
ſie ſich auf den Standpunkt ſtellten, daß es Pflicht des 
Staats ſei, die nötige Abhilfe zu ſchaffen. In den Monaten 
Februar bis April 1907 ließ nun Schultheiß E. von E. 
— unbeſtrittenermaßen veranlaßt durch das Drängen des K. 
Oberamts — an den beiden Gewäſſern umfangreiche Räu⸗ 
mungs⸗ und Verlegungsarbeiten ausführen. Er berichtete 
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hierüber am 5. April 1907 an das K. Oberamt N. mit dem 
Beifügen: „er wolle nur auch ſehen, wie die — beinahe 
800 Mk. betragenden — Koſten aufgetrieben werden.“ Sein 
am 25. April 1907 an das Oberamt eingereichtes Geſuch 
um Befürwortung der Gewährung eines Beitrags zu den 
von ihm aus ſeinem Privatvermögen ausgelegten Koſten mit 
757 Mk. 58 Pfg. ſeitens der Amtskörperſchaft N. oder des 
K. Miniſteriums des Innern, Abteilung für Straßen und 
Waſſerbau, hatte nur teilweiſen Erfolg: die letztgenannte 
Behörde lehnte die Gewährung eines Beitrags ab, die Amts⸗ 
körperſchaft bewilligte aus einem „Fonds für Gewitter⸗ und 
Waſſerſchäden“ einen Beitrag von 200 Mk. Weitere von 
E. bei den Gemeinden E. und E⸗e., ſowie auch noch bei den 
ſtaatlichen Behörden angebrachte Geſuche blieben ergebnis⸗ 
los; er erhielt alſo bis zu ſeinem im Jahr 1909 erfolgten 
Tod für den Reſtbetrag ſeiner Auslagen mit 557 Mk. 
58 Pfg. keinen Erſatz. — Im Dezember 1912 und in der 
Folgezeit wandten ſich nun ſeine Erben erneut an die Ge⸗ 
meinde E. mit dem Verlangen nach Erſatz des genannten 
Reſtb etrags. 

Da ihre außergerichtlichen Bemühungen vergeblich blie⸗ 
ben, erhoben ſie im März 1915 beim K. Amtsgericht N. Klage 
gegen jene Gemeinde auf Zahlung der 557 Mk. 58 Pfg. 
nebſt 4% Zins ſeit 1. Januar 1911. Dieſe auf die Grund⸗ 
ſätze über Geſchäftsführung ohne Auftrag geſtützte Klage 
wurde jedoch durch Urteil des angerufenen Gerichts vom 
11. Dezember 1915 wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
abgewieſen. Die von den Klägern eingelegte Berufung wurde 
durch Urteil der II. Zivilkammer des K. Landgerichts Tü⸗ 
bingen vom 6. März 1916 zurückgewieſen. | 

Nachdem die Kläger hierauf bei der K. Kreisregierung 
zu Reutlingen als Verwaltungsgericht Klage, mit demſelben 
Antrag wie vor dem Amtsgericht, erhoben hatten, erklärte 
ſich dieſes Verwaltungsgericht zwar auf Grund des Art. 10 
Ziff. 24 des Geſetzes über die Verwaltungsrechtspflege für 
zuſtändig, wies aber die Klage als ſachlich unbegründet ab, 

24 * 
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weil eine Pflicht der Gemeinde E. zu Fluß⸗ und Uferbauten 
nicht beſtehe: Urteil vom 13. September 1916. Der hier⸗ 
auf von den Klägern im Weg der Berufung angegangene 
K. Verwaltungsgerichtshof beſtätigte dieſe Entſcheidung durch 
Urteil vom 20. Dezember 1916 dahin, daß die Klage als 
im verwaltungsgerichtlichen Verfahren unzuläſſig abgewieſen 
werde. Nunmehr haben die Kläger durch Eingabe vom 
10. Januar 1917 beim K. Kompetenzgerichtshof die Ent⸗ 
ſcheidung der Zuſtändigkeitsfrage beantragt. 

II. Nach Art. 12 und 13 des Geſetzes vom 25. Auguſt 
1879, betr. die Entſcheidung von Kompetenzkonflikten, ſind 
die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Anrufung des K. 
Kompetenzgerichtshofs gegeben. Die Gerichte zu N. und Tü⸗ 
bingen haben die Zuläſſigkeit des Rechtswegs mit Unrecht 
verneint. 

1. Daß es ſich im vorliegenden Fall nicht um einen 
Streit zwiſchen mehreren Beteiligten über 
die Verbindlichkeit zu Fluß⸗ und Uferbauten handelt im Sinn 
des vom Landgericht und der Kreisregierung in Bezug ge⸗ 
nommenen Art. 10 Zif f. 21 des Gef. über die Ber 
waltungsrechtspflege, geht ſowohl aus dem Inhalt 
der Klagbegründung, als auch aus der Einlaſſung der Be⸗ 
klagten unzweifelhaft hervor: Die Kläger ſtützten ihre Klage 
ausſchließlich darauf, daß ihr Rechtsvorgänger ſich in 
ſeiner Eigenſchaft als Schultheiß berufen ge⸗ 
fühlt habe, dem Drängen des Oberamts nachzugeben und in 
Geſchäftsführung für ſeine Gemeinde die erforderlichen Räu⸗ 
mungsarbeiten vornehmen zu laſſen, und die Beklagte ihrer⸗ 
ſeits wendet nicht etwa ein, daß Schultheiß E. in ſeinem 
eigenen Intereſſe — als ſelbſt „Beteiligter“ — 
vorgegangen ſei. (Dafür liegt nach den Akten des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofs und des Oberamts auch keinerlei Anhalt 
vor.) Sie macht vielmehr lediglich geltend: nicht ſi e, ſon⸗ 
dern den Staat habe die Pflicht der Inſtandhaltung des 
Flußbetis getroffen, eventuell ſei neben ihr auch die Ge⸗ 
meinde Ee. unterhaltungspflichtig geweſen; die auf Ber: 
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anlaſſung der Beklagten ausgeführten Arbeiten haben aber 
auch nicht den bezweckten Erfolg gehabt, ſeien alſo keine 
„nützliche“, dem Intereſſe des Unterhaltungspflichtigen ent⸗ 
ſprechende Geſchäftsführung geweſen; überdies habe Schult⸗ 
heiß E. darauf verzichtet, die Gemeinde für ſeine Auslagen 
in Anſpruch zu nehmen. 

2. Auch dafür, daß irgend einer der ſonſtigen Streit⸗ 
fälle vorliege, in welchen nach den Art. 1, 10 und 11 des 
Geſ. über die Verwaltungsrechtspflege der Verwaltungsrechts⸗ 
weg ſtattfinden ſoll, ſpricht weder das beiderſeitige tatſäch⸗ 
liche Vorbringen, noch iſt es von einer der Parteien in ihren 
Rechtsausführungen geltend gemacht. Insbeſondere ſteht 
nicht etwa ein „öffentlichrechtlicher Anſpruch eines Einzelnen 
an die Gemeinde“ i. ©. des Art. 10 Ziff. 8 des ange⸗ 
führten Geſetzes in Frage; denn bei dieſer Beſtimmung hatte 
das Geſetz — wie aus ſeiner Begründung hervorgeht — neben 
den im Geſetzestext ausdrücklich hervorgehobenen Vergütungs⸗ 
anſprüchen auf Grund des § 7 des Kriegsleiſtungsgeſetzes 
lediglich ſolche öffentlich⸗rechtliche Anſprüche im Auge, welche 
dem einzelnen Gemeindebürger durch beſonde re geſetzliche 
Beſtimmungen, ſo namentlich durch den Art. 13 Abſ. 2 und 3 
der Allg. Bauordnung vom 6. Oktober 1872 gegenüber der 
Gemeinde gewährt worden find, vergl. Göz Verw. Rechts⸗ 
pflege § 22 Ziff. V. 4 (S. 294/296). Anſprüche, welche der 
Einzelne, wie hier der Rechtsvorgänger der Kläger, durch 
Erfüllung öffentlichrechtlicher Verpflichtungen der Gemeinde 
nach Geſchäftsführungsgrundſätzen erworben haben will, fallen 
darunter keinesfalls. 

3. Ergibt ſich aus dem bisher Geſagten, daß es an 
einer geſetzlichen Beſtimmung fehlt, auf welche die Zuläſſig⸗ 
keit des Verwaltungsrechtswegs für den erhobenen Anſpruch 
gegründet werden könnte, ſo geht umgekehrt die rein pri⸗ 
vatrechtliche Natur dieſes Anſpruchs weiter noch aus 
folgenden Erwägungen hervor: 

Auch wenn man unterſtellt (was im gegenwärtigen Ver⸗ 
fahren nicht entſchieden zu werden braucht), daß wirklich eine 
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öffentlichrechtliche Verpflichtung der Gemeinde E. zu den 
in Frage ſtehenden Fluß⸗ und Uferbauten beſtanden und daß 
das K. Oberamt mit Recht auf die Erfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung gedrängt habe, ſo war doch der Ortsvorſteher 
— wie ſchon in der Entſcheidung des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofs dargelegt iſt — vermöge ſeiner amtlichen Stel⸗ 
lung weder verpflichtet, noch berechtigt, gegen den 
mehrfach ausgeſprochenen Willen der bürger⸗ 
lichen Kollegien die in Rede ſtehenden Fluß⸗ und Ufer⸗ 
bauten mit verpflichtender Wirkung für die Gemeinde aus⸗ 
führen zu laſſen und zwar nach den zur Zeit ſeines Vor⸗ 
gehens noch in Kraft ſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen ſo 
wenig, wie nach den Vorſchriften der jetzigen Gemeindeord⸗ 
nung. Unterzog er ſich gleichwohl der Ausführung und Be⸗ 
zahlung jener Arbeiten — etwa mit Rückſicht darauf, daß 
er fie im Sinn des § 679 BGB. im öffentlichen Intereſſe 
für geboten erachtete — ſo konnte ſer das nicht als „Ver⸗ 
treter der Gemeinde“ tun, als „Träger der Exekution“ dieſer 
Gemeinde (wie das Landgericht in ſeinem Urteil angenom⸗ 
men hat); denn gerade als Exekutivorgan der Gemeinde ver⸗ 
ließ er ja offenſichtlich den Kreis ſeiner amtlichen Funk⸗ 
tionen, ſobald er ſich in Widerſpruch mit den Beſchlüſſen 
der bürgerlichen Kollegien ſetzte. Er ſtand vielmehr bei 
ſeiner angeblich im Intereſſe der Gemeinde unternommenen 
Handlung der Gemeinde als reiner Pri vatmann gegen⸗ 
über, wie jeder beliebige Dritte, der das Gleiche getan hätte. 

Aber auch wenn die bürgerlichen Kollegien der Gemeinde 
ſich gegenüber den ihnen angeſonnenen Flußbauten nicht ſo 
entſchieden ablehnend verhalten hätten, wie es tatſächlich der 
Fall war, ja ſelbſt, wenn ſie die Ausführung der Flußbauten 
bereits beſchloſſen gehabt hätten, würde doch Schultheiß E., 
indem er die ausgeführten Bauten aus ſeinem Privat ver⸗ 
mögen bezahlte, keine zur Erzeugung eines öffentliſch⸗ 
rechtlichen Anſpruchs geeignete Geſchäftsführung für die 
Gemeinde vorgenommen haben, weil überhaupt jede Aufwen⸗ 
dung aus ſeinen privaten Mitteln außerhalb des Kreiſes 
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ſeiner amtlichen Funktionen lag. Hätte er beiſpielsweiſe im 
ausdrücklichen Auftrag der Gemeinde die Koſten der Fluß⸗ 
bauten zunächſt aus ſeiner Taſche beſtritten oder hätte er der 
Gemeinde zu Zwecken der Flußbauten ein Darlehen gewährt 
oder endlich als Bürge die entſtandenen Koſten an Stelle 
der Gemeinde bezahlt, ſo wäre zweifellos zwiſchen ihm und 
der Gemeinde ein reines Privatrechtsverhältnis begründet 
worden, und zwar einerlei, ob die Gemeinde ihrer⸗ 
ſeits zu den Flußbauten aus privatrechtlichen oder öffent⸗ 
lichrechtlichen Gründen verpflichtet war (was ja den Geld⸗ 
geber nicht weiter berührt). In dieſer Hinſicht den Fall auf⸗ 
tragloſer Geſchäftsführung aber anders zu beurteilen, als 
die ſoeben beiſpielsweiſe angeführten 3 Fälle, liegt lediglich 
kein innerer Grund vor. Dem ſteht auch die im amtsgericht⸗ 
lichen Urteil angeführte Entſcheidung des Verwaltungsge⸗ 
richtshofs vom 23. Januar 1895 (Württ J. Band 7 S. 230) 
nicht entgegen: ſie behandelt den vom vorliegenden weſent⸗ 
lich verſchiedenen Fall, daß eine — ihrerſeits zur Ueberwa⸗ 
chung der Ortsſtraßen verpflichtete — Gemeinde an Stelle 
des kraft Ortsbauſtatuts zur Trottoirunterhaltung verpflich⸗ 
teten Hauseigentümers eine Ausbeſſerung des Trottoirs in 
Wahrnehmung ihrer ſtraßen polizeilichen 
Fürſor ge zunächſt hatte vornehmen laſſen und dann den 
Hauseigentümer im Weg der Geſchäftsführungsklage auf Er⸗ 
ſatz in Anſpruch genommen hatte. Dort iſt (auf S. 232 
Mitte und S. 233) ausdrücklich bemerkt: die erhobene Ge⸗ 
ſchäftsführungsklage habe in den Vorſchriften des öffentlichen 
Rechts ihre Grundlage gehabt, weil die Geſchäfts⸗ 
führung ſelbſt (nicht bloß die Verpflichtung, welche für 
einen andern erfüllt wurde) auf öffentlich⸗rechtlichen Gründen 
beruht habe. Vorliegend beruhte die Geſchäftsführung, wie 
angeführt, auf rein privatrechtlicher Grundlage. 
| 4. Die aus allem Ausgeführten, ſowie aus $ 13 des 
GVG. folgende Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtswegs wird 
in keiner Weiſe dadurch berührt, daß die Gerichte, wenn ſie 
auf Grund der gegenwärtigen Entſcheidung wieder mit der 
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Sache befaßt werden, vorausſichtlich auf Vorfragen (aller⸗ 
dings nicht mit einer über den Rechtſtreit hinausreichenden 
Rechtskraftwirkung) zu entſcheiden haben werden, die ins 
Gebiet des öffentlichen Rechts fallen. Vgl. Stein, ZPO. 
vor $ 1 bei Note 64 und 65 und die in dieſen Noten an⸗ 
geführten Entſcheidungen, auch RG. 75 S. 400 (unter Nr. 96), 
Göz, Verw. RPfl. S. 11/12. 

III. Gemäß Art. 14 Abſ. 5 des Geſ., betr. die Ent⸗ 
ſcheidung von Kompetenzkonflikten, hatte ſich der Gerichts⸗ 
hof auf den Ausſpruch zu beſchränken, daß der Rechtsweg 
zuläſſig ſei. 

Urteil des Kompetenzgerichtshofs vom 9. Mai 1917 i. S. 
des Sägmüllers E. u. Gen. in E. gegen die Gemeinde E., 
Koſtenerſatz für Flußbauten betr. 
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Haftung einer Gemeinde auf Grund nnbeanf 

tragter Geſchüfts führung für Bezahlung von 

Besinfektionsmitteln, die ein Apotheker auf Beran⸗ 

laſſung eines Gberamtstierarzis an Eigentümer ver⸗ 
ſenchter Gehöfte geliefert hat. 


Von Landgerichtsrat Betz in Waiblingen. 


I. Im Frühjahr 1911 brach in den Gehöften der Bauern 
A, B, C, der Teilgemeinde Z die Maul⸗ und Klauenſeuche aus. 
Auf Veranlaſſung des betreffenden Oberamtstierarztes Y 
ſandte N (einer der 2 in dem 8 Kil. entfernten Orte an⸗ 
ſäßigen Apotheker — in einem andern ebenfalls 8 Kil. ent⸗ 
fernten gleich gut erreichbaren Orte ſind noch 2 Apotheker) 
die zur Desinfektion (angeblich) erforderlichen Chemikalien 
nach Z und zwar im Febr. für A, am 11. März für B 
Sublimatpaſtillen je a 5 M. 20 Pf., am 29. April an A 
und O 50 Kil. Therapogen und 25 Kil. Chlorkalk (128 M. 
75 Pf.), am 2. Mai für B dto. (à 39 M.) zuſammen zum 
Preis von 178 M. Die Rechnungen lauteten zuerſt auf die 
Namen von A, B, C. Nach 2 Jahren verlangte N Zahlung 
der Geſamtſumme von der Z „für die zur Verhinderung der 
weiteren Seuchenausbreitung gelieferten Mittel“ mittelſt Klage 
„aus Kauf“ (käuflicher Lieſerung „auf Beſtellung durch V“). 

II. In I. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen wegen 
mangelnder Paſſivlegitimation der Z mit der Begründung, 
daß zwiſchen den Parteien ein Vertrag (über Lieferung) we⸗ 
der unmittelbar, noch im Auftrag des V abgeſchloſſen und 
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auch ſonſt nicht nachher Bezahlung ſeitens der Z übernommen 
worden ſei. | 

In II. (Berufungs⸗)Inſtanz wurde die Z verurteilt, 
nachdem erſt ſpäter in der Schlußverhandlung noch nützliche 
Geſchäftsführung geltend gemacht worden war (ohne daß 
gegneriſcherſeits Klagänderung gerügt worden wäre). Im 
Eingang des Berufungsurteils heißt es: „In der RS. 
betreffend Kauf u. a.“. 

Hier mag nebenbei bemerkt werden, daß unbeauftragte 
Geſchäftsführung und Vertrag (Kaufvertrag) Gegenſätze ſind, 
wobei je andere Prämiſſen, Begründung und Beweisfüh⸗ 
rung erfordert werden und im Koſtenpunkt z. B. wenn eine Be⸗ 
weisanordnung und Beweisaufnahme wegen des Zutreffens 
oder Nichtzutreffens eines Vertrags ſtattfand eine teilweiſe 
Koſtenzuſcheidung (bei Verurteilung aus anderem Geſichts⸗ 
punkt) an die Gegenpartei in Frage kommen könnte. Es iſt 
deshalb nicht korrekt, nicht logiſch, wenn in dem Berufungs⸗ 
urteil geſagt iſt: „ob eine vertragliche Haftung des 
Bkl. begründet iſt, kann auf fi) beruhen; denn jeden: 
falls haftet ſie — die Z — aus nützlicher Gefchäftsführung 
und ungerechtfertigter Bereicherung“; es war vielmehr in 
1. Linie zu prüfen, ob ein Vertrag (Rechtsgeſchäft) vor: 
liegt oder nicht; denn wenn ein Vertrag vorliegt, kann 
nicht mehr von einer unbeauftragten vertragsloſen' 
Geſchäftsführung die Rede ſein; nur wenn das Vorhanden⸗ 
ſein eines Vertrags förmlich negiert wird — nicht aber 
wenn es dahingeſtellt bleiben, auf ſich beruhen kann — war 
zu unterſuchen, ob nicht aus der nachträglich, eventuell gel⸗ 
tend gemachten Geſchäftsführung die Klage gerechtfertigt wäre. 
Bei der exkluſiven Natur der beiden Anſprüche gilt es ein 
entweder oder, nicht ein ſowohl nals auch bezüg⸗ 
lich des ganzen Anſpruchs oder einzelner Poſten der Klage 
und müßte eben die Klage aus dem einen oder andern Ge⸗ 
ſichtspunkt ganz oder teilweiſe zuvor fallen gelaſſen werden, 
falls die Entſcheidung auf einen (den zweiten) Klaggrund 
abgeſtellt werden ſoll (was aber, wie bereits erwähnt, im 
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Koſtenpunkt feine beſonderen Folgen haben kann). „Jeden⸗ 
falls“ kann etwas nicht als vertragsloſes Geſchäft 
behandelt werden, von dem unſicher iſt, ob es am Ende 
doch nicht ein vertrags mäßiges ſei — das iſt ein 
Widerſpruch in ſich ſelbſt. (In II. Inſtanz wäre ſchon des⸗ 
wegen auf dieſe Frage einzugehen geweſen, weil der eine 
Klaggrund in I. Inſtanz nicht durchſchlug.) 

III. Zunächſt ſind die geſetzlichen Beſtimmungen, die 
hier eingreifen, anzuführen um zu erwägen, wer eventuell 
als Geſchäfts herr bei einzelnen Poſten erſcheint und zu 
gelten hätte. 

1. Das hieher (für das Jahr 1911 noch) maßgebende 
württemb. AusfGeſ. vom 20. März 1881 zum alten Reichs⸗ 
viehſeuchengeſetz (Reg Bl. S. 189 ff) beſtimmt in Art. 20: 

Abſ. 1: Alle in den Art. 15— 19 nicht erwähnten 
Koſten fallen der Polizeibehörde gegenüber unbeſchadet 
etwaiger privatrechtlicher Regreßanſprüche dem Eigentü⸗ 
mer der verſ. Tiere zur Laſt, außerdem demjeni⸗ 
gen, in deſſen Gewahrſam oder Obhut (Stall, Gehöft, 
Weide uſw.) ſich die Tiere befinden, dem Begleiter der⸗ 
ſelben und ſoweit die Koſten durch Desinfektion von 
Ställen, Standorten oder beweglichen Gegenſtänden ver⸗ 
anlaßt find, dem Inh aber derſelben. 

(Abſ. 2: Die Koſten können von den genannten Ver⸗ 
pflichteten im Wege der Zwangsvollſtreckung nach Art. 10 ff. 
des Geſ. v. 18. Aug. 1879 beigetrieben werden.) 

Abſ. 3: Die Gemeinden haben dieſe Koſten im 
Fall des Un vermögens der genannten Verpflichteten 
zu tragen und erforderlichenfalls vorzuſchießen. 

2. Ein MiniſtErlaß an die K. Kreisregierungen, die 
Kgl. Oberämter, ſowie an die beamteten Tierärzte und die 
Ortsvorſteher vom 16. Januar 1896, Amtsbl. des MJ. 
S. 11 3 6. h verfügt: „Die Oberämter haben dahin zu wirken, 
daß in den von der Seuche betroffenen Gemeinden die 
erforderlichen Desinſektionsmittel insbeſondere friſch gelöſch⸗ 
ter Kalk auf Koſten der Gemeinde angeſchafft werden.“ 
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Aehnliche — zum Teil aber anders geftaltete Beſtimmung 
trifft das württemb. AusfGeſ. zum neuen, am 1. Mai 1912 
in Kraft getretenen, Viehſeuchengeſ. v. 8. Juli 1912, Reg.⸗ 
Bl. S. 292, Art. 25 Abſ. 1: 

„Alle in den Art. 20 — 24 nicht erwähnten Koſten fallen... 
dem Eigentümer zur Laſt ... mit der Maßgabe, daß die Koſten 
der Desinfektion von Räumlichkeiten und Gegenſtänden, ſoweit 
ſie nicht nach Art. 23 N. 2 die Gemeinde zu beſtreiten hat, 
zunächſt von dem Inhaber zu tragen ſind (Abſ. 2 und 3 ſind 
entſprechend (etwas präciſer) dem oben zit. Abſ. 2 und 3 des 
früheren Ausf Geſ.). Nach dem alleg. Art. 23 N. 2 haben 
die Gemeinden auf ihre Koſten die chemiſchen Des⸗ 
infektions mittel anzuſchaffen. 

Es hat demnach die behandelte Frage auch jetzt noch — 
mit entſprechender Aenderung — praktiſche Bedeutung; rück⸗ 
wärtige Anwendung dieſer geänderten Regulierung auf frühere 
Verhältniſſe, Pflichten, Anſprüche iſt nicht gerechtfertigt. 

Nach dem zu III I zit. Art. 20 fallen alſo einzelne 
Koſten dem Eigentümer, Inhaber, Begleiter zur Laſt und 
zwar als öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung wie aus dem Wort⸗ 
laut und dem ganzen Zuſammenhang, aus den Worten „der 
Polizeibehörde gegenüber“ und aus der Berufung auf Art. 10 
des Geſ. v. 18. Aug. 1879 hervorgeht. Nun ſcheint die zu 
III. 2 zit. MiniſtVerfgg. hiemit teilweiſe im Widerſpruch zu 
ſtehen — wonach dafür zu ſorgen war, daß ... die erfor⸗ 
derlichen Desinfektionsmittel von Kalk auf Koſten der Ge⸗ 
meinde angeſchafft werden, falls damit geſagt ſein ſollte, daß 
die Gemeinden die diesbezügliche Koſtenlaſt überhaupt in 
1. Linie und effektiv zu tragen haben, während nach zit. 
Abſ. 3 die Gemeinden nur im Unvermögensfall die Koſten 
zu tragen und vorzuſchießen hätten. Offenbar iſt aber — 
da es ſonſt eine geſetzwidrige ungültige Beſtimmung wäre — 
nur dem Oberamt die Sorge dafür auferlegt, daß die ent⸗ 
ſprechenden Mittel parat ſeien, andernfalls zunächſt ſeitens der 
Gemeinde auf ihre Koſten angeſchafft und dann an die Ei⸗ 
gentümer gegen Erſatz abgegeben werden können, ohne daß 
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andererjeit3 dieſe ſolche von der Gemeinde zu beziehen ver⸗ 
pflichtet wären, ſei es weil ſie ſelbſt ſolche noch von früheren 
Fällen her oder überhaupt (3. B. ein Drogiſt, Apotheker) ſchon 
hätten oder irgendwo anders her (billiger) beziehen können 
und beziehen. 

IV. Weſſen Geſchäfte wurden nun im vorwürfigen Prozeß⸗ 
fall von N in Wirklichkeit geführt und welche wollte er füh⸗ 
ren? Dies führt auf die Frage der Paſſivlegitimation in 
ſolchen Fällen bzw. in jenem Prozeß. 

Nach § 686 BGB. würde der Irrtum an ſich zwar 
nichts ſchaden, da eben der wirkliche (effektive, eigentliche) 
Geſchäftsherr verpflichtet würde (cf. auch RG Kommentar zu 
§ 677 Anm. 2 — es genügt Blankett — für den, den es 
angeht). Uebrigens wenn im Laufe eines Prozeſſes als der 
richtige Verpflichtete ein anderer als der Bekl. konſtatiert 
oder der Bekl. nicht als ſolcher angenommen wird, müßte 
eben die Klage abgewieſen werden, während wenn es nur 
ſich herausſtellt, daß der Kl. bei der Geſchäftsführung be⸗ 
züglich der Perſon ſich ſelbſt getäuſcht hat, aber der Bell. 
doch der richtige Geſchäftsherr wäre, der Bekl. dies nicht zu 
ſeinen Gunſten verwerten und es dem Kl. nicht ſchaden könnte 
— die Paſſivlegitimation des Bekl. wäre dennoch ge⸗ 
geben. 

Allem nach wollte in unſerm Fall die Geſchäftsführung 
für die einzelnen Gehöfteinhaber erfolgen wie denn ſpeziell 
auch die einzelnen Quantitäten für die einzelnen Gehöfte 
und in Zwiſchenzeiträumen in den Rechnungen und in der 
Aufgabe der Rezepte auseinandergehalten wurden und er⸗ 
ſcheinen die betreffenden Eigentümer A, B, C als die © e- 
ſchäftsherren um ſo mehr, da es vermögliche Perſonen 
ſind und die Gemeinde (Z) nur im Unvermögensfalle ver⸗ 
pflichtet ſein könnte. Würde die Gemeinde als Geſchäfts⸗ 
herr angeſehen, ſo wäre es eine Umkehrung des Verpflichteten⸗ 
Verhältniſſes, ſie erſchiene als in 1. Linie verpflichtet, wäh⸗ 
rend ſie nur ſubſidiär in 2. Linie haften ſoll. 

Nach dem oben angeführten württemb. neuen Geſ. vom 
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J. 1912 kann teilweiſe eine andere Auffaſſung begründet 
ſein, da die Gemeinden definitiv einen Teil der Koſten, ſpe⸗ 
ziell die chemiſchen Desinfektionsmittel zu tragen haben. 
Deswegen wird das Berufungsurteil nicht Recht haben, 
wenn es ohne weiteres ſtrikte den Oberſatz aufſtellt: „die 2 
ſei verpflichtet geweſen, die von X verordneten „Mittel zu 
beſchaffen und die Koſten hiefür auszulegen“. Dies iſt auch 
inſofern nicht ganz richtig, als wie ſchon ausgeführt — 
eigentlich das Oberamt dafür zu ſorgen gehabt hätte, daß 
fie nicht fehlen und bzw. hätte N allenfalls die Geſchäfte des 
Oberamts beſorgt. 

V. In dem erwähnten Berufungsurteil (cf. oben II) 
iſt die Begründung (bezüglich der Verurteilung der Z) dahin 
gegeben: „die 2 ſei verpflichtet geweſen, die von X verord⸗ 
neten Desinfektionsmittel in den von dieſem bezeichneten 
Mengen zu beſchaffen und die Koſten hiefür auszulegen; 
dieſe Pflicht ſei auf Veranlaſſung des Y von N erfüllt wor⸗ 
den; daß die Erfüllung im öffentlichen Intereſſe gelegen ſei, 
könne einem Zweifel nicht unterliegen, die Bekl. habe daher 
nach 85 679, 683 BGB. die Aufwendungen des N zu er⸗ 
ſetzen, auch wenn fie je mit der Geſchäftsführung des N nicht 
einverſtanden geweſen ſein ſollte.“ Hier weiſt die Argumen⸗ 
tation eine ſtarke Lücke auf und hinkt der Schluß „daher“, 
auch wenn alle die hervorgehobenen Momente nicht zu be⸗ 
anſtanden wären. Der Kernpunkt der Frage iſt nämlich, 
ob „ohne die Geſchäftsführung“ die Pflicht (falls ſie 
überhaupt bei 2 beſtand) vorausſichtlich nicht rechtzeitig bzw. 
überhaupt nicht oder nicht ſo wie es erforderlich war, er⸗ 
füllt worden wäre ($ 679 BGB.). Dieſes Moment, dieſe 
Feſtſtellung fehlt in der Schlußkette. Die irrtümliche An⸗ 
nahme, daß die Prämiſſen (Vorausſetzungen) gegeben ſeien, 
würde den Tatbeſtand des § 679 nicht erfüllen (RGKom⸗ 
mentar hiezu Anm. 6 S. 510). Es fehlt an der Begrün⸗ 
dung und iſt auch im Prozeß ſeitens des Klägers nicht näher 
dargetan worden, daß z. B., wenn der Kläger nicht einge⸗ 
ſprungen wäre, die Erfüllung unterblieben, Verzögerung ein⸗ 
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getreten wäre, daß die Z (ein Vertreter der Z), der Eigen- 
tümer, Inhaber des Stalls uſw., ſich geweigert hätten, den 
Anordnungen des Tierarztes zu willfahren; es iſt im Prozeß 
nicht einmal behauptet worden, daß die Z von der dringen⸗ 
den Notwendigkeit der beſtellten Lieferung benachrichtigt wor⸗ 
den ſei. Zur Verurteilung konnte es bei entgegenſtehendem 
Willen des Geſchäftsherrn nach 8 683 Satz 2 nur kommen, 
wenn ſämtliche Vorausſetzungen des § 679 gegeben find. 

Da zudem die Beſtellung und Lieferung zu verſchiedenen 
Zeiten (Febr., März, April, Mai) und teilweiſe für einen 
und denſelben Bauer erfolgte, war ſicherlich nicht ohne wei⸗ 
teres jedesmal anzunehmen geweſen, daß die Gemeinde uſw. 
ihre diesbezügliche Pflicht nicht erfüllen würde oder könnte 
und wäre bei jedem einzelnen Poſten zu unterſcheiden und 
zu unterſuchen geweſen, ob § 679 uſw. zutreffe oder nicht. 

VI. In dem Kommentar der Reichsgerichtsräte (1. Auf⸗ 
lage) zum BGB. iſt in den Vorbemerkungen zum 11. Titel 
des II. Buchs „Geſchäfts führung ohne Auftrag“ S. 507 
ausgeführt: „Deshalb iſt dieſelbe kein Rechtsgeſchäft; ſie iſt 
ein Handeln, das Rechtswirkungen erzeugt und zwiſchen dem 
Handelnden und der Perſon, für welche er handelt ein ver⸗ 
tragsähnliches Verhältnis ſchafft; nur dieſes letztere Ver⸗ 
hältnis regeln die 88 677 —87.“ 

In Anm. 2 heißt es: „Soweit es ſich um Leiſtungen 
handelt, welche Gegenſtand eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags 
ſein können, wie die Behandlung eines Kranken durch einen 
Arzt — ſ. hierüber Vorbemerkung 2 vor § 662 — bieten 
ſich die Beſtimmungen über die Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag als zur entſprechenden Anwendung dar; für andere 
Hilfsleiſtungen, die nicht eine Tätigkeit, ſondern ein Geben 
zum Inhalt haben — der Apotheker hat auf Veranlaſſung 
des Arztes Verbandſtoffe und Heilmittel ohne Vertrag ge⸗ 
liefert — kann Erſatz nur aus dem Rechtsgrunde der unge⸗ 
rechtfertigten Bereicherung gefordert werden. Einen Anſpruch 
aus nützlicher Verwendung wie er nach gemeinem Recht 
(A. de in rem verso) uſw. ... hier einſetzen würde, kennt 
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das BGB. nicht.“ Es hätte alfo auch aus dieſem Grund 
(unbeauftragter Geſchäftsführung) eine Verurteilung nicht 
oder nur zum Teil erfolgen können. 

VII. Endlich mag noch die Frage der Verjährung 
einer Prüfung unterzogen werden. Nach dem zit. RGKom⸗ 
mentar S. 507 Anm. 3 iſt die Verjährung der Anſprüche 
aus der Geſchäftsführung eine 30 jährige ($ 195 BGB.). 
Es würde alſo, wenn man überhaupt im vorwürfigen Fall 
eine privatrechtliche unbeauftragte Geſchäftsführung in all⸗ 
weg begründet ſein ließe, nicht die kurze Verjährung gelten. 

Wenn in Boſchers Zeitſchrift Bd. 55 S. 186 geſagt iſt, 
der Rechtstitel ſei irrelevant (nicht bloß Anſprüche aus 
Dienſt⸗ und Werkvertrag, ſondern auch ſolche aus Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag oder ungerechtfertigter Bereicherung 
fallen darunter, d. h. es treffe die kurze Verjährung zu) und 
auf Württ JJ. 21 S. 140, 271 Bezug genommen iſt, fo wird 
dies bei den dort behandelten Fällen richtig ſein, da man ſie 
unter die betreffenden Beſtimmungen 8 196 Z. 3 bzw. Z. 11 
BGB. wie dort ausgeführt, unterbringen kann; übrigens 
ſtützt ſich bei dem dort erwähnten $ 781 BGB. die kurze 
Verjährung darauf, daß der urſprüngliche Rechtstitel (Wa⸗ 
renforderung uſw.) als aufrecht erhalten angenommen iſt und 
ſonach kein anderer, neuer Rechtstitel vorliegt. Im vorlie⸗ 
genden Fall fragt es ſich, inwiefern überhaupt eine kurze 
Verjährung gelten ſolle; der Anſpruch läßt ſich ohne Zwang 
nicht unter die Beſtimmungen des § 196 BGB. einreihen, 
oder welche Ziffer ſoll anwendbar ſein? Ev. könnte Z. 1 in 
Betracht kommen, wenn es ſich trifft, daß der Apotheker 
unter die Kategorie der dort bezeichneten Perſonen (Fabri⸗ 
kant, Kaufmann uſw.) falle; allein wenn er als nego- 
tiorum gestor handelt, tritt dieſes ſubjektive Moment zu- 
rück, er iſt eben (wie irgend ein anderer Dritter, non- 
marchand uſw.) nur Geſchäfts führer; die Chemikalien, 


die er qua Geſchäftsführer liefert, bilden eben einen Teil der 
Aufwendung, die er als ſolcher erſetzt verlangt, ſie ſind bei 


dieſem Vorgang auch nicht „Ware“, wenn er ſie ſonſt 
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auch als Ware feilhält uſw., es iſt keine „rechtsgeſchäft⸗ 
liche Warenlieferung“; es iſt gerade ſo (in dieſer Be⸗ 
ziehung) wie wenn ein Dritter Nichtkaufmann uſw. dieſe 
Chemikalien, die er für ſich, auf ſeinen Namen bei ihm ge⸗ 
kauft hat, liefert; dieſem Dritten gegenüber wäre ev. die 
Forderung des Apothekers eine ſolche im Sinn des § 196 
Z. 1 BGB. ). 

Falls etwa ein Tierarzt neben ſeiner Dienſtleiſtung 
Desinfektionsmittel uſw. liefert, könnte ganz analog den in 
Boſchers Z. Bd. 55 S. 186 uſw. gegebenen Ausführungen 
der Anſpruch auf Erſatz für die Mittel als Entſchädigung 
für „Auslagen“ gemäß § 196 Z. 14 BGB. mit der kurzen 
Verjährungsfriſt behaftet gelten, mag dieſe Lieferung als ein 
abhängiges Nebengeſchäft ($ 224 BGB.) oder als ein ſelb⸗ 
ſtändiges (auf unbeauftragter Geſchäftsführung beruhendes) 
Nebengeſchäft aufgefaßt werden. Würde die Dienſtleiſtung des 
Tierarztes ſelbſt aus unbeauftragter Geſchäftsführung reſul⸗ 
tieren, dann würden nach dem eingangs zit. RGKommentar 
die beiden Forderungen wohl erſt in 30 Jahren verjähren 
(anders nach zit. Boſcher uſw. wenn man es überhaupt ge⸗ 
nerell faßt, d. h. wenn es überhaupt auf den Rechtstitel nicht 
ankommen ſoll). 

Sofern Erſatz ganz oder teilweiſe bzw. nebenher nur 
aus dem Rechtsgrund der ungerechtfertigten Bereicherung 
(vgl. zu VI) gefordert wird und gefordert werden kann, 
treffen dafür, was die Verjährung betrifft, die oben ge⸗ 
gebenen Ausführungen entſprechend zu. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XVIII. 3. 25 
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Literariſche Anzeigen. 


Die Kriegsgeſetze prozeßrechtlichen Inhalts. Im Anſchluß an 
Fr. Steins Kommentar zur CPO. erläutert von OLGR. Dr. Otto 
Warneyer (Tübingen, Mohr; geh. 9 M., geb. 11 M. 50 Pf.). 

Das in der äußeren Form und der Art der Darſtellung an den 
Gaupp⸗Stein ſſchen Kommentar ſich anſchließende Werk des be⸗ 
kannten Verfaſſers ſtellt eine wertvolle Bereicherung der umfangreichen 
Literatur über die — vielfache Streitfragen veranlaſſenden — Kriegs⸗ 
geſetze prozeßrechtlichen Inhalts dar. Die Literatur iſt, wie von dem 
literaturkundigen Verfaſſer zu erwarten war, eingehend berückſichtigt, da⸗ 
neben aber die wohlerwogene eigene Anſicht ſorgfältig begründet (vgl. 
z. B. die Behandlung der Frage, ob Unterbrechung bzw. Ansſetzung 
ſtattzufinden hat, wenn eine offene Handelsgeſellſchaft Prozeßpartei iſt, 
auf S. 16— 17). Das Werk, das in feinen verſchiedenen Abſchnitten 
„Kriegsteilnehmerſchutz“, „Schutz des Schuldners“, „Maßnahmen gegen 
das Ausland“, „Entlaſtung der Gerichte“, „Sonſtige die Prozeßgeſetze 
für die Dauer des Kriegs abändernde Verordnungen“, „Beſondere Ver⸗ 
fügungen in Miet⸗ und Hyvpothekenangelegenheiten“ behandelt und deſſen 
Brauchbarkeit durch ein ausführliches Sachregiſter erhöht wird, iſt dem 
Praktiker aufs wärmſte zu empfehlen. 

Kriegsgeſetze zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen. Mit Ein⸗ 
leitung, Erläuterungen und ausführlichem Inhaltsverzeichnis herausge⸗ 
geben von RA. und Notar Dr. Heß (Stuttgart, J. Heß, Vierte ver⸗ 
mehrte und verbeſſerte Auflage, geh. 11 M., geb. 12 M. 20 Pf.). Das 
ſchon in Württ J. Bd. 27 S. 130 angezeigte und empfohlene Buch hat 
weithin Anerkennung und Verbreitung gefunden, wie die Tatſache be⸗ 
weiſt, daß es jetzt in vierter Auflage erſcheint. In ihr ſind einige 
Gebiete (Volksernährung, ſoziale Fürſorge) ausgeſchieden, von andern 
(Höchſtpreiſe, Kriegswucher) nur die leitenden Grundſätze dargelegt, 
neu aufgenommen die Beſtimmungen über Kriegs⸗ und Belagerungszu⸗ 
ſtand und ein Verzeichnis der geſetzlichen Beſtimmungen nach der Zeit⸗ 
folge. So wird das handliche Buch auch jetzt ſich neue Freunde erwerben. 

Pf. 
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Alphabetiſches Pachregiſter. 


(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


A. 


Lieferung auf Abruf 
bis zu beſtimmter Zeit 149. 

Amtskörperſchaftsumlage. Berech⸗ 
nung ihrer Grundlage 100. 

Anfechtung frauduloſer Veräuße⸗ 
rungen der off. Handelsgeſell⸗ 
ſchaft durch Privatgläubiger eines 
Geſellſchafters 1. 

— Keine A., wenn durch Erbver⸗ 
trag zwiſchen Vater und erſtehe⸗ 
licher Tochter die zweite Frau 
und ihre Kinder auf den Pflicht⸗ 
teil beſchränkt ſind 51. 

Anliegerbeitrag erſt nach Ansfüh— 
rung der Ortsſtraße 254. 

Antichretiſcher Nießbrauch 44. 

Arzt, öffentlicher, im Sinne von 
Art. 5 Abſ. 2 AusfG. zum Unter: 
ſtütz WohnſG. 119. 

Ausfuhr⸗ als Durchfuhrverbot 216. 

Auslandsdeutſche. Strafbarer Er— 
werb fremder Staatsangehörig⸗ 
keit durch wehrpflichtige A. 213. 


B. 


Belagerungszuſtandsgeſetz. Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Verwaltungsge- 
richtshofs für Beſchwerden gegen 


Abrufklauſel. 


Verfügungen des Militärbefehls⸗ 


habers 362. 
Verſuch einer Handlung im Sinne 
von § 9b Bel ZuſtG. 289. 
Beleidigung durch alternativen Be: 
zicht über zwei Schweſtern 310. 
Bereicherung, ungerechtfertigte. 
Nicht, wenn eine Sanierung miß⸗ 
lingt 34. 


Bereicherung. U. B. des Hypotheken⸗ 
gläubigers, der eine nichtige Hy⸗ 
pothek einem gutgläubigen Drit⸗ 
ten übertrug 305. 

— Bereicherungsklage des Gläu⸗ 
bigers, der dem Teilungsplan 
bei der Zwangsverſteigerung 
nicht widerſprach 54. 

— Keine Beklage des Geiſteskran⸗ 
ken, wenn eine Nichtſchuld für 
ihn bezahlt wird 152. 

Beſchlagnahme der verkauften Ware 
nach Abſendung und vor Ueber⸗ 
gabe 263. f 

Betriebsſtörung. Begriff 20. 

Betriebsunternehmer bei Vergebung 
der Fütterung und Pflege des 
Gemeindefarrens 158. 

Betrug. Vermögensſchaden beim 
Viehhandel 224. 

Bordell hypothek 162 und 305. 

Briefhypothek. Briefübergabe bei 
der Verpfändung 170. 

Brot. Abgabe von friſchgebackenem 
Br. 196. 


E. 
Eckgebäude. Begriff 341. 
Einkommenſteuer. Auslegung des 


Art. 67 Abſ. 1 EinkStG. 355. 
— Heranziehung des Reichs zur 
. Gemeindeeinkommenſteuer 


— Steuerpflicht der württ. Ge⸗ 
ſandten und Bundesratsbevoll⸗ 
mächtigten in Berlin mit Wohn⸗ 
ſitz in Württ. 348. 

— Steuerpflicht für Rabatt aus 
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dem Ankauf von Zielerforderun⸗ 
gen 333. 

Einkommenſteuer. Unternehmer des 
Gewerbebetriebs im Fall von 
Art. 8 Ziff. 1 EinkStG. 106. 

Eiſenbahnfrachtvertrag. Beweis des 
Abſchluſſes. Haftung für das 
Frachtgut 300. 

Erbvertrag zwiſchen Vater und erſt⸗ 
ehelicher Tochter zum Nachteil 

75 zweiten Frau und ihrer Kin⸗ 

er 51. 

ene ef land⸗ 
rechtliche 193. 

Eventuelle loser iſt unzu⸗ 
läſſig 268. 


F. 


Fahrläſſigkeit. Schießen mit Luft⸗ 
N Erſatzpflicht des Vaters 


— Ungenügende Feſtſtellung der 
. 219 


Fürſorgeerziehung. Maßgebender 
Zeitpunkt für die Erſatzpflicht 
des Ortsarmenverbands 243. 


G. 


Gemeindefarren. Tierhalter und 
Betriebs unternehmer 158. 

Gemeindeunterbeamte ſind durch 
ihren Unfall trotz Fortbezug des 
Gehalts geſchädigt 285. 

Gerichtliche Entſcheidung kann we⸗ 
gen Ablehnung der Wiederauf— 
nahme der Anklage beantragt 
werden 77. 

Gerichtskoſtenſchuld der Frau in 
landrechtl. Errungenſchaftsgeſell⸗ 
ſchaft begründet keine Zahlungs: 
pflicht des Mannes 193. 

Geſchäftsführung ohne Auftrag im 
öffentlichen Recht 370. 

— G. o. A. für die Gemeinde 
durch den Apotheker, der auf Ver- 
anlaſſung des Oberamtstierarzts 
Desinfektionsmittelan Eigentümer 
verſeuchter Gehöfte liefert 377. 

Gewerbeſteuer nur, wenn Gewerbe— 
gewinn beabſichtigt iſt 248. 

— G. bei Viehhaltung und Ver⸗ 
wertung ihrer Erzeugniſſe 322. 

Grober Unfug durch Hetzreden 217. 
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Gute Sitten und e auf die 
Kriegsklauſel 13 

— G. S. geſtatten, daß Kriegs⸗ 
lieferungsaufträge gegen Gewinn⸗ 
anteil vermittelt werden 133. 

— G. S. können geſtatten, daß elf⸗ 
jähriges Kind durch den Vater bis 
au Volljährigkeit verdingt wird 


H. 


Haftpflichtverſicherung. Tatſäch⸗ 
liches Herbeiführen des Schadens 
im Zuſammenhang mit der Be⸗ 
rufspflicht 292. 

Hausflur iſt, wenn offen, ein öffent⸗ 
licher Ort 79. 

Hauskanalkoſten find keine öfſent⸗ 
liche Laſt des Grundſtücks 54. 
Herkommen als Entſtehungsgrund 
einer öffentlichen Wegdienſtbar⸗ 


keit 330. 
Mehlpreisüberſchrei⸗ 


Höchſtpreiſe. 
tung 197. 
— Milchpreisüberſchreitung 201. 
Höhere Gewalt. Begriff ihrer un⸗ 
vorhergeſehenen Urſache 20. 


J. 

Jagd. Unterbrechung des Zuſam⸗ 
menhangs eines Grundbeſitzes 
durch Aufhebung eines Wegs 93. 

Impfeutziehung. Wiederholte Be⸗ 
ſtrafung iſt zuläſſig 97. 


K. 


Kapitalſteuerpflicht der württ. Ge⸗ 
ſandten und Bundesratsbevoll⸗ 
mächtigten in Berlin mit Wohn⸗ 
ſitz in Württ. 348. 

— K. für Rabatt aus dem Ankauf 
von Zielerforderungen 333. 

Knebelungsvertrag iſt nichtig 1. 

Kollekte. Begriff 83. 

Kraftfahrgeſetz. Uebergang des 
Schadenserſatzanſpruchs auf einen 
Verſicherungsträger. Anſpruchs⸗ 
e und ihre Hemmung 
2 


Krankenverſicherung. Schaden des 
verletzten, verſicherungsfreien Ge⸗ 
meindeunterbeamten, der den Ge⸗ 
halt fortbezieht. Abtretung des 
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Erſatzanſpruchs an die Gemeinde 
285 


Krieg. Abgeben friſchen Brots 197. 
be als Durchfuhrverbot 


— Bedeutung der Kriegsklauſel 13. 

— Betriebsſtörung 20. 

— Belagerungszuſtandsgeſetz 209 
und 362. 


— Beſchlagnahme der verkauften 
Ware nach Abſendung und vor 
Uebergabe 268. 

— Iſt die Berufung auf die Kriegs⸗ 
klauſel ſittenwidrig? 13 und 20. 

— Mahlen des Getreides von 
Selbſtverſorgern ohne Mahl⸗ 

ſchein 236. 

— Verbrauch beſchlagnahmter Ge⸗ 
treidevorräte 233. 

— Vergehen gegen das Höchſtpreis⸗ 
geſetz 197 und 201. 

— Verhältnismäßige Verteilung 
der Vorräte des Verkäufers unter 
die Beſteller 20. 1 

— Verſchaffung von Lieferungs⸗ 
1 gegen Gewinnauteil 

— Warenabgabeverweigerung 206. 

— Was ſind unvorhergeſehene Ur⸗ 
ſachen höherer Gewalt? 20. 

— Wehrpflichtverletzung durch Er⸗ 
werb fremder Staatsangehörig⸗ 
keit 212. 

— Wirkſame Gewährung der Zah⸗ 
lungsfriſt durch ein unzuſtändiges 
Gericht 191. 


— Zahlungsfriſt nicht neben Vor⸗ 


nn beſchränkter Erbenhaftung 


L. 
Leibgedinge ſind pfändbar 67. 
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